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Vorwort

Dieses Manuskript verdankt seine Entstehung nicht tagespolitischen Inter
essen. Auch war ein Drang zur subjektiv-biographischen Bilanzierung von
Siegen und Niederlagen, von „Endsiegen" und Neuanfängen nicht zuverspü
ren. Das Projekt, dieVeränderungen und Umbrüche indeninternationalen
Machtbeziehungen genauer zu analysieren, entstand vielmehr in Diskus
sions- und Forschungszusammenhängen, die sichseit 1989 in Marburg mit
der Gründung der Förschungsgruppe Europäische Gemeinschaften (FEG)
etabliert haben. Zunächst bestand lediglich das Interesse,die neue Dynamik
der westeuropäischen Integration im Zusammenhang der Veränderungen
der ökonomischen undpolitischen Machtbeziehungen zwischen denkapita
listischen Zentren (NordamerikaAJSA, Ostasien/Japan, Westeuro
pa/Deutschland) zu erfassen.

Mit dem Zusammenbruch der „realsozialistischen" Systeme in Mittel-
und Osteuropa seit1989- vorallem abermit derHerstellungderEinheit und
Souveränität Deutschlands im Jahre 1990 - haben sich freilich neue Frage
stellungen ergeben. Die Neubestimmung der Beziehungen zwischen den
kapitalistischen Zentren erfolgt nunmehr im Kontext der Auflösung der
alten „bipolaren Ordnung", der Auflösung der Systemkonkurrenz, und der
Auseinandersetzung um neue Macht- und Hegemonialordnungen im inter
nationalen System.

Welche Ordnungen aus diesen Auseinandersetzungen hervorgehen wer
den, läßtsich zum gegenwärtigen Zeitpunkt überhaupt nicht mitSicherheit
prognostizieren. Sicher ist nur, daß diealten Ordnungen sich auflösen und
daß sich in den vergangenen Jahren die Kräftekonstellationen auch inner
halb der kapitalistischen Welt verändert haben. Hiergehtes in erster Linie
darum,diebestimmenden gesellschaftlichen und politischen Hiebkräftedie
ses Vhndels zu erfassen und dabei auch die internationale politikwissen
schaftliche Debatte - vor allem den „Streit der Schulen" in den USA -
auszuwerten.

In der Zeit, in der ich (1990/1991) an diesem Manuskript geschrieben
habe, hat michdie Dramatik der internationalen politischen Ereignisse (vor
allem die Existenzkrise der Sowjetunion, der Umschlag der Stimmungen in
der ehemaligen DDR und der Golfkrieg) immer wieder zu einer Überprü
fung der Grundkonzeption dieserArbeit gezwungen. Dennoch ist es unver
meidlich, daßsowohl angesichts desschnellen Wandels inder Weltpolitik als
auchangesichts desRisikos vonZukunftsprognosen, dasjaschonindenTitel
dieser Studie eingeschrieben ist, einige meiner Vermutungen und Wertungen



keinen Bestand haben werden. Ich kann nur hofien, daß sich die Grundkon
zeption dieser Untersuchung als einigermaßen tragfähig erweisen wird.

Ich danke allen, die mit mir über die Thematik und Konzeption dieser
Untersuchung diskutiert und mich mit Literatur und Ideen versorgt haben.

Marburg, Mai 1991 Frank D e p p e



1. Die weltgeschichtliche Zäsur 1989/90

Zum Ende des 20. Jahrhunderts ist die Weltgeschichte in Bewegung geraten.
Die Geschichtsbücher, die von künftigen Generationen zu lesen sind, werden
auf jeden Fall das Datum 1989/90 als eine der großen Epochenschwellendes
20. Jahrhunderts markieren. Die beiden anderen Periodisierungsmarken -
1917/18 und 1945 - stehen jeweils am Ende der beiden Weltkriege dieses
Jahrhunderts. In ihnen verdichten sich zum einen die zeitweiligen Resultate
von gewaltsamen Auseinandersetzungenumdie Festschreibungimperialisti
scher Hegemonialordnungen. Zum anderen wurde ihre welthistorische Be
deutungdurch den Sachverhalt bestimmt,daß die im Nameneiner sozialisti
schen bzw. kommunistischen Kritik des Kapitalismus und Imperialismus
angetretenen sozialen und politischen Bewegungen zur staatlich-territoria
len Macht werden - zunächst die Sowjetunion im Gefolge der russischen
Oktoberrevolution des Jahres 1917, sodann - nach der Befreiung vom Rk-
schismus - die Länder Ost- und Mitteleuropas und, gleichsam im Nachgang
zur Niederlage des japanischen Imperialismus im Fernen Osten, der Sieg der
chinesischen Revolution im Jahre 1949.

Das herausragende Merkmal der Erschütterung und Veränderung der
weltpolitischen Strukturen in der zweiten Hälfte der 80er Jahre besteht
zunächst einmal darin, daß sie nicht im Medium und Resultat jener Gewalt
verhältnisse stattfinden, die die beiden Weltkriege ausgezeichnet hatten.
Gleichwohl enthalten sie im Kern eine fundamentale Revision jener Kräfte
konstellationen, die sich namentlich im Gefolge des zweiten Weltkrieges in
Gestalt der Systemkonurrenz zwischen sozialistischen und kapitalistischen
Staatensystemen herausgebildet hatten. Das Jahr 1989 kann gerade deshalb
als eine weltgeschichtliche 2Läsur gelten, weil der Ost-West-Konflikt unum
kehrbar zu Ende und damit zum Material für die Historiker geworden ist
(vgl. Senghaas, 1990, S. 7). Deren Arbeiten werden nunmehr freilich im
Wissen um das geschichtliche Resultat des Kalten Krieges verfaßt und die
Interpretationsmacht jener zeitgeschichtlichen Werke ersetzen, die von der
bestehenden und scheinbar starren, unveränderlichen Struktur der System
konkurrenz ausgegangen waren.

Füreine solche Konstellation des Umbruchs gilt, daß die alten Strukturen
sich auflösen, zerfallen, während gleichzeitig der Prozeß der Neubildung von
gesellschaftlichen und politischen Strukturen sowie von weltpolitischen und
-wirtschaftlichen Machtstrukturen und Hegemonialordnungen noch nicht
abgeschlossen ist, sich im Fluße befindet. Selbstverständlich sind dabei die
Interessen und Ziele der relevanten Akteure als politische Handlungsziele
sowie als Elemente neuer Konkurrenz- und Konfliktformationen erkennbar.



Gleichwohl sind doch nur prognostische Annäherungen an die Beantwor
tung der Frage möglich,welche Interessen und Optionen sich letztlich in der
Institutionalisierung neuer Ordnungen durchsetzen und die relative Stabili
tät einer neuen, weltgeschichtlichen Epoche bestimmen werden. Soweit sol
che Prognosen überhaupt auf einen allgemeinen Nenner zu bringen sind,
beschreiben sie mögliche Entwicklungstendenzen „Jenseits der Systemkon
kurrenz". Diese werden sich im V^derspruch zwischen neuen Risikopoten
tialen und dem Konflikt um neue hegemoniale Ordnungen aufder einen und
der Chance zur Etablierung einer „Struktur dauerhaften Friedens" (Seng
haas) auf der anderen Seite bewegen. Diesewärenicht nur an der Überwin
dung der Rostungskonkurrenz und der Schaffung neuer Sicherheitsstruktu
ren -vor allem in Europa sondern auch an einer bewußten Gestaltung der
sozialökonomischen, ökologischen und kulturellen Lebensbedingungen der
Völker zu messen.

Die wissenschaftliche Analyse wird sich freilich in erster Linie auf die
Voraussetzungen, die historisch-gesellschaftlichen Bedingungen, also auch
auf die „Inkubationszeit" jener Umwälzungen zu konzentrieren haben. Auf
diese Weise kann die Frage nach den bestimmenden Ibndenzen dieses An
dels als auch nach den objektiven Möglichkeiten künftiger Entwicklungen,
die sich stets über das Bewußtsein und Handeln politischer Akteure Geltung
verschaffen, beantwortet werden.

Der Begriff „Weltgeschichte" wird hier nicht in jenem emphatischen,
normativen Sinne verwendet, den ihm die Philosophie der Aufklärung, die
idealistische Geschichtsphilosophie, die frühe positivistische Gesellschafts-
theorie und schließlich auch der Marxismus verliehen haben. Die Weltge
schichtewird nicht als der metaphysische Konstruktionsplan des Fortschrei
tens der Vernunft in der Menschheitsgeschichte begriffen, nach dessen Logik
sowohl die Vervollkommnung der individuellen Vernunft als auch die Ratio
nalität der Gestaltung der gesellschaftlichen und politischen Lebensverhält
nisse der Menschheit sich ausrichten. In den „Histo-Mat"-Lehrbüchern, die
nunmehr makuliert werden, hatte sich das Selbstbewußtsein von Siegen der
sozialistischen Bewegung über den Imperialismus, deren geschichtliche
Energien sich freilich längst aufgezehrt hatten, noch in dem Leitsatz artiku
liert, daß das „Wesen" dergegenwärtigen Epoche imwelthistorischen Über
gang vom Kapitalismus zum Sozialismus liege. Mit dem Zusammenbruch des
„realen Sozialismus" sind nunmehr auch solche Lehren, die vom gesetzmäßi
gen Fbrtschritt in der Abfolge der Gesellschaftsformationen ausgingen (und
sich dabei weniger auf Marx, denn auf Kautsky und schließlich auf Stalins
autoritative Interpretation des Leninismus stützten), von der Geschichte
selbst überholt worden.
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Das Attribut „weltgeschichtlich" bezeichnet vorab den Sachverhalt, daß
die gegenwärtigen TVansformationsprozesse in der internationalen Politik
nicht nach Maßgabe nationaler, regionaler oderauch systemarer Binnenpro
zesse, sondern nur in der Perspektive globalerWirkungsdimensionen ange
messen erfaßt werden können. Der Zusammenbruch des „realen Sozialis
mus" und die Auflösung der Blöcke, die die Nachkriegsordnung bestimmt
hatten, der relative Niedergang der hegemonialen Position der USA in der
Weltwirtschaft und -politik, derökonomische Aufstieg Japans undderBun
desrepublik Deutschland (BRD) in den letzten Jahren, die Dynamisierung
dereuropäischen Politik im Kontext derEuropäischen Gemeinschaft (EG)
undder Neugestaltung der Beziehungen zwischen West- undOsteuropa, die
Herstellung derdeutschen Einheit, diedaspolitische Zentrum europäischer
Politik geostrategisch vom Westrand Europas in dessen Mitte verlagert und
schließlich dieDifferenzierungsprozesse inder„DrittenWelt", die ineinigen
Ländern den Anschluß an den kapitalistischen Weltmarkt forcieren, inwei
ten Ibilen jedoch Krise, Stagnation und Abhängigkeit festschreiben - alle
diese Prozessebilden Segmenteeines globalen Fhnktionszusammenhanges,
der wesentlich durchden „Sachzwang" der weltwirtschaftlichen Verflechtung
und Entwicklungsdynamik sowie durch die darin eingeschriebenen Funk
tionsmechanismen derglobalen Interdependenzbestimmt wird. Diese erzeu
gen aufgrund der Verflechtung des Austausches, der Produktion und der
Geldzirkulation (Kredit) Problemlagen, die durch nationale oder regionale
Politik nicht mehr zu bewältigen sind. Zugleich sind sie in jene Strukturen
der globalen politisch-militärischen und ideologischen Machtkonstellatio
neneingebunden, diesichnachdemEndedeszweiten Weltkrieges herausge
bildet hatten.

DiebipolareStrukturder Weltpolitik nach 1945- mitdenbeiden antago
nistischen Blöcken und den eindeutigenFührungsmächten USAund UdSSR
- hatte diese Globalität nicht nur über die politischen und ökonomischen
Bündnissysteme,sondern zugleich durch die globale Überdetermination par
tikularer Prozesse - von der Entwicklung in der „Dritten Welt" bis hin zur
lokalen Politik in den Metropolen des Kapitalswährenddes Kalten Krieges
-durch die Systemkonkurrenzhergestellt und insofern „Weltgeschichte" als
die permanente Verknüpfung verschiedener Funktionslogiken gesellschaftli
cher und politischer Entwicklungen erzeugt. Daraus folgt, daß das Zierbre
chen dieser Strukturen nicht jene objektiven, globalen Vergesellschaftungs
zusammenhänge aufzuheben vermag, die sich im Verlaufe des 20. Jahrhun
derts etabliert haben. Daß die neuen, regierenden Eliten in den ehemals
sozialistischen Ländern deren interne sozialökonomische Krise durch eine
möglichst schnelleEinführungder Marktwirtschaft und deren Integration in
den Weltmarkt lösen wollen, verdeutlicht nur die Wirkung jener objektiven
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Bedingungen, andenen sich das Handeln und die Programmatik der politi
schen Akteure zwangsläufig orientieren.

1.1. Dievermeintliche Stabilität der altenOrdnung

Die herrschende Politik hat sich ebenso wie die Politikwissenschaft - und
dabei namentlich ihre Abteilung, die für die Analyse der internationalen
Beziehungen zuständig ist - vor der realen, politischen Entwicklung der
vergangenen beiden Jahre gründlich blamiert. We immer Veränderungen in
den Strukturen der Machtverhältnisse des internationalen Systems regi
striertwurden, soblieb dochdieOrientierungaufdieStabilität desOst-West-
Konfliktes eineBasisprämisse für das langfristig angelegte strategische Den
ken -von der Sicherheitspolitik bis hin zumweltwirtschaftlichen Krisenma
nagement.

Der US-amerikanische PolitologeDavid Calleo hat sich in einem Buch
mit dem Titel „Beyond American Hegemony", das einescharfsinnige Analyse
desNiedergangs der US-Hegemonie sowie desScheiterns der Reagan'schen
Politik, diesen Verfall zu stoppen, enthält, über jene Politologen lustig ge
macht, dievergeblich versuchten, denProzeß derwesteuropäischen Integra
tion theoretisch auf den Begriffzu bringen. „Politikwissenschaftler haben
Europa niemals verziehen, daß es nicht die Integrationstheorien bestätigt
hat" (Calleo, 1989,262).

SeinPlädoyer füreinePolitikdesmilitärischen „bürden Sharing" (Lasten
verteilung) zwischen den USA und Europa, die die USA in einer neuen
pluralistischen Ordnungfüreineerneute Regenerationentlasten soll,beruht
freilich selbst nochauf Prämissen über die Stabilitätder Systemkonkurrenz,
die ihrerseits inzwischen durch die politische Entwicklung gründlich falsifi
ziert wurden. Das „Deutschlandproblem" der Europäer kann nur solange
unter Kontrolle gehalten werden, als die bipolare Ordnung fortbesteht.
„Wenn es in Europa keinebipolareIbilunggäbe, würde, einer weitverbreite
ten Auffassung zufolge, das alte Problem kontinentaler Hegemonie sicher
lich von innen wieder aufleben. Im I^lleeiner deutschen Wiedervereinigung
und eines Rückzugs der Russen aus Osteuropa würde wahrscheinlich das
gute Einvernehmen der westeuropäischen Nationen von dem alten französi
schen, deutschen undbritischen Wettstreit, demHauptgrund fürdie beiden
Weltkriege indiesem Jahrhundert, abgelöstwerden" (15). Dadies-so Calleo
an anderer Stelle- jedoch „in absehbarer Z^itnicht derFallsein wird" (282),
erübrigt sicheinepolitische und strategische Reflexion jener Implikationen,
diesolcheVeränderungen inderGrundkonstellation derbipolaren Ordnung
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(die inzwischen eingetreten sind und sich sogar noch beschleunigen) nach
sich ziehen werden.

Aber auch die Philosophen und Sozialwissenschaftler, die um die Inter
pretationdesZeitgeistes wetteifern, habendie relevanten Diskurse der 80er
Jahre eher auf die Erstarrung, denn auf eine Dynamisierung weltgeschichtli
cher Prozessezentriert. Nachder „Bewegungsphase", die namentlichfür die
westlichen Intellektuellen sich im Jahrzehnt zwischen 1965 und 1975 - sym
bolisch imHöhepunkt desJahres 1968 - kristallisierte, war dieErschöphing
jener Energien gesellschaftlicher Kritik undpolitischer Uransformation, die
hier praktisch geworden waren, gleichsam zum übergreifenden Referenz
punkt progressiver wiekonservativer Deutungendes Zeitgeistes geworden.

Auf der einen Seite wurde dabei die Verteidigung lebensweltlicher Auto
nomiespielräume, deren Häger die „neuen sozialen Bewegungen" sind, ge
gen die expansive Logik des Systems und seiner - durch Geld, Macht und
Recht vermittelten - imperialen Tbndenz zur „Kolonisierung" der Lebens
welten gleichsam als Schnittstellevon Konflikten in den modernen Gesell
schaften begriffen, in denen die „demokratische Frage" - als das Feld der
Artikulation von Selbstbestimmungin der zivilen Gesellschaft (vgl. zuletzt
Dubiel u. a., 1989) - neu zu bewertenwar (Habermas, 1981). In der „Risiko
gesellschaft" ist nicht längerdasThema der „sozialen Ungleichheit", die der
Kapitalismus notwendig reproduziert, die Jedoch durch die Institution des
Sozialstaates gebändigt bzw. abgefedert wurde, zentraler Bezugspunkt der
politischen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen. Die relevanten
politischenKonflikteentzündensichvielmehran der Erfahrungvon Risiken
und Risikopotentialen, die mit den neuen Risikotechnologien (vor allem
Kern- und Biotechnologie), mit der Zerstörung der Natur, der Umwelt und
der Gesundheit in der wissenschaftlich-technischen Zivilisation erzeugt und
vermehrt werden (Beck 1986).

Diesen Zeitdiagnosen eignet die Vorstellungvon einer radikalen Entwer
tung des traditionellen Politikbegriffes, der um das staatliche Machthandeln
nach innen und außen, aber auch um das traditionelle System der Repräsen
tation und Legitimationvon politischer Macht zentriert ist. Die „Entgren
zung" der Politik (Beck, 1986, S. 300 ff.) gehe einher mit der Etablierung
neuer Zentren und Felder von „Subpolitik", die - jenseits der Institutionen
wie der symbolischen Formen der parlamentarischen Demokratie - einer
seits in den Machtzentren des ökonomischen und des Wissenschaftssystems,
andererseits in den Arenen des Widerstandes und des Protestes der neuen

sozialen Bewegungen ihren Ort haben.
Ehrend so die Binnenperspektive entwickelter Industriegesellschaften

zum Focus des Konfliktes zwischen System und Lebenswelt, zwischen tradi
tioneller Machtpolitik und einer neuen Politisierung der „zivilen Gesell-

13



Schaft" erklärt wird, verschwimmt der Begriffder internationalen Politik
mehr und mehr zu jener „neuen Unübersichtlichkeit",die Jürgen Habermas
Mitte der 80er Jahre als das Signum der Zeit charakterisierte: „ Heute sieht
es so aus, als seien die utopischen Energien aufgezehrt, als hätten sie sich
vom geschichtlichen Denken zurückgezogen. Der Horizont der Zukunft hat
sichzusammengezogen undden Zeitgeistwiedie Politikgründlichverändert.
Die Zukunft ist negativ besetzt; an der Schwellezum 21. Jahrhundert zeich
net sich das Schreckenspanorama der weltweiten Gefährdung allgemeiner
Lebensinteressenstatt: die Spiraledes Wettrüstens, die unkontrollierte Ver
breitung von Kernwaffen, die strukturelle Verarmungder Entwicklungslän
der, Arbeitslosigkeit und wachsende soziale Ungleichgewichte in den ent
wickelten Ländern, Probleme der Umweltbelastung, katastrophennah ope
rierende Großtechnologien geben die Stichworte, die über Massenmedien
ins öffentliche Bewußtseineingedrungen sind. Die Antworten der Intellektu
ellen spiegeln nicht weniger als die der Politiker Ratlosigkeit... Die Lage
mag objektiv unübersichtlich sein. Unübersichtlichkeit ist indessen auch eine
Funktionder Handlungsbereitschaft, die sicheine Gesellschaft zutraut" (Ha
bermas, 1985,S. 143).

Wie immerauch solche Analysen die Globalität von Risikolagen thema
tisieren, so reflektieren sie diese doch zugleich als eine Art universellen
„Schicksalszusammenhang",der angesichts der Starrheit der Strukturen der
internationalen Politik sowieder Ohnmacht und Konzeptionslosigkeit der
herrschenden politischen Akteure nur noch als Bedrohung wahrgenommen
werden kann. Daß diese Strukturen selbst in Bewegung geraten und dabei
nicht nur das klassische Machthandeln der Staaten in Bezug auf die Neude
finition und die Restrukturierung von internationalen Hegemonialordnun-
gen, sondern auch traditionelle politische Ideologien wie der Nationalismus
eine schnelle Renaissance erfahren könnten, mußte sich diesem gesell
schaftskritischen - gleichwohl auf die Binnenstrukturen gesellschaftlicher
Reproduktionund Regulationbezogenen - AnsatzalsMöglichkeit bevorste
hender politischer Umwälzungen systematisch verschließen. Es kann daher
auch nicht verwundern, daß gerade in Deutschland seit dem Herbst 1989 das
schnelle Umschalten der politischen Diskurse von den „weichen" auf die
„harten" Themen der Politik, von den Auseinandersetzungen um Umweltfra
gen, die Gestaltung der Arbeit, die Gleichheit der Geschlechter usw. zum
Anschluß der DDR and die BRD, zur Neustrukturierung der internationalen
Bündnissysteme, zur Rolle des geeinten Deutschland in Europa usw., die
kritische Gesellschaftstheorie, deren Hegemonie im Sinne von intellektuel
ler Deutungsmacht bzw. einer demokratischen Meinungsführerschaft seit
1968 die Konservativen zumal in der BRD beklagt hatten, paralysiert er
scheint (vgl. Deppe, 1990,a).
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Auf der anderen Seite hat die geistige Gegenbewegung, die „kulturelle
Gegenrevolution" der Postmodeme sich keineswegs von der Fixierung auf
die vermeintlicheErstarrung der geschichtlichen Bewegung, die Skleroseder
herrschenden politischen und gesellschaftlichen Institutionen, gelöst. Im
Gegenteil - sie erzeugt geistige und kulturelle Bewegung, weil sie diese
^hrnehmung der Erstarrung als Folge des Wirkens der „instumentellen
Vernunft" in den modernen Gesellschaften radikalisiert und in der Perspek
tive einer neuen individualistischen Freiheit des Denkens und der Kultur

aufsprengenwill.Die „Zerstörung der Vernunft",die hier im Rekurs auf die
Klassikerder Aufklärungkritik (z. B. Friedrich Nietzsche)wieder einmal ins
Werk gesetzt wird, unterstellt gerade die geschichtliche Erschöpfung der
großen Emanzipations-"erzählungen" seit der Aufklärung des 18. Jahrhun
derts.

Im Namen der Vernunft haben sich die Produktivkräfte in „Tbdesmaschi-
nen" und die politischen Institutionen in totalitäre Herrschaftsapparate ver
wandelt. DieÄsthetisierung der Apokalypse gerätso zueinerintellektuellen
Inszenierung, die selbst noch Genuß und Freiheit vorspiegelt. Gegen den
Universalismus der totalisierenden Vernunft kann nur noch die Rationalität

der „Differenz" verteidigt werden. Diese kann sowohl an die Haditionen
anarchistischer Kulturrevolutionen anknüpfen oder - im politischen Raum
- für den Schutz dissentierender oder marginalisierter Minderheiten optie
ren. Sie kann aber auch mit Lust dem neuen Individualismus als kultureller

Lebensform afürmieren. Diese quält sich nicht länger mit dem schlechten
Gewissen des Intellektuellen, der sich für die Sache der „Menschheit" oder
des Proletariats verantwortlich fühlt. Und natürlich kann das postmoderne
Denken in der Frontstellung gegen Aufklärung, Marxismus und Rationalis
mus zugleich für die neokonservative Politik verfügbar sein (so z. B. bei
Koslowski, 1988)

Wieimmer auch die postmoderne Befreiungdes Denkens von den Fesseln
des vermeintlich totalisierenden Denkens sich zu einer bunten Vielfalt von

Denk- und Lebensformen ausdifferenziert, stets reproduziert sie dabei mehr
oder weniger ausgesprochen die radikale Dekonstruktion eines geschichts-
philosophischen oder - bescheidener - eines geschichtlichen Denkens, das
auch nur die Möglichkeit von Krisen und Umbrüchen in den weltpolitischen
Strukturen und Hegemonialordnungen zulassen würde. Insofern reflektiert
sich in der kurzen Konjunktur der „Postmoderne" nicht nur der Abschied
von den gescheiterten 68er Utopien, sondern auch der Katzenjammer jener
intellektuellen Leere, der sich in den westlichen Metropolen mit dem politi
schen Siegeszug des Neokonservatismus seit dem Ende der 70er Jahre einge
stellt hat (vgl. dazu u. a. die brilliante Studie von Niethammer, 1989).
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Gleichsam im >\^ndschauen der postmodemen Konjunktur, die das
„nachmetaphysische Zeitalter" proklamierte, hat sich in den letzten Jahren
beständig eine harte Linie des konservativen, politischen Denkens in den
Vordergrund geschoben. Der postmodeme Angriff auf die Vemunftregime
und die gesellschaftskritischen Intellektuellen erschien solchen Positionen
nützlich, da er die Hegemonie kritischer, Sozialwissenschaftler Diskurse (und
damit auch den Einfluß z. B. des Denkens von Jürgen Habermas) zu zerstö
ren versprach. Letztlich zielt dieses Denken jedoch auf die Rehabilitation
jener zentralen Problemstellung des neuzeitlichen Konservatismus, der sich
sowohl gegenüber der bürgerlichen Revolution als auch - bis weit ins 20.
Jahrhundert hinein - gegenüber dem Anspruch der sozialistischen Arbeiter
bewegungzu behaupten hatte: wie nämlichdie Autorität und die Handlungs
fähigkeit der Nationalstaaten sowohl in einer „feindlichen Umwelt" der
internationalen Politik (als das Feld von um Macht konkurrierenden politi
schen Einheiten) als auch gegenüber den Forderung nach innerer Demokra
tisierung und Sozialstaatlichkeit gesichert werden kann (vgl. Lenk, 1989).

Die Ethik des starken Staates, von der zugleich die Individualtugenden
der konservativen Ideologie (Pflichterfüllung, Anerkennung von Autorität,
soldatisches Ethos, Familie als die „Keimzelle" des Staates, Religion als
„Staatskitt") sowie der Nationalismus als die ideologische Form der Selbst
behauptung des zur Staatsnation konstituierten Volkes abgeleitet werden
kann, schien nach den Erfahrungen der beiden Weltkriege, dann in der
langen Periode der Nachkriegsprosperität gründlich desavouiert; denn nun
mehr war in der internationalen Ordnung ein Bedeutungsverlust der euro
päischen Nationalstaaten zu konstatieren und im Innern hatte der Aufbau
des „Sozialstaates" Priorität.

Als sich nun in den weltwirtschaftlichen Krisenprozessen der 70er Jahre
ein Ende der Stabilität der Nachkriegsordnung anzudeuten begann und
gleichzeitig der politische Siegeszug des Neokonservatismus zentrale Be
standteile des konservativen Denkens zur Regierungsideologie aufwertete
(vor allem in Großbritannien und in den USA), war zumindest der Boden
bereitet, um vor allem bei der Analyse der internationalen Politik den sich
verändernden weltpolitischen Macht- und Kräfteverhältnissen und dabei
insbesondere der Handlungsfähigkeit der Nationalstaaten größere Aufmerk
samkeit zu widmen. Daß die Nietzsche- und Heidegger-Renaissance in den
philosophischen Diskursen nunmehr um eine Carl-Schmitt-Renaissance bei
Staatsrechtslehrem und Politikwissenschaftlern ergänzt wurde (vgl. Römer,
1990), kann so auch als ein Indiz für die Reaktivierung dieser harten, staats
zentrierten Variante des konservativen Denkens gelten.
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1.2. Antizipation des Systemwandels

Der Kölner Zeithistoriker und Politikwissenschaftler Hans-Peter Schwarz
hat schon 1985 in einem Buch mit dem Titel „Die gezähmten Deutschen. Von
der Machtbesessenheit zur Machtvergessenheit" als einer der ersten die
Verschiebungen in den internationalen Machtverhältnissen und die daraus
abgeleitete Notwendigkeit eines neuen politischen Denkens und Handelns,
das sich insbesondere gegen die Forderungen der europäischen Friedensbe
wegungen dieserZeit richtet, thematisiert. Er sprichtvom Obergang in ein
„Zeitalter brodelnder Machtpolitik", das durch eine Aufwertung der natio
nalstaatlichen Machtpolitik gekennzeichnet sei. Dabei denkt er noch nicht
an die Auflösungder bipolaren Struktur der Systemkonkurrenz; er geht im
Gegenteil von einer - auch über die westlichen Friedensbewegungen sich
artikulierenden - wachsenden militärischen und politischen Macht der So
wjetunion aus. Die Systemkonkurrenz dient ihm also gerade als Bezugsrah
men für das Einfordern der militärischen, politischen und geistig-kulturellen
Selbstbehauptungsfähigkeit der westlichen Staaten. Destabilisierungsten-
denzen in der internationalen Ordnung gehen allerdings vor allem von den
„Konfliktregionen" der Weltpolitik - dem Nahen Osten, Südafrika. Mittel
amerika usw. - aus.

Die für die deutsche Außenpolitik entscheidende Botschaft dieser Analy
se lautet freilich, daß sich diese - gegen den Druck der Friedensbewegung-
zu einer entschiedenen, nationalen Interessens- und Machtpolitik bekennen
soll. Dabei sei nun der Zeitpunkt herangereift, zu dem die deutsche Außen
politik endgültig aus dem belastenden Schatten der faschistischen Vergan
genheit heraustreten müsse; denn das permanente Bekenntnis der Deut
schen zu ihrer geschichtlichen Schuld wirke letztlich als eine politische
Blockade. Diesegefalleden Moralisten,schadeaber der Selbstbehauptungs
fähigkeit eines Staates, der in einer durch harte ideologische und ökonomi
sche Machtinteressen definierten internationalen Umwelt zu agieren habe:
„Viel zu wenig ... wird daran erinnert, daß man der Macht nicht entrinnen
vermag. Sie läßt weder Völker noch Einzelne entkommen, die dem Gegner
allein mit dem sympathischen Appell zur Herzenserneuerung entgegentre
ten... Kritische Perioden verlangen nach Gefahrensinn, Härte, Standhaftig-
keit und Bündnisloyalität... Nur, wer zu kämpfenbereit ist,bleibt-so gut es
geht - ungeschoren ... Diejenigen, denen nichts anderes einfällt, mögen
allenfalls ihren Seelenfrieden retten, ihre Haut aber nicht, falls der Ernstfall
wirklich eintritt" (Schwarz, 1985, S. 9 und S.57).

Wiewohl Schwarz hier sich auf Machiavelli (vgl. Deppe, 1987, S. 25 ff.)
sowie aufdie Theorien des Machtstaates in der Epoche des Übergangs zum
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Imperialismus bezieht, so stützter seineForderung nach einerNeuorientie
rungdeutscherAußenpolitikvielmehrmitder Argumentationder sog.„neo
realistischen Schule" der US-amerikanischen Politikwissenschaft (H. J. Mor-
genthau u. a., vgl. Schwarz, 1985, S. 66 ff.). Diesebetrachtendie internatio
nalen Beziehungen wesentlich Staats- und machtzentriert, d. h. aus der Per
spektive der Beziehungen zwischen ungleich entwickelten Nationalstaaten
und nationalenÖkonomien.DieFragestellungen ihrer Untersuchungen sind
auf die Organisationsprinzipien einer industriellenWeltwirtschaft gerichtet,
die durch ökonomische Konkurrenz, ökonomische Blockbildung und wirt
schaftlichen Konflikt gekennzeichnet sind (vgl. Meyers, 1989,S. 16). Macht
bzw.Hegemonie erwächst daher aus der Verfügungvon Nationalstaaten über
soziale und wirtschaftlicheStabilität (die innere Legitimation reproduziert)
sowie über militärische Sicherheit. In dem Maße, wie die politische Organi
sation dieser Ressourcen von Macht über den Nationalstaat und die Natio
nalökonomiein die Weltpolitik und die Weltwirtschaft expandiert,kann also
von der Konstitution eines „imperialen Staates" gesprochen werden (vgl.
Petras/Morl^, 1989). Darausergibt sich schon,daß die neorealistischeSchu
le sich seit den frühen 50er Jahren namentlich mit dem Aufstieg, dann seit
den 70er Jahren mit der Niedergang des US-amerikanischen „imperialen
Staates" bzw. mit der weltpolitischen und -wirtschaftlichen Hegemonie der
USA befaßt hat. Die Fixierung dieses Ansatzes auf die staatlichen Macht-
und Gewaltpotentiale läßt zudem - wie Susan Strange betont hat (Strange,
1988, S. 31) - erkennen, daß für die Realisten die militärische Macht eines
Staates in letzter Instanz die entscheidende Komponente für seine Position
im System der internationalen Politik bildet.

Im Jahre 1986 veröffentlichte der Münchner Soziologe Wilter L. Bühl
eine Untersuchung, die schon im Utel die Frage nach dem „Ende der ameri
kanisch-sowjetischen Hegemonie" stellte. Während bei Schwarz der Über
gang zu einer neuen Epoche weltpolitischer Machtauseinandersetzungen
noch eher in der Perspektive von Nord-Süd-Konflikten (oder gar einer zuge
spitzten Systemkonkurrenz) zentriert wird, prognostiziert Bühl eine Krise
der bipolaren Hegemonialordnung der Nachkriegszeit, die sich fortschrei
tend in den Grenzen der „Supermachtpolitik" der USA wie der UdSSR
manfestiere. Methodisch rekurriert Bühl auf das Theorem der „langen Wel
len" (Kondratieff-Zyklen). Der Übergang von den 70er in die 80er Jahre
markiert demzufolge das „Wellental" im Übergang vom 4. zum 5. „Kondra-
tieff". Der globale Wachstumszyklus der Weltwirtschaft bestimmt zugleich
den „Grundmechanismus des hegemonialen Zyklus..., also des Machtkamp
fesder Großmächteum politischen Einflußoder bessernochumdie Führung
in einem internationalen Allianzsystemund einer mehr oder weniger globa
len Wirtschaftszone" (Bühl, 1986,S. 56/57).
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Wie immer auch Bühl die globale Interdependenz- vor allem auf wirt
schaftlichem und technologischem Gebiet, aber auch im Sicherheitsbereich
- anerkennt, so warnt er doch entschieden vor dem „D-ugschluß,als gebe es
mit dem Abtreten der 'klassischen' (monopolistischen) Hegemonialmacht
keine internationalen Führungsaufgaben mehr" (S. 43). Daher plädiert er
dafür, daß die monopolistische Fühningsstruktur der westlichen Allianz
durch eine „Konsortialführung" abgelöst werde, die außer den USA in der
Zukunft auch Japan (im pazifischen Raum) und die BRD (im europäischen
Raum) einschließt (S. 81 ff.).

Mit diesem Programm, das die Anerkennung einer weltpolitischen Füh
rungsrolleDeutschlandseinschließt,kehrt Bühl zu den Grundpositionen der
realistischen Schule zurück. Der Zerfall der bipolaren Machtstruktur kann
auf keinen Fall in ein globales Ordnungsystem einmünden. Im Gegenteil -
das neue Niveau der globalen Interdependenz, das den 5. Kondratieff-Zyklus
auszeichnet, verlangt nach einer klaren, durch die Macht von Nationalstaa
ten und deren Regierungen definierten, Organisation und Regulation. Das
Scheitern des Projektes der politischen Union Europas im Rahmen der EG
(das Bühl unterstellt, wobei er die seit der Mitte der 80er Jahre einsetzende,
neue Integrationsdynamik verkennt bzw. deren Potential drastisch unter
schätzt), gilt ihm nachgerade als Beweisfür die ungebrochene Ordnungs- und
Führungsfunktion des Nationalstaates bzw. nunmehr eines Konsortiums von
Nationalstaaten für die internationale Politik und Wirtschaft.

Bei Bühl wird zugleich die Lösung der „deutschen Frage" ins Zentrum
gerückt. Bis 1989 halten die meisten Autoren, die Veränderungen in den
weltpolitischen Machtkonstellationen zumindest registrieren, die „deutsche
Wiedervereinigung" für äußerst unwahrscheinlich. Bühl hingegen skizziert
eine - freilich langfristig konzipierte - Perspektive, in der mit der Krise der
Supermachtstrukturen (vor allem der UdSSR) schließlich der „Weg zur
Wiedervereinigung" frei wird (S. 230 ff.). Da die künftige Weltordnung als
Konsortialführung gedachtwird,an der auch eine neue „Weltmacht Deutsch
land" teilhat, wird die deutsche Einheit das endgültige Heraustreten der
Deutschen aus jenem „Vasallenstatus" bedeuten, der im 4. Kondratieff-Zy
klus, genauer: in Jalta, fixiert wurde. Der Begriffdeutsche Einheit wird dabei
sehr weit gefaßt: er umschließt Österreich, aber auch die Vertretung deut
scherMinderheiten in Südtirol,imElsaßsowie in Mittel-undOsteuropa (S.
269/270).

Allerdings - so betont der Autor - soll damit keine offene Option für
einen aggressiven, militärischen Nationalismus verbunden sein. Die Konsor
tialführung der Weltpolitik verlangt nämlich zahlreiche funktionale Regi
mes,die durch den irreversiblen Grad der Interdependenz und die „organi
satorischen Erfordernisse der kommenden 5. Kondratieffschen Welle" be-
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stimmt werden: „ eines notwendigen globalen Sicherheitssystems, eines
weltweiten Ibchnologietransfers und einer weltweiten ökologischen Kon
trolle, des Vorrangs der Information und einer sich ausbreitenden Weltzivi
lisation, der zentralen Bedeutung multinationaler Unternehmen und trans
nationaler Organisationen" (S. 183).

Während die Prognosen von Bühl im Jahre 1986 kaum eine breitere
politische und wissenschaftliche Öffentlichkeit erreichten (möglicherweise
haben Funktionäre der Vertriebenenverbände seine Thesen Ober die groß
deutsche Einheit wohlgefällig registriert), hat das zuerst 1987 erschienene
Buch des in den USA lehrenden, britischen Historikers Paul M. Kennedy
über den „Aufstieg und Niedergang der großen Mächte" - vor allem in den
USA - sofort eine heftige, öffentliche Debatte ausgelöst. Der Verfasser
erzählt die große Geschichte vom Aufstieg und Niedergang der Hegemonial-
mächte seit 1500. Er konstruiert diesen Zyklus um einige wenige-darum um
so prägnantere - Prämissen, die den "^ndel der Position der Großmächte in
der internationalen Ordnung erklären sollen. Seine erste These lautet: „Es
gibt eine Dynamik der Veränderung, die hauptsächlich von wirtschaftlichen
und technologischen Entwicklungen angetrieben wird, die sich dann auf die
Sozialstruktur, das politische System,die militärische Macht und die Position
der einzelnen Länder und Reiche auswirken" (Kennedy, 1989, S. 649). Die
zweite Hauptthese dieses Buches behauptet, „daß das ungleichmäßige Wirt
schaftswachstum langfristig Auswirkungen auf die relative militärische
Macht und strategische Positionen der Mitglieder des Staatensystems gehabt
hat... IVotzder vielfältigen Modifikationen dieser Tbndenzbleibt die Ihtsa-
che bestehen, daß alle wichtigen Veränderungen der militärischen Machtver
hältnisse der Welt auf Veränderungen der Produktionsverhältnisse folgten;
und weiter, daß Aufstieg und Fall der verschiedenen Reiche und Staaten im
internationalen System durch den Ausgang der bedeutendsten Kriege der
großen Mächte bestätigt wurden, in denen der Sieg immer der Seite mit den
größten materiellen Ressourcen zufiel" (S. 649/50).

Es ist leicht zu erkennen, daß Kennedy strikt von den Grundpositionen
der neorealistischen Schule aus argumentiert. Die Machtstruktur des inter
nationalen Systemswird (seit einem halben Jahrtausend, also seit den Anfän
gen des modernen, europäischen Staatensystems) durch Nationalstaaten be
stimmt, die über überlegene ökonomische und technologische Ressourcen
verfügen. Der Niedergang der Großmächte wird stets dann eingeleitet, wenn
a) aufgrund der ungleichmäßigenökonomischen Entwicklung Konkurrenten
auf dem Weltmarkt heranwachsen, und wenn b) der Widerspruch zwischen
den ökonomischen Ressourcen und den Anforderungen der imperialen, mi
litärisch gestützten Außenpolitik einen Punkt erreicht, den Kennedy als
„imperiale Überdehnung" (imperial overstretch) bezeichnet. Eine Groß-
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macht wird dann mit dem Dilemma konfrontiert, entweder auf ihren impe-
rialen Status zuverzichten oder mit der weiteren Überdehnung ihrer militä
rischen Macht die ökonomische Basis dieses Hegemoniestatus zu untermi
nieren bzw.schließlich zu zerstören (bzw. im Falle einer militärischen Aus
einandersetzung zu unterliegen).

Es ist ebenso unschwer zu erkennen, daß Kennedy die „neue strategische
Landschaft" zum Ende des 20. Jahrhunderts durch einen Abstieg der beiden
Supermächte USA undUdSSR unddamitdurch eineErosion der bipolaren
Ordnung gekennzeichnet sieht (S.517 ff.). Diese werde ihrerseits durch den
Aufstieg neuer Mächte (er nennt China, Japan im Osten sowie- mit Ein
schränkungen - Europa und besonders die BRDimWesten) abgelöst. Diese
Veränderung in den weltpolitischen Kräftekonstellationen wird zunächst
durch das ungleichmäßige ökonomische Wachstum sowie die technologi
schen Innovationskapazitäten vorangetrieben, die sich zum Nachteil der
USA, vor allem aber der UdSSR zugunsten von Japan und in Europa der
BRD verlagert haben. Die künftige Weltpolitik wird so von dem Ringen
zwischenden Absteigern und den Aufsteigern bestimmt werden, in dem das
Verhältnis von ökonomisch-technologischer und militärisch-politischer
Macht im Zusammenhang der internationalen Machtstrukturen neu be
stimmt und festgelegt werden muß. „Die gegenwärtigen Mächte im interna
tionalen System sind deshalb gezwungen, mit der doppelten Herausforde
rungzu ringen,der auchihre Vorgänger gegenüberstanden: zunächst mitden
ungleichmäßigen Mustern ökonomischen Wachstums, welche dazu führen,
daß einige von ihnen reicher (und damit gewöhnlich in Relation zu anderen
stärker) werden; und zweitens mit dem Problem der Konkurrenz oder der
Kriegsgefahr, die sie zwingt,sich zwischenkurzfristiger militärischer Sicher
heit und langfristiger ökonomischer Sicherheit zu entscheiden" (S. 794). Das
Schicksalder niedergehenden Nationen, zu denen er neben den USA und der
UdSSR auch die Hegemonialmacht des 19. Jahrhunderts, Großbritannien,
zählt, ist indessen vorbestimmt: sie verhalten sich ganz wie alte Männer, die
eine Arbeit verrichten wollen, die ihre Kraft übersteigt.

Zusammen mit anderen Analysen von Ökonomen und Politikwissen
schaftlern über den Verfall amerikanischer Macht, die inzwischen zur „Ame-
rican School of Decline" zusammengefaßt werden (Herz, 1989), löste das
Buch von Kennedy in den USA eine heftige - und noch längst nicht abge
schlossene - Debatte aus. Die These von der Erosion der US-amerikanischen

Hegemonie und der Auflösung der bipolaren Weltordnung mußte nicht nur
die amerikanische Ideologie mit ihrem tiefverwurzelten Glauben an das
,Atnerican Century" provozieren, sondern fällt schon relativ früh eine durch
weg negatives Urteil über die Anstrengungen der Reagan'schen Politik, die
USA wieder zur „Nummer 1" in der Weltpolitik zu machen. Gleichwohl teilt
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die Analyse von Kennedy mit anderen Studien zum Strukturwandel der
internationalen Politik in dieser Zeit die Crundüberlegung, daß - trotz
beginnender Erosionstendenzen - die Machtstrukturen im internationalen
System - vor allemdie nach wievor dominanteStruktur der Systemkonkur
renz - relativ stabil sind und dies auch auf absehbare Zeit bleiben werden.
Mit anderen Worten - mit kurzfristigbevorstehenden Umbrüchen oder auch
Zusammenbrüchen von Ibilstrukturen (z. B. mit dem Zusammenbruch des
sozialistischen Staatensystems undeiner schnellendeutschenEinigung) wur
de nicht gerechnet. Die Prozesse einer hegemonialen Neuordnung von
Machtstrukturen in der Weltpolitik - so lautete das Urteil der Beobachter -
sind langfristiger Natur. Die Formen der politischenGewalt, mit denen sie
schließlich entschieden werden, sind noch längst nicht erkennbar; denn auch
in der Zukunft werdendie USAund selbsteine auf sichselbst zurückgewor
fene und durch innere Krisen geschüttelte Sowjetunion - so Kennedy -
aufgrund ihrer atomaren Potentiale Großmächte bleiben. Insofern bilden die
Veränderungen in den weltwirtschaftlichen Kräfteverhältnissen nach wie vor
Elemente einer geschichtlichen „Inkubationsperiode", deren Umschlag in
den offenen, internationalen Machtkampf noch längst nicht zum Thema der
Zeitgeschichte avanciert ist.

Dieter Senghaas hatte schon 1986unter demTitel „DieZukunft Europas
- Problemeder Friedensgestaltung" eine brillante Analyse der Bedingungen
von hegemonialen Zyklen in der Weltpolitik vorgelegt und -vor dem Hinter
grund des relativen Abstiegs der USA und der UdSSR - eine durchweg
realistische Prognose bevorstehender, systemischer Machtveränderungen
formuliert: „Internationale Politik wird sich in den kommenden Jahrzehnten
innerhalb und im Umfeld einer typischen Hegemoniekrisen-Konstellation
abspielen, und so wieder weltwirtschaftlicheAbschwungseit den 70er Jahren
erneut eine Diskussion über 'lange Wellen' der Konjunktur provoziert hat,
legt der allmähliche Verfallder weltpolitischen Ordnung der Nachkriegszeit
eine vergleichbare Diskussion über die Hegemoniezyklen-Problematik na
he" (Senghaas, 1986,S. 29). Er beklagt die mangelnde „politische Selbstor
ganisationsfähigkeit" Europas und erkennt „in den ökonomischen und tech
nologischen Gewichtsverlagerungen zugunsten Japans und Ostasiens die
früheste Phase eines Hegemonialprozesses und damit den Ausgangspunkt
einer neuen weltpolitischen Konfliktformation zwischenden hochindustria
lisierten westlichorientierten Gesellschaften" (S. 117).

Dennoch schließt seine Untersuchung mit einer Prognose über die Zu
kunft Europas ab, die ihrerseits auf der Vermutungvon einer langfristigen
Stabilität der Strukturen der Systemkonkurrenz basiert:diese- so Senghaas
zusammenfassend - „wird auf absehbare Zeit, zumindest bis zur Jahrhun
dertwende, noch von den Rahmenbedingungen geprägt, die auch heute die
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politische Landschaft innerhalb undaußerhalb Europas kennzeichnen. Tief
greifendeUmbrüchesind derzeit nicht erkennbar und auch in den kommen
den Jahren nicht zu erwarten" (S.272). Nur vier Jahre später mußte Senghaas
im Blickauf die weltgeschichtliche Zäsur des Jahres 1989erklären, daß der
Ost-West-Konflikt unumkehrbar beendet und fortan nur noch für Historiker
von Interesse ist (Senghaas, 1990, S. 7).

1.3. Der Umbruch

Der Sturm der Ereignissedes Jahres 1989hat nun schnell alle Hypothesen
über einen langsamen \\^ndel der weltpolitischen Machtkonstellationen
hinweggefegt. Das „Ende der Nachkriegszeit" wurde jetzt wesentlich durch
den schnellen Zusammenbruch der kommunistischen Regierungssysteme in
den mittel- und osteuropäischen Staaten des Wirschauer Paktes und des
RGW sowie durch die Zuspitzung der inneren ökonomischen und politi
schen Krise der Sowjetunion eingeleitet und besiegelt.

Die Ablösung der herrschenden kommunistischen Parteien in Polen und
Ungarn wurdedurch die Bereitschaft zum Machtverzicht sowiezur Aufgabe
des sozialistischen Wirtschaftssystems durch die alten Herrschaftseliten
selbst ins Werkgesetzt. In anderen Staaten wieBulgarien, der früheren CSSR
und schließlich in Rumänien vollzog sich - in unterschiedlichen Formen in
bezug auf die Rolle und den gewaltsamen Widerstand der alten Machtappa
rate - der Machtwechselin der Folgevon Volksbewegungen, die Demokratie,
Freiheit und Wohlstand (der als gleichsam naturwüchsige Konsequenz der
Marktwirtschaft angesehen wird) einforderten. In der DDR schließlich wur
de die Fluchtbewegung vomSpätsommer 1989 zumAuslöserfür eine Volks
bewegunggegen das Anden Regime der SED, die im Oktober einen Regie
rungswechsel und dannbaldeine Öffnung der Grenzen erzwang. Ab Anfang
1990 entwickelte sich in der DDR eine Massenstimmung zugunsten einer
schnellen Wiedervereinigung Deutschlands, die bald vom „Crash-Kurs" der
Bundesregierung in Regie genommen wurde. Ebenfalls im Sommer 1989
erfuhr die Politik der „Modernisierung" in der Volksrepublik China einen
dramatischen Rückschlag, als der Protest der Studenten, die eine Demokra
tisierung des politischen Systems und der öffentlichen Ordnung forderten,
von der Armee mit Gewalt zerschlagen wurde. Schließlich wurde auch das
bündnisfreie, soziaiistische Jugoslawien immer mehr in das Chaos einer
Wirtschaftskrise, des l^hrungsverfalis und zunehmender National itäten-
konflikte hineingezogen.

Um die Mitte des Jahres 1989 hat Hans-Peter Schwarz, von dessen Gespür
für weltpolitische Erschütterungen bereits die Rede war, einen Aufsatz mit
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dem Titel „Auf dem Weg zum post-kommunistischen Europa" mit dem
Hinweis auf drei große - weltpolitische bedeutsame - Veränderungen für
Europas eröffnet:

„1. Europa erlebt den inneren Zusammenbruch des Kommunismus als
Idee und als Praxis zur Organisation von Großgesellschaften. Das ist ein
welthistorischer Vorgang erster Ordnung, dessen mittelfristige und langfri
stige Auswirkungen sich erst in Umrissen erkennen lassen. Wis aus dem
Zusammenbruch entsteht, ist noch nicht absehbar; aber die 40 Jahre ostmit
teleuropäischer Abkoppelung von der Moderne gehen zu Ende. In der einen
oder anderen Form wird es zu einer Wiedervereinigung Europas kommen.

2. Der Prozeß der europäischen Integration im EG-Rahmen hat eine
Qualität erreicht, in der die beteiligten Staaten ihre Wirtschafts- und Sozial
politik - die Zentralelemente moderner Souveränität - nicht mehr autonom
bestimmen können. Westeuropa befindet sich inmitten eines Entwicklungs
prozesses, aus dem eine neuartige politische und wirtschaftliche Einheit
entstehen muß - man kann diese nun Föderation, Union oder Konföderation
nennen.

3. Parallel dazu geht das amerikanische Jahrhundert zu Ende. Die Verei
nigten Staaten werden zwar weiter die stärkste Macht in der Gemeinschaft
nordatlantischer Demokratien bleiben. Doch die läge, da sie als Hegemoni
almacht und alleinige Schutzmacht Westeuropas begriffen werden konnten,
sind gezählt" (Schwarz, 1989,S. 319).

Die „deutsche Frage" wird von Schwarz um die Mitte des Jahres 1989
noch ziemlich behutsam angesprochen, obwohl er natürlich weiß, daß dieses
Thema politisch sofort relevant werden muß, sobald die „post-kommunisti-
sche" Bewegungauch aufdie DDR übergreift (S. 332). Auf jeden Fall plädiert
er dafür, die „deutsche Frage" nicht zu „re-nationalisieren", sondern deren
Lösung a priori in den Kontext der Neuordnung Europas (einschließlich der
Sowjetunion) und der Stabilisierung der Beziehungen zu den USA zu stellen
(vgl. in diesem Sinne auch Michael Stürmer, 1989): „Jedenfalls lehrt die
neuere Geschichte Europas, daß sich die Frage der inneren und äußeren
Form Deutschlands immer dann wieder stellt und erneut entschieden werden

muß, wenn sich die Ibktonik des europäischen Staatensystems grundlegend
verschiebt. Am Anfang einer solchen Phase beßndet sich Europa allem
Anschein nach. Die geschichtliche Erfahrung lehrt allerdings auch, daß poli
tische Organisationsformen und Grenzen, die einmal hinfällig geworden
sind, nicht mehr zu restaurieren sind. Neues Denken und Neugestaltung der
inneren wie der internationalen Ordnung sind dann unerläßlich" (S. 329).

Die konzeptiven Ideologen der bundesdeutschen Außenpolitik plädieren
1989/90 übereinstimmend für eine Strategie, die einerseits den Whndel „im
deutschen Interesse" energisch vorantreibt, andererseits jedoch die Stabilität
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der nordatlantischen sowie der westeuropäischen Bündnisbeziehungen in
keiner Phase dieses \Vändels mutwillig gefithrden sollte. Dennoch wird mit
der Konkretisierung der deutschen Einigung die Verschiebung der Macht
konstellationen innerhalb dieser Bündnisstrukturen offenkundig: „Der Ba
kus der europäischen Politik verschiebt sich zunehmend in die Mitte des
Kontinents" (Weidenfeld/Janning, 1990, S. 15).Wolfgang Wagner, der Her
ausgeber des „Europa-Archivs", hat Anfang Februar 1990 die machtpoliti
schen Implikationen des Umbruchs in Europa schon deutlicher angespro
chen. Zunächst geht er von der Gewißheit atis, „daß die Vereinigung der
beiden deutschen Staaten nicht mehr aufzuhalten ist... Noch vor kurzem
gültige Vorstellungen wie etwa die, daß sich die ^^Lederherstellung eines
gesamtdeutschen Staates durch die fortschreitendewirtschaftliche und poli
tische Integration im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft erübrigen
könnte oder daß die Deutschen damit wenigstens warten sollten, bis diese
Integrationweit genug gediehen ist, sind durch die rascheEntwicklung der
letzten Monate überholt" (\\hgner, 1990,S. 79).

Sodann sprichter offen aus,daßmit der Bildung einesgesamtdeutschen
Staatesdie politischen Machtverhältnisse in Westeuropa sich geostrategisch
in die Mitte Europas, also nach Deutschland, verlagern. Das aber bedeutet:
„Für Großbritannien und Frankreich ist es schwieriger, sich mit dem Gedan
ken vertraut zu machen, daß sie ihre Sonderstellung in Mitteleuropa einbüß
en. Nach dem Verlust ihrer Kolonialgebiete beruht ihr herausgehobener
Rang in der Staatengemeinschaft auf drei Faktoren:ständigeMitgliedschaft
im Sicherheitsrat, Nuklearmacht und Siegerrechte in Deutschland. Gerade
in einer Zeit, in der die Bedeutung der Atomwaffensichtlich abnimmt, muß
es schmerzlich sein, nun auch die Sonderrechte in Mitteleuropa aufzugeben.
Für Frankreich entschwindet angesichts der Herausbildung eines deutschen
Staates mit rund 80 Millionen Menschen außerdem die letzte Aussicht, in
Europa eine dominierende Rolle spielen zu können" (S. 84). Daraus folgt
dann, daß „... die Nationen Europas einige Zeit benötigen (werden), sich an
die ^istenz eines Staates in ihrer Mitte zu gewöhnen, der sowohl nach
Bevölkerungsgrößeals auch nachwirtschaftlicher und flnanzieller Leistungs-
kraft allen anderen (außer an Bewohnern die Sowjetunion) überlegen ist,
und Vertrauen zu fassen, daß dieser Staat seine Stärke nicht mißbraucht"
(86).

Werner Weidenfeld und Josef Janning haben im Frühjahr 1990 eine Stu
die über den „Umbruch Europas" veröffentlichL Darin machen sie darauf
aufmerksam, daß die nunmehr dominierende Rolle Deutschlands bei der
Neuordnung Europas und der atlantischen Bündnisbeziehungen von der
politischen Führung der USA mehr und mehr im Sinne jener „Konsortialfüh-
rung" anerkannt wird, die Wilther L. Bühl als neue Organisationsstruktur
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der Weltwirtschaft und -poIitik eingefordert hatte. „In der Politik der ameri
kanischen Adminstration zeichnet sich eine ... Akzentverlagerung ab, die
einen neuen Schwerpunkt auf die Bundesrepublik Deutschland zu Lasten
Großbritanniens und auch Frankreichs legt Damit geht die amerikanische
Außenpolitikbewußtauf die Zentralposition der neuen Ordnung in Europa
ein" (Weidenfeld/Janning, 1990, S. 23).So wirdder „Weg zu einer gleichge-
wichtigen Partnerschaft über den Atlantik (eröfßiet)", woraus zugleich -
selbstverständlich für Deutschland - „neue Verantwortlichkeiten für die
europäische Politik" entstehen (S. 23).

Die Autoren sind freilich der Ansicht,daßdieseNeuordnungder interna
tionalen Machtstrukturen nicht als ein Rückfall in die Ära der imperialisti
schen Hegemonialkämpfesich vollziehen darf. Inhalte und Formen interna
tionaler Politik werden vielmehr immer mehr durch jene Anforderungen
bestimmt,die aus der globalenVerflechtung sowieneuer,globalerRisikopo
tentiale entstehen und die gerade nicht mit dem Instrumentarium der „klas
sischen" Macht- und Sicherheitspolitik der Nationalstaaten gelöst werden
können. „Die Substanz des atlantischen Dialogswird sich... in den bevorste
henden Jahren über die Sicherheitspolitik hinaus mehr und mehr auf die
kooperative Bewältigung der zivilisatorischen Kernfragen in der globalen
Entwicklung, der Umweltproblematik, der industriellen und technologi
schen Entwicklung, der Zukunft sozialer Systeme bis zur Frage nach der
Steuerung komplexer Systeme und den lYansparenzproblemen der westli
chen Demokratie verlagern können" (S. 24).

1.4. Perspektiven des Systemwandels

Mit welcher Bedeutung also kann von den Jahren 1989/90 als einer „weltge
schichtlichen Zäsur" gesprochenwerden? Ließesich gar - da die Feiern zum
200.Jahrestag der FranzösischenRevolution von 1789gerade ausklangen, als
die revolutionären Umbrüche (im Sinne des Zusammenbruchs des Alten
Regimes unter dem Druck von Volksbewegungen) in Mittel- und Osteuropa
ihrem Höhepunkt zustrebten - eine historische Analogie konstruieren, die
den Ereignissen unserer Ihge eine vergleichbare universelle und symbolische
Bedeutungsmacht zuschreibt, wie sie nach 1789 von den revolutionären Lo
sungen „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" ausging (vgl. dazu Hobsbawm,
1962)?

Vor der vorschnellen Konstruktion solcher Analogien sei freilich ge
warnt; denn erstens vollzieht sich die Geschichte niemals in bloßen Analo
giesprüngen, deren Evidenzstets nur bei äußerster Simplifikation unterstellt
werden kann. Zweitens verwehrt die Unmittelbarkeit des Geschehens gesi-
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cherte Aussagen über die schließlichen Resultate des Umbruchs. Und drit
tens scheint ein solcher Bezug insofern problematisch, als die symbolische
Ausstrahlungskraft oder die geschichtliche Energie von 1789 (wie später die
der russischen Revolutiuon vom Oktober 1917) im Bewußtsein des Anbre-
chens einer „neuen Zeit", also des revolutionären Bruchs mit den alten
Mächten (des Feudalismus,der aristokratischen Ständegesellschaft und ihrer
Privilegien, des absolutistischen Staates und der Verbindungvon politischer
und religiöser Macht) wurzelte. Der „Abschied vom realen Sozialismus" als
Prinzip gesellschaftlicher, staatlicher und zwischenstaatlicher Ordnungen
bzw. der internationalen Beziehungen feiert hingegen die „Rückkehr" Ost
end Mitteleuropas in die Entwicklungsgeschichte der bürgerlichen Gesell
schaftbzw. des „kapitalistischen Weltsystems", währenddoch weltrevolutio
näreProzesse stetsdasSelbstbewußtsein desÜbergangs in eineneueEpoche
der Menschheitsgeschichte artikulierten.

Jürgen Habermas hat die Revolution im Osten deshalb als eine „gewisser
maßen rückspulende Revolution" bezeichnet, „die den Weg frei macht, um
versäumte Entwicklungen nachzuholen ... Indem die nachholende Revolu
tion die Rückkehr zum demokratischen Rechtsstaat und den Anschluß an

den kapitalistisch entwickelten Westen ermöglichen soll, orientiert sie sich
an Modellen, die nach orthodoxer Lesart durch die Revolution von 1917
schon überholt waren. Das mag den eigentümlichen Zug dieser Revolution
erklären: den fast vollständigen Mangel an innovativen, zukunftsweisenden
Ideen" (Habermas, 1990, S. 180/181).

Auf jeden Fall markiert der Zusammenbruch des „realen Sozialismus"
und die Auflösung des sozialistischen Staatensystems zusammen mit dem
offenkundigen Zusammenbruch der Systemideologie, des „Marxismus-Leni
nismus", sowohl für die sozialökonomische und politische Entwicklung die
ser Länder als auch für die Weltpolitik einen tiefen Einschnitt. Die Liberali
sierung der politischen Systeme nach Maßgabeder westlichen, parlamentari
schen Demokratien und die Substituierung der Planwirtschaft und des
Staatseigentums durch eine auf Privateigentum gegründete Marktwirtschaft,
die ihrerseits zum Weltmarkt hin offen sein soll, wird von den Reformbewe
gungen und ihren Führungseliten als Programm und Ziel verfolgt. Bei ihrer
Realisierung besteht derzeit noch eine Vielfalt von Misch- und Übergangs
formen: von dem „Angebotssschock", dem die Wirtschaft und Gesellschaft
Polens schon jetzt durch die Einführung der Marktwirtschaft ausgesetzt ist,
über den ökonomischen und politischen Anschluß der DDR an die BRD, bis
hin zu Experimenten der Kombination von Elementen des alten Eigentums
und Planungssystems mit den Wirkungen der Marktwirtschaft in solchen
Ländern, in denen die politischen Machtverhältnisse noch nicht grundlegend
umgewälzt wurden bzw. noch ein relatives Gleichgewicht der „alten" und der
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„neuen" politischen Kräfte zu bestehen scheint, das allerdings keineswegs
stabil ist (in der Sow '̂etunion, in Bulgarien und Ramänien).

Wann und ob überhaupt diese Ziele erreicht werden, ist derzeit eine
offene Flrage. Dennoch zeichnet sich ab, daß dies ein langwierigerund kon
fliktreicher Prozeß sein wird. Die fortschreitende Verarmungeines großen
Ibils der Bevölkerung,die Ausbildungneuer Formen der sozialen Ungleich
heit verbunden mit der Auflösung jener Infrastrukturen realsozialistischer
Gesellschaften, die - wenn auch auf einem sehr niedrigen Niveau - eine
stabile Versorgung mit öffentlichen Gütern gewährleistet hatten, werden in
hohem Maße die zukünftigen sozialen und politischen Konflikte in diesen
Ländern, damit auch den Inhalt der Auseinandersetzungen um politische
Mehrheiten, in deren Namen staatliche Macht ausgeübt wird, bestimmen.
Peter Benderhat in der „Zeit" an diese Gefahreiner permanenten Destabi-
lisierung, die aus der Armut erwächst, erinnert: „DieÄngste und Nöte, die
wir in der DDR beobachten, wuchern im ganzen ehemals kommunistischen
Europa - nur noch schlimmer. Dasselbe Systemerzeugte überall die gleichen
Probleme und erzwangähnliche Lösungsversuche.Zwar sind die Unterschie
de von Land zu Land erheblich, doch die Schwierigkeiten des Systemwech
sels, des Übergangs vom Planzum Markt undvonderDiktaturzurDemokra
tie, sind in allen Staaten zwischen Ostsee, Adria und Pazifikgleichoder doch
vergleichbar.Allen gemeinsamist auch die Gefahr: Ohnetiefewirtschaftliche
Krise wäre derKommunismus nichtzusammengebrochen, dieKrise istdieMut
ter der Demokratie, aber sie lebt weiter und droht, ihr Kind zu verschlingen"
(Bender, 1990).

Mit dem Zusammenbruch des „realen Sozialismus" geht zugleich die
Epoche der Systemkonkurrenz zu Ende. Zumindest die zweite Hälfte des 20.
Jahrhunderts war durch den Systemgegensatzvon Kapitalismusund Sozialis
mus bestimmt - ob in der Konfrontation des Kalten Krieges und der Konkur
renzkonstellation der „friedlichen Koexistenz" im Zeichen des atomaren
Patt oder ob in der direkten und indirekten Präsenz der antagonistischen
Systemein den Kriegen in der ^Dritten Welt".Stets war diese Konfrontation
- als die dominante Konfliktkonstellation der Weltpolitik - von dem
Bewußtseinder Akteure durchdrungen, daß es schließiich in diesem welthi
storischen Ringen Sieger und Verlierer geben müsse. Der Verlierer steht
inzwischen fest: es ist der „reale Sozialismus" und der „Marxismus-Leninis
mus" als dessen Legitimationsideologie. Der Antagonismus, der ja den un
versöhnlichen Gegensatz zweier „Lager" meint, hat sich, so scheint es doch
auf den ersten Blick, nicht durch den direkten Kampf, durch die offene,
gewaltsame Konfrontation der beiden Systeme, sondern durch den inneren
Verfall und die schließliche Aufhebung der systemischen Identifikations
merkmale des einen „Lagers" aufgelöst. Welche Wirkungen sich daraus auf
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dieEntwicklungsbedingungen des anderen Lagers, des kapitalistischen Welt
systems, vorallem aufdiepolitischen Strategien dergesellschaftlich relevan
ten Kräfte und Akteure ergeben, ob der „Sieg des Kapitalismus" seiner
weiteren Blüte dient und internationale Sicherheit neu definiert oder ob
sowohl im Innern als auch in den Beziehungen zwischenden kapitalistischen
Staaten neue Konfliktpotentiale freigesetzt werden - auchdiesegeschicht
lich noch offenen Fi'agen bezeichnen den Stoffkünftiger machtpolitischer
Auseinandersetzungen.

Und doch wäre es für die Beurteilungder gegenwärtigen weltgeschichtli
chen Zäsurganz falsch, wenn deren Charakterisierung sich ausschließlich auf
dasEndederSystemkonkurrenz, desOst-West-Gegensatzes, der Nachkriegs
zeit usw. konzentrieren würde.Eine angemessene Beurteilungdieser Zäsur
wird nur dann möglich sein,wenn das Ende der Systemkonkurrenz im Zu
sammenhang mitdenVeränderungen und Problemlagen innerhalb des kapi
talistischen Weltsystems begriffen wird, diebei demHinweis aufdie Erosion
der„bipolaren" Struktur derWeltpolitik zumindest mitgedacht werden. Da
bei handelt es sich umdie folgendenProzesse,die imfolgendennochgenauer
zuanalysieren seinwerden: 1.Der Verfall der US-amerikanischen Hegemo
nie (im Sinnevon anerkannter Führungsfähigkeit). Dieser wurde in erster
Linie durch die weltwirtschaftlichen Strukturveränderungen und den Auf
stieg Japans und derBRD vorbereitet. Das Ende derSystemkonkurrenz, die
Jaselbst noch die Bedingungen für die militärisch-politische Führungsrolle
der USA definiert hatte, wird diesen Hegemonieverlust wahrscheinlich noch
beschleunigen. 2. Die Dynamisierung der westeuropäischen Integrationspo
litik im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft (EG) seit Mitte der 80er
Jahre. Mit der politischen Zusammenarbeit, dem Projekt des „Binnenmark
tes '92" und den ersten Schritten auf dem Weg zur '\^hrungsunion wurden
so Chancen für die Übertragung von Elementen nationalstaatlicher Souve
ränität aufsupranationale EG-Organe und damit für die Öffnung des Weges
zur politischen Unioneröffnetund reaktiviert. Im Gefolge des politischen
und wirtschaftlichenUmbruchsin Mittel- und Osteuropa ist dem EG-Prozeß
die Rolle eines „Gravitationszentrums" für Gesamteuropa zugewachsen, die
zugleich neue Risiken und Anforderungen an die Integrationspolitik erzeugt
hat. 3. Die deutsche Einheit, die ihrerseits auf die hegemonialen Ordnungen
der Weltpolitik Einfluß nehmen wird, die aber zugleich die Struktur der
europäischen Kräfte- und Bündniskonstellationen mitder qualitativen Auf
wertung der „Mitte Europas" verändern muß.

Welch gewaltigen neuen politischen Aufgaben aus der Gesamtheit und
dem inneren - zugleichäußerst widersprüchlichen- Zusammenhangdieser
Prozesse resultieren, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt allenfalls angedeu
tet werden. In der großen spanischen Zeitung EL PAIS vom 3. August 1990
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z.B. fordert einExperte fürdieTheorie strategischer Szenarien, daß sichdie
europäische Politik sofort der Bearbeitung von drei Prioritäten zuwenden
müsse, um die derzeit obwaltende Konfusion zu bannen: 1. Die alte NATO
istaufgrund des Zusammenbruchs des sowjetischen Imperiums ineinerKri
se, die zugleich das Ende des US-Imperiums bedeutet. Die alte NATO muß
daherverschwinden undaufneuen Prämissen eines politischen Realismus als
globale Allianz rekonstruiert werden. 2. Das deutsche Thema muß realisti
scher analysiert werden. Daraus folgt: die Entnationalisierung der Märkte
bildet eine absolute Priorität für die EG in ihrer Gesamtheit. „Wenn
Deutschland Dir Angst macht: kaufe es!" 3. Das Thema der Hilfe für die
Sowjetunion muß einerschnellen Lösung zugeführt werden. Diese Hilfe muß
auf der einen Seite die Bemühungen um eine ökonomische und politische
Stabilisierungder Sowjetunion fördern, auf der anderen Seite deren Wirt
schaft - etwa über den konvertierbaren Rubel - in die internationalen Fi
nanz- und Warenmärkte integrieren (Carlos Pelanda, TVes Prioridades para
Europa, in: El Pais,3.8.90, S. 11).

In der gleichen Nummer dieser Zeitung findet sich nur wenige Seiten
weiter ein Gespräch mit dem deutsch-britischen Soziologen Ralf Dahren
dorf, in dem dieser drei große, globale Problemfelder benennt, mit denen
„die Welt" - und das heißt: die Politik aller relevanten Staaten - in den 90er
Jahren konfrontiert sein wird:1. Das Problemder Umwelt. „Man mußsich
fragen, wie wirdieserBedrohung desOberlebens der Menschheit Herr wer
den, ohneaufautoritäre Lösungen zurekurrieren". 2.Dieglobale Spaltung
von Reichen und Armen in der Welt. „In den 90er Jahren werden wir eine
neue Welle der Emigration in die entwickelten Länder erleben; diese hat
schon eingesetzt und beginnt bereits - denken wir an Le Pen, Berlin und
Norditalien - die l\hhlentscheidungen zu beeinflussen". 3. Die regionalen
Konfliktherde - nicht nur im Nahen Osten und zwischen Indien und Paki
stan, sondern nunmehr auch zwischen den Nationalitäten in der UdSSR.
„Alle diese künftigen Konflikte haben nichts mehrgemein mit der Welt der
Antworten,die in der Periodedes Kalten Krieges evidentwaren.Sie können
nur von internationalen Organisationen bewältigt werden, die dazu über die
entsprechende Machtverfügen" (El Pais, 3.8.90, S. 14).

Die in diesen beiden Artikeln thematisierten Probleme und Anforderun
genan diePolitiksindrelativwillkürlich konstruiert; dennsiesparenz.B.die
Problemfelder der Weltwirtschaft (u.a.dieunsichere RolledesDollarfürdas
Weltwährungssystem, die Verschuldungskrise in der Dritten Welt, die Pro
blematik von synchronen oder asynchronen Wichstumszyklen, damit auch
von Krisenzyklen in der Weltwirtschaft, die inneren sozialökonomischen
Probleme - u. a. neue Formen der Polarisierung von armundreich - in den
Metropolen des Kapitals usw.) völlig aus. Sie illustrieren daher zunächst
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einmal lediglich die Spannbreite der politischen Handlungsfelder, die nach
demAbschied vonderSystemkonkurrenzaufdieAgendader internationalen
Politik getreten sind.

Die Geschichte beläßt den Siegern in der Systemauseinandersetzung
nichteinmaleine Atempause, umden TViumph desSieges auszukosten. Daß
in der Hektik des Ihgesgeschehens die mit der Neuordnung Europas und
insbesondere die mit der Herstellung der deutschen Einheit verbundenen
Entscheidungen zunächst einmal die internationale, öffentliche Aufmerk
samkeit auf sich konzentrieren, liegt wesentlich in der Dramatik der Ereig
nisse und ihrermedialen Inszenierung (Öffnung derGrenzen, Fall derBerli
ner Mauer u. a. m.) begründet. Schon die Irak-Kuweit-Krise vom August
1990 - der, wie der amerikanische Außenminister James Baker konstatierte,
erste Großkonflikt der „Nach-Nachkriegsära" - hat jedoch schlagartig die
Brisanzder von Ralf Dahrendorf genannten „regionalen Konfliktherde" für
die Weltpolitik erhellt.

Gleichwohl sollte die Einmütigkeit der selbsternannten „zivilisierten
Welt" (zu der sich nunmehr auch die ehemals sozialistischen Staaten zählen
dürfen) in der Frontstellung gegenden irakischen Machthaber Sadam Hus
sein nicht vorschnell als das nunmehr vorherrschende Grundmuster globaler
Konfliktbearbeitung (mit der UNO als dem globalen Organisator) mißver
standen werden. Zunächst zeigt der Konflikt nur, daß in der heutigen Welt -
und besonders nach der 21äsur der Jahre 1989/90 - nationale und regionale
Machtveränderungen sich stets im Kontext globaler Machtverhältnisse, da
mitaberauchvonInterdependenzstrukturen vollziehen (hierspieltnatürlich
die Erdölversorgung eine entscheidende Rolle; diese beeinflußt aber auch
denPreisdesÖls,dieserwiederum dienationaleKonjunktur, den Dollarkurs
und damit die Exportwirtschaft sowie das internationale Kreditsystem und
das Spekulationsgeschäft auf den internationalen Börsen). Diese Verhältnis
se von wechselseitiger Abhängigkeit werden freilich keineswegs durch homo
gene, sondern realiter durch höchst disparate und konfligierende Interessen
der beteiligten Akteure bestimmt. Diese Disparität der Interessen wiederum
reflektiert eine äußerst ungleiche Verteilung der ökonomischen und poli
tisch-militärischen Macht, deren Häger auf der einen Seite die ökonomi
schen Subjekte, also in erster Linie die auf dem Weltmarkt operierenden
internationalen Konzerne und Banken, auf der anderen Seite politische
Subjekte, also Nationalstaaten und internationale Organisationen sind.

Welche Ziele diese Subjekte verfolgen, läßt sich daher weniger aus den
allgemeinen Willenserklärungen ableiten, die sich gegenwärtig um gemein
schaftliche Werte wie die Sicherung der Menschenrechte, die Förderung
demokratischer Institutionen, die Sicherung des Friedens durch Abrüstung
usw. gruppieren. Diese Ziele werden vielmehr durch objektive Interessen
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deHniert, die sich auf der Seite der internationalen Konzerne nach dem in
letzter Instanz bestimmenden Kriterium von Akkumulationsdynamik und
Profitrate, auf der Seite der politischen Subjekte in der Macht und Hand
lungsfähigkeitder Nationalstaaten (auch in den internationalen Organisatio
nen) bestimmen lassen. Zugleich wird aber die Realisierung dieser Interes
sen auf Strukturen globaler Interdependenz verwiesen, die weder durch ein
zelwirtschaftliche noch durch einzelstaatliche Strategien außer Kraft gesetzt
oder einseitig beherrscht werden können - im Gegenteil; je mehr z. B. der
ökonomische Reichtum und die politische Macht der entwickelten kapitali
stischen Zentren zunimmt, um so schärfer treten jene Risiken zutage, die mit
der Spaltung zwischen den wohlhabenden und den armen Regionen der
globalen Zivilisation verbunden sind, um so geßhrlicher - auch für die
wohlhabenden Regionen - werden die Felgen der Belastung und 2^rstörung
der natürlichen und stofflichen Voraussetzung für den Fortbestand dieser
Zivilisation.

Die vom Systemgegensatz „emanzipierte" Entwicklung des Weltmarkts
und der Weltpolitik wird also durch Strategien bestimmt werden, die dieser
Komplexität der objektiven Interessenlagen Rechnung tragen muß. Dabei
kreuzen sich gleichsam die klassischen Determinanten der internationalen
Politik- Maximierungvon Profit und nationalstaatlicher Macht im Sinne der
Verfügung über die maßgebenden Ressourcen dieser Macht: militärische,
ökonomisch-finanzielle und wissenschaftlich-technische Ressourcen - mit

den neuen Determinaten internationaler Politik, die aus dem erreichten
Niveau der globalen, funktionalen Interdependenz erwachsen. Diese beein
flussensowohldie funktionalen Imperative (im klassischen Sinne), also z. B.
die Frage: wie sich die Selbstbehauptungsfähigkeit von Konzernenund Na
tionalstaaten im internationalen System entwickeln kann, als auch die dys-
funktionalen Imperative globaler Vergesellschaftung, die sich als Risiken,
Kosten oder auch als Gefährdungspotentiale innerhalb des internationalen
SystemsGeltung verschaffen.

1.5. Interdependenz oder neue Hegemonialordnungen

Angesichts dieser komplexen und widersprüchlichen Interessenskonstella-
tion wird es für die zukünftige Entwicklungder internationalen Politik umso
bedeutsamer, ob sich die dominanten Strategien eher nach den Prämissen der
„neorealistischen" Schule der internationalen Beziehungen oder eher an
denen der sog. „Globalismus-" bzw. Interdependenz-Schule orientieren wer
den - und zwar nicht im Sinne einer normativ-idealistischen Orientierung,
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sonderneher imSinne der Anpassung der relevanten politischen Strategien
an objektive Handlungsanforderungen.

AMrd es also, so wäre zu fragen, nach dem Ende der Systemkonkurrenz
und der Auflösung der Bipolarität zu einem für die bevorstehende Epoche
bestimmenden Ringen um neue weltpolitische Hegemonialordnungen kom
men, bei dem die ökonomische, technologische und schließlich auch militä
rische Macht der neuen „Au&teiger" in der internationalen Staatenordnung
sichschließlich im Ergebnisvon mehroder weniger gewaltsamen Interessen
konflikten durchsetzen wird? Oder - wird sich schließlich bei der Neuord
nung der Weltpolitik, die mit dem Verschwinden der Systemkonkurrenz
ansteht, eine politischeStrategie durchsetzen,die voneinem Bedeutungsver
lust des Nationalstaaates, damit auch der Militärpotentiale der Großmächte
ausgeht,und deren funktionaleImperative inerster Liniedurchdie weltwirt
schaftlichen Verflechtungen, die Problematik des internationalen Wissen
schafts- und Ibchnologietransfers, durch die globale Kontrolle von Rüstung
und gegenseitigerSicherheit sowiedurch die Hinwendungzu einer globalen
Umwelt- und Sozialpolitikbestimmtwerden? Oder werden sich schließlich
Kombinationen solcher Handlungsorientierungen realisieren, bei denen die
Auseinandersetzungum die Neubildunghegemonialer Ordnungen sich eben
nicht nur im Bereich der militärisch-politischen Machtstrukturen, sondern
im Ergebnis der Etablierung von internationalen „Regimen" oder Regula
tionsformen einstellt, die in erster Linie den „globalen Problemen" Rech
nung tragen (so in der Ibndenz: Czempiel, 1990a)?

Der amerikanische Politikwissenschaftler Richard Rosecrance hat in sei
ner 1986 erschienenen Studie „Der neue Handelstaat" (The Rise of the
lYading State) die Positionen der Interdependenz-Schule mit am deutlich
sten formuliert. Die Hauptthese seines Buches lautet, „daßeine neue 'Han
delswelt' in den internationalen Beziehungen die Möglichkeit eröfl'net,...
(den) ... Ibufelskreis (von immer wiederkehrenden Krisen, Kriegen und
internationalen Großkonflikten, F D.) zu durchbrechen und neue Formen
der Zusammenarbeit zwischen den Nationalstaaten zu flnden". Dabei wird
unterstellt, „daß der Nutzen von Handel und internationaler Zusammenar
beit schon heute den Nutzen militärischer Konkurrenz und territorialer

Ausweitung bei weitem übersteigt... Staaten (können) mit einer auf Handel
basierenden Strategie der wirtschaftlichen Entwicklung besser fahren, als
wenn sie mit militärischen Mitteln sich in die Angelegenheiten anderer
Nationen einmischen" (Rosecrance, 1987, S. 7).

Der Autor unterscheidet „zwei Welten" der internationalen Beziehungen.
Das alte, territoriale System, das in Europa seit dem Westfälischen Frieden
von 1648 bestand, zeichnete sich durch den Kampf der Nationalstaaten um
die Vergrößerung und Verteidigung ihrer Ibrritorien - mit dem Mittel der
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militärischen Gewalt - aus. Nach 194S wurde die politische Logik des poli
tisch-militärischen Systems von den beiden Supermächten fortgeführt.
Gleichzeitig hat sich jedoch die zweite Weltdes internationalen Handelssy
stems entwickelt, in dessen Zentrum sich Japan und die westeuropäischen
Suaten, insbesondere die BRD, befinden (S. 28). Die Rolle dieser beiden
Länder in der Handelswelt ist von besonderem Interesse, „weil sie eine
Umkehrung der Politik bedeutet, die beide im 19. Jahrhundert wie in den
20er (und 30er) Jahren dieses Jahrhunderts betrieben" (S. 153).

V/Shrend die Supermächte ,Jn den letzten 40 Jahren weniger gut abge
schnitten haben als manche ihrer nichtterritorial und nichtmilitärisch orien

tierten Konkurrenten" (S. 150), haben diese ihre Stellung „durch heimische
Produktion und internationalen Handel" verbessert. Durch die „zunehmen
de gegenseitige Durchdringung der Volkswirtschaften" wurde „weltweite
Interdependenz" geschaffen, die auch im Konfliktfall nicht mehr - zum
Vorteil der Beteiligten, vor allem der internationalen Konzerne - mit den
klassischen, machtpolitischen Instrumentarien des militärisch-politischen
Systems reguliert werden kann. Obwohl für Rosecrance der „moderne Staat
... die grundlegende Einheit der internationalen Politik (bleibt)" (S. 238), so
wird die nationale Souveränität gleichwohl durch die Interdependenz ausge
höhlt: „Wohlstand und Vollbeschäftigung können nicht länger durch die
nationalen Regierungen mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
alleine garantiert werden" (S. 237).

Die internationalen Beziehungen stehen - nach Rosecrance - jetzt an
einem Kreuzweg. Das gegenwärtige System ist inkonsistent. Es enthält Kräf
te, die in entgegengesetzter Richtung wirken und von denen einige den
Handel, andere die territoriale Kontrolle begünstigen. Es wird die „zentrale
Frage des ausgehenden 20. Jahrhunderts sein, ob die Vorteile der ökonomi
schen Differenzierung schnell genug wachsen, um den in politischer Hetero-
genität und Uneinigkeit angelegten Konflikt zu neutralisieren" (S. 236).

Dabei kommt der amerikanischen Politik eine wesentliche Bedeutung zu
(die Möglichkeit eines Systemwandels in der Sowjetunion und ihrem Herr
schaftsbereich wird dagegen pessimistisch beurteilt). Rosecrance plädiert
dafür, daß die USA jene Politik aufgeben, die seit dem Ende der 70er Jahre
durch die Entwicklung neuer Wiffen und Anwendungsstrategien gegenüber
Moskau einen „Eskalationsvorsprung", d. h. militärische Überlegenheit auf
allen Gebieten, erreichen will und dabei den „'^derspruch zwischen Militär
ausgaben und Wirtschaftswachstum" verstärkt hat. Statt dessen sollten die
USA „die grundlegenden Elemente der Abschreckung" beibehalten, um so
den Weg zu einer „weltpolitischen Wirtschafts- und Handelsstrategie" zu
flnden. Nur so können Mittel für die Bewältigungder inneren sozialen und
ökonomischen Probleme in den USA freigesetzt und verfügbar gemacht
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werden(S. 219): „Eine Exportoffensive bei Dienstleistungen und Hochtech-
nologieprodukten einschließlich von Halbleitern und modernen Informa
tionssystemen würde ... den amerikanischen Bedürfnissen im ausgehenden
20. Jahrhundert besser entsprechen" (S. 220).

Die Thesen von Rosecrance sind - u. a. auch aufgrund seiner .sprunghaft-
assoziativen Beweisführung" sowie aufgrund seiner harmonisierenden Deu
tung der „Wohlfahrtseffekte", die von einem freien Welthandel, z. B. auf die
„Dritte Welt", ausgehen - als eine ziemlich platte Reformulierung von
Grundpositionen der „idealistischen Schule" kritisiert worden (Meyers,
1989,S. 22 ff.). Gleichwohl umschreiben diese Thesen doch auch reale Inter-
essenskonstellationen, die weniger aus der Perpektive nationalstaatlichen
Machthandelns als vielmehr aus den Handlungsbedingungen wie den „Si
cherheitsinteressen" der internationalen Konzerne abzuleiten sind. So hat z.

B. in der „Zeit" vom 16. März 1990 der Chef des mächtigsten bundesdeut
schen Konzerns, Edzard Reuter von Daimler-Benz/MBB, ganz im Sinne der
Grundkonzeption des „neuen Handelsstaates" für ein neues Denken und
eine neue internationale Politik plädiert, die - nach dem Abschluß der
Nachkriegsära globaler Sicherheitspolitik - durch ein „politisches Konzept
für eine wirtschaftliche Internationalisierung" zugleich Sicherheitsstruktu
ren schafft, die dem Sachverhalt der globalen, ökonomischen Interdepen-
denz Rechnung tragen sollen. „Weltwirtschaftlich richtig organisierte Struk
turen können auch heute politische Abhängigkeiten schaffen, denen eine
völlig neue strategische Qualität zukommt".

Am Beispiel der Mikroelektronik, der Luft- und Raumfahrt sowie der
Umweltpolitik wie der Energieversorgung legt Reuter dar, daß endgültig von
,Autarkievorstellungen räumlichen Zuschnitts" Abschied genommen wer
den muß. „Die Welt wird durch globale Konzerne und durch Regionen, die
jeweils nach dem notgedrungenen Willen ihrer Regierungen kooperieren.
Schritt für Schritt zu einer Einheit zusammengeschweißt". Daraus folgt:
„Nur weltweite Kooperation kann die Ressourcen sichern, die für eine solche
Großtechnik erforderlich sind. Auf allen diesen Gebieten erlischt zwar nicht

der arbeitsteilige Wettbewerb zwischen Unternehmen, Staaten und Konti
nenten, doch die Beherrschung der ihm zugrundeliegenden modernsten
Ibchnologien erzwingt unausweichlich gemeinsame Arbeit. Ursächlich dafür
sind die enormen und langfristigen Vorleistungen, deren Finanzierung nur
noch global gewährleistet werden kann". Wenn aber - so Reuter weiter - der
Befund unvermeidlicher globaler Interdependenz richtig ist, so ergeben sich
daraus notwendig neue Anforderungen an die internationale Politik: „Dann
muß sie aus Gründen machtpolitischer Stabilität Vernetzungen jeder Art
fördern, den freien Fluß der Informationen zulassen, jedem, der mitsprechen
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will, die Türe öffoen - wohl wissend, daß dies zugleich die traditionelle
Machtsouveränität der Staaten weiter auflösen wird".

Die politische Bedeutung diesesBeitrages liegt freilichweniger darin, daß
hier der Chefdes mächtigsten Konzerns der BRD Positionen der Interdepen-
denz-Schule unterstützt, sondern daß er sein Plädoyer mit einer deutlichen
Forderung an die deutsche Politik schließt, im Prozeß der Herstellung der
deutschen Einheit gegen alle Fbrmen eines wiedererwachenden Nationalis
mus anzugehen und zugleich diese Einigung in einer Perspektive jenseits der
traditionellen Machtsouveränität der Nationalstaaten zu organisieren. „Wie
leicht könnte man... vergessen, daß uns die Stärke unserer weltweit tätigen
Unternehmen eine hohe Mitverantwortung für die internationale wirtschaft
liche Ordnung nach dem Ende der kommunistischen Diktaturen auferlegt".

Die erste Annäherung an die Bestimmung der weltgeschichtlichen Zäsur
des Jahres 1989 hatte die Erkenntnis nahegelegt, daß es eher Autoren aus
dem Kreis der neorealistischen Schule waren, die die Veränderungen inner
halb des internationalen ökonomischen und politischen Systems, vor allem
den Niedergang der Führungsmacht der USA wie der UdSSR, prognostizier
ten. Aufder anderen Seite kann aber nicht übersehen werden, daß der Anstoß
für diese Veränderungen seit der Mitte der 80er Jahre von der neuen sowje
tischen Führung unter Michail Gorbatschow ausging,die gerade unter Beru
fung auf die zentralen Prämissen der Interdependenz- bzw. der Globalismus-
Theorie darauf verzichtete, die immer offener zutage tretende Krise des
Blockssozialistischer Staaten durch die Anwendung direkter politisch-mili
tärischer Gewalt (wie noch 1968in Prag) zeitweilig zu lösen, und die gleich
zeitig für andere regionale Konfliktherde in der Weltpolitik (Afghanistan,
Kambodscha, südliches Afrika, Mittelamerika usw.) ihre Bereitschaft signa
lisierte, für nicht-militärische Lösungen zu optieren.

Daß eine der zentralen Visionen der Gorbatschow'schen Perestroika,
nämlich die Erneuerung und Stärkung des Sozialismus, dabei „unter die
Räder geriet" und inzwischen infolge der inneren Destabilisierung der
UdSSR gänzlich unterzugehen droht, führt freilich wieder in die Nähe jener
neorealistischen Prämisse, daß der Verfall der nationalstaatlichen Macht
unvermeidlich deren politische Gestaltungskompetenz in der Arena der in
ternationalen Politik unterminieren und schließlich aushebeln muß. Mit

anderen Worten: mit der Destabilisierung der ökonomischen, politischen
und schließlich auch der militärischen Ordnung in der UdSSR verfällt auch
die politische Macht des sowjetischen Staates, bei der Gestaltung der inter
nationalen Ordnung für die Durchsetzung des „neuen Denkens" zu wirken,
d. h. auch, die äußeren Rahmenbedingungen für eine innere Erneuerung des
Sozialismusmaßgebend zu beeinflussen. Die derzeit vor allem in Westeuropa
erhobene Forderung, der Sowjetunion und ihrer derzeitigen Führung Hilfe
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zu leisten, läßt indessen das Interesse erkennen, weder eine militärisch-poli
tische DeStabilisierung noch vor allem die daraus notwendig erwachsenden
Risikopotentiale für die weltwirtschaftliche Entwicklung mutwillig in Kauf
nehmen zu wollen - und deshalb, zumindest zeitweilig, eine Art globale bzw.
kontinentale „Schicksalsgemeinschaft" mit der Sowjetunion zu akzeptieren.
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2, Die Dynamikdes kapitalistischen Weltsystems

Die Zäsur der Jahre 1989/90 hat - wiejedes andere „Schwellen-Ereignis" in
der Weltgeschichte - ihre Vorgeschichte. Revolutionäre Umwälzungen
zeichnen sich stets dadurch aus, daß eine bestehende gesellschaftliche und
politische Ordnung sowiedas System ihrer ideologischen Legitimation zu
sammenbricht. Es sind dann die Volksbewegungen,deren Massenaktion den
politischen Zusammenbruch des Ancien Rdgime herbeiführen, und die das
Programm des Aufbaus einer neuen gesellschaftlichen Ordnung,neuer poli
tischer Institutionen und Rechtsformen unterstützen, das von den Führungs
gruppen revolutionärer Organisationen propagiert wird. Revolutionen - so
hat es Kurt Lenk formuliert - „gleichender Geburt einer neuen Ordnung,
die, soll sie gelingen, im Schoß der alten Ordnung herangereift sein muß,
bevorsiedurchden 'Sprung* der Revolution ansIhgeslichttritt" (Lenk,1986,
S. 444, vgl. auch Deppe, 1970, S. 279 ff.).

Die Dialektik von Zusammenbruch und Neuordnung verdichtet sich mit
hin in dem Maße zur revolutionären Situation, indem a) die gesellschaftliche
(i. e. die sozialökonomische und kulturell-moralische) Krise der alten Ord
nung deren Legitimation im Massenbewußtsein und schließlich auch ihre
Funktionsfähigkeit im Sinne der Reproduktion eines stabilen Systems von
Normen und Werten zersetzt hat, und b) die administrative und militärische
Machtdesalten Staatsapparateszusammengebrochen ist.Diesererweistsich
zunehmendals handlungsunfähig, umsowohl auf das Umfeld der internatio
nalen Politik als auch auf die widersprüchliche Konstellation der Klassen
kräfte im Innern im Sinne seiner Selbstbehauptungsfähigkeit, d. h. der Er
zeugungvon Sicherheit und Ordnung, zu reagieren (Robin, 1976; Skocpol,
1979; IMSF, 1979; IMSF, 1988).

Für Historiker und Politikwissenschaftler, die sich mit den neuzeitlichen
Revolutionen befaßt haben, ist die Analyse dieser Prozesse, die schließlich zu
abrupten Brüchen in den Machtstrukturen führen und die sich dann in der
gewaltsamen, politischen Konfrontation zwischen dem revolutionären und
dem gegen-revolutionären Block verdichten, unabdingbar. Nur auf diesem
Wege sind nämlich die bestimmenden - ökonomischen, sozialen und politi
schen - Determinanten zu erfassen, die schließlich zum Bruch führen. Zu
gleich kann nur deren Begriff dem Wissenschaftler (wie auch den in der
konkret historischen Situation handelnden Akteuren, die sich mehr oder
weniger bewußt auf solche objektiven Strukturdeterminanten geschichtli
cher Prozesse beziehen) Anhaltspunkte dafür liefern, welche Resultate und
gesellschaftlichen wie politischen Zielvorstellungen schließlich in der Per-
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spektive einer neuen Ordnung durchgesetzt werden können bzw.- aus einer
normativen Betrachtungsweise - als erstrebenswert erscheinen.

Die neuzeitliche Revolutionsforschung hat die französische Revolution
von 1789 sowie die russische Oktoberrevolution des Jahres 1917 als die

beiden Haupttypen der Revolution, der bürgerlichen und der sozialistischen,
behandelt. Dazu gilt einigen die chinesische Revolution als Paradigma der
antikolonialen bzw. der antiimperialistischenRevolutionen,die nach 1945in
der Weltpolitik in den Vordergrund traten. Wie immer auch der internatio
nale Kontext (z. B. von Kriegen) oder auch die internationale Ausstrahlung
solcher revolutionärer Bewegungen (z. B. während des Vietnam-Krieges)
berücksichtigt werden, so steht doch in der Regel die Analyse der IVansfor-
mationen der politischen Machtverhältnisse im Rahmen des Nationalstaates
bzw. im Prozeß der Konstitution eines Nationalstaates im Mittelpunkt.

Unsere erste Annäherung an eine präzisere Bestimmung der welthistori
schen Zäsur der Jahre 1989/90 hat indessen deutlich werden lassen, daß
deren Bedeutung erst in dem Maße zu erfassen ist, wie die spektakulären
Ereignisse, die sich mit dem Zusammenbruch des „realen Sozialismus" in
Ost- und Mitteleuropa sowie mit der „deutschen Frage" verbinden, als Mo
mente einer Veränderung der Machtstrukturen in der internationalen wirt
schaftlichen und politischen Ordnung wirksam werden. Erst in diesem Kon
text gewinnt die Frage nach den bestimmenden Ibndenzen und Hiebkräften
des Wandels ihre Schärfe. Die Krise der kommunistischen Regime und deren
schließliche Abdankung ist für den Historiker natürlich ebenso von Interesse
wie für diejenigen politischen Kräfte, die mit dem Scheitern des „realen
Sozialismus" keineswegs eine universelle Verabschiedung vom Sozialismus
akzeptieren wollen. Dennoch ergibt sich aus den Veränderungen innerhalb
des internationalen Systems, daß die Suche nach den bestimmenden Ibnden-
zen nicht ins Lager der Verlierer, sondern ins Lager der Sieger führen muß.

Zweifellos wird es auch in der Zukunft Kritik an der kapitalistischen
Wirtschaftsordnung, an sozialer Ungleichheit, an Ausbeutung und partikula
rer politischer Herrschaft geben. Diese wird allerdings - weder im positiven
noch im negativen Bezug - nicht auf Strukturen reflektieren können, die auf
die Spaltung dieses Systems zwischen zwei Staatenblöcken zurückgehen,
deren Machtpotentiale, vor allem Im militärisch-politischen Sektor, durch
den weltweiten Antagonismus der Gesellschaftssysteme legitimiert werden.
Die Herrschaftseliten in den ehemals sozialistischen Staaten Mittel- und

Osteuropas streben den Aufbau einer politischen Ordnung nach dem Vorbild
der parlamentrischen Demokratien sowie des Rechtsstaates sowie eine wirt
schaftliche Ordnung nach dem Vorbild der„ 'reifen' kapitalistischen Ökono
mien (an), in denen eine Durchkapitalisierung aller Sektoren eine hohe
Produktivität und Effizienz und insbesondere eine institutionalisierte Kon-
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fliktreguliening zwischen autonomen Ihrifparteien zu beobachten sind"
(Senghaas, 1990, S.68). Damit suchen sie den Anschluß an einen Entwick
lungsprozeß europäischerKultur und Politik,der - so einigeIntellektuelle-
nach 1945durch die Systemkonkurrenz gewaltsam stillgestellt bzw.unterbro
chen wurde. Insofern dürften diese Gruppen auch die These von Weidenfeld
undJanningakzeptieren,daß in Ost- undWesteuropa „Modernisierungspro
zesse ... die Lage von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft (bestimmen)"
(Weidenfeld/Janning, 1990, S. 8).

Daraus folgt aber auch, daß der Begriffder bestimmenden Ibndenzen und
Uriebkräfte der Veränderungen im internationalen System vorab durch eine
Analyseder Entwicklungstendenzen und Veränderungen innerhalb des inter
nationalen Systems der kapitalistischen Ökonomien - also des Weltmarktes
- und der politischenHegemonialordnung diesesSystems entschlüsseltwer
den muß. Seit den 70er Jahren befindet sich dieses System in einem Prozeß
der ökonomischen und politischen Restrukturierung, die wesentlich durch
die Krisenprozesseder 70er undder frühen80er Jahre erzwungenworden ist.

Diese Anpassungsprozesse, die innerhalb des Weltmarktes neue Vernet
zungen, Differenzierungen von ungleicher Entwicklung und regionalen
)^chstumszentren hervorgebracht haben, sind ihrerseits eng mit der zu
nächst noch bestimmenden, weltpolitischen Machtkonstellationen der Sy
stemkonkurrenz verbunden. Der Jmperial overstretch", den Paul Kennedy
als eine der Hauptursachen für den relativen Niedergang der beiden Füh
rungsmächteder Nachkriegsordnung, der USAund der Sowjetunion,verant
wortlich macht, kommt vorab in der wachsenden „Disparität zwischen den
militärischen und wirtschaftlichen Gewichten der Großmächte" zum Aus

druck (Kennedy, 1989, S. 19). Die militärischen Kosten, die aufgewendet
werden, um deren weltpolitische Führungsrolle abzusichern, wurden über
die Rüstungskonkurrenz zwischen den beiden Führungsmächten seit den
späten 70er Jahren mehr und mehr von einer verselbständigten Expansions
logik gesteuert. So wirken sie zunehmend als Blockade für die notwendige
Anpassung undModernisierung der nationalen Ökonomien andieAnforde
rungen der Weltmarktkonkurrenz und beschleunigen so den Abstieg.

Im Blick auf diese „Btlle" hat Richard Rosecrance vor einigen Jahren
einen großen historischen Vergleichgewagt: „In gewisserHinsicht waren die
Jahre um 1780 (also vor der französischen Revolution des Jahres 1789,F. D.)
den Jahren um 1980 nicht ganz unähnlich. In beiden Fällen waren die Mili
tärausgaben, verglichen mit ihrem Nutzen, auf ein so hohes Niveau gestie
gen, daß aristokratische, liberal-demokratische und vielleicht sogar kommu
nistische Regimes sie kaum noch tragen konnten. Die Alternative ist in
jedem 1^11: ein mehr an Entgegenkommen nach außen und höhere Kosten
im Innern. Welche Alternative das 20. Jahrhundert wählen wird, ist in seiner
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vorletzten Dekade noch nicht klar" (Rosecrance, 1987, S. 95; auch Kennedy,
1989, S.776,vergleicht die Explosion der Verschuldung der USAin den 80er
Jahren mit der fiskalischen löise im Frankreich in den 1780em, die „ent
scheidend zu der folgenden politischen Krise beitrug".)

2.1. Die US-amerikanische Hegemonie nach 1945

Die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts zeichnet sich - im wirtschaftsge
schichtlichen Vergleich - durch eine außergewöhnliche Wachstumsdynamik
in den kapitalistischen Industriestaaten sowie durch eine gewaltige Steige
rung des Welthandels sowie der internationalen Verflechtung des Handels,
der monetären Beziehungen und der Investitionen aus. Vor allem die Jahre
zwischen 1951 und 1973 waren eine Periode des außerordentlichen "Wachs

tums, in der das Volumen der Exporte (Welthandel) sehr viel schneller
anstieg als das der industriellen Produktion (vgl. Strange, 1989, S. 164/165).

Zugleich vollzogen sich bedeutsame Veränderungen in der Struktur des
kapitalistischen Weltmarktes. Zum einen wurden die rein komplementären
Handelsbeziehungen zugunsten der wachsenden Bedeutung des Austauschs
von hochwertigen Industrieerzeugnissen bzw. mit Produkten der sog. „Hoch
technologie-Sektoren" zurückgedrängt. Der intraindustrielle Austausch ist
dabei immer wichtiger geworden."Der Welthandel ist somit nicht mehr bei
nahe ausschließlich derjenige Mechanismus, durch den die Industrieländer
sich Rohstoffe und die Rohstoffländer sich Industriewaren besorgen, son
dern immer mehr - der Struktur des Binnenhandels ähnlich - ein Austausch

mechanismus, durch den die Arbeitsteilung zwischen den entwickelten kapi
talistischen Staaten selbst betrieben wird. Darin zeigt sich die Ihtsache, daß
die Arbeitsteilung der Weltwirtschaft nach dem zweiten Weltkrieg neue
Inhalte und neue Formen angenommen hat" (Altvater, 1969, S. 11). Daraus
folgt weiterhin, daß sich in dieser Periode die kapitalistischen Industriestaa
ten Nordamerikas, Westeuropas, schließlichauch Japan zu den Gravitations
zentren der kapitalistischen Weltwirtschaftentwickelt haben.

Die Integration der Weltwirtschaft wurde außerdem durch das massive
Ansteigen der Kapitalexporte in der Fbrm von Direktinvestitionen be
stimmt. Dabei handelte es sich immer weniger um die Exporte von privatem
Leihkapital oder um die Beherrschung von extraktiven Industrien (Rohstoff
quellen). Internationale Direktinvestitionen, d. h. Internationalisierung der
Produktion durch die Gründung von „Ibchtergesellschaften" bzw.durch die
Übernahme von und Beteiligung an ausländischen Unternehmungen, wer
den zur vorherrschenden Strategie der international agierenden Konzerne.
Entsprechend den Veränderungen in den Strukturen des Welthandels kon-
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zentriert sich diese Strategie mehr und mehr auf die Beherrschungder fort
geschrittensten Wachstumsindustrien. Mit der schnellen Expansion der Di
rektinvestitionen, damit der Aktivität und der Macht der internationalen
Konzerne erreicht die Integration des Weltmarktes eine neue Stufe. Ver
flechtung und Interdependenzwerdenvon nun an nicht nur durch den Wt-
renaustausch und die monetären Beziehungen, sondern durch die Verflech
tung auf der Ebene der Produktionsorganisation selbst bestimmt.

Es entsprach der führenden Position des US-Kapitalismus in der Welt
wirtschaft nach dem zweiten Weltkrieg, daß in den 50er und 60er Jahren die
Explosion der ausländischen Direktinvestitionen in erster Linie mit der
Aktivität US-amerikanischer Konzerne in Kanada, Westeuropa und anderen
industrialisierten Regionen verbunden war. „In den frühen 70er Jahren wa
ren die USA mehr zu einem Auslandsinvestor denn zu einem Exporteur vom
im Binnenmarkt produzierten Waren geworden. Die internationale Produk
tion von amerikanischen, multinationalen Konzemen hatte den Handel als
die wichtigste Komponente für die internationalen Wirtschaftsbeziehungen
der USA überflügelt" (Gilpin, 1987,S. 239).

Das „amerikanische Jahrhundert" schien sich in der Iht vermittels der
Entwicklung eines globalen Produktionssystems, dessen Hauptakteure die
von der Politik der US-Regierung unterstützten US-Multis waren, zu vollen
den - wobei freilich schon seit den 60er Jahren in Westeuropa (vgl. Servan-
Schreiber, 1968) und in Japan die „amerikanische Herausforderung" erkannt
und angenommen wurde. „Das Ergebnis war, daß um die Mitte der 80er Jahre
die internationale Produktion - d. h. Produktion von transnationalen Kon

zernen außerhalb ihres 'Mutterlandes' - tatsächlich das Volumen des Welt

handels überstieg. Nunmehr wurde eine großer und wachsender Anteil des
Welthandels als intra-Konzem-Handel abgewickelt, d. h. als Ihinsaktionen
zwischen Ibchtergesellschaften von transnationalen Konzernen, aber über
die Staatsgrenzen hinaus" (Strange, 1989, S. 71). Der Anteil der führenden
Konzerne am Weltumsatz stieg allein von 1970 bis 1980 von 30 auf 40
Prozent. Dabei flel freilich der Anteil der US-Konzerne von zwei Drittel auf

weniger als die Hälfte (ebd., S. 74).
Wie aber - so lautet die für unsere Untersuchung entscheidende Frage

stellung - ist die stabile Struktur des Wachstums und der Weltmarktverflech
tung zu erklären, die diese Epoche auszeichnet, und die - aus der Erfahrung
der Krisen und Hirbulenzen seit den 70er Jahren - manchem Beobachter als

„goldenes Zeitalter" erscheinen möchte? Entscheidend ist dabei zunächst
der Sachverhalt gewesen, daß die Wachstumsdynamik sowie die Struktur
wandlungen des Weltmarktes nur die äußere Form eines in der Geschichte
des Kapitalismus außergewöhnlichen Wtchstumsschubes in den kapitalisti
schen Industriestaaten selbst gewesen ist. Diese ungewöhnliche Dynamik
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und Prosperität speiste sich aus unterschiedlichen Quellen, zu denen neben
der Befriedigungeines kriegsbedingten Nachholbedarfes (vor allem in Euro
pa und Japan) und der Expansion des Weltmarktes im Zeichen der Liberali
sierung, der Marktöffnung (z. B. durch die ersten Schritte der westeuropäi
schen Integration seit 1958) und stabiler monetärer Beziehungen vor allem
auch die Erschließung neuer, binnenwirtschaftlicher Akkumulations- und
Wachstumsreserven gehörte.

Burkart Lutz hat diese neue Entwicklung mit dem Begriff der „inneren
Landnahme" in den Metropolen des Nachkriegskapitalismus charakterisiert:
„Zwei Prozesse scheinen in diesem Zusammenhang besondere Bedeutung zu
haben: - einmal die fortschreitende Verdrängung charakteristischer Produk
te und Leistungen des traditionellen Sektors aus der Deckung des täglichen
Lebensbedarfes der Arbeitnehmereinkommen durch industrielle Erzeugnis
se und durch nach großbetrieblich-marktwirtschaftlichen Prinzipien erbrach
ten Dienstleistungen; zum anderen die Mobilisierung eines großen Ibils der
bisher im traditionellen Sektor gebundenen Arbeitskräfte für Lohnarbeit in
Betrieben industriell-marktwirtschaftlicher Art.

Diesen beiden Prozessen, die sich in vieler Hinsicht wechselseitig verstär
ken, ist gemeinsam, daß sie gleichzeitig eine fortschreitende Zerstörung der
bisher im traditionellen Sektor konstitutiven Strukturen, Produktionswei
sen, Lebensformen und Verhaltensorientierungen bewirken und den Betrie
ben des industriell-marktwirtschaftlichen Sektors - in der Form einer 'inne

ren Landnahme', die in vieler Hinsicht durchaus in Analgoie zur 'äußeren
Landnahme' des Imperialismus gesehen werden darf - sehr große und neuar
tige Expansionschancen eröffnet, deren Wahrnehmung über steigende Pro
duktion und Produktivität auch dem Anstieg von Lohnsätzen und Lohnein
kommen immer wieder neue Impulse gibt" (Lutz, 1984, S. 213/4).

Der innere Zusammenhang zwischen diesem neuen Wachstumsschub und
der Weltmarktbewegungdes Kapitals ergibt sich mithin aus der Verallgemei
nerung eines Entwicklungsmodells, „das sich im Verlauf der 20er und 30er
Jahre als 'Fordismus' herausbildet und nach dem zweiten Weltkrieg einen in
der ganzen Geschichte des kapitalistischen Weltsystems einzigartig dynami
schen W^chstums^klus in Gang setzen konnte" (Altvater, 1987, S. 23).
Dieses System des „Fordismus" (vgl. dazu auch Hirsch/Roth, 1987; Hirsch,
1989) zeichnet sich gerade dadurch aus, „daß gesellschaftliche Verhältnisse
(Konsummodell, Staatsintervention zur Sicherung effektiver Nachfrage,
durchgängige 'Kommodifizierung' aller Lebensbereiche etc.) entstehen,

Massenproduktion in den Fabriken eine entsprechendeMossen-
konsumtion auf dem Markt geschaffen wird". Damit dies historisch realisiert
werden kann, „sind in einem gesellschaftlichen Hansformationsprozeß Re
gulationsleistungen des Lohnverhältnisses und des Geldverhältnisses zu er-
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bringen: Steigerungen der individuellen Reallöhne und des Soziallohns (im
Zuge der sozialstaatlichen Redistribution der Einkommen), um die Kauf
kraft im Gleichschritt mit der Produktivität zu steigern; antizyklischefiskal-
und geldpolitische Interventionen des Staates zur Stabilisierung des wirt
schaftlichen AAbchstumspfades. Diese institutionellen Vorkehrungen bilden
dieGrundlage für den langen und erfolgreichen Aufschwung nach dem zwei
ten Weltkrieg in den Industrieländern der nördlichen Hemisphäre" (Altva
ter, 1988, S. 146 ff.).

Wenn also nach den wesentlichen Merkmalen gefragt wird, die die Stabi
litätsbedingungen des kapitalistischen Weltmarktes in der Nachkriegsära
auszeichneten, so reicht es keinewegs aus,auf die Daten über das Wichstum
der je nationalen Sozialprodukte, des internationalen Handels und der Di
rektinvestitionen sowie auf die neuen Strukturen der Arbeitsteilung und
Verflechtung hinzuweisen. Diese zeichnen sichvielmehr dadurch aus, daß
sich in dieser Periodeein Prozeßder Angleichung der gesellschaftlichen und
politischen Regulationsformen indenentwickelten kapitalistischen Staaten
vollzieht,für den- bei allen Modifikationenund Unterschieden- der Aufbau
eines politischen Instrumentariums zur Regulation des Wirtschaftswachs
tums sowieder infrastrukturellen Voraussetzungen dieses Wachstums (Key-
nesianismus), zur Regulation der Lohnsysteme wieder Arbeitsbeziehungen
als auch zur Regulation sozialerDisparitäten (Sozialstaat/Wohlfahrtsstaat)
charakteristisch ist (vgl. dazu auch die vergleichende Studie von Kaelble,
1987).

DieBedingungen fürdie Realisierung dieses Modells waren nicht allein
ökonomischer Natur. Der „Fordismus" war zumal in Westeuropa zugleich
durchdie politischen Kräftekonstellationen der Klassen, die sichgleichsam
institutionell in die Struktur und Tätigkeit des Staates einschreiben, be
stimmt. Die Rekonstruktion undExpansion der kapitalistischen Ordnungin
der Periode des Kalten Kriegesmußte zumeinen die Existenzund die Macht
starker gewerkschaftlicher und politischer Organisationen der Arbeiterbe
wegung anerkennen. Diese bestanden auch nach den politischen Entschei
dungen zugunsten der „Restauration" (damitzugunsten der politisch-ideolo
gischen Hegemonie bürgerlicher, konsverativ-liberaler Parteien in den Re
gierungen)im Ergebnisder großengesellschaftspolitischen Auseinanderset
zungen um eine „Neuordnung" nach 1945 als Oppositionspotentiale fort.
Zumanderenwarder politische DruckzurDurchsetzung fordistischer Regu
lationsformen eben auch ein Ergebnis der Systemkonkurrenz. Diese zwang
auch bürgerlich-konservative Kräfte in den entwickelten kapitalistischen
Staaten zu der Einsicht, daß ohne den Staatsinterventionismus (also ohne
eine Strategie des „Klassenkompromisses") - vor allem im Hinblickauf die
Abfederungsozialer Risiken und der sozialen Ungleichheit, die die kapitali-
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stische Marktwirtschaft notwendig erzeugt - innere Stabilität als Schutz
gegen die Wirkungen der Systemkonkurrenz (die ja gleichzeitig die perma
nente Ausdehnung der militärischen Ausgaben zu legitmierenhatte) letztlich
nicht zu gewährleisten sei.

Robert Gilpin hat dieseUrennung zwischen den internationalenRegula
tionsformen von Handel und Geld auf der einen und der relativen Autono
mie der Innenpolitik der entwickelten kapitalistischen Industriestaaten auf
der anderen Seite als wesentliche Funktionsbedingung für die Stabilität der
internationalen Ordnung in der Nachkriegsperiode bezeichnet. „Zumindest
bis zum Ende der 60er Jahre waren die einzelnen Länder in der Lage,
weitgehend isoliert voneinander eine Politik der inneren Nachfrageregulie
rung zu verfolgen. Die Regierungen konnten die Fbrderungen ihrer einhei
mischen)^hler erfüllen und Vollbeschäftigung durch eine Politik der Nach
fragestimulierung sowiedurch Wohlfahrtsprogramme fördern, ohne daß da
bei ihre Bindungan eine stabile, internationale Wirtschaft geopfert werden
mußte. Die Harmonie zwischen der inneren ökonomischen Autonomie und
den Normen einer liberalen, internationalen Wirtschaftsordnungbildete ei
nen wesentlichen Faktor für die Stabilität des internationalen politischen
und ökonomischen Systems. Wie ein Wissenschaftler (James Mayall) be
merkt hat: es war Keynes zu Hause und Adam Smith draußen. In den 60er
Jahren beganndie zunehmendeökonomische Interdependenzdiese Lösung
in Frage zu stellen - bis zur Kollision zwischen Binnenautonomie und inter
nationalen Normen" (Gilpin, 1987,S. 355).

Gleichwohlerforderte die Stabilisierung dieses Systems weitere Stützen.
Es war nämlich keineswegs ausgeschlossen, daß - z. B. unter den Bedingun
gen einer Asynchronität der nationalen Konjunkturzyklen oder auch einer
weltwirtschaftlichen Rezession - die >\^chstumskonkurrenz der Staaten in
eine „Beschäftigungskonkurrenz" umschlagenwürde, die dann zur Anwen
dung von „beggar-my-neighbour"-Strategien (Joan Robinson), d. h. zu einem
neuen Merkantilismus führen muß,bei dem die Nationalstaaten die Exporte
subventionieren und verschiedene Maßnahmen zur Restriktion von Impor
ten ergreifen, um auf diese Weise das eigene Vollbeschäftigungsproblem zu
Lasten der Handelspartner zu lösen.

Die ökonomische „Anarchie" des liberalen Weltmarktes mußte also mit
der politischen Verfassung des internationalen Systems, die sich durch die
Existenz (damit auch die partikularen Interessen) einer Vielzahl von Natio
nalstaaten auszeichnet, in eine Gleichgewichtsbeziehung gebracht werden.
Mit anderen Worten: internationale Stabilität konnte nur in dem Maße

entstehen, wie die unterschiedlichen Funktionslogiken, die die Weltmarktbe
ziehungen und die Politik der Nationalstaaten bestimmen, in ein Verhältnis
der funktionalen Äquivalenz gebracht werden. Diese Organisationsleistung
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wird im internationalen, kapitalistischen System durch eine Hegemonial
macht ausgeübt, „die mit ihren Medien das Funktionieren ökonomischer und
politischer Prozesse global zu regulieren versucht" (Altvater, 1987, S. 78).

Hegemonie realisiert sich weder in der nationalen noch in der internatio
nalen Politik ausschließlich durch die direkte Anwendung von Zwang oder
Gewalt. Ihre Stabilität beruht vielmehr auf der Sicherung von Normen und
Regeln, die innerhalb eines „hegemonialen Blocks" (sei es von Klassenkräf
ten im Staat, diesen Gedanken hat vor allem Antonio Gramsci vertieft, sei es
von verschiedenen Staaten im internationalen System) anerkannt werden
(Legitimationsaspekt von politischer Herrschaft), also „Konsenus von un
ten" implizieren. Im internationalen System„sind alle Medien zur Sicherung
von Hegemonie zugleich nationale Medien der Hegemonialmacht - das
nationale Geld der Hegemonialmacht zugleich Weltgeld. Daher kommt es
auch, daß die Krise des nationalen Geldes der Hegemonialmacht notwendig
zur Krise des Weltgeldes wird und umgekehrt... Die Hegemonialmacht kann
sich nur behaupten, wenn sie einerseits intern die Ressourcen ihrer Supre
matie ständig reproduziert und wenn sie andererseits die internationale
Regulierung des Weltsystems als Ressource ihrer Hegemonie zu nutzen
weiß" (Altvater, 1987, S. 78/79).

Diese hegemoniale Funktion für die Regulierung des kapitalistischen
Weltsystems nach 1945 übernahmen die USA. „Die amerikanische Führung
und der Rahmen der Bündnisse schufen eine solche solide und stabile Basis

für die Entwicklung der globalen ökonomischen Beziehungen. Zum ersten
Mal waren allekapitalistischen Ökonomien politische Verbündete" (Gilpin,
1987, S. 343). Woraufaber beruhte diese hegemoniale Position der USA, mit
der nunmehr das ,A>nerican Century" seiner Verwirklichung zuzustreben
schien?

• In der Hierarchie der Nationalstaaten innerhalb des kapitalistischen Sy
stems befanden sich die USA zunächst deshalb an der ersten Stelle, weil sie
nach dem Ende des zweiten Weltkrieges über die stärksten ökonomischen
und militärischen Machtpotentiale in der ganzen Welt verfügten. „Der Le
bensstandard und die Produktivität pro Kopf waren höher als in allen ande
ren Ländern. Der Vereinigten Staaten waren das einzige Land unter den
Großmächten, das durch den Krieg reicher - und tatsächlich viel reicher -
wurde statt ärmer. Am Ende des Krieges besaß Washington Goldreserven im
Wert von 20 Milliarden Dollar, beinahe zwei Drittel der gesamten Goldre
serven der Welt... Mehr als die Hälfte der Industrieproduktion der Welt kam
aus den USA und ein Drittel der Weltproduktion von Gütern aller Art. Die
USAwarenbei Kriegsende auch der bei weitem größte Exporteur der Welt,
und selbst noch ein paar Jahre später stellten sie ein Drittel des Weltexports.
Aufgrund der gewaltigen Expansion ihrer Schiffbaukapazität befanden sich

47



inzwischen die Hälfte der Schiffe der ganzen Welt in ihrem Besitz. Ökono
misch gesehen war die Welt nun Washingtons Auster" (Kennedy, 1989, S.
534).
• Zum zweiten gründete sich die Vormachtstellung der USA in der Welt
natürlich auf ihre militärische Stärke, lehrend die anderen Siegermachte
des zweiten Weltkrieges (ganz zu schweigen von den Verlierern Deutschland
und Japan) einschließlich der Sowjetunion militärisch und ökonomisch aus
geblutet waren, verfügten die USA über ein gewaltiges Militärpotential.
Insbesondere zur See und in der Luft waren ihre Streitkräfte und deren

technologisch hochentwickeltes Material überlegen. Schließlich besaßen die
USA bis zum Ende der 40er Jahre das Monopol an Atomwaffen, deren
entsetzliche Vernichtungskapazität in Hiroshima und Nagasaki demonstriert
worden war.

• Die Voraussetzungen für diese Hegemonie waren jedoch auch durch die
Attraktivität des „American Whyof Life" sowie durch die damit verbundene
amerikanische Ideologie vom „Manifest Destiny" bestimmt, die den revolu
tionären Mythos seit der amerikanischen Revolution mit einem Sendungsbe
wußtsein für die „freie Welt" verknüpfte. 'Mhrend des zweiten Weltkrieges
kämpften die USA darum, „eine neue, gerechte Weltordnung zu schaffen. In
seiner jährlichen Botschaft an den Kongreß erklärte Präsident Franklin D.
Roosevelt am 6. Januar 1942: 'We are fighting today for security, for progress,
and for peace, not only for ourselves, but for all men, not only for one
generation but for all generations. We are fighting to cleanse the world of
ancient evils, ancient ills'" (Herz, 1989, S. 42).

Die Ausstrahlung dieser Ideologie war freilich nicht allein an politische
Voraussetzungen gebunden. Der Machtgewinn der USA im internationalen
Systementsprach einerseits dem Machtverlust der alten europäischen Groß
mächte. Diese waren nicht nur durch die Auswirkungen der Weltkriege
geschwächt,sondern waren als Kolonialmächte bereits in die Kämpfe mit den
antikolonialen Befreiungsbewegungen verstrickt. Damit verstärktesich nicht
nur die Ibndenz zum „imperialoverstretch" sowiezum Zerfall der ökonomi
schen Machtbasis dieser Länder. Zugleich schwächten sie deren moralische
Legitimationsansprüche auf eine weltpolitische Führungsposition. Zum an
deren waren die USA angesichts der im Ergebnis des zweiten Weltkrieges
gewachsenen Stärke der Sowjetunion und der Entwicklung zum sozialisti
schen Staatensystem herausgefordert, eine Führungsrolle in der Organisie
rung des „Blocks" der westlichen Welt zu übernehmen. Dabei wurde die
Akzeptanz dieser Führung - vor allem in Europa - auch durch die Anzie
hungskraft des „American Wayof Life" begünstigt, der nicht nur „Freedom
and Democracy", sondern auch eine hohen Lebensstanrd für die Arbeiter
klasse und die Befriedigungkultureller Bedürfnissedurch einen neuen lypus
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der Massenkultur zuversprechen schien. DieProdukte derAutomobilindu
strie, Ck)ca-Cola, Filme aus Hollywood, Radio- und bald Femsehshows,
Jazzmusik und Muscials vom Broadway wurden schnell als Symbole einer
neuenLebensweise populär(vgl. dazuu. a. Kreuter/Oltmann, 1984).

Wie aber, mit welchen Instrumenten und Regulationsformen, übten die
USA ihreweltpolitische Hegemonialmacht aus? Wie funktionierte die„Fax
Americana", die in der Periode der Systemkonkurrenzdie politischen Rah
menbedingungen fürdie relative Sicherheit undStabilität und für die histo
risch einmalige Expansion desWelthandels unddamitfürdiefortschreitende
Verflechtung desl\ärenaustausches, derProduktion undderGeldzirkulation
schuf?

• „Die neueHegemonialordnung nach dem zweiten Weltkrieg beruhte... in
erster Linieauf dem neugestalteten Wihrungssystem, das in Bretton Woods
1944 aus der Ihufe gehoben wurde. Mit dieser institutionellen Regelung
wurde die Weltgeldfunktion nach derzwischenkriegszeitlichen Phase der Am
bivalenz dem nationalen Geld der USA übertragen ... Der Dollar wird das
globale Zirkulationsmittel, das die Welthandelsbeziehungen knüpfen hilft"
(Altvater, 1987, S.211). Flankierend wurde mit dem Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (GATT) seit1947 eineinternationale Wirtschaftspolitik
verfolgt, die auf die Postualte des Freihandels - durch die Beseitigung von
2^11en und anderen protektionistischen Maßnahmen, die den Welthandel
behindern- ausgerichtet war(Berg, 1976, S.58ff.). Diese Liberalisierungdes
Welthandels war notwendig, umdemUS-amerikanischen Kapital internatio
nale Märkte - z. B. in Westeuropa - zu öffnen. Zugleich wurde mit dem
Dollarkurs und der höheren Produktivität des US-Kapitals ein Maßstab für
die Konkurrenzbeziehungen auf dem Weltmarkt gesetzt, an dem sich die
nationalenÖkonomien in Westeuropa und Japan,die sichzunächst noch in
einem Prozeß der Nachkriegs-Rekonstruktion befanden,_zu orientieren hat
ten. Mit anderen Worten: die Überlegenheit der US-Ökonomie übte im
liberalisierten Weltmarktzusammenhangeinen „Sachzwang" bzw. einen Mo
dernisierungsdruck (über Produktivitätssteigerungen) aus, dem sich die
Bündnispartner der USA nicht entziehen konnten.
• Die zweite und nicht weniger wichtige Säule der US-amerikanischen,
weltpolitischen Hegemonie bildete dasSystem der militärischen und politi
schen Bündnisse (NATO, SEATO u. a.), das nochdurch zahlreichebilaterale
Militärabkommen mit den USAergänzt wurde. Die amerikanischenMilitär
stützpunkte erstreckten sich so bald - gleich einem Gürtel, der um den
„kommunistischen Machtbereich" in Europa und im Femen Osten ge
schnürt war - über die ganze Welt. Damit wurden die USA „in ein Ausmaß
globaler Überdehnung hineingezogen, ...das in völligem Widerspruch zu
ihrer früheren Geschichte stand" (Kennedy, 1989, S. 538).
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Die Stabilität dieser Ordnung mußte ins >K^nken geraten, als dessen
urspünglictie Funktionsbedingungen mehr und mehr außer Kontrolle gerie
ten. Dabei bestand eine enge Wechselbeziehungzwischenden ökonomischen
und den militärisch-politischen (also den imperialen Eigenschaften des Staa
tes der USA im engeren Sinne) Determinanten der US-amerikanischen He
gemonie. Mit dem Rückgang der Wachstumsdynamik seit den 60er Jahren,
der sich dann in den weltwirtschaftlichen Krisenprozessen der 70er Jahre
verdichtete, stiegen zugleich die Kosten für das globale militärische Engage
ment der USA, die namentlich seit dem Vietnam-Krieg steil anstiegen.
Gleichzeitig unternahm die US-Adminstration seit der Präsidentschaft von
John F. Kennedy Anstrengungen, um mit dem Ausbau des „Wohlfahrtsstaa
tes" im Innern auf den wachsenden, sozialen Problemdruck (Armut) sowie
auf die Forderungen der Bürgerrechtsbewegungen - vor allemder schwarzen
Bevölkerung- zu reagieren. Der Zusammenbruch des Brettton-Woods-Sy
stems in den frühen 70er Jahren (1971/73) zeugtschließlichvon der „Umkeh
rung der Funktionen, die der Dollar als Weltgeld einmal hatte: von einem
politischen Regulierungsmedium zu einem ausschließlich privaten Kapital
anlageobjekt"(Altvater,1987, S. 234).

Diese Krise der hegemonialen Regulationsfunktionen der kapitalisti
schen Weltwirtschaft,die - in der Folge des Vietnam-Krieges und der inneren
Krise der USA bis zur Amtsentfernung von Richard Nixon - zudem die
Attraktivität des „American Way of Life" zutiefst beschädigte,war zugleich
Ausdruck veränderter Kräftekonstellationen und Wachstumspotentiale in
der Weltwirtschaft, die vor allem durch den AufstiegJapans und der BRD als
dynamischen Welthandelsnationen markiert wurden, aus der Sicht der Ame
rikaner profitierten gerade die Verlierer des zweiten Weltkrieges von dem
militärischen Schutz (und damit auch von den geringeren Kosten für die
„nationale Sicherheit"), den ihnen die USA in der Systemkonkurrenz ge
währleisteten. „Die USA übernahmen die Verteidigungslast für die indu
striellen Demokratien, auf dieseWeise versetzten sie die Westeuropäer und
vor allem die Japaner in die Lage, ihre Energien und ihre Ressourcen aufdie
ökonomische Entwicklung zu konzentrieren. Die amerikanische Hegemonie
schuf erst jene günstigen Bedingungen, unter denen die Kräfte des Angebots
und der Nachfrage eine Äradeseinzigartigen Wachstums undeinerzuneh
mend offenen, internationalen Wirtschaft hervorbrachten" (Gilpin, 1987,S.
344,vgl. auch Calleo, 1989,S. 127 ff.).

Schärfer noch charakterisieren marxistische Autoren aus den USA das

Konkurrenz- und Konfliktpotential, das sich zwischen den USA und ihren
Verbündeten in Westeuropa und Japan aufgrund der zunehmenden Dispro-
portionalität zwischen politisch-militärischer und ökonomisch-technologi
scher Macht aufgestaut hat „Die imperialen Staaten Westeuropas und Ja-
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pans haben sich auf die ökonomische Aktivität konzentriert, weil sie unter
dem Schirm des militärischen Schutzes durch die USA bei geringeren Kosten
funktionierten. Schon früh müssen japanische und westdeutsche Staatsbe
amte die Vorteile und die Gelegenheiten erkannt haben, die ihnen ein mili
tärisch starker und ökonomisch schwacher imperialer Staat der USA bot...
Diese Einstellung äußerte sich in einer ... Unterstützung und Verstärkung
einer militärischen Kalte-Kriegs-Haltung der USA, solange diese die Ent
wicklung der ökonomischen Martbeziehungen nicht beeinträchtigte" (Pe-
tras/Morley, 1989, S. 51).

Das Ende der Nachkriegszeit beginnt also, wenn die ökonomische Ent
wicklung in den hochentwickelten, kapitalistischen Staaten sowie deren Ver
flechtung über den Weltmarkt betrachtet wird, wesentlich früher als 1989/90
(vgl. auch Fröbel u. a., 1981). Seit der Mitte der 70er Jahre vollzieht sich ein
Prozeß der Restrukturierung der Produktionsstrukturen - allgemein, des
kapitalistischen Akkumulationstyps -, der seinerseits von einer Reorganisa
tion des staatsinterventionistischen Regulierungsinstrumentariums begleitet
wird. Die - im Vergleich zu den „goldenen" SOerund 60er Jahren - gebremste
^chstumsdynamik des internationalen Kapitalismus, die beiden Weltwirt
schaftskrisen 1974/75 und 1980/82, die chronische Massenarbeitslosigkeit in
den entwickelten kapitalistischen Staaten, die Abkehr der staatlichen Wirt
schaftspolitik von der Nachfrage- und Beschäftigungsorientierung und die
Hinwendung zu einer angebotsorientierten Modernisierungspolitik, schließ
lich der Verfall des Systems von Bretton Woods und die sich zuspitzende
Verschuldungskrise der III. Welt markieren - auf der Oberfläche - den
Abschluß des langen Zyklus des Wichstums und der Stabilität der Strukturen
des kapitalistischen Weltmarktes, der die Nachkriegsära im 2^ichen der
US-amerikanischen Hegemonie ausgezeichnet hatte.

'Während aber in den Depressionsphasen der Zwischenkriegsperiode -
besonders in und nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 fr. - das Volumen

des Welthandels zwischen 1929 und 1932 um gut ein Viertel zurückging
(Ziebura, 1984, S. 69), zeichnet sich die Entwicklung seit dem „Umbruch"
der 70er Jahre vor allem dadurch aus, daß sich die Expansion des Welthan
dels (dazu die der Direktinvestionen und des internationalen Leihkapitals)
nicht verringert hat Zwischen 1970 und 1980 hatte sich die Industrieproduk
tion in den kapitalistischen Industrieländern um ca. 40 Prozent erhöht; der
Wert ihrer Exporte war dagegen um ca. 90 Prozent angestiegen (vgl.Strange,
1989, S. 162). Daraus ergibt sich schon ein erster Hinweis auf jene grundle
gende Problematik, die mit dem Verfall der US-Hegemonie in bezug auf eine
stabile Regulation der Weltmarktbeziehungen zwischen den entwickelten
kapitalistischen Industriestaaten bestimmend geworden ist. Die Expansion
auf dem Weltmarkt, der Kampf um Marktanteile, um die Verfügung über
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Spitzentechnologien, wissenschaftlichen„Vorlauf" und eine hohe Qualifika
tion des nationalen Arbeitskörpers sind zu Feldern einer weltweiten Konkur
renz geworden. Deren Hauptakteure sind zunächst die internationalen Kon
zerne und Banken. Die Formen und die Rahmenbedingungen dieser Konkur
renz werden jedoch nicht zuletzt durch die Politik der Nationalstaaten be
stimmt. Diese ist nicht allein mit der Aufgabe konfrontiert, zwischen der
Notwendigkeit der Weltmarktintegiation und der Regulierung der Binnen
strukturen der Nationalökonomie zu vermitteln, sondern zugleich über die
Geldpolitik (Geldwertstabilität nach außen und innen durch eine Politik des
„knappen Geldes") sowie über alle Regulationsformen des Staatsinterven
tionismus, die einerseits die Modernisierung (im Blick auf die Anforderun
gen der Weltmarktkonkurrenz) fördern, andererseits sozialökonomische und
politische Destabilisierungspotentiale „dämpfen", die nationalen Interessen
angemessen wahrzunehmen, bis hin zu Formen einer offen protektionisti-
schen bzw. merkantilistischen Politik.

Die strukturelle Unordnung oder sogar das Chaos, das von zahlreichen
Beobachtern der internationalen ökonomischen und politischen Beziehun
gen seit den 70er Jahren konstatiert wird, erscheint so als eine Folge des
Abstiegs bzw. Verfalls einer eindeutigen hegemonialen Ordnungsmacht:
„Daher ist eine Art hegemoniale Pattsituation eingetreten, eine historisch
offene Phase mit Ungewissem Ausgang" (Altvater, 19S7, S. 334). Als langfri
stige Ibndenz ist zunächst einmal eine „kontinuierliche Schwächung der
Wettbewerbsfähigkeitder USA"festzustellen (Calleo, 1989,S. 167),obwohl
die USA - über den Dollarkurs und namentlich über die Haushaltsdefizite

und die hohen Zinssätze - seit den späten 70er Jahren immer wieder den
Versuch unternommen haben, die Weltwirtschaft zu ihren Gunsten zu mani
pulieren (ebd., S. 152 ff.). Vor allem die Europäer reagierten darauf mit
Gegen- und Abwehrstrategien (z. B. durch die Gründung des Europäischen
Währungssystems, EWS, im März 1979,sowie durch die Dynamisierung der
EG-Integration seit Mitte der 80er Jahre).

Robert Gilpin hat diese „Ausbeutung" der alten hegemonialen Position
durch die politischen Führungen der USA zum Zwecke der Sicherung ihrer
weltpolitisch-militärischen Führungsrolle als eine der wesentlichen Ursa
chen für die Destabilisierung der kapitalistischen Weltmarktbeziehungen
benannt: „Vom Vietnam-Krieg bis zur Reagan-Adminstration sind die USA
eher ein 'räuberischer Hegemon' (John Conybeare) geworden, der immer
weniger bereit ist, seine eigenen Interessen denen seiner Verbündeten unter
zuordnen. Statt dessen tendierte die amerikanische Politik mehr und mehr

dazu, ihren hegemonialen Status für ihre eigenen, eng definierten Zwecke
auszubeuten. Die Wirtschaftspolitik der USA verschob sich - in den Augen
vieler Ausländer - von der gütigen zur bösartigen Vernachlässigung. Die
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Ausbeutung ihrer ökonomischen Position durch die USA wurde von ihren
Wirtschaftspartnem zunehmend abgelehnt. Aber diese waren unfähig bzw.
nicht bereit, einen größeren Anteil an derVerantwortung fürdie Organisa
tiondesSystems zu übernehmen, undverfolgten statt dessen ebenfalls ihre
eigenen, eng definierten, nationalistischen Ziele. Die Politik derReagan-Ad
ministration beschleunigte denlangfristigen Verfall der ökonomischen Posi
tion der USA" (Gilpin, 1987,S. 345).

DieUnsicherheit, diederAnalyse solcher Konkurrenzverhältnisse anhaf
tet, bezieht sich freilich nicht allein auf die Frage, ob und wann diese hege-
moniale Pattsituation durch die Vorrangstellung (und damit globale Ord
nungsfunktion) eines anderen Landes bzw. einer Ländergruppe (also z. B.
von Japan oder Europa) überwunden wird —oder, ob das internationale
System, auch im Hinblick aufdie Etablierung neuer, stabiler Kooperations
und Regulationsformen zwischen den Zentren - „pluralistischer" werden
wird,ob eine„neueÄra der Kartelle"bevorsteht,„einNetzvonVereinbarun
gen, die Konkurrenz zulassen, den Schaden aber gering halten" (Calleo,
1989, S. 167). Unsicherheit besteht indiesem Zusammenhang auch über die
Rolle und Funktion des Nationalstaates (Strange, 1989,S.233/4)- genauer,
über dessen Bedeutung für die Definition des Verhältnisses von ökonomi
scher und politisch-militärischer Macht im internationalen System, und für
dieausgleichende Vermittlung zwischen denAnforderungen derWeltmarkt
konkurrenz auf der einen und der Aufgabe, innere sozialökonomische und
politische Stabilität zu gewährleisten.

Robert Kuttner hat diese - für das gegenwärtige internationale System
charakteristische- Widerspruchsproblematik folgendermaßen zusammenge
faßt: „Das gegenwärtige Problem besteht darin, daß die Nationalstaaten
Souveränität an die privaten, wirtschaftlichen Akteure verlieren, aber das
Durcheinander einesnichtregulierten Marktes den Druck aufdie National
staaten intensiviert,für ihre BürgerakzeptableErgebnisse zu sichern.Tlotz
der Ibndenz zu einem integrierten, globalen, privaten Wirtschaftssystem,
bleibt der Nationalstaat das Instrument der politischen Vermittlung. Der
Staat, und nicht die privaten Unternehmungen oder Banken, bleibt gegen
über seinen Bürgern verantwortlich für deren wirtschaftlichen Wohlstand,
und er besitzt die letztliche Finanz-Verantwortung. Mehr noch, die Politik
bleibt die Arena, in der die 'Sozialverträge' verhandelt werden. Dennoch
beraubt das wachsende Ungleichgewicht zwischen einer integrierten, nicht
regulierten globalen Ökonomie und einergeschwächten Strukturvon natio
nalen und supranationalen Instrumenten zu ihrer Kontrolle die einzelnen
Staaten der Möglichkeit, konstruktivmit diesen Verrenkungen umzugehen.
Der keynesianische Nationalstaat hat den größten Ibil seinesökonomischen
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Ruders verloren - aber nicht an eine supranationale, öffentlicheAutorität,
sondern an das internationalisierte,privateKapital" (Kuttner, 1990, S. 37).

2.2. Der Niedergang der US-Hegemonie und der
Strukturwandel des kapitab'stischen Weltmarktes.

Die Debatten über den Niedergang der US-amerikanischen Vormachtstel
lung innerhalb des kapitalistischen Weltsystems der Nachkriegsära konzen
trieren sich mithin auf zwei, eng miteinander verflochtene Dimensionen von
Hegemonie. AufdereinenSeitehandelt essichdabei umdie Desintegration
der Weltwirtschaftsordnung, die vor allem durch das System von Bretton
Woods und die Funktion des Dollar als Weltgeld reguliert worden war.
Darüber hinaus hat jedoch die Verbindungvon Wirtschafts- und Sicherheits
politik Jene „imperiale Überdehnung" erzeugt, die die Entscheidungsträger
der amerikanischen Politik immer mehr mit der „unangenehmen Tätsache"
konfrontierte, „daß die Gesamtsumme der globalen Interessen und Ver
pflichtungen der Vereinigten Staaten heutzutageweitgrößer ist alsdie Kraft
des Landes, sie alle gleichzeitig zu erfüllen" (Kennedy, 1989, S. 759). Der
industrielle Niedergang, die Krise der Landwirtschaft sowie „beispiellose
Ihrbulenzen im Finanzgefüge der Nation" (ebd.,S. 773 ff.) stehen mithin in
einer engen Wechselbeziehung mit diesen Veränderungen der weltwirt
schaftlichen und weltpolitischen Führungsstrukturen (zu den internen De
terminanten des Niedergangs vgl. früh Davis, 1986; und Jüngst Krugman,
1990).

Die Daten über die wirtschaftliche Entwicklung der USA in den 80er
Jahren sind widersprüchlich. Einerseits liegendie USA sowohl beim Wirt
schaftswachstum alsauch beimZuwachs der Investitionen (alsdemwichtig
sten Indikator für Wachstums- und Innovationsdynamik) mit Japan und
Großbritannieninder Spitzengruppe der entwickelten kapitalistischen Staa
ten (Klodt u. a., 1989, S. 11). Dem wird freilich entgegengehalten, daß das
vermeintliche „>Ähchstumswunder" der USA überwiegend im finanziellen
und kommerziellen Sektor stattgefunden habe, wo sich auch der höchste
Zuwachs der Investitionstätigkeit konzentriert (Magdoff, 1989, S. 357 ff.).
Da das „Geldmachen" wichtiger als die „Güterproduktion" geworden sei,
verschleiern diese Daten zugleich den fortschreitenden Verfall der nationa
len wie internationalen Leistungskraft und Wettbewerbsfähigkeit der US-
amerikanischen Industrie.

Der Anteil der USA an der Weltproduktion von Gütern und Dienstlei
stungen ist im Zeitraum zwischen 1950 und 1980 von 40 Prozent auf 23
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Prozent gefallen. Der Anteil von Japan und Westeuropa erhöhte sich gleich
zeitigvon 22 Prozent auf39 Prozent. Als fahrende Welthandelsmachtwurden
die USA in den 80er Jahren von der BRD verdrängt; ihr zweiter Platz wird
hartvon Japan angegriffen. Die„japanische Herausforderung" aufdem ame
rikanischen Binnenmarkt war in den 80er Jahren dramatisch - vor allem bei
Automobilen, in der Unterhaltungselektronik, beiWerkzeugmaschinen und
schließlich auch bei Hochtechnologie-Produkten (Petras/Morley, 1989, S.
54 ff.). Das jährlicheHandelsdefizit derUSA schwankte daher inderzweiten
Hälfte der 80er Jahre zwischen ca. 110 und 145 Milliarden Dollar (Hickel,
1990, S. 136). Auf dem amerikanischen Automobilmarkt z. B. - einst, auch
weltweit, unumschränkte Domäne des fordistischen Sektorspar excellence -
haben japanische Automobile ihren Anteil zwischen 1980 und 1990 von 20
auf29 Prozent gesteigert. Bis 1995 - so lauten die Prognosen - werden die
Firmen aus Fernost mehr als ein Drittel des US-Marktes übernommen ha
ben. „Zunehmend lassen (diese Firmen)... ihreProdukte inamerikanischen
Fabriken zusammenbauen, um 'freiwillige' Importbeschränkungen zu umge
hen und den hohen Handelsüberschuß mit den USA zu reduzieren ... Bis
1995 wollen Japans Firmen jährlich 2,5 Millionen Fahrzeuge in den USA
herstellen, darunter300.000 fürden Export" (Ch.Tbnbrock, amerikanische
Automobilindustrie, in: Die Zeit, 7. September 1990,S. 40).

Schließlich hat sich der Zusammenhang zwischen dem wirtschaftlichen
Leistungsverfall und derüberdehnten Weltmachtpolitik (die vorallem inden
Aufrüstungsprogrammen der Reagan-Adminstration ihren Ausdruck fan
den) in der geradezu explosionsartig ansteigenden Verschuldung der USA
aufgedrängt. Das Land, bis vor wenigen Jahren noch weltweit der größte
Kreditgeber, verwandelte sich innerhalb weniger Jahreindiegrößte Schuld
ner-Nation der Welt. „Wihrend der 80er Jahre verdreifachte sich die öffent
licheVerschuldung vonS645 Milliarden auf$ 1,75 Billionen im Haushalts
jahr 1986 - die Nettoauslandsverschuldung wurde Ende 1987 auf S 400
Milliarden veranschlagt. Das Haushaltsdefizit betrugwährend dieses Zeit
raumsdurchschnittlich 4,1ProzentdesBruttosozialprodukts. Die Ersparnis
se (als Anteil am BSP) gingen von 7,1 Prozent während der 70erJahre auf
durchschnittlich 3,4 Prozent während der 80er Jahre zurück" (Herz, 1989,S.
46).

Die britische Ökonomin SusanStrange hat gegendie These vom Verfall
der ökonomischen Vormachtstellung der USA eingewandt, daß die Unord
nung in den Weltwirtschaftsbeziehungen seit den 70er Jahren weniger auf
einen Wmdel der objektiven Machtkonstellationen als vielmehr auf politi
sche Fehlentscheidungen in den USAwiein Westeuropa zurückzuführen sei
(Strange,1986, S.249f.).Später hat sie ihrer Kritikam Ansatzder „hegemo-
nic decline school" das Argument hinzugefügt, daß der relative Niedergang
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der US-amerikanischen Industrie, wieer etwa in der Offensive japanischer
und europäischer Automobilhersteller auf dem US-Markt zum Ausdruck
komme, nicht unbedingtalsein Indikator füreinen ökonomischen Machtver
lustder USAindenStrukturen desWeltsystems gelten könne. DaderAnteil
der USA an den Weltmärkten der Dienstleistungssektoren (Banken, Versi
cherungen, Datenverarbeitung) sehr viel profitabler geworden ist als die
Industrie, sei es außerordentlich schwer zu sagen, ob die Industriekonkur
renzausEuropa,Japan undFernost die USA geschwächt oder obsiegerade
Raum geschaffen hat, damit US-Konzerne in den Dienstleistungssektoren
expandieren können.

Strange konzediert, daßdieUSA aufgrund der sinkenden Bedeutung der
heimischen Industrie„verwundbarer" geworden seien.Dabeidenktsie an die
- derzeitgeringe- Gefahrvonwirtschaftspolitischen Blockade-Maßnahmen
von außen (etwa im Kriegsfall). Die Risiken - und damit die höhere Ver
wundbarkeit -, denendie Dienstleistungssektoren aufgrund von konjunktu
rellen Schwankungen und internationalen Finanzkrisen ausgesetzt sein
könnten, werden freilich von ihr nicht einmal thematisiert. Die Verschul
dungskrise der USAwird von ihr daher auch eher als Rjlge falscher politi
scher Entscheidungen denn alsAusdruck einerHegemoniekrise interpretiert
(Strange, 1989, S. 235ff.).

Wenig überzeugend scheint freilich auch ihreThese von derkompensato-
rischen Funktion des Dienstleistungssektors im Weltmarktzusammenhang
für die ökonomische Machtposition der USA Auf den ersten Blicknehmen
US-Konzerne bei Warenhäusern, Werbeagenturen, in der Marktforschung,
bei Finanzierungsgruppen, Hotel- und Restaurantketten eine unumschränk
te Dominanzposition ein. Auch bei Versicherungsgesellschaften, Medien-
konzemen, im Uansport- und Luftfahrtsektor haben US-Firmen in der Liste
der größtenUnternehmungen Spitzenpositionen inne.Diese Informationen
sind jedoch wenig aussagekräftig, um die These von der wachsenden Vor
machtstellung des US-amerikanischen Dienstleistungskapitals in globalen
Dimensionen zu untermauern; denn erstens handelt es sich dabei um tradi
tionelle Domänen amerikanischen Kapitals und zweitens zeigendie Verän
derungen im mittleren und unteren Bereich dieser Ranglisten, daß zahlreiche
westeuropäische und japanische Konzerne gerade in den Dienstleistungs
branchen zu den Aufsteigernder 80er Jahre gehören. Vollends kehrt sich das
Bildum,wenn die Banken und die Handelsgesellschaften betrachtet werden.
Hier haben japanische Unternehmen in den 80er Jahren eine eindeutige
Vormachtposition erobert und auch bei den Versicherungsgesellschaften
zählen inzwischen 4 japanische, neben 5 US-amerikanischen Firmen zur
Spitzengruppe derersten Zehn in der Welt (UNCTC, 1988, S.533ff.).
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Schließlich ist gegendie ArgumentationvonSusanStrangeeinzuwenden,
daß sie die wachsende Bedeutungdes international operierenden Dienstlei
stungskapitals für die Hauptkonkurrenten der USA unterschätzt. Für die
sektorale Struktur der internationalen Direktinvestitionen gilt zunächst all
gemein, daß die Bedeutungvon Investitionenim tertiären Sektor zugenom
men hat. So heißt es im neuesten Bericht der UNO über die „IVansnationalen
Konzerne in der Weltentwicklung": „Während der vergangenen beiden De
kaden hat sich eine radikale Veränderung bei der sektoralen Zusammenset
zungder internationalenDirektinvestitionen vollzogen... Wihrendder SOer
Jahre konzentrierten diese sich vor allem bei Rohstoffen und anderen Pri
märprodukten und bei der ressourcengebundenen Industrieproduktion -
heute dagegen bei der technologieintensiven Industrieproduktion und bei
den Dienstleistungen... Um die Mitte der SOer Jahre warenetwa40Prozent
der gesamten Direktinvestitionen ... im Dientsleistungssektor angelegt, ge
genüberca. 25 Prozent in den 70erJahren und wenigerals 20 Prozent in den
frühen SOer Jahren. Darüber hinaus sind die internationalen Direktinvesti
tionen im Dienstleistungssektor zunehmend der dynamischste Bestandteil
der Direktinvestitionen in ihrer Gesamtheit geworden ... Alle Indikatoren
sprechen dafür, daß sich dieser IVend auch in der zweiten Hälfte der SOer
Jahre fortsetzen wird" (UNCTC, 19SS, S. 370). In diesem Prozeß hat sich
innerhalb des Dienstleistungssektors noch einmal eine Schwerpunktverlage
rungvonden BereichendesIfansports, der Kommunikation und der öffent
lichen Versorgungsuntemehmen in die Bereiche jener Dienstleistungen voll
zogen, die mit dem internationalen Finanzsystem und dem Handel verbun
den sind. Das aber sind wiederum jene Sektoren, in denen der Aufstieg
europäischer und japanischer Konzerne stattgefunden hat (ebd., S. 373).

Das dynamischeWachstumin diesem Sektor konzentriert sich keineswegs
einseitig beim US-amerikanischen Dienstleistungskapital. Sein Anteil an
den gesamten ausländischen Direktinvestitionen der USA hat sich zwischen
1966 und 1986von 32 auf 43 Prozent erhöht; in Japan dagegen stieg dieser
Anteil im gleichen Zeitraum von ca. 25 auf 57 Prozent, in der BRD von 10
auf 48 %. Im Jahre 1965/66 betrugen die japanischen und bundesdeutschen
ausländischen Direktinvestitionen im Dienstleistungssektor zusammen 38
Prozent der US-amerikanischen. Im Jahre 1986 machte die Gesamtsumme

der US-amerikanischen Dienstleistungsinvestitionen im Ausland nur noch
91 Prozent der für Japan und die BRD errechneten Gesamtsumme aus.
Gleichzeitig wurden die USA zum Hauptemplängerland für Dienstleistungs
investitionen aus dem Ausland, wobei wiederum Japan, die BRD, aber auch
Großbritannien eine führende Rolle spielen (ebd., S. 377). Insofern kann
davon ausgegangen werden, daß der Niedergang der Leistungs- und Wettbe
werbsfähigkeit der US-amerikanischen Industrie,die Überschwemmung des
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amerikanischen Marktesmit Industrieproduktenaus Fernost und Europa, in
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Steigerungder ausländischen
Dienstleistungsinvestitionen in den USA einhergeht; denn nach wie vor ist
ein erheblicher Ibil der Dienstleistungstätigkeiten an den materiellen Pro
duktionsprozeß sowie (was in diesem diesem Zusammenhang besonders
wichtigist) an die V^renzirkulation und deren Realisierungauf den nationa
len und internationalen Märktengebunden(vgl. u. a. Bischofi/Detje, 1989, S.
97 ff.).

Die Verwundbarkeit der US-amerikanischen Wirtschaft, die Susan Stran
ge für geringerachtet, stellt sich in solchen Verflechtungszusammenhängen
natürlich etwas bedrohlicher dar. Wenn ein wachsender Ibil des Kreditbe
darfs der hochverschuldeten amerikanischen Wirtschaft sowie der öffentli

chen Hand z. B. durch japanische Anleihen befriedigt wird, so könnten ein
Einbruch der Konjunktur, aber auch ein Sinken des Zinsniveaus oder auch
starke Verluste bei Spekulationsgeschäften über einen schnellen Abzugvon
kurzfristigterminierten Anleihen (vor allemaus Japan) zu einer Beschleuni
gung wirtschaftlicher und finanzieller Krisenprozesse führen. In der Welt
wirtschaftskrise von 1929 war Deutschland besonders verwundbar, weil
1929/30 ausländischeKredite - vor allem auchaus den USA- zurückgezogen
wurden und dadurch der Absturz sowohl der Produktion als auch die Finanz

krise - bis zum „Bankenkrach" von 1931 - verstärkt wurden. Immerhin haben
die Finanzkrisen des Jahres 1990, die vor allem an den japanischen Börsen
zu einem rapiden Verfall der Aktienkurse geführt haben, schon die Ibndenz
zu einer Korrektur bei den Überseeinvestments der weltweit größten Gläu
bigernation eingeleitet: „Der Rückzug von Japan-Kapital hat schon begon
nen. Im ersten Halbjahr 1990zogen Nippons Anleger 8,9 Milliarden Dollar
netto vom amerikanischen Wertpapiermarkt ab, wo sie sich in den drei
vorangegangenen Jahren per Saldo im Volumenvon 180,9Milliarden Dollar
engagiert hatten" (Die Zeit, Nr. 43,19. Oktober 1990,S. 36).

Der Verfall der US-amerikanischen Hegemonie kann jedoch nur ange
messen erfaßt werden, wenn der Zusammenhang zwischen der ökonomi
schen Leistungskraft des US-Kapitalismus mit der weltpolitischen Hand
lungsfähigkeit und „Ordnungsfunktion" des imperialen Staates der USA
berücksichtigt wird. Daher muß die Bedeutung dieses Abstiegs im Kontext a)
der Strukturveränderungen auf dem Weltmarkt seit den 70er Jahren, und b)
des Windeis der Funktionen der nationalstaatlichen Interventionen sowohl

für die innere ökonomische und politische Entwicklung als auch für die
Weltwirtschaftsbeziehungen analysiert werden. Die allgemeinen Rahmenbe
dingungen werden dabei durch den Widerspruch zwischen Wachstum und
lYansnationalisierung der Weltwirtschaft deOniert.
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In den 80er Jahren ist zunächst eine weitere Verlangsamung des weltwirt
schaftlichen Vbchstums - begleitet von größerer, weltwirtschaftlicher Insta
bilität und von zunehmenden protektionistischen Tbndenzen - charakteri
stisch. Gleichzeitig hat sich jedoch der Prozeß der Tlansnationalisierung, in
dessen Zentrum die Direktinvestitionen der internationalen Konzerne ste

hen, fortgesetzt Die innere Struktur dieses Prozesses wiederum vermittelt
erste Erkenntnisse über den \^^ndel der Kräfteverhältnisse und der Konkur

renzbeziehungen auf dem Weltmarkt; denn die relative Bedeutung von
japanischen und von westeuropäischen Konzemen hat zugenommen, wäh
rend die der US-Konzerae zurückgegangen ist". Diese wurden aufgrund der
Offensive japanischen und westeuropäischen Kapitals auf dem US-Markt
selbst gezwungen, sich auf die Verbesserung ihrer Konkurrenzfähigkeit im
eigenen Lande zu konzentrieren (UNCTC, 1988, S. 15 ff.).

In der ersten Hälfte der 80er Jahre kam es zu einem deutlichen Abfall im

Wachstumstempo der Weltwirtschaft.Die durchschnittlichen, jährlichen Ex
pansionsraten des Welthandels verringerten sich von 8,5 Prozent (1960-70)
auf 5 Prozent (1970-80) und schließlich auf 2,8 Prozent (1980-85). Das
Wichstumstempo der Weltproduktion fiel von 6 Prozent (1960-70) über 4
Prozent (1970-80) auf 2,1 Prozent (1980-85). Seit 1986 ist freilich eine Revi-
talisierung des Welthandels festzustellen. „Im Jahre 1988 war das Expansi
onstempo so hoch wie seit 1973 nicht mehr. Besonders rasch nahm der
Handel mit Industriewaren (plus 10,5 Prozent) zu" (Klodt u. a., 1989, S.
14/15).Olfen bleibt allerdings, ob damit schon einer neuer, stabiler Urenddes
Wichstums markiert wird (auch im Jahre 1989 hat der Welthandel um 7
Prozent zugenommen, vgl. IPW-Berichte,8/90, S. 16).

Betrachtet man die innere Struktur der globalen Wachstumsindikatoren,
so fällt zunächst auf, daß bei den entwickelten kapitalistischen Wirtschafts
regionen Westeuropa zwischen 1981 und 1986 - im Vergleichzu Japan und
den USA - deutlich zurückgefallen ist. Hier deutet sich schon an, in welcher
Weise die Befürchtung vor einem Zurückbleiben in der internationalen
Wchstumskonkurrenz die Regierungen der EG-Staaten gedrängt hat, einen
Konsensus über das Projekt des EG-Binnenmarktes bis 1992herbeizuführen.
Die großen Verlierer in der internationalen Wachstumskonkurrenz sind frei
lich die Entwicklungsländer in Afrika, im mittleren Osten und in Lateiname
rika. Wihrend in Asien der Aufstieg der neu-industrialisierten „Schwellen
länder" (Südkorea, Ihiwan u. a.) für ein kräftiges, überdurchschnittliches
Wichstum gesorgt hat, befinden sich die restlichen Entwicklungsländer in
einer tiefenWirtschaftskrise, die ihrerseitsdurchdieExplosion der Verschul
dung seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre noch verstärkt wird.

Diese blockiert nicht nur das innere Wachstum, sondern schwächt zu
gleich die Position dieser Länder im Welthandel. Außerdem wurden sie als
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überwiegend rohstoffproduzierende Länder in den 80er Jahren durch die
Veränderungen der Ihrms of Dradesowie durch die heftigen Schwankungen
des Dollar-Kurses von beträchtlichen Einkommensverlusten betroffen. „Die
Schwierigkeiten der Entwicklungsländer mit der Finanzierung ihrer Ver
schuldung beeinflussen direkt ihre Importnachltage; der BremsefTektauf den
Welthandel ist umso stärker, als Zinserleichterungen für die bestehende
Verschuldung und Schuldenerlaß einen Einkommensverlust für die Gläubi-
gerländer bedeuten ... Die Wirtschaftssanierungsprozesse (die den hochver
schuldeten Ländern vom IWF diktiert werden, F. D.) haben in der Regel das
)^chstum der Inlandsnachfrage dieser Länder beschränkt Indessen hat sich
die Leistungsbilanz deutlich verbessert, und zwar weniger aufgrund der Ex-
portentwicklung, als vielmehr wegen erheblich reduzierter Importe: Ihtsäch-
lich stiegen die Importe nur 1987und 1988signifikant, wassie zu dem in 1981
erreichten Niveau zurückbrachte" (Europäische Wirtschaft, Nr. 39, März
1989, S. 20). So hat in den 80er Jahren die Konzentration des Welthandels
auf die Industrieländer noch einmal von einem Anteil von 48 Prozent (1979)
auf 54 Prozent (1986)zugenommen.

Auch in der zweiten Hälfte der 80er Jahre sind bei einer Beschleunigung
des weltwirtschaftlichen Wachstums die Ungleichgewichte sowie die Desta-
bilisierungspotentiale, die die Entwicklung seit den 70er Jahren auszeichnen,
keineswegs überwunden worden. Japan und die BRD (sowie die EG insge
samt) verzeichnen hohe Zuwachsraten, während die Wachstumsdynamik in
den USA zunehmend erlahmt, so daß 1990 von der Gefahr einer Rezession
die Rede ist. Die Disproportionen in den Außenhandelsbeziehungen halten
an: die USA haben nach wie vor ein riesiges Handels- und Leistungsbilanz
defizit. Japan, die BRD und die asiatischen „Tiger" (Südkorea, Ihiwan,
Honkong, Singapur) erzielen gewaltige Überschüsse iminternationalen Aus
tausch von >\hren und Kapital.

Auch bei den großen EG-Staaten Frankreich und Italien, vor allem aber
bei Großbritannien, hat sich zwischen 1987 und 1989die Außenhandelsposi
tion - vor allem gegenüber der BRD - zunehmend verschlechtert (vgl. IPW-
Berichte, 8/1990, S. 17). Für die Verschuldung und die Wirtschaftskrise
weiter Ibile der Dritten Welt gibt es keine Entwarnung. Schließlich wird
durch die Irak-Kuweit-Krise des Jahres 1990 die Verschuldungssituation der
USA noch einmal dramatisch zugespitzt werden. Dabei wird sich unvermeid
lich der Druck der USA auf ihre „reicheren" Bündnispartner zunehmen,
zusätzliche finanzielle und militärische Lasten zu übernehmen.

Schließlich hat auch die wirtschaftliche Krisensituation in den ehemals

sozialistischen Ländern Ost- und Mitteleuropas neue Destabilisierungsten-
denzen in der Weltwirtschaft verstärkt; denn der Bedarf an Krediten und
anderen Hilfsleistungen (bei bereits hoher Auslandsverschuldung in einigen
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Ländern,wiez.B.inPolen),diedieseLändernunmehrvonden entwickelten,
westlichen Industriestaaten als Voraussetzung für das Funktionieren der
Marktwirtschaft und damit für eine Stabilisierung der Demokratie einfor
dern, trifft auf eine Konstellation, in der angesichtsder Ungleichgewichte auf
den internationalen lA^ren- undFinanzmärkten nur wenige Oberschußlän
der in der Lage sind, wenigstensIbile dieses Bedarfeszu befriedigen.

Zumalin EuropawirddieseKonstellation nochdurchdiedeutscheEini
gung kompliziert. Auf der einen Seite hat die Einfahrung der DM in Ost
deutschland das Wachstum der bundesdeutschen Wirtschaft - im Sinne eines

keynesianischen Nachfrageschubes - noch beschleunigt Auf der anderen
Seite beschränken die Kosten der deutschen Einheit den Handiungsspiel-
raum der Bundesregierung und der Bundesbank hinsichtlich der Überwin
dung der Wirtschaftskrisen in anderen Ländern oder auch nur hinsichtlich
der Kompensation vonKosten,die mitdemProzeßderEG-Integration(z.B.
im Rahmen der Regionalpolitik) entstehen. Die Gefahren, die vom Verfall
des Dollarkurses und von einem Inflationsdruck in Deutschland für die
Außenwirtschaftsposition der BRD ausgehen könnten, bilden einen zusätz
lichen UnSicherheitsfaktor, der negativ auf internationale Regelungen zur
Stabilisierung der weltwirtschaftlichen und -politischen Ordnungeinwirken
muß.

So zeichnet sich in der globalen Entwicklung zumindest eines sehr deut
lich ab: eine neues, systemisches„Regime", eine neue hegemoniale Struktur,
die zugleich globale Ordnungsfunktionen übernehmen könnte, ist nicht in
Sicht - wie auch inuner im Spätsommer1990die Einmütigkeitder von den
USA geführten Anti-Irak-Front Konturen neuer weltpolitischer BOndnis-
und Handlungskonstellationen im Rahmen der UNO anzudeuten scheint.
Gleichwohl sind auf diesem Wegeeiner militärischen Konfrontation keines
wegs jene Hindernissezubeseitigen, dieseitden 70erJahren als Reaktionauf
den Zerfall des Bretton-Woods-Systems und auf die neuen Anforderungen
der Weltmarktkonkurrenz aufgebaut wurden und die sich im Verlaufe der
80er Jahre eher noch verstärkt haben. "Mhrend sich - über die Aktivität der

internationalen Konzerne und Banken - die Ibndenz zur Globalisierung der
Gütermärkte (vor allem bei den Hochtechnologieprodukten) sowie der in
ternationalen Finanzmärkte fortgesetzt hat, verfestigte sich in den interna
tionalen wirtschaftspolitischen Beziehungen ein „Neuer Protektionismus",
dessen wichtigste Itomponenten die „merkantilistische (nationalistische)
Konkurrenz", der „ökonomische Regionalismus" sowie der „sektorale Pro
tektionismus" bilden (Gilpin, 1987, S. 394 ff.).

Damit sind zugleich Probleme derpolitischen Ökonomie, d. h. der Rolle
der Politik der Nationalstaaten sowie der internationalen Wirtschafts- und

IMihrungspo/ir/A:, in den Mittelpunkt des wissenschaftlichen und praktisch-
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politischen Interesses getreten: „Das Regime des Freihandels, das sich in der
Wachstumseuphorie der Nachkriegszeit entwickelte, betonte die strikte
IVennung zwischen Ökonomie und Politik. Die gegenwärtige Wirklichkeit
allerdings,die durch geringes)Aächstum, intensive Konkurrenz zwischen den
Industriestaaten, anhaltende Armut in der 'Vierten Welt', einen neuen Pro
tektionismus gegen Exporte aus Dritte-Welt-Ländem und verschiedene
nichttariiäre Handelshemmnisse bestimmt wird, hat die Aufmerksamkeit auf
die politischen Aspekte dessen konzentriert, was früher als reineMarktpro
bleme begriffen wurde" (Pirages, 1990,S. 3).
• Der neue Merkantilismus in den Weltwirtschaftsbeziehungen reflektiert
vorab die wachsende Bedeutung der Nationalstaaten, deren Politik darauf
gerichtet ist, ihre Vorteile aus der globalen Interdependenz zu maximieren,
d. h. zugleich, die darausentstehendenKosten zu minimieren (Gilpin,1987,
S. 395). Bei den härter gewordenen Kämpfen um die Behauptung auf den
Weltmärkten - vor allem in den Hochtechnologiesektoren - ist es für die
international operierenden Konzerne immer wichtiger geworden, daß die
Politikdes Nationalstaatesdie Strategien desexportorientierten Wichstums
unterstützt. Wenn angesichts der Anforderungen der Weltmarktkonkurrenz
nur eine Modernisierung der Volkswirtschaft (mit einemSchwergewicht bei
den exportorientierten Sektoren) weiteres Wachstum garantiert, so wird die
Politikdes Staates zunächstdaraufverpflichtetwerden,daß er inflationären
Ibndenzen im Innern bremst,die Lohn- sowiedie allgemeinen Sozialkosten
dämpft undaufdieseWeise versucht, überWihrungsstabilität die Exportpo
sition der einheimischen Kapitalezu verbessern.

DiesePolitikist in nahezu allen kapitalistischen Industriestaaten seit den
70er Jahren verfolgt worden. Das Umschalten von der nachfrage- und be-
schäftigungs- auf eine angebotsorientierte Wirtschaftspolitik verfolgt das
Ziel, die Inflation in den Griff zu bekommen, die Staatsverschuldung zu
reduzieren und die Zuwächse bei den Löhnen und Sozialeinkommen zu
begrenzen, um auf diesem Wege eine der Weltmarktkonkurrenz angemesse
ne Modernisierungsstrategie durchzusetzen. In Westeuropa hat diesePolitik,
die vor allemdie Macht der Gewerkschaften schwächen sollte, jenen hohen
Stand der Arbeitslosigkeit und jene V^chstumsschwäche mit beeinflußt, die
in der zweiten Hälfteder 80erJahre - vorallemimVergleich zudenUSAund
zu Japan - allenthalben beklagtwurde.„In den entwickeltenMarktwirtschaf
ten ist das Wirtschaftswachstum durch eine (nationale) Wirtschaftspolitik
beeinträchtigt worden, die die Kontrolle der Inflation stärker betont hat als
die Ausdehnung der Nachfrage". Diese politische Schwerpunktsetzung hat
ihrerseits dazu beigetragen, daß die wichtigsten Industriestaaten nicht in der
Lage waren, „ihre Politik zu koordinieren, um so ein kontinuierliches >\hchs-
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turn verbunden mit einem inneren und äußeren Gleichgewicht zu sichern"
(UNCTC, 1988,8.20).

Gleichzeitigsetzte ein „strukturpolitischer Wettlauf" zwischen den kapi
talistischen Industriestaaten ein. Als Reaktion auf das geringe Wachstum,
hohe Inflationsraten, steigende Arbeitslosigkeit und große Zahlungsbilanz
defizite gingen die Regierungen dazu Aber, „ihr industriepolitisches Instru
mentarium zu erweitem, um die eigene Industrie in der internationalen
Konkurrenz weiterhin stützen zu können" (Junne, 1984,S. 136). Staatliche
Förderungsprogrammesetzten die Akzente im Bereich der Forschungspoli
tik auf den Gebieten der Mikroelektronik, der Iblekommunikation, der
Roboter-Produktion und -Anwendung sowie der Biotechnologie. Dieser
Wettlauf, der noch längst nicht beendet ist, wurde zum bestimmenden Mo
ment in der Konkurrenz zwischen den USA, Japan und Westeuropa, wobei
die Europäer zu der Einsicht gezwungenwurden, daß sie nur über eine neue
Stufe der Integration der nationalen Märkte in der EG sowie über einen
Ausbau der Fbrschungs- und Tbchnologiepolitik auf der EG-Ebene selbst in
diesem Wettlauf mittelfristig eine Überlebenschance haben werden. Der
„Sprung nach vorn", der in der EG seit 1985beschlossen wurde, war so auch
eine Antwort auf die globale Herausforderung in diesem strukturpolitischen
Wettlauf.

• Wenn von einer Tendenz zur Regionalisierung der Weltwirtschaft gespro
chen wird, so erwähnen insbesondere US-amerikanische Autoren zuerst
Westeuropa und die EG. In der Iht hat sich der Anteil des innergemein
schaftlichen Handels zwischen den EG-Staaten beträchtlich erhöht: von

1958 bis 1988 stieg dieser Anteil bei den Ausfuhren von 37,2 auf62,7 Prozent,
bei den Einfuhren von 35,2 auf 58,2 Prozent (EG-Kommission, Perspektive
'92, Nr.6/1990, S. III). In den USA und in Japan wird daher befürchtet, daß
mit der Realisierung des Binnenmarktes ohne Grenzen bis 1992 sowie mit
dem Ausbau einer V/Shrungsunion Westeuropa zu einer „Festung" in der
Weltwirtschaft - mit starken Abschließungseffekten nach außen - ausgebaut
werden könnte. Die Zunahme der US-amerikanischen sowie der japanischen
Direktinvestitionen in der EG, d. h. der Ausbau von Positionen in der Fe
stung, ist eine der Reaktionsformen auf diese Unsicherheit.

Dennoch können die Europäer darauf hinweisen, daß die Ibndenz zur
Regionalisierung sich keineswegs ausschließlich auf ihren Wirtschaftsraum
beschränkt. „Im Mittelpunkt der Diskussion um die Segmentierung der
Weltmärkte steht der Handel in der sogenannten IViade, zu der die drei
Handelsblöcke Nordamerika, Westeuropa und Japan mit den asiatischen
Schwellenländem gezählt werden. Ihtsächlich hat der Handel innerhalb der
Blöcke ein merklich größeres Gewicht als der Handel zwischen den Blöcken.
Vor allem der innereuropäische Handel, aber auch der Handel zwischen den

63



Vereinigten Staaten und Kanada sowie der der asiatischen Länder unterein
ander ist größer als die meisten Handelsströme zwischen den Blöcken der
Uriade" (Klodt u. a., 1989, S. 40). Für eine zukünftige Intensivierung des
Warenaustausches innerhalb der Blöcke könnte nicht allein die Vollendung
des EG-Binnenmarktes sowie der Abschluß eines Freihandelsabkommens

zwischen den USA und Kanada im Jahren 1989 sprechen. In diese Richtung
weist zudem „die verstärkte Zusammenarbeit zwischen Japan und den
Schwellenländern, die sich vor allem in Form von japanischen Direktinvesti
tionen und Joint Ventures vollzieht" (ebd., S. 41).

So ist es neben dem westeuropäischen Wirtschaftsraum vor allem der
pazifische Raum, in dem - auf der Basiseines schnellen industriellen Wachs
tums, aber auch unter Einschluß des US-amerikanischen Marktes - eine
regionale Konzentration entwickelt, bei der Japan mehr und mehr die Funk
tion eines regionalen Zentrums übernommen hat. „Die interkontinentalen
Handelsbeziehungen sind durch verstärkte Whrenströme zwischen Nord
amerika und Ostasien gekennzeichnet: Der noramerikanische Markt wurde
mehr und mehr zum Hauptabsatzmarkt für die Fertigwarenprodukte der
asiatischen Länder ... Im übrigen hat sich der beschleunigte Handel dieser
Zone um Japan polarisiert. Inder Iht hat diesesLand seit 1986umfangreiche
Direktinvestitionen in den meisten asiatischen Ländern getätigt; die daraus
resultierende Produktion ist zum großen Ibil für den Export bestimmt, ins
besondere nach Nordamerika, oder - zumeist in Form von Halbfertigwaren
ausfuhren - nach Japan" (Europäische Wirtschaft,März 1989,Nr. 39, S. 21;
vgl. dazu auch Göbel u. a.,1988).
• Die Klagen über den neuen, sektoralen Protektionismus in der Weltwirt
schaft sind seit den Weltwirtschaftskrisen von 1974/75 und 1980/82 nicht
verstummt. Der neue Handelsprotektionismus tritt besonders in der Form
von nichttarifären Handelshenunnissen sowie von bilateralen Selbstbe

schränkungsabkommen auf. „In den 70er und 80er Jahren haben die meisten
Länder auf neue Formen protektionistischer Praktiken zurückgegriffen; die
Handelsrestriktionen waren auf eine breite Produktskala abgestellt: Kraft
fahrzeuge, petrochemische Produkte, synthetische Fasern und, besonders
ausgeprägt,elektronische Ausrüstungenund Halbleiter" (Europäische Wirt
schaft, März 1989, Nr. 39, S. 19).

Der sektorale Protektionismus erstreckt sich mithin vor allem auf die

Märkte für Hochtechnologie-Produkte, bei denen die internationalen Kon
zerne Strategien einer internationalen Kartellierung akzeptieren und verfol
gen. Solche Abkommen können - wie z. B. zwischenJapan und den USA -
als Regierungsvereinbarungen über gegenseitige Marktöffnungen, Quoten
und Kooperationsprojekte abgeschlossen werden. Sie können aber auch -
mit gleicher Wirkung - als Kooperationsabkommen zwischenverschiedenen,
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internationalen Konzernen Zustandekommen, die bei der Entwicklung neuer
Produkte globale Marktabsprachen treffen, um die Amortisation der enor
men Entwicklungskosten für diese Produkte zu gewährleisten. Da aber die
Grundlagenforschung stets auch die Forschungs- und Entwicklungspolitik
der Nationalstaaten berührt, wird diese unvermeidlich in solche Vereinba
rungen involviert. So ist der sektorale Protektionismus auch für die Regie
rungen immer attraktiver geworden. „Er versetzt sie in die Lage, ausländi
sche Märkte offen zu halten, während sie sich eine gewisse Kontrolle über
ihre eigenen Binnenmärkte bewahren und eine nationale Präsenz in solchen
Sektoren etablieren können. Auf diese Weise wird eher der intraindustrielle

als der interindustrielle Handel ermuntert. Die Regierungen erlangen dabei
einige der Vorteile der ökonomischen Interdependenz, ohne mit den Kosten
eines vollständig liberalisierten Handelsregimes belastet zu werden" (Gilpin,
1987, S. 403).

Der neue Merkantilismus, die Regionalisierung und der neue Protektio
nismus markieren Ibndenzen einer Desintegration bzw. Segmentierung der
Weltwirtschaft, die sich vor allem dadurch auszeichnet, daß auf der einen
Seite die globale Interdependenz zunimmt, während auf der anderen Seite
das „globale Regime", das die USA nach dem Kriege ausgeübt hatten, verfällt
und durch politische Regulationsformen oder Regime ersetzt wird, bei denen
nationale bzw. (im Falleder EG) regionale Interessen, die von den Regierun
gen der Nationalstaaten wahrgenommen werden, die Oberhand gewinnen.
Sollte sich jedoch diese Widerspruchskonstellation zwischenökonomischer
Globalisierung und politischer Segmentierung in der Weltwirtschaft (die
zudem gegenüber den Schwankungen der weltwirtschaftlichen Konjunktur
höchst sensibel reagiert) verstärken, sollte es nicht zu einem neuen politi
schen Ausbalancieren dieser drei Elemente kommen, so werden „die Gefah
ren, die von weiteren merkantilistischen Konflikten sowie von einem weiter
destabilisierenden ökonomischen Nationalismus ausgehen, in der Zukunft
noch zunehmen" (Gilpin, 1987, S. 404).

Dennis C Pirages hat diese eher pessimistische Bewertung der weltwirt
schaftlichen Entwicklungsperspektiven folgendermaßen zusammengefaßt:
„Der Niedergang der US-Hegemonie und der wachsende Einfluß Japans und
Westeuropas haben eine neue Ordnung von Regeln, die den internationalen
Handel und das internationale Währungs- und Finanzsystem beherrschen, zu
einer dringenden Notwendigkeit werden lassen. Dennoch sind angesichts der
Differenzen, die zwischen den entwickelten Ländern auf dem Felde der
einheimischen Industrie- und Wirtschaftspolitik bestehen, solche Vereinba
rungen sehr unwahrscheinlich geworden. Ohne eine signifikante Beschleuni
gung des weltwirtschaftlichen \^chstums ist es eher wahrscheinlich, daß es
zu größeren Konflikten über Subventionen, die Auswahl der Ziele, Zölle und
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Quoten kommt, die das ohnehin schon komplexe und streitsüchtige Handels
system noch mehr komplizieren. Ein Ibilergebnis solcher Konflikte wäre
dann, daß die weniger entwickelten Länder, die gerade begonnen haben, in
die industriellen Märkte der Welt signifikant einzudringen, zu den Opfern
eines neuen Protektionismus werden könnten, der die Welt aufdem heutigen
Niveau der Ungleichheit einfrieren würde" (Pirages, 1990, S. 14).

DieDisziplin derinternationalen, politischen Ökonomie hat inden80er
Jahren eine Aufwertung oder gar Re-Naissance erfahren (Meyers, 1989).
Darin reflektiert sich vorab der Sachverhalt, daß die Veränderungen in den
internationalen ökonomischen und politischen Beziehungen seit den 70er
Jahren einer gründlichen, wissenschaftlichen Analyse bedürfen, die ihrer
seits Auskünfte über zukünftige Entwicklungstendenzen sowie über mögli
che bzw. notwendige politische Optionen und Entscheidungen geben könnte.
Der Pessimismus, der solchen Analysen in der Regel als Grundstimmung
attestiert wird, manifestiert sich zumeist bei US-amerikanischen Autoren,
die den Verfall der weltpolitischen und -wirtschaftlichen Hegemonie der
USA als einen quasi-natürwüchsigen Prozeß registrieren, der - auf der Basis
der globalen Wachstumsschwäche - von einer fortschreitenden Segmentie
rung der Weltwirtschaft begleitet wird, in der keine Ansätze die Herausbil
dung von Elementen eines neuen, stabilen Regulierungsinstrumentariums zu
erkennen sind.

Dennoch bleibt es eine Schwäche dieser Ansätze, daß sie bei der Analyse
der weltwirtschaftlichen Strukturveränderungen und der dabei sich akkumu
lierenden Risiken und Konfliktpotentiale einerseits den Blick auf die hoch
entwickelten Zentren des internationalen Kapitalismus in Nordamerika,
Westeuropa und im paziflschen Raum konzentrieren. Die zunehmende Ab-
koppelung weiter Ibile der „Dritten und Vierten Welt" erscheint so als ein
mehr oder weniger bedauernswerter „Fall-Out" dieser Prozesse, der aller
dings nicht zum Nachdenken über Lösungsstrategien zur Bearbeitung der
damit verbundenen Widerspruchspotentiale anregt Zudem haben diese Wis
senschaftler, die die weltwirtschaftliche „Unordnung" seit den 70er Jahren
analysieren, die Möglichkeit des Zusammenbruchs des „realen Sozialismus"
in Mittel- und Osteuropa sowie die damit verbundene Problematik der Inte
grationdieserÖkonomien indenkapitalistischen Weltmarkt nichtvorausge
sehen. Auf der anderen Seite zeichnen sich diese Analysen durch eine allzu
enge ökonomistische Perspektive aus, die systematisch der Frage ausweicht,
wie die internationale politische Ökonomie mit jenen Anforderungen und
Widersprüchen umzugehen hätte, die schon in der Gegenwart, mehr freilich
nochin der Zukunftauseinerglobalen,po/irüc/ien Ökologie resultieren.

Diese Vernachlässigung derpolitischen Ökologie ist umso erstaunlicher,
als seit den frühen 70er Jahren - ausgehend vom Bericht des Club of Rome
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über die „Grenzen des >\ächstums" (1972)-aufdie Belastungen aufmerksam
gemacht wurde, die aus dem Bevölkerungswachstum und der wachsenden
Kluft zwischen armen und reichen Nationen, aus der Erschöpfung der Roh
stoffvorrätesowieausdemexponentiellen l\hchstum der Umweltverschmut
zung für die gesamte Weltwirtschaft und -politik hervorgehen. Der Bericht
„Global 2000" an den Präsidenten der USA (1980) schließlich gelangte zu
einer düsteren Prognose für die kommenden Jahrzehnte: „Unter der Voraus
setzung, daß sich weltweit die gegenwärtigenpolitischen, ökonomischen und
technischen Entwicklungstrends fortsetzen, wird die Welt im Jahre 2000
noch überbevölkerter, verschmutzter, ökologisch nochweniger stabil und für
Störungen anfälliger sein als die Welt, in der wir heute leben. Ein starker
Bevölkerungsdruck,ein starker Druck auf die Ressourcen und Umwelt lassen
sich deutlich voraussehen. Tlrotz eines größeren materiellen Outputs werden
die Menschen aufder Welt in vieler Hinsicht ärmer sein, als sie es heute sind"
(zit. n. Grün/Wiener, 1984,S.48). Die 80er Jahre - so ist inzwischen deutlich
geworden - waren für die Bearbeitung dieser Probleme ein „verlorenes
Jahrzehnt". Der Präsident der Weltbank, Barber Conable, sagt 1988: „Ein
unerbittlicher Thtbestand der achtziger Jahre ist, daß das Wachstum unzurei
chend war, die Armut weiter zunimmt und daß die Umwelt schlecht geschützt
wird. Wenn kein Wandel eintritt, bleibt unseren Kindern durch diese Reali
täten eine friedliche, annehmbare und lebenswerte Welt vorenthalten" (ziL
n. Sen, 1990, S. 151).

Wenngleich in den 80er Jahren - u. a. auch aufgrund des Verfalls der
Erdölpreise- die Diskussion überdie Erschöpfung der natürlichenRessour
cen tendenziell in den Hintergrund getreten ist, so haben die düsteren Pro
gnosen vor allem in den folgenden Bereichen eine allzu frühe Bestätigung
erfahren:

• Bevölkerungswachstum, Wirtschafts- und Verschuldungkrise sowie irre
versible ökologische Schädigungen in der Dritten Welt haben schon jetzt
eine geradezu hoffnungslose Situation erzeugt. „770 Millionen Menschen
sind unterernährt, 14 Millionen Kinder sterben jährlich an Hunger, 1,3
Milliarden Menschen haben keine gesicherte IVinkwasserversorgung, 100
Millionen keine angemessene Wohnung und 880 Millionen Menschen kön
nen weder schreiben noch lesen" (Renner, 1989,S. 221). Nach Angaben der
Weltbank in ihrem ,Armuts-Bericht" aus dem Jahre 1990 verfügen 76% der
Weltbevölkerung über ein durchschnittliches Jahreseinkommen von unter
2.000 Dollar - darunter 57 Prozent = ca. 2,9 Milliarden Menschen mit einem
Jahreseinkommen unter 500 Dollar (vgl. Goldberg, 1990a, S. 1254).

Im „Weltbevölkerungsbericht 1990" der UNFPA, der Bevölkerungsorga
nisation der Vereinten Nationen, heißt es: „In den neunziger Jahren wird die
Zahl der Menschen schneller steigen als in allen Jahrzehnten zuvor". Jedes
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Jahr werden neunzig bis hundert Millionen dazukommen - so viele, wie
heute in Osteuropa oder Mittelamerika leben. Die Organisation der UNO
prognostiziert dahen „Die 2[ahl der Armen, Hundernden und Analphabeten
wird steigen". Gleichzeitig hat das Bevölkerungswachstum katastrophale
Folgen für die Ökologie. DieUNFPA erwartet „einanhaltendes Wachstum
der Städte, Zerstörung des Bodens, Verseuchungdes Wassers,massiveWald
rodungen und die fortschreitende Konzentration von IVeibhausgasen in der
Atmosphäre" (Sontheimer, 1990,S. 16).
• Umweltkatastrophen in transnationalen Dimensionen als Fblgevon „Stör
fällen" in den sogenannten „Risikoindustrien" (Großchemie, Kernkraftwer
ke: Bophal, Indien, 1984; 'ßchemobyl, Sowjetunion 1986; die chemische
Rheinverseuchung im November 1986) haben ein neues Risiko- und Kata
strophenbewußtsein geschärft: „Die heutigen Risiken und Gefährdungen
unterscheiden sich wesentlich von den äußerlich oft ähnlichen des Mittelal

ters durch die Globalität ihrer Bedrohung (Mensch, Tier, Pflanzen) und ihre
modernen Ursachen. Es sind Modemisiemngsmike.n. Sie sindpauschales Pro
dukt der industriellen Fortschrittsmaschinerie und werden systematisch mit
deren Weiterentwicklungverschärft" (Beck, 1986,S. 29).
• Gleichzeitig hat die Entstehung globaler ökologischer Probleme wie die
Schädigung der Ozonschicht, die globale Klimaveränderung, der saure Re
gen und die Verschmutzung der Ozeane die Notwendigkeit der internationa
len Kooperation der Staaten erhöht: „Es gibt jedoch kaum Anzeichen dafür,
daß der Nationalismus schwächer wird, und daß das 'globale Bewußtsein', das
für die Lösung dieser Probleme erforderlich ist, sich schnell entwickelt"
(Pirages, 1990,S. 18).
• Schließlich ist erst mit dem Zusammenbruch der politischen Systeme der
„realsozialistischen" Länder das Wissen über die ökologische Katastrophe in
weiten Ibilen Ostmitteleuropas sowie überdieKetteder „unerklärten Öko
Kriege" in Osteuropa während der vergangenen Jahre öfTentlich geworden.
In einer polnischen Zeitung wurde im April 1990 die Gefährlichkeit des
ökologischen „Kriegsschauplatzes" folgendermaßen beschrieben: „In einem
breiten Gürtel von Leipzig über Nordböhmen und Nordmähren bis nach
Krakau bietet sich ein Bild der Verwüstung. Schlote von Fabriken und Kraft
werken speien Rauch voll Schwefeldioxidaus. Saure Regen vernichten Wäl
der. Wasserströme sind durch Industrieabfälle verseucht und verwandeln sich
in Giftkanäle. Im Wässer ist kein Leben mehr. Laut der Polnischen Akademie
der Wissenschaften lebt ein Drittel der 38 Millionen Polen in 'Regionen der
ökologischen Katastrophe'" (zit. n. Olschies, 1990,S. 141/2).

Es liegt auf der Hand, daß die Überwindung der Wirtschaftskrise dieser
Länder durch die Einführung der Marktwirtschaft und deren Integration in
den kapitalistischen Weltmarkt überhaupt nur gelingen kann, wenn zwi-
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schenstaatliche bzw. internationale „Öko-Regimes" mitSanierungsprogram
men etabliert werden, die geradezu gigantische Investitionssummen erfor
dern werden. Je weniger abersolche Regelungen greifen und diewirtschaft
licheEntwicklung stagniert (mitder Konservierung vonMassenarmut), um
so größerwird die Gefahr, daßder Nationalismus sichzusätzlich übertrans
nationale Öko-Konflikte anheizt

DieBedingungenvonSicherheitundStabilität iminternationalen System
werden keineswegs ausschließlich durch das ökonomische Wachstum, den
Grad der Verflechtung und Interdependenz sowie durch die- in der Konse
quenz der globalen Umweltkrise immer wichtiger gewordene - „Beherr
schung" derstofflichen Voraussetzungen derReproduktion der„Weltgesell
schaft" definiert. Der für die internationale Politik maßgebende Sicherheits
begriff seitder Entwicklung des Systems souveräner National- undTferritori-
alstaaten besagt zunächst einmal, daß der Staat mit Hilfe der Aufstellung,
Ausstattung und Unterhaltung militärischer Streitkräfte, den Abschluß von
Verträgen und Bündnissen und Entspannungs- undAbrüstungsmaßnahmen
den Schutz seines Ibrritoriums und der politischen und sozialen Interessen
seiner Bürgervor Bedrohung von außen gewährleisten muß (Woyke, 1986).
Zumal in der Nachkriegsordnung des Systemgegensatzes beruhte die Füh
rungsfunktion derbeiden Supermächte USA undUdSSR auf ihrenüberlege
nen militärischenPotentialen in den jeweiligen Bündnissystemen. „Seitdem
Zweiten Weltkrieg sind weitweit 16 Billionen US-Dollar für militärische
Zwecke ausgegeben worden. 1986 erreichten die jährlichen Ausgaben eine
Höhe von 825 Milliarden Dollar... Die Industriestaaten haben - inflations-
bereinigt - ihre Ausgaben seit 1960 verdoppelt; die Entwicklungsländer
haben eine Steigerung um mehr als das Sechsfache zu verzeichnen... Die
Supermächte und ihre europäischen Verbündeten sind für drei Viertel der
weltweiten Rüstungsausgaben verantwortlich" (Renner, 1989, S. 215). Rü
stungsproduktionsowieder Handel mit Waffen sinddaher auchzubedeuten
den Faktoren der Nationaiökonomien wie der Weltwirtschaft insgesamt ge
worden.

Die herkömmliche Sichtweise von nationaler und internationaler Sicher
heit ist jedoch in den letzten Jahren zutiefst erschüttert worden. Zunächst
einmal besteht ein offenkundiger Widerspruch zwischensteigenden Sicher
heitsaugaben und dem Anspruch, dadurch mehr Sicherheit - im Sinne von
Kriegsvermeidungund Friedenssicherung - zu erzeugen. „Die Staaten haben
eine beispiellose militärische Stärke erreicht; trotzdem - oder vielleicht
gerade deshalb - ist die Zahl der Kriege und Kriegstoten über die Jahrhun
derte ständig größer geworden. Allein in den 80er Jahren wurden 22 Kriege
geführt, mehr als jemalszuvor in der Militärgeschichte. Seit 1945forderten
120 bewaffnete Konflikte - zusammengenommen vergleichbar mit dem
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Zweiten Weltkrieg - inder Dritten Welt mindestens 20 Millionen Ibdesop-
fer. Viele dieser Konflikte sind kaum in das Bewußtsein der westlichen Welt
gedrungen, aber einige können sich als Pulverfaß erweisen und sich sehr
schnell zuweltweiten Konfrontationen ausweiten" (ebd., S.217).

Außerdem ist die Bedeutung der Rüstungsausgaben auf das engste mit
den in diesem Abschnitt analysierten Veränderungen in den Machtstruktu
ren der Weltwirtschaft und der internationalen Politik verbunden:
• Der Abstieg der beiden Weltmächte USA und UdSSR ist eine unmittelbare
Folge der „Überdehnung" der Rüstungsausgaben, die mit ihrer weltpoliti
schen Führungsrolle legitimiert werden undderen Expansionslogik sichmit
dem Rüstungswettlauf zwischen denSystemen immer mehr verselbständigt
hat. Die gewaltige Steigerung der Rüstungsausgaben in den USAseit den
späten 70er Jahren sollte u. a. die Sowjetunion „totrüsten". „Innerhalb der
Reagan-Administration herrschtedie einflußreicheThese,daß ein beschleu
nigtes technologisches Wettrüsten das sowjetische System bis zum Zusam
menbruch belasten würde" (Calleo, 1989, S. 119). ImBewußtsein eines Ro
nald Reagan mag daher diese Strategie angesichts der Kapitulation der So
wjetunion und des „realsozialistischen Lagers" erfolgreich gewesen sein.
Zugleich aberhat diese Politik dieLeistungs- undWettbewerbsfähigkeit der
amerikanischen Wirtschaft, alsodie „zivile Infrastruktur" des US-Kapitalis
mus, unterminiert, während umgekehrt Japan und die BRD von den ver
gleichweise geringen Rüstungsausgaben proHtierten.

Noch stärker als die USA hat sich die UdSSR letztlich durch die Rü
stungsanstrengungen in die Sackgasse der Stagnation, der Krise und schließ
lich des Verfalls ihrerhegemonialen Machtposition in der Weltpolitik hin
einmanövriert. Angesichts des geringen Entwicklungsstandes des Landes,
der systemischen Blockaden einer ökonomischen, technischen und gesell
schaftlichen Modernisierung, der Dauerkrise der sowjetischen Landwirt
schaft waren die Rüstungsausgaben stets eine höhere Belastung- im Sinne
der Absorbtion von produktiven Ressourcen - als in den kapitalistischen
Industriestaaten. Paul Kennedy hatdieses Dilemma dersowjetischen Politik,
daszuerst seit 1985 vonM.Gorbatschow offen eingestanden wurde undsich
inzwischen zu einer tiefen Existenzkrise des Landes gesteigert hat, vor den
Ereignissen der Jahre 1989/90 folgendermaßen zusammengefaßt: „Wie jede
andere der Großmächte muß sich die UdSSR daher bei der Zuteilung von
nationalen Ressourcen entscheiden zwischen den Erfordernissen des Mili
tärs - und der ihm eigenen Fähigkeit, die russischen Sicherheitsbedürfnisse
zu formulieren - und andererseits dem zunehmenden Bedürfnis der russi
schen Bevölkerung nach Konsumartikeln und besseren Lebens- und Arbeits
verhältnissen, ganz zu schwelgen von verbesserten Sozialleistungen ...; und
schließlich denForderungen vonLandwirtschaft und Industrie nachKapital-
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Investitionen, umdieWirtschaft zumodernisieren, die Produktivität zuerhö
hen,mitdemFbrtschritt der anderen Seitemitzuhalten, undaufiange Sicht
sowohl dieVerteidigungs- alsauch diesozialen Bedarfnisse zubefriedigen"
(Kennedy, 1989,S. 737).
• Die Tendenzen zum „neuen Protektionismus" in der Weltwirtschaft sind
zudemunmittelbarmitder Bedeutungder Rüstungsausgaben, der Rüstungs
produktion sowie dem internationalen Handel mit Waffen verkoppelt. Sub
jekt von Entscheidungen aufdiesem Gebiet iststets derNationalstaat. Auch
die NATOz. B. hat nicht verhindern können, daß die großen Staaten West
europas (vor allem Frankreich, Großbritannien und zunehmend auch die
BRD) die Entwicklung und Produktion von Wiffen als eine zentrale Kompo
nente der nationalen Modemisierungsstrategie verfolgen und zugleich beim
Waffenexport - vorallem indie Dritte Welt - blühende Geschäfte machen.
Je mehr also die Wachstums- und Modemisierungskonkurrenz zwischenden
kapitalistischen Industriestaaten durch die Bedeutung der Rüstungsindu
strien im Innern und den Waffenexport nachaußen beeinflußt wird, um so
stärker wird der Einfluß des Nationalstaates, der dazu tendiert, über die
Hochrüstung seine Position zu festigen und zugleich diesen Sektor gegen
transnationale Liberalisierung abzuschirmen.
• Die Völker der Entwicklungsländer der Dritten Welt sind die Hauptopfer
dieser Politik.Sie leiden nicht allein unter den Bürgerkriegen und den zwi
schenstaatlichen Konflikten sowie unter den Militärdiktaturen, die sie unter
drücken und ausbeuten. Vielmehr noch sind die Rüstungsausgaben in der
Dritten Welt zum wichtigsten Hindernis für die Überwindung von Unterent
wicklung, Massenarmut und katastrophalen infrastrukturellen Versorgungs
einrichtungen geworden. Auch dieVerschuldungskrisederDritten Welt - vor
allem die Bedingungen ihrer Lösung - werden durch Kriege, Rüstung und
Wiffenimporte determiniert: „Einer der Hauptgründe der internationalen
Verschuldung ... istder >^hffenimport gewesen, derwährend der 70er Jahre
größtenteils durch Kredit finanziert wurde... Esistschwierig, dieaus Wiffen-
käufen resultierende Schuldenlast abzuschätzen; man hält sie jedoch für
beträchtlich. 1989 schätzte der Präsident der Weltbank Conable, daß ein
Drittel der SchuldeneinigergrößererLänderder Dritten Weltauf l^hffenim-
porte zurückgeht. Die Verschwendungssucht von Militärregierungen, die
währendder 70er Jahre eher die Regel als die Ausnahme waren, ist für die
demokratischen Regierungschefs zu einer Belastung geworden" (Sen, 1990,
S. 157).
• Schließlich wird auch die globale politische Ökologie in hohem Maße
durch Rüstungsausgaben, Militarisierung und gewaltsame Konflikte beein
flußt. Auf der einen Seite binden und verschwenden die Rüstungsausgaben
Ressourcen, die für die Lösung der nationalen wie globalen ökologischen
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Probleme mobilisiert werden müßten. Auf der anderen Seite staut sich mit
dem Fortschreiten der ökologischen Katastrophe (Wasserknappheit, Luft
verseuchung, Klimaveränderung, Verknappung der Energieressourcen u.
a.m.) - wiederum vor allem in den Ländern der Dritten Welt, aber z. B. auch
zwischen den Entwicklungsländern in Ost- und Südosteuropa - ein neues
Konfliktpotential auf, das den Ibufelskries zwischen wachsender Verelen
dung und gesteigerten Militärausgaben noch einmal dynamisiert. „Für Ver
teilungskämpfe um natürliche Ressourcen bieten sich, zumindest aus der
Sicht der sich streitenden Regierungen, militärische Lösungen an. Ange
sichtsdesgrenzüberschreitenden Charakters der Umweltzerstörung verwan
delt sichhier ein Nullsummenspiel in ein Spielohne Sieger. So fortgeschrit
ten die militärischen Mittel auch sein sein mögen, sie können verbrauchte
Rohstoffe nichtersetzen unddas zerstörte ökologische Gleichgewicht nicht
wiederherstellen. DasEinsatzdesMilitärs verschärft dasProblem" (Renners,
1989, S. 233).

Soergibtsichzusammengefaßt, daß mitder Destabilisierung derweltwirt
schaftlichen Ordnungseit den 70er Jahren zugleich der traditionelle Begriff
vonnationalerund internationaler Sicherheit zutiefst problematisiertwurde.
Zunehmend werden die mächtigsten Akteure der Weltpolitik mit der Er
kenntnis konfrontiert, „daß zumindest langfristig militärisch das nicht zu
rückzugewinnen und zu sichern ist, was an ökonomischem Einfluß und an
Wettbewerbspositionen verlorenging" (Senghaas, 1986, S.41). DasEnde der
Systemkonkurrenz, die ja ihrerseits nichtnur die Führungsposition der Su
permächte, sondern zugleichdie Steigerung der Militärausgaben legitimiert
hatte,wird diesepolitische Entwertung militärischer Überlegenheit im Hin
blickauf die notwendige Neuordnung der weltwirtschaftlichen und -politi
schen Beziehungen noch einmal verstärken.

Gleichzeitig artikuliert sich immer deutlicher die Erkenntnis, daß eine
stabile Neuordnung in globalen Dimensionen, die den neuen Sicherheitsan
forderungen Rechnung trägt, weder nachmilitärisch-politischen noch nach
ökonomisch-technologischen Kriterien organisiert werden kann, sondern
zugleich die Sicherung der globalen Lebens- und Existenzbedingungen der
Menschheit berücksichtigen muß. Auf der Ebene der politischen Rhetorik
scheint diese Erkenntnis längst Gemeingutgewordenzu sein. So erklärte der
Außenminister der BRD, Hans-Dietrich Genscher, am 26. 9. 90 vor der
Vollversammlung der Vereinten Nationen: „Wir alle haben die Wahl,entwe
der die Erde in weniger Jahrzehnten endgültig und unwiderruflich zu zerstö
ren oder verantwortlich damit zu beginnen, natürliche Hilfsquellen und
Energievorräte mit Vernunft in fairer Partnerschaft wirklich umweltfreund
lich zu nutzen" (Frankfurter Rundschau vom27.9.1990). Die offenkundige
und zunehmende Entkoppelungvon Rhetorik und realen Problemlagen, von
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Krisendynamik und der Eckigkeit und Bereitschaft zur Krisenbewältigung
scheintjedochzunächst nureinmal Ausdruck derIhtsachezusein,daßschon
zumZeitpunkt des Zusammenbruchs des „realen Sozialismus" undder Sy
stemkonkurrenz ganzneue Widerspruchs- und Konfliktpotentiale im inter
nationalen System dominierendgeworden sind,diewedernachdem traditio
nellen Begriffsschema des Ost-West-Konfliktes noch nach dem traditionel
len Selbstverständnis der westlichen Welt zu begreifen, geschweigedenn zu
lösen sind.

2.3. Krise und Reorganisation

Der Vergleich derweltwirtschaftlichen und-politischen Situationinden80er
Jahren des 20. Jahrhunderts mit den 80er Jahren des 18. Jahrhunderts in
Frankreich(Rosecrance, 1987, S.95;Kennedy, 1989, S.776),wodie Kriseder
Staatsfinanzen (aufgrund der Hofhaltungs- und Militärkosten) zunehmend
die iiuiere sozialökonomische Lage des Landes destabilisierte und dabei
zugleich eine revolutionäreUnzufriedenheit bei den Volksmassen entfachte,
hat zumindest eine Bestätigung gefunden; Mit dem Zusammenbruch des
„realsozialistischen" Staaten- und Gesellschaftssystems zum Ende der 80er
Jahre ist die Problematik der „Geburt einer neuen Ordnung" auf der Thges-
ordnung der Weltpolitik der 90er Jahre an die erste Stelle gerückt. Die
Herausbildung dieser Ordnung - davon kann mit einiger Gewißheit ausge
gangenwerden- wirdnicht durch die politischenund ideologischen Grund-
widersprfiche und -konflikte der weltweiten Systemkonkurrenz bestimmt
werden.

Das Ende des Ost-West-Gegensatzesbezeichnet so zunächst einmal eine
offene historische Konstellation, in der der internationalen Politik - ange
sichts der substantiellen Entwertung der Blockpolitik und der damit verbun
denen RQstungs- und Abschreckungslogik - die Möglichkeit eröffnet wird,
neue Strukturen der internationalen Beziehungen zu schaffen, die ihrerseits
durch einen neuen Sicherheitsbegriff begründet sind. Die Auflösung der
Blöcke und damit verbundene Abrüstungsmaßnahmen könnten so kollektive
Sicherheitsstrukturen schaffen, die einerseits mehr auf ökonomischer, tech
nisch-wissenschaftlicher und kultureller Kooperation und Interdependenz
als auf militärischen Drohpotentialen beruhen; andererseits würden so Res
sourcen verfügbar, um die Wirtschaftskrise in Ost- und Mitteleuropa zu
überwinden sowie kollektive Maßnahmen zur Lösung der globalen sozialen
und ökologischen Probleme zu ergreifen. Die UNO könnte so zu einem
wirkungsvollen Instrument für eine neue Weltpolitik werden. Dabei würde
sie eine Aufwertung erfahren, die ihr in der Epoche der Systemkonkurrenz
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(nach dem Auseinanderbrechen der antifaschistischen Allianz, die die UNO
am Ende des zweiten Weltkrieges begründethatte) verwehrtbleiben mußte.
Daher ist gerade in der heutigen Zeit die UNO zum B)rum geworden,vor der
Politiker dieses Projekt einer neuen Weltordnung als \^ion oder konkrete
Utopie propagieren (vgl.dazu das Memorandum der "Stockholmer Initiative
zu globalen Sicherheit und Weltordnung* von Jimmy Carter, Eduard Sche
wardnadse, VaclavHavel u.a., Frankfurter Rundschau, 10.5.1991, S. 18/19).

Daß sich dieses Bekenntnis zu einer neuen Weltordnung zugleich mit
einer kollektiven, militärischen Aktion gegen den Irak verbindet, wirft frei
lich schon einige Schatten auf jene Vision einer neuen, globalen Friedens
und Sicherheitsordnung. Einerseits verdichtet sich in diesem Konflikt der
Kampf um die Kontrolle der Rohstoffe (hier des Erdöls), die für die ökono
mische Sicherheit der westlichen Industriestaaten geradezu von existentiel-
1er Bedeutung sind. Auf der anderen Seite kündigt sich mit dem Aufmarsch
am Golf die verzweifelte Anstrengung niedergehender Großmächte (USA,
Großbritnannien, Frankreich, nunmehr auch die UdSSR) an, durch die De
monstration und ggf. Anwendung ihrer militärischen Macht den Anspruch
auf Führungspositionen in der internationalen Politik zu behaupten.
Schließlich sind auch die ideologischen Fronten in diesem Konflikt höchst
explosiv. Der islamische Fündamentalismus, dessen Einfluß von den südli
chen Randgebieten der Sowjetunion, über den Iran bis in die gesamte arabi
sche Welt im vergangenen Jahrzehnt immer stärker geworden ist, könnte in
der Konfrontation mit dem Wertesystem der westlichen Welt zu einer gefähr
lichen Waffe werden, um Konflikte und Kriegezwischenden reichen Zentren
und der armen Peripherie der Weltwirtschaft gleichsam exemplarisch auszu
tragen.

Unsere bisherige Analyse hat freilich deutlich werden lassen, daß die
„Geburt einer neuen Ordnung" wesentlich bestimmt wird durch jene Struk
turveränderungen, die sich innerhalb des kapitalistischen Weltmarktes und
damit in den Beziehungen zwischen den kapitalistischen Zentren in Nord
amerika, Westeuropa und im pazifischen Raum vollzogenhaben. Die vorläu
figen Ergebnisse dieser Analyse lassen sich so zusammenfassen. Die Ge
schichte wird in der Regel nicht von den Verlierern, sondern von den Siegern
geschrieben. Die objektiven Bedingungen für die Gestaltung der Weltord
nung werden „in letzter Instanz" durch den Strukturwandel der Weltwirt
schaft bestimmt. Die kapitalistische Weltwirtschaft ist seit Anfang bzw.Mitte
der 70er Jahre in eine Krise geraten, die ihrerseits einen fudamentalen
Einschnitt in der Nachkriegsordnung des internationalen Kapitalismus mar
kiert.

Die Verringerung der Wachstumsdynamik ist nur der allgemeinste Aus
druck dieses Windeis. In ihr reflektiert sich eine Veränderung der Akkumu-
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lationsbedingungen des Kapitals, die ihrerseits die „bewegendenKräfte" für
die Entwicklung des internationalen kapitalistischen Systems bilden. Das
„fordistische" Nachkriegsmodell der kapitalistischen Entwicklung geriet in
eine Krise, die sowohl die ökonomische Kemstruktur der Kapitalakkumula
tion als auch die institutionellen Fbrmen der Regulation der Beziehungen
vonÖkonomieundPolitik- allgemeiner: dieVergesellschaftungsformen- in
den Metropolen des Kapitals und im internationalen kapitalistischen System
ergriff. Insofern können die 70er und die frühen 80er Jahre als eine Phase der
,3>nnkrise" bezeichnet werden: „des Bruchs mit tradierten Formen der
gesellschaftlichen Entwicklung - und zwar sowohl im nationalen Rahmen als
auch in der Weltgesellschaft" (Altvater, 1983, S. 97).

Rekapitulieren wir kurz die wichtigsten Elemente dieser krisenhaften
Auflösung und Veränderung der Formen des „alten Modells", die sich seit
Anfang der 70er Jahre in den Wachstumskrisen, den zurückbleibenden Inve
stitionen, der erhöhten Arbeitslosigkeit, aber auch - vor allem in Westeuropa
- in einer Welle von Klassenkämpfen (vgl. für diese Periode Periode Albers
u. a., 1971; Deppe, 1985), in der insbesondere die Gewerkschaften einen
Machtzuwachs erzielten, ankündigte:

„ - Es konnte in den westlichen Industrieländern nicht mehr unbesehen
wie in den voraufgehenden zwei oder drei Jahrzehnten davon ausgegangen
werden, daß der gesellschaftlichePrimat des Kapitals mittelfristig gewährlei
stet bleiben würde;

- es konnte im internationalen Rahmen nicht mehr unbesehen davon

ausgegangen werden, daß eine Instanz wie die Vereinigten Staaten sei es
durch ihr schieres ökonomisches Gewicht, sei es erforderlichenfalls durch ein
(militärisch gedecktes) Macht-Nvort' mittelfristig günstige politisch-ökono
mische Rahmenbedingungen für die Akkumulation garantieren würde;

- und es konnte nicht mehr unbesehen davon ausgegangen werden, daß
sich der fordistische Systemzusammenhang mittelfristig auf immer höherem
Niveau mit weiter steigenden Löhnen bei gleichzeitig befriedigenden Profit
raten reproduzieren würde - unabhängig von der (lange Zeit als unproble
matisch angesehenen) spezifischen Art und Weise seiner kostenminimieren
den Inanspruchnahme einer der Ausbeutung und Belastung unterworfenen
nicht-fordistischen gesellschaftlichen Umwelt und der äußeren Natur in den
Industrieländern" (Fröbel u. a., 1986, S. 93).

Die Systemkonkurrenz bleibt noch für fast zwei Jahrzehnte die bestim
mende Konfliktformation in der internationalen Politik. Dieter Senghaas hat
dies Anfang der 70er Jahre zutreffend prognostiziert: „...IVotz aller heute
beobachtbaren 'Kooperationseuphorie' in Zentraleuropa ... (wird) die anta
gonistische Konfliktformation zwischen Ost und West... auf absehbare Zeit
ein realer Bestandteil der gegenwärtigen internationalen Gesellschaft blei-
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ben; gleichermaßen wird die militärische Systemkonkurrenz nicht ohne wei
teres überwunden werden, da sie in der Selbstwahmehmung der Machteliten
ein vermeintlich verläßlicher Garant von zwischenstaatlicher und gesell
schaftspolitischer Stabilität ist" (Senghaas, 1973, S. 28/29).

Sowohl die innerkapitalistischen Beziehungen als auch die Nord-Süd-
Konfliktformation wurden durch den Ost-West-Konflikt überdeterminiert.

Dessen ,3indekraft" hatte nicht nur die hegemoniale Ordnungsfunktion der
USA in der westlichen Welt stabilisiert, sondern zugleich gemeinsame poli
tische Interessen zwischenden entwickelten, kapitalistischen Industriestaa
ten erzeugt, die auch in einer Phase der stärkeren ökonomischen Konkurrenz
aufdem Weltmarkt nicht außer Kraft gesetzt wurden. Als die USA nach einer
kurzen Periode der Entspannungspolitik seit den späten 70er Jahren erneut
zu einer Konfrontations- und Hochrüstungspolitik gegenüber der UdSSR
übergingen (vgl. u.a. Greiner, 1980,S. 186ff.),verstärkten sich die Konflikte
innerhalb des atlantischen Bündnisses, weil die Europäer einseits nicht auf
das „Schutzschild"der NATO(und d. h. des US-amerikanischen Atompoten
tials) verzichten, andererseits jedoch ihre Politik der Entspannung und der
ökonomischen Kooperation mit dem „Ostblock" fortsetzen wollten (vgl.
Calleo, 1989, S. 24 ff. und S. 101ff.). Dennoch verhinderte die Bindekraft des
Ost-West-Konfliktes ein Umschlagen solcher Interessenkonflikte in den of
fenen Bruch der politisch-militärischen Bündnisbeziehungen. Sie erzwang
Kompromisse im Krisenmanagement, die freilich im militärisch-politischen
Bereich - z. B. bei der Stationierung der Mittelstreckenraketen - leichter zu
erreichen waren als bei der Neuordnung der weltwirtschaftlichen Beziehun
gen nach dem Zusammenbruch des l^Shrungssystems von Bretton Woods.

Bei der Kompromißbildung und den Ihuschgeschäften setzte sich nun
mehr allerdings eine tendenzielle Schieflage durch, die ihrerseits neue Kon
flikte und Spannungen vorprogrammieren mußte. Die USA setzten sich mit
ihrer Stationierungspolitik, insgesamt mit ihrer Konzentration auf giganti
sche Rüstungsprogramme in der ÄraReagan durch. Diese Programme wur
den aber überwiegend durch japanisches und westeuropäisches Kreditgeld
finanziert, das aufgrund der hohen Zinssätze in die USA strömte. Gleichzei
tig wurde der US-amerikanische Markt mit Industrieprodukten aus Ostasien
und Westeuropa überschwemmt, sodaß nunmehr - nach derÄra Reagan - in
den USA nur noch das Scheitern dieser Politik (trotz oder auch wegen des
Zusammenbruchs des realen Sozialismus, der nun die Hochrüstung „entwer
tet") konstatiert werden kann (D. Senghaas, 1986,S. 40 f., hat - vor Kennedy
und anderen Vertretern der „decline"-Schule- dieses notwendige Scheitern
der Reagan'schen Politik im übrigen völlig zutreffend prognostiziert!).

Entscheidend wird aber nun die Frage,wie die relevanten politischen und
ökonomischen Akteure - die Regierungen, Parteien und Verbände, z. B. die
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Gewerkschaften auf der einen, Unternehmungen und Bankenauf der ande
renSeite- aufdiesequalitativveränderteSituation reagieren. Dieallgemein
ste strategische Zielsetzung ergibt sich aus den Fünktionsprämissen der
kapitalistischen Ökonomie selbst: es mußte darum gehen, den Verfall der
Profitraten aufzuhalten und die Waichstumsschwäche durch die Erschließung
neuer, proßtabler Anlagesphären zu erschließen. Um dieses Ziel zu errei
chen, mußten die Untemehmensentscheidungen durch eine staatliche Poli
tik flankiert werden, die diese Strategie unterstützte. Der Staat mußte also
optimale Rahmenbedingungen für eine angebotsorientierte Modernisie
rungspolitik im Weltmarktzusammenhang schaffen. Das verlangt nicht nur
Entlastungenauf der Kostenseite (Steuern, Löhne, Sozialabgaben, kosten
wirksame gesetzliche Auflagen), sondern zugleich eineHaushalts- undWih-
rungspolitik, dieinsbesondere imHinblick aufdieVerbesserung derExport
chancen der heimischen V^rtschaft (u. a. durch Inflationsreduzierung und
VShrungsstabilität) Entlastungzu schaffen hatte. Dieseallgemeinen, strate
gischen Zielsetzungen umreissen gleichsam das Feld der politischen und
ideologischen Konflikte, die nach den Wahlsiegen neokonservativer bzw.
neoliberaler politischer Kräfteindenwichtigsten kapitalistischen Industrie
ländern zwischen den Regierungen und oppositionellen Bewegungen - vor
allem den Gewerkschaften und der Ökologiebewegung - ausgetragen wur
den.

Im Bericht der UNO über die Rolle der transnationalen Konzerne in der
Welt wird die Bedeutung der Produktivkraftrevolution für die Anpassungs
strategien der Unternehmen in der Weltwirtschaft hervorgehoben. „In den
vergangenen Jahren gabes außerordentlich bedeutsame Entwicklungen auf
dem Gebiet der Ibchnologie. >\3hrenddie auf der Mikroelektronik basieren
den Informationstechnologien bereits in den 70er Jahren weit entwickelt
waren, zeichnen sich die SQerJahre vor allem durch die Geschwindigkeit aus,
mit der diese in die Produktionsprozesse von Gütern und Dienstleistungen
eingeführt wurden. DieseIbchnologien werden immerschnellerzu Schlüs
seltechnologien des gesamtenökonomischen Systems der industrialisierten
Marktwirtschaften. Ihre wachsende Anwendung und die damit verbundene
dramatischeSteigerungder Effizienz erlauben- zusammen mitden Entwick
lungenbei der Biotechnologie und bei neuen Werkstoffen - die Spekulation
darüber, ob die Weltwirtschaft in eine neue technologische Epoche eintritt,
deren ökonomische Rückwirkungenauf alle Ländergruppen überhaupt noch
nicht genau zu ermessen sind" (UNCTC, 1988, S. 21).

Der „neue Akkumulationstyp",der sich mit der Nutzungder neuen Ibch-
nologien abzuzeichnen beginnt, bringt - auf der Ebene der Unternehmen
selbst - nicht nur Veränderungen in der technologischen Struktur der Pro
duktion, sondern im gesamten System der Arbeit (Entkoppelung von Ar-
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beits- und Betriebszeiten, Veränderungen in der Qualilikationsstruktur des
Arbeitskörpers, sowie im gesamten Bescbäftigungssystem) mitsich. Zugleich
entstehen mit seiner schrittweisen Durchsetzung in allen kapitalistischen
Industriestaaten neue Anforderungen an dieIStigkeit der Regierungen so
wie andieInternationalisierungsstrategien derUnternehmen: „Rationalisie
rungsintensive Produktion bzw. Produktionsflmdbilisierung korrespondie
ren miteinem Rückgang desArbeitsvolumens sowie dem Rückgang der für
die'Prosperitätsphase' typischen Erweiterung derKapazitäten, diezugleich
über dieNachfrageexpansion eine Ausweitung volkswirtschaftlicher Repro
duktion ... bewirkt hatte. Hohe Arbeitslosigkeit bei im TVend stagnativer
Wirtschaftsentwicklung sind mittlerweile die Kennzeichen der Akkumula
tion. Politisch unterstützt wird die Durchsetzung dieses neuen Akkumula
tionstyps über eine neokonservative Austeritätspolitik nach innen, d. h.vor
allem Zurückdrängung von privaten und öffentlichen Konsumtionsansprü
chen, sowie eine Politik der Stärkung desExports technologisch hochwerti
ger Produkte (Expansion nach außen) durch die Ausweitung der welthan
delsorientierten Investitionsquote" (Hickel, 1987, S.75).

Die stimulierende Herausforderung zur Umgestaltung der technologi
schen Produktionsbasis resultierte freilich auch aus den Strukturen der Welt
marktkonkurrenz selbst Hatte schon in den 50er und 6Ger Jahren die über
legene Produktivität des US-amerikanischen Kapitals füreinen beständigen
Modemisierungsdruck inWesteuropa und Japan gesorgt, sotauchte - insbe
sondere beidenforschungsintensiven Hochtechnologieprodukten - seitden
70erJahren zunehmend diejapanische Herausforderung als Importkonkur
renzauf. „Eineumfassende internationale Ibchnologiekonkurrenz warjetzt
angesagt, die auf der Basis der direkten und permanenten Integration von
Wissenschaft und Ibchnik in die Produktion das alte Produktivkraftsystem
revolutionierte" (Priewe, 1988, S. 283).

In der Struktur der Weltmarktkonkurrenz selbst waren also schon die
Voraussetzungen dafürangelegt, daßdie Durchsetzung desneuenAkkumu
lationstyps nicht als eine reineoder auch nur überwiegende Binnenmarkt
strategie konzipiert werden konnte. Eine profitableAmortisation der riesi
genKapitalvorschüsse, diedieEntwicklung undAnwendung derneuen Ttch-
nologien erfordern (und die aufgrund des internationalen Konkurrenzdruk-
kes beständig für Produkt- und Verfahrensinnovationen weiterentwickelt
werdenmüssen), ist vonvornherein nur in globalenMarktdimensionen- und
eben nicht in den engen Nachfragegrenzen nationaler Märkte - zu verwirkli
chen. Der gewaltige amerikanische Binnenmarkt war noch der entwickeltste
Rahmenfürdie Ibchnologienund Produkteder „zweiten industriellenRevo
lution" bzw. der „fordistischen Formation". Die Ibchnologien der „dritten
industriellen Revolution" dagegen (Laser, Computer, Biotechnologie) erfor-
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dem dieExistenz globalerMärkte(Gilpin,1987, S.402). Sieerzwingen daher
Untemehmensstrategien, die sowohl durch Waren- und Kapitalexport als
auch durch globaleFusionsstrategien dieserobjektiven Bedingung der Pro
duktivkraftentwicklung Rechnung tragen, lehrend auf der einen Seite ein
Ibil der „alten", arbeitsintensiven Industrien, die in den Zentren des Kapita
lismus als sog. Strukturkrisenbranchen (Kohle, Stahl, Werften) abgebaut
werden,in die Dritte Weltverlagertwurden(Fröbel u.a„ 1986),verbandsich
die Durchsetzung desneuenAkkumulationsQrps in denZentren desKapita
lismus mit einem neuen Schub der Internationalisierung.

Für die Sprecher der internationalen Konzerne sind die „Globalstrate
gien" (vgl. auch Jungnickel, 1989,S.85 ff.) zumselbstverständlichenBezugs
punkt für die Planung der Investitionen, von Forschung und Entwicklung,
vonFusionen und Kooperationsabkommen und natürlichfür das Marketing
und den Absatz der Produkte geworden. So z. B. der Chef des bundesdeut
schen Siemens-Konzerns: „Die Strategie der Globalisierung bezieht sich im
übrigen nicht allein auf den weltweitenAbsatzvon Produkten und Systemen;
sie enthält auch eine stärkere internationale Orientierung bei der Auswahl
von Fertigungsstandorten... Die Entwicklung großer Systeme in der Ible-
kommunikationstechnik beispielweise können sich angesichts der außeror
dentlich hohen Vorleistungen allein Unternehmen leisten, die über Welt
marktanteile von mindestens 10-15 Prozent verfügen... Voraussetzung hier
für ist eine Globalisierung unseres Geschäfts. Die extrem hohen Vorleistun
gen lassen sich nur wieder hereinspielen, wenn wir die economies of scale
nutzen, also in großen Stückzahlen produzieren und verkaufen können. Dazu
müssen wir weltweit operieren und vor allem unsere Marktstellung in den
Industrieregionen der IViadeausbauen" (ziLn. Schmid,1990,S. 2/3;vgl.auch
Reuter, 1990).

Dennoch ist - wie im vorangehenden Abschnitt gezeigt wurde - die
Internationalisierung der Märkte und der Produktion und deren räumliche
Konzentration aufdie Hiade der entwickelten kapitalistischen Industriestaa
ten nicht das wesentliche Merkmal jener Veränderungen, die sich seit Mitte
der 70er Jahre vollzogen haben. Neu ist hier allenfalls der Zusammenhang
zwischen der Produktivkraftrevolution und der Internationalisierung- bzw.
von der Verwertungseite her betrachtet: die Voraussetzung globaler Märkte
für die profitable Realisierung der Kapitalvorschüsse, insbesondere beim
fixen Kapital. Wesentlich sind dagegen jene neuen Konfliktformationen, die
sich nach der Krise jener globalen historischen Formation, die durch die
weltweite Hegemonialfunktion der USA begründet war, in den Vordergrund
geschoben haben. Dabei ist zunächst einmal davon auszugehen, daß die
Entwicklung des Kapitalismus im Weltmaßstab - seit seiner Entstehung -
durch tiefgreifende raum-zeitliche Ungleichheiten geprägt ist, die ihrerseits
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die Bedingungen der Weltmarktkonkurrenz und die Fünktionen der Natio
nalstaaten - nach innenundaußen - strukturieren:. Die„weltumspannende
Bewegung desKapitals begründet eineDynamik der Entwicklung nationaler
Formationen, die durch sowohl zeitliche wie räumliche Ungleichmäßigkei-
ten geprägt sein muß. Das kapitalistische Weltsystem stellt sich somit als ein
Komplex sich unterscheidender, miteinander verbundener und gleichzeitig
durch ständige DifTerenzierungs- und Anpassungsprozesse gekennzeichne
ter nationaler Kapiulismen dar" (Hirsch,1989, S. 92).

Die Spezifikdieses Wandels, die auch für die künftige Entwicklung be
stimmend werden dürfte, besteht- wenn überdenengen Zusammenhangvon
Produktivkraftrevolution und Kapitalverwertung hinausgegangen wird - in
einer neuen Gewichtung desVerhältnisses vonGlobalstrategien der interna
tionalen Konzerne und des Ausbaus ihrer Dominanzposition in der „Home
Base"der Uriade sowiein der Restrukturierung der Ziele und Funktionen der
nationalstaatlichen Politik, die diese Globalstrategien flankiert und unter
stützt. Die Stärkungder Konkurrenzposition japanisdier und westeuropäi
scher Konzerneaufdem Weltmarkt entwickeltsichso in einer komplementä
ren Beziehung zum Ausbau ihrer Positionenauf dem nationalen bzw. regio
nalen „Heimatmarkt", wobei gleichzeitig - über Fusionen und Obernahmen
- eine Anpassung an die Anforderungen der internationalen Konkurrenz
vorgenommen wird, die nicht nur die Kostenvorteile der economies of scale
nutzen, sondern zugleichdurch Diversiflzierungihre Innovationsfähigkeit in
den Hochtechnologiesektoren verbessern will.

Besonders deutlich läßt sich diese „Doppelstrategie" derzeit im Prozeß
der schrittweisen Herstellung des Europäischen Binnenmnarktes bis Ende
1992beobachten. Obwohl in den vergangenengut 30 Jahren seit der Grün
dung der EWG (1958) sich das Gewicht des innergemeinschaftlichen Han
dels, insgesamt der ökonomischen Verflechtung und Interdependenz,unge
mein erhöht hat, so wurde doch seit den späten 70er Jahren mehr und mehr
erkannt, daß die Anpassungsstrategien der internationalen Konzerne und
der staatlichen Politik in den USA und in Japan die Westeuropäer mit der
Gefahr eines Zurückbleibens (bei Marktanteilen wie bei den Innovationska
pazitäten) konfrontierte.

im „Cecchini-Bericht", der die ökonomischen Vorzüge des Binnenmark
tes begründen soll, wird diese Ausgangserfahrung sehr deutlich benannt:
„Europäische Firmen haben im Kräftemessenmit japanischen und amerika
nischen Konkurrenten das Nachsehen.Seit Anfangder 80er Jahre schrumpft
auf dem Weltmarkt der Anteil von europäischen Gesellschaften in vielen
Bereichen kontinuierlich. Deutlich ausgebaut haben die überseeischen An
bieter ihren Vorsprung in hochtechnologischen Bereichen, wie die Elektro-
und Elektronikbranchen, Bürotechnik sowie Datenverarbeitung" (Cecchini,
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1988, S. 118). Mit der endgaitigen Beseitigung von sog. nichttarifären Hin
dernissen für die freie Bewegung von >^en, Kapital und Arbeitskräften und
mit der Liberalisierung der Finanzmärkte sollen nicht nur die Voraussetzun
gen für Kostensenkungen, Modemisierungsinvestitionen und höheres
)^chstum geschaffen werden. Vielmehr sollen mit der Herstellung desBin
nenmarktesKonzemstrukturen (durch transnationale Füsionund Koopera
tion) geschaffen werden, die den europäischen Unternehmen eine erneute
„Offensive auf dem Weltmarkt" ermö^ichen: „Wenn ein europäisches Un
ternehmen durch die Nutzung von Größenvorteilen, innerbetriebliche An
passungen und dieoptimaleAusschöpfung seiner Personal- und Forschungs
ressourcen sich eine ausreichende Wettbewerbsfähigkeit gesichert hat, sind
die idealen Voraussetzungen für die Zusammenarbeit mit außergemein
schaftlichen Partnern zur Erschließung neuer Märkte gegeben" (ebd.). Mit
anderen Worten: „die optimale Nutzung des europäischen Heimvorteils"
(ebd., S. 119), die durchdie Binnenmarktpolitik ermöglicht werden soll, ist
gleichsam die Basisstrategie, von der aus die Behauptung in der globalen
Konkurrenz abgesichert werden muß.

^e hart diese Konkurrenz inzwischen geworden ist, läßt die neueste
Entwicklungauf den Märkten der Hochtechnologien (integrierte Schaltkrei
se, Computer- undIblekommunikationssysteme) erkennen. Aufdiesem stra
tegischzentralen Feldscheint die Verspätungder Europäer sich immer mehr
zu einer substantiellen Schwäche in der internationalen Konkurrenz auszu

weiten. Der internationale \Mrtschaftsjoumalismus hat sich in der jüngsten
2^it mehr und mehr die Sprache der Kriegsberichterstattung angeeignet.
Schlachtordnungen, Aufmärsche, Oberlebenskämpfe, feindliche Übernah
men, Angriffswellen, Festungen usw. usf. werden auf dem Kampffeld Welt
markt ausgemacht - vor allem bei der Konkurrenz um Marktpositionen in
den Hochtechnologieindustrien. „Die amerikanischen und japanischen
Computerfirmen haben zu Beginn der 90er Jahre zur entscheidenden
Schlacht um die Vorherrschaft auf den Weltmärkten angesetzt. Die Schlacht
wird nicht zuletzt auf den europäischen Computermärkten ausgetragen, und
die europäischen Hersteller könnten in dieser japanisch-amerikanischen
Schlacht untergehen" (Seitz, 1990,S. 47). Nachdem die „Hiobsbotschaften"
über die negative ökonomische Entwicldung bei den europäischen Compu
terfirmen (Krise bei Philipps und Nixdorf, schwereVerluste bei Bull, Norsk
Data und Olivetti) aufgelistet sind, folgt ein geradezu dramatischer Appel:
„Wennsich die europäischen Computerhersteller und die Regierungen nicht
noch sehr schnell zu einer dramatischen und solidarischen Aktion zusam

menfinden, scheint das Ende einer unabhängigen europäischen Halbleiter
und Computerindustrie nur mehr eine Frage der Zeit" (ebd.).
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Die Politik der nationalen Regierungen in der EG folgt dieser Doppel
strategie der internationalen Konzerne bzw. dieser neuen Komplementari-
tätsbeziehung in der Gewichtung von nationalen/regionalen und internatio
nalen Markt- und Machtpositionen nicht allein darin, daß sie das Binnen
markt-Projekt unterstützen (wenngleich sich bei der Definition von wirt
schaftlicherund sozialer,aber auch von ökonomischer und politischer Inte
gration nach wie vor unterschiedliche Interessen geltend machen). Schon
seit den späten 70er Jahren wurden die Regierungen der kapitalistischen
Industriestaaten (ob sie nun konservativ,wiein den USA,in Großbritannien,
in Japan und der BRD, oder sozialistisch wie in Frankreich und Spanien
regiert wurden) durch den „Sachzwang Weltmarkt" einem Handlungsdruck
ausgesetzt, der keine Entscheidungsalternativen zwischen angebois- und ex
portorientierter Modernisierungspolitik und einer nationalen, beschäfti-
gungsorientierten Wirtschafts- und Finanzpolitik mehr zuzulassen schien. In
der BRD z. B. wurde - auch vor dem Hintergrund des Scheiterns des „fran
zösischen Experimentes" Anfang der 80er Jahre - innerhalb der SPD, vor
allem aber zwischen dem linken Flügel der Gewerkschaften und dem SPD-
Politiker Oskar Lafontaine, eine heftige Kontroverse darüber ausgetragen,
ob angesichts der Internationalisicrung der Produktion und der Finanzmärk
te die „europäische Linke" ihre Hoffnungen nicht länger auf verschiedene
Varianten eines nationalen oder transnationalen (europäischen) Keynesia-
nismus setzen darf (Scharpf, 1988), oder ob es - „mit einem konsistenten
wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Programm" - nicht doch möglich
und notwendig sei, „unter den gegebenen Bedingungen der Weltwirtschaft
und gegen die sogenannten Sachzwänge der Weltwirtschaft Vollbeschäfti
gung zu erreichen und aufrechtzuerhalten" (Kreye, 1988, S. 428).

Indem sie nun dem Druck des „Sachzwanges Weltmarkt" nachgaben,
haben die nationalen Regierungen zugleichdaraufhingewirkt, daß das tradi-
tionale Instrumentarium der keynesianischen Regulation der Konjunktur
wie der Nachfrageentwicklung zunehmend entwertet wurde. Mit anderen
Worten: der sozialstaatliche „Klassenkompromiß", der seinerseits ein ge
schichtliches Resultat sowohl der Krisenerfahrung der Zwischenkriegsperi
ode als auch der Systemkonkurrenz nach 1945 war, wurde von Seiten der
neokonservativen und -liberalen politischen Kräfte (gegenüber den traditio
nellen Parteien der Linken und den Gewerkschaften) aufgekündigt. Wieweit
der Abbau des Sozialstaates in den einzelnen Ländern tatsächlich realisiert

wurde, war - allgemein gesagt - eine Funktion sowohl des gesamtwirtschaft
lichen Produktivitätsniveaus als auch des Kräfteverhältnisses der Klassen,
und hier insbesondere der Auseinandersetzungen um die Behauptung bzw.
die Zerschlagung gewerkschaftlicher Machtpositionen in Betrieb, Branche
und Staat. Auf jeden Rill zielte die sog. „Deregulierungspolitik", wie sie in
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der USA als Leitphiiosophie des Neokonservatismus seit den 70er Jahren
konzipiert und propagiert, dann in den 80er Jahren unter Reagan praktiziert
wurde, sowohl auf eine Reorganisation der Kapitalstrukturen im Blick auf
die Weltmarktkonkurrenz (z. B. im IVansportsektor und im Luftverkehr) als
auch auf eine fundamentale Schwächung, wenn nicht gar (wie in den USA)
Ausschaltung gewerkschaftlicher Gegenmachtpotentiale auf dem heimi
schen Binnenmarkt (Plehwe, 1989).

DieÖffnung zum Weltmarkt oderauch dieHerstellung optimaler Bedin
gungen für das international operierende Kapital kann daher als die Maxime
eines Regierungshandelns bezeichnet werden, das die Modernisierung der
Nationalökonomie nicht mehr - wie noch in den SOer und 60er Jahren - als

Parallelpolitik von nationalem Keysianismus und Weltmarktliberalisierung,
die durch die US-Hegemonie und den Dollar als Weltgeld reguliert und
stabilisiert wird, verfolgt. Dabei treibt diese Politik selbst noch - mit dem
bewußten Verzicht aufwesentliche Bausteinedes nationalen Keynesianismus
- jenen relativen Souveränitätsverzicht des Nationalstaates voran, der dann
schließlich als Grund für die Handlungsohnmacht gegenüber den inneren
sozialen und ökologischen Problemen (Arbeitslosigkeit, Armut, Umweltzer
störung) reklamiert wird.

Robert W. Cox hat die Desintegration des „neoliberalen historischen
Blocks", der für die Nachkriegsgeschichte bestimmend war, folgendermaßen
zusammengefaßt: „Der Gesellschaftsvertrag, der die ungeschriebene Verfas
sung des historischen Blockes des neoliberalen Staates gebildet hatte, wurde
in allen entwickelten kapitalistischen Ländern in den Jahren nach 1974-75
gebrochen. Diese Jahre waren zugleiche eine Schwelle in der Entwicklung
der Klassenkämpfe. Regierungen verbündeten sich mit dem Kapital, um
Bedingungen herzustellen, die von den Geschäftsleuten als günstig für eine
Wiederbelebung der Investitionen angesehen wurden, und sie drückten die
Gewerkschaften in eine defensive Position. Von da an hörte der Iripartismus
auf, die bestimmende Methode für die Regulierung der gesellschaftlichen
Beziehungen der Produktion zu sein. Es bildete sich eine neue Struktur der
Produktionsbeziehungen heraus, die dazu tendierte, die Arbeiterklasse in
eine relativ gesicherte und geschützte Minderheit (einbezogen in korporati-
stische Regelungen auf der Unternehmensebene) und in eine fragmentierte
und relativ ungeschützte Mehrheit von (nonestablished) Arbeitern zu pola
risieren" (Cox, 1987,S. 281).

Welches sind nun die wichtigsten Politikfelder, auf denendieseÖffnung
zum Weltmarkt in den 80er Jahren am konsequentesten durchgesetzt wurde?
Einmal handelt es sich um den gesamten Komplex von politischen Entschei
dungen, die über Deregulierung und Privatisierung (von vormals staatlichen
Unternehmungen) neue Anlagesphären und Märkte für die internationalen
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Konzerne geschaffen haben. Zum anderen haben Maßnahmen zur Liberali
sierung des Finanzsektors und der internationalen Kapitaltransaktionen we
sentlich dazu beigetragen, die Verselbständigung der internationalen Finanz
märkte seit den 70er Jahren durch den Abbau nationaler Restriktionen zu

unterstatzten und dabei zugleich der wachsenden Bedeutung der internatio
nalen Dienstleistungsinvestitionen Rechnung zu tragen (UNCTC, 1988, S.
239 ff.).

Alexander Schubert hat in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam
gemacht, daß diese Entwicklung ihrerseits maßgeblich von dem „räuberi
schen Hegemon" USA und der veränderten Funktion des Dollars nach dem
Zusammenbruch von Bretton Woods beeinflußt wurde: „Die monetäre Welt
marktentwicklung der letzten 10 Jahre (1975-1985) zeigt... eindeutig, daß
die USA nicht bereit sind, zum Zwecke einer gleichmäßigen Wirtschaftsent
wicklung der in ihr 'Sicherheitssystem' integrierten Staaten auf die Ausbeu
tung der Wirtschaftsressourcen dieser Nationen zu verzichten. Dies ver
schärft einerseits Krisentendenzen der Weltwirtschaft. Andererseits kommt

darin ein fast rücksichtloser Wille zur Machterhaltung zum Ausdruck, der
den Willen zur militärischen Intervention in allen Ibilen dieser Welt mit

einschließt. Von einer derartigen Entwicklung ist deshalb nur eine verschärf
te Polarisierung der internationalen wirtschaftlichen und politischen Bezie
hungen zu erwarten" (Schubert, 1985, S. 113).

Gleichwohl läßt sich aus dieser Restrukturierung der staatlichen Inter
ventionsinstrumentarien keineswegs die Schlußfolgerung ableiten, daß mit
dem neuen Schub der ökonomischen Internationalisierung seit den 70er
Jahren der Souveräntitäsverlust der Nationalstaaten inzwischen so weit fort

geschritten sei, daß „der Nationalstaat herkömmlicher Prägung... langfristig
keine Zukunft mehr (hat)" (Späth, 1992).Schon in den frühen 70er Jahren,
als Ökonomen und Politikwissenschaftler die Debatte über die neue Rolle
der „Multis" in der Weltwirtschaft eröffneten, wurde heftig über die Frage
gestritten, ob nunmehr - wie es u. a. Charles Levinson formulierte - die
Epoche der Nationalstaaten endgültig ihrem Ende entgegengehe: „Die heute
erkennbaren IVends lassen erwarten, daß sich die Entwicklung zu weltum
spannenden Unternehmensstrukturen hin beschleunigen wird. Und ebenso
deutlich ist, daß der Nationalstaat herkömmlicher Prägung und mit ihm alle
anderen territorial gebundenen Organisationen und Institutionen kläglich
zurückbleiben werden. Gegenüber der geographischen, ökonomischen und
politischen Mobilität des multinationalen Konzems wird der nationale Staat
mehr und mehr wie ein schwerfälliger und weitgehend aktionsunfähiger
Dinosaurier wirken" (Levinson, 1972, S. 140). Andere Autoren, die die poli
tische Macht der Nationalstaaten (vor allem der Supermächte) im interna
tionalen System als eine wesentliche und nach wie vor stabile Bedingung für
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die Expansion der „Multis" anerkannten, prognostizierten ebenfalls eine
Ibndenzzur Schwächung der Nationalstaaten: „diemultinationalen Konzer
ne erfordern multinationaleStaaten" (Hymer/Rowthom, 1970, S.89).

Die Verfechter solcher Prognosen könnten sich also heute durch die
ungebrochene Expansion der Multis, vor allem aber durch die Krise des
keynesianischen Interventionsstaates bestätigtsehen. Demsteht freilich der
Sachverhalt entgegen, daß sichseit den Krisen der 70erJahre eineRenatio-
nalisierung der internationalen ökonomischen und politischenBeziehungen,
mithin eine Aulwertung des Nationalstaatesvollzogen hat. Die Ibndenzen
zum Regionalismus, Merkantilismus undsektoralen Protektionismus, die im
vorangehenden Abschnitt nachgewiesen wurden, reflektieren ja gerade die
Aufwertung der nationalen Politik für die Veränderung der Konkurrenzver
hältnisse auf dem Weltmarkt. Insofern bedeutet die Krise des nationalen
Keynesianismus keineswegs einenallgemeinen Souveränitätsverlust des Na
tionalstaates; denn in dem Maße, wie an seine Stelle die angebots- und
exportorientierte Modernisierungspolitik der Regierungen getreten ist, hat
diesezugleich einenotwendige Vermittlungsfunktion zwischen denAnforde
rungen der Weltmarktkonkurrenz undden Profit- undAkkumulationsinter
essenderjenigen nationalen Kapital- und Finanzgruppen übernommen, die
auf dem nationalen/regionalen wieauf dem Weltmarkt operieren. Dazu ist -
wie schon an anderer Stelle betont wurde - der nationale Staat nach wie vor
die unverzichtbare Institution, um auf dem Gebiet der Sicherheits- und
Militärpolitik,der Sozialpolitikund der Regelung der Arbeitsbeziehungen,
der Infrastruktur (Bildung, Verkehr, Kommunikation usw.) zugleich Bedin
gungen für dieinternationale Konkurrenzfähigkeit und Machtposition eines
Landes, aber auch für die innere soziale und politische Stabilität, damit für
die Legitimation von Herrschaft zu reproduzieren.

Insofernist geradein den Strukturwandlungen des internationalen, kapi
talistischen Systems seit den 70erJahren deutlichgeworden, daß die Dialek
tik von Ökonomie und Politik, von Nationalem und Internationalem nicht im
Sinne einer Substitutionsbeziehung gefaßt werden kann. Mit anderen Wor
ten: alle Vorstellungen von der zunehmenden Ibndenz einer Hansnationali-
sierung derÖkonomie, diesich von derNationalökonomie ablöst, sowie von
einer daraus erwachsendenSupranationalisierung der Politik, die die Natio
nalstaaten geschichtlich „überholt", haben sich als falscherwiesen. ThMz der
zunehmenden Verflechtung - und den damit verbundenen Interdepedenzver-
hältnissen - sind die Nationalstaaten die „Hauptakteure in den internationa
len Machtbeziehungen" geblieben (Petras/Morley, 1989).Und gerade in der
krisenhaften Anpassung an den Verfall jener Hegemonialordnung, die im
Zeichen der US-Vorherrschaft und des Dollar-Regimes nach dem zweiten
Weltkrieg errichtet wurde, haben die Nationalstaaten ein größeres Gewicht
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gewonnen. Dabei ist zudem deutlich geworden, daß die ungleiche ökonomi
sche und politische Macht dieser Staaten - und die Veränderungen, die in
diesemSystem ungleicher nationaler Machtpotentialestattfinden - zugleich
die Rahmenbedingungen fUr die Machtbeziehungen zwischenden National
staaten im internationalen System definieren. Die amerikanischen Ökono
men Mac Ewan und Ikbb bitisieren daher jene interdependenztheoreti-
schen Ansätze, die aus der Ihtsache fortschreitender ökonomischer Intema-
tionalisierung auf eine gleichsam automatische Entwertung nationalstaatli
cher Macht schließen: „...eine extrem globalistische Interpretation dieser
Prozesse (kann) nur durch eine scharfe Ibennung zwischen Ökonomie und
Politik aufrechterhalten werden - und diese Ibennung stimmt nicht mit der
Realität überein. Das ökonomische Leben ist notwendig in hohem Maße
politisch vermittelt, weil die ökonomischen Beziehungen in der kapitalisti
schen Gesellschaft (wie in jeder Klassengesellschaft) Konflikte beinhalten.
Der Staat muß kontinuierlich intervenieren, und - obwohl es internationale
Institutionen wie z. B.den IWF gibt - deshalb gibt es auch keine Ibndenz zu
einem supranationalen Staat" (Mac Ewan/Thbb, 1989,S. 25/26).

Welche Bedeutung diese Vermittlungfunktion des Staates für die Prozes
se der weltwirtschaftlichen Entwicklung innehat, läßt sich gerade am Beispiel
der Konkurrenzkämpfe auf dem großen, US-amerikanischen Binnenmarkt in
den 80er Jahren illustrieren. Die Offensive des ostasiatischen wie des west

europäischen Kapitals in diesem Raum ist kein rein ökonomischer bzw.
ausschließlich durch Marktprozesse regulierter Vorgang. Zunächst einmal
vollzieht er sich im gesetzlichen Rahmen des „TVade and Täriff Act" von 1984,
der die außenwirtschaftlichen Beziehungen der USA regulieren soll: „Das
wesentliche Ziel dieses Gesetzes ist es, Schranken beim Handel mit ^ren
und Dienstleistungen - aber auch künstliche und handelsverzerrende
Schranken für die ausländischen Direktinvestitionen - zu reduzieren oder

auszuschalten; gleichzeitig sollen zu diesem Zwecke international vereinbar
te Regeln, die Verfahren für die Lösung von Konflikten enthalten, entwickelt
werden. Das Gesetz sieht eine Reihe von Berichten und Untersuchungen
durch die Regierung der USA vor, um die Barrieren für den Handel und die
Investitionen der USA zu erfassen. Es ermächtigt den Präsidenten, Maßnah
men zu ergreifen, um die Rechte der USA bei Handelsabkommen zu stärken
und auf eine Beseitigung von 'ungerechtfertigten, unvernünftigen und diskri
minierenden' Politiken oder Maßnahmen anderer Regierungen hinzuwirken,
die den Handel der USA belasten. Das Gesetz benennt die Ziele der USA für

internationale Verhandlungen, die den Handel bei Dienstleistungen, auslän
dischen Direktinvestitionen und Hochtechnologie-Produkten betreffen, und
zählt die verschiedenen Maßnahmen auf, die die USA ergreifen können, um
diese Ziele zu fördern" (UNCTC, 1988,S. 242).
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'Ehrend so durch die Außenwirtschaftspolitik der USAder allgemeine,
politische Rahmen für dieMarktprozesse gesetzt wird, hataufderanderen
Seite die Politik der Reagan-Adminstration mit ihrer Schwerpunktsetzung
im Bereich der Hochrüstungsprojekte (bis zu SDI), also die Politik des
„schmutzigen Keynesianismus", diedas Zinsniveau und die Staatsverschul
dung indieHöhe trieb und aufdiese Weise dieSchwankungen des Dollarkur
ses manipulierte, wesentlich a) zum Fluß von westeuropäischem und japani
schem Kapital indieUSA, und b)- über dieVernachlässigung einerModer-
nisierung weiter Tfeile der US-amerikanischen Industrie - zur Öffnung des
Marktes für Wörenimporte undDirektinvestitionen beigetragen. Zudem re
flektiert sich in den Positionsgewinnen ausländischer Konzerne auf dem
US-Markt auch die politisch-staatliche Vermittlung, die inJapanund inden
EG-Staaten für die Exportstrategien der heimischen Kapitale wirksam wer
den - so z. B. die Bedeutung der Forschungs- und Industriepolitik, die in
Japan aufdiebeständige Verbesserung derKonkurrenzfähigkeit japanischer
KonzerneaufdemWeltmarkt zugeschnitten ist,oder die Funktiondes Euro
päischen >\Shrungssystems (EWS), das das westeuropäische Kapital für ei
nen erheblichen Tfeil seiner Geschäfte vor den Schankungen des Dollar-Kur
ses schützen soll, aber gleichzeitig eine währungspolitische Hegemonie der
DM und damit der deutschen Bundesbank/Bundesregierung etabliert hat.

In der Haushaltskrise der amerikanischen Zentralregierung im Oktober
1990wurdediesesDilemma, zugleich aber auchdie politischeundwirtschaft
licheVernetzung der US-amerikanischen Verschuldungspoliiik aufgeradezu
dramatische Weise zu einem öffentlichen Konflikt: „Der Ernst der Lage war
allen klar. Die Verschuldung der Bundeskasse hatte die 3-Billionen-Dollar-
Grenze überschritten. Der Punkt war erreicht, an dem die Zinslasten die
jährliche Neuverschuldung überschritten. Innerhalb von zehn Jahren stieg
die Pro-Kopf-Verschuldung von knapp 4000 auf 12 400 Dollar. Die Dek-
kungslücke im Budget war nur durch Flremdkapital auszugleichen, das vor
allemausJapan undEuropakam. DieAnlegerwaren aber nurdurch attrak
tive Zinsen anzulocken, sehr zum Verdruß der amerikanischen Wirtschafts
partner. Die hohen US-Zinsenerzwangen international ein ähnlichesNiveau
und belasteten weltweit das wirtschaftliche Wachstum" (Ebbing, 1990, S.25).

Es kann mithin nicht davon ausgegangen werden, daß sich mit den welt
wirtschaftlichen Veränderungen der letztenJahre eine - qualitativ neuartige
- Abkoppelung der Weltwmrtrprozesse vonder politischen Regulations- und
Interventionsfunktion der Nationalstaates - d. h. hier zunächst der entwik-
kelten kapitalistischen Industriestaaten - vollzogen habe und daß deshalb
der Zerfall deru/ten Regulationsformen(US-Hegemonie)mit dem allgemei
nen Souveränitätsverlust der Nationalstaaten identifiziert werden muß. Viel
mehrbesteht die Spezifik des Wandels darin,daß mitder Auflösung desalten
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Hegemonialmodells die marktvermittelten Konkurrenzkämpfe um die Be
hauptung bzw. um den Ausbau von Markt-Macht-Positionen in der IViade
erheblich an Bedeutung gewonnen haben und daß der Bedeutungszuwachs
nationalstaatlicher Regulierung in dieser Periode eben auch einen Reflexauf
diese neuen „Schlachtordnungen" auf dem Weltmarkt bildet. Von dieser
politischen Struktur aus bestimmt sich dann letztlich auch die Perspektive
einer „neuen Weltordnung", deren Ausgestaltung 1. Aufgrund der weltwirt
schaftlichen „Anarchie" der letzten Jahre, 2. Aufgrund des zunehmenden
Problemlösungsbedarfs für die sog. „globalen" Probleme (Bevölkerungs
wachstum, Armut in der IIL Welt, Umwelt- und Naturzerstörung) sowie
schließlich 3. Auch - und vor allem - aufgrund des Zusammenbruchs des
„realsozialistischen" Staatensystems und des Endes der Systemkonkurrenz
immer wichtiger wird, um schließlich geschichtlichdie Frage beantworten zu
können, welche neuen Ordnungen (mit neuen Stabilitätsbedingungen) aus
dem Verfall der alten Ordnungen im Ergebnis von ökonomischen, sozialen
und politischen Auseinandersetzungen hervorgehen.

Der prominente CDU-Politiker Lothar Späth hat jüngst in einem klugen
Buchüber den „IVaum vonEuropa" die Notwendigkeit eines beschleunigten
Ausbausder EG zur politischen Union, also die Perspektive zur Ttanszendie-
rung des Nationalstaates mit der Einsicht begründet, daß die klassischen
Nationalstaaten angesichts der globalen und regionalen Interdependenzge-
flechte immer weniger ihre Ordnungsfunktionen aus eigener Kraft erfüllen
können: „Kein Staat kann die Sicherheit seiner Bürger vor einem atomaren
Angriff garantieren. Kein Staat vermag die großen ökologischen Probleme
allein zu meistern, die eine Bedrohung für die Lebensqualität seiner Bevöl
kerung darstellen. Kein Staat ist in der Lage, auf sich gestellt die wissen
schaftlichen und technischen Grundlagen zu schaffen, die für die Zukunfts
sicherung seiner Volkswirtschaft unentbehrlich sind. Im außenwirtschaftli
chen Bereich ist der rasante Kompetenzverlust besonders augenfällig: Ex
portstärke bedeutet zugleich auch Abhängigkeit von weltwirtschaftlichen
Entwicklungen; geld- und währungspolitische Entscheidungen werden im
mer mehr zum Reflex internationaler Kapitalbewegungen; die Steuerpolitik
muß sich den in den führenden Wirtschaftsnationen vorherrschenden Tkends

anpassen, der Spielraum für isolierte Maßnahmen wird immer geringer"
(Späth, 1989,S. 253).

Der hier vorgenommenen Beschreibung von Problemen, von dem Pro
blemdruck auf dem Felde der internationalen Politik kann kaum widerspro
chen werden. Gleichwohl drängt dieser Problemdruck keineswegs natur
wüchsig in die Richtung einer Itanszendierung der Nationalstaaten zu neuen
Formen und Institutionen der Supranationalität. Die Bearbeitung dieser
Probleme wird zu einer Angelegenheit internationaler Politik, bei der die
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Nationalstaaten die maßgebenden Subjekteund Institutionenbleiben- als
Institutionen der Vermittlung zwischen den Anforderungendes Weltmarktes
und der Weltpolitik und den Problemen der nationalen Politik und Ökono
mie. Esgehtalso um zwischenstaatliche bzw. intergouvemementale Verein
barungen, bei denenwiederum die ungleichen Machtpotentiale der Staaten
und die daraus entstehenden Interessendivergenzen in die kooperative Rege
lungvonKonflikten bzw. dieBearbeitungvoneinzelnen Problemen einflies-
sen.

Da jedoch LotharSpäthexplizit für denAusbau der EG zu einer politi
schen Union plädiert, in der die nationalen Staaten notwendig zentrale
Bestandteile ihrer Souveränität (von der Militärpolitik, über die Steuer-
Haushalts- und >\^hrungspolitik bis zur Sozialpolitik) an eine europäische
Bundesregierung abgeben müssen, wäre zu fragen, ob innerhalb der THade
(Nordamerika, Japan in Ostasien und Westeuropa) die EG-Entwicklung
einen Sonderweg repräsentiert, der sich gerade durch die Entwertung der
Nationalstaatlichkeit auszeichnet. Diese Frage wird seit den frühen 70er
Jahren in der integrationstheoretischen Diskussion außerordentlichkontro
vers behandelt (vgl. u. a. Häckel, 1973, S. 23 ff.; Deppe, 1986, S. 44 ff.; Axt
1978). Auf jeden Rill signalisiertdas Plädoyer von Späth für einen „verfas
sungspolitischen 'Urknall'" in Europa (Späth,1989, S.367) schondenWider
spruch, daß in der 30-jährigen Geschichteder westeuropäischen Integration
trotz der beständigzunehmendenökonomischen Verflechtung die politische
Vergemeinschaftung im Sinne des Fortschreitenszur IMrtschafts- und >^h-
rungsunion, dann zurPolitischen Union immerwieder- aufgrunddesWider
standes der Nationalstaaten - blockiert worden ist.

Die Inkraftsetzungder Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) imJahre
1987, mit der vor allem das Projekt zur Verwirklichung des einheitlichen
Binnenmarktes bis zum 1.1.1993, aber auch die politische Kooperation der
Mitgliedstaaten auf Politikfeldern, die im EWG-Vertrag nicht enthalten wa
ren, vereinbart wurde, war daher auch eine tendenzielle Enttäuschung für
diejenigen Europäer, die sich fürpolitischeEntscheidungen zugunsteneiner
politischen Union engagieren und immer wieder ihren Zweifel an der Vor
stellung von jener„Sachlogik" des Obergreifens von derwirtschaftlichen in
die politische Integration geäußert haben.Welche Eigendynamik diese Pro
zesse inzwischen gewonnen haben und welche Rückwirkungen vom Zusam
menbruch der „realsozialistischen" Systeme in Ost- und Mitteleuropa aufdie
politischen Dimensionen, damit auch auf die die hegemonialen Strukturen
der europäischen Einigung ausgehen, wird an anderer Stelle diskutiert).
Dennoch legt die bisherige Entwicklung der westeuropäischen Integration
die Schlußfolgerung nahe, daß die „Lücke" zwischen nationalstaatlicher Au
tonomie und transnationalem Handlungsbedarf noch längst nicht geschlos-
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sen ist, und daß auch die Dynamisierang der EG-Prozesse in der zweiten
Hälfte der 80erJahre nicht der Substitutionslogik (Übertragung nationaler
Souveränität auf supranationale Institutionen), sondern eher der Logik ei
ner Komplementaritätsbeziehung folgt, bei der die wichtiger gewordenen na
tionalstaatlichen Regulierungsfunktionen durch gemeinschaftliche „Regi
me" in denjenigen Politikfeldem ergänzt werden, in denen entweder der
Problemdruck dringend grenzüberschreitende Bearbeitungsformen erfor
dert (Beispiel; Umweltpolitik)oder aufgrund der ungleichenökonomischen
und technologischen EntwicMung der Staaten in der Gemeinschaft - bei
fortschreitender Marktöffnung - kompensatorische Kompromisse geschlos
sen werden müssen (z. B. aufdem Felde der Forschungs- und Ibchnologiepo-
litik).

Daß in der politischen und politikwissenschaftlichen Diskussion über die
europäische Integration das Thema der Supranationalität keine bemerkens
werte Renaissance erfahren hat, mag zudem die These von der Komplemen-
taritätslogik unterstützen. Der „Dominanzwechsel in den Paradigmen der
Politikwissenschaft", der sich seit den 70er Jahren vollzogenhat, reflektiert
vielmehr a) die Erosion der alten hegemonialen Ordnungen innerhalb des
kapitalistischen Weltsystems, b) die relative Verselbständigung marktwirt
schaftlicher Prozessegegenüberden bestehenden politischen Regulationsin
strumentarien und c) den wachsenden Problemdruck, der aus den „globalen
Risikolagen" resultiert. Dabei „gehen die neueren Ansätze alle von der
Existenz unterschiedlicher Interessen der gesellschaftlichen Gruppen und
Nationen aus". Die Leitfrage für die Analyse der internationalen Beziehun
gen lautet nunmehr: „Wie ist eine politische Ordnung, wie ist Kooperation
überhaupt möglich, wenn doch jeder Akteur sich nur von den eigenen Inter
essen leiten läßt?" Das Konzept der „internationalen Regime" versucht,
diese Frage zu beantworten. Regime sind „ institutionelle wie normative
Arrangements zur Kooperation und Handlungskonzertierung in Situatio
nen, in denen eine zentrale Sanktionsinstanz fehlt und somit Macht als
Erklärungsfaktor von politischer Ordnung eine untergeordnete Rolle spielt"
(Schneider/Werle, 1989, S. 413).

Der Regimeansatz reflektiert mithin die Notwendigkeit einer politischen
Bearbeitung von Interdependenzproblemen in einer geschichtlichen Periode
des Hegemonieverfalls bzw. -wandels. Das „Bedürfnis nach internationaler
Steuerung", die wenigstens in Ibilbereichen der Weltwirtschaft und -politik,
Sicherheit und Stabilität zu gewährleisten vermag, wächst Die Staaten müs
sen heute - so Joseph S. Nye in seiner Polemik gegen die These vom Nieder
gang der Großmacht USA - „mit noch nie dagewesenen Problemen der
Interdependenz zurechtkommen..., die keine Großmacht im Alleingang lö
sen kann. Viele dieser neuen Themen in der internationalen Politik - Öko-
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logie, Drogen, AIDS, Tbrrorismus - zeigen eine Verlagerung der Macht weg
von den Staaten hin zu privatenAkteuren,und machen es erforderlich, daß
Staatensichorganisieren, umgemeinsame Antworten zufinden" (Nye, 1990,
S. 426). Indemjedoch Nye die „Großmacht" USAsowiedie anderen Natio
nalstaaten als die wichtigsten und unverzichtbaren Akteure für das Zustan
dekommen solcher Regimeanerkennt, konzediert er implizit eine Schwäche
dieses Ansatzes, der einerseits die „Machtfrage ... nicht präzise genug ge
stellt" hat (Strange,1988, S.21/22), andererseitsder theoretischenReflexion
jener Hiebkräfte ausgewichen ist, die den krisenhaften Wandel der weltwirt
schaftlichen und -politischen Strukturen seit den 70er Jahren vorantreiben
(vgl. Kohler-Koch, 1989, S. 49 f.).
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3. Lenin Revisited - zur aktuellen Bedeutung der
Imperialismustheorien

Das Ende der Systemkonkurrenz in der Folge des Zusammenbruchs der
„real-sozialistischen" Systeme bedeutetden Abschluß einer geschichtlichen
Epoche, die mit dem Sieg der russischen Oktoberrevolution im Jahre 1917
begann und deren systemische, globale Strukturen nach derNiederlage der
faschistischen Achsenmächte Deutschland und Japan im Jahre 1945 ausge
bildet wrurden. Der Systemgegensatz bzw. der Ost-West-Konflikt war eine
eigenständige historische (weltpolitische) Formation, deren SpeziHk nicht
alleinaus der Struktur zweier antagonistischer Entwicklungslogiken (Kapi
talismus/Sozialismus), sondern vor allem ausden komplexen Verhältnissen
der Wechselwirkung zwischen denbeiden Systemen resultierte. Solche Wir
kungen beschränkten sich keineswegs ausschließlich aufdas Gebiet der Si-
cherheits- und Rüstungspolitik (und die damit verbundenen Bündnis- und
Hegemoniefragen). Sie erstreckten sich zugleich aufwesentliche Dimensio
nen der Innen-und Außenpolitik der kapitalistischen Industriestaaten.
• Eric Hobsbawm hat geradean diese Beziehung, die fürdie Herausbildung
der „fordistischen Formation" konstituivwar, erinnert: „Alles,wasdie west
lichen Demokratien für die Massen lebenswert machte - soziale Sicherheit,
der Wohlfahrtsstaat, hohe und steigende Einkommen für die Lohnabhängi
gen und - in der Folge - dieVerminderung dersozialen Ungleichheit sowie
der Ungleichheit der Lebenschancen - all daswarErgebnis der Angst (der
Reichen und der Kapitalisten). Angst vordenArmen und vordem größten
undambestenorganisierten BlockvonBürgern inden Industriestaaten, den
Arbeitern; Angst voreinerAlternative, die tatsächlich bestand unddie sich
ausdehnen könnte, vor allem in der Form des sowjetischen Kommunismus.
Angst vorderdem Systemeigenen Instabilität. Dies beunruhigtedasBewußt
seinderwestlichen Kapitalisten in den 30erJahren.Unddie Fürchtvordem
sozialistischen Lager,dassichnach1945 sodramatisch ausweitete unddurch
eine der beidenSupermächte repräsentiertwurde, beschäftigte sie nachdem
Kriege sogar noch mehr. Was immer Stalin den Russen angetan hat, er war
gut für die einfachenMenschen im Westen. Es ist daher kein Zufall gewesen,
daß die Keynes-Roosevelt-Variante zur Rettung des Kapitalismus sich auf
Wohlfahrt und soziale Sicherheit, auf steigende Einkommen für die Armen
und auf... Vollbeschäftigung, die für die Arbeiter besonders wichtig war,
konzentrierte" (Hobsbawm, 199Ga, S. 21).
• Die gesamte Struktur der politischen, militärischen und ökonomischen
Bündnisbeziehungen zwischen den entwickelten kapitalistischen Industrie-
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Staatenwurdedurchden Systemgegensatz geprägt.Dabeiwares nichtnur die
„bipolare" Ordnung (alsodie durchMacht und Legitimation gestützte Füh
rungsstruktur), sondern zugleich die Notwendigkeit zur Bewältigung von
Konflikten und Interessendivergenzen zwischen diesenStaaten aufdem We
geder Kompromißbildung (undebennichtderdirekten politischen Gewalt),
die in der Konfrontation der Systeme für eine lange Zeit, für eine in der
bisherigen Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft bzw. des „kapitalisti
schen Weltsystems" außergewöhnliche Stabilität sorgte.

Sokönnte nun inderIht vermutet werden, daß mit dem Übergang ineine
neue Ära jenseits derSystemkonkurrenz alte Probleme der Innen- und Au
ßenpolitik entwickelter kapitalistischer Staaten wieder anBedeutung gewin
nen (vgl. Halliday, 1990, S.21).MitderEtablierungder Großmacht Deutsch
land in Mitteleuropa, mit dem Zerfallder Sowjetunion als Staatenbund (z
B. über die Souveränität der baltischen Staaten), bei chronischem Wirt
Schaftskrisen und zunehmender Massenarmut in Polen und anderen Südost'
europäischen, ehemals sozialistischen Staaten, die zudem durch Grenz- und
Nationalitätenkonfliktepolitischaufgeladen werden,häufen sich Hinweise,
daß vermittels solcher Konstellationen gleichsam ein Rückfall Mittelosteu
ropas in die geopolitischen Konfliktstrukturen der Zwischenkriegsperiode
erfolge. Solche Befürchtungen (z. B. Glotz, 1990) deuten schon dieRichtung
von Widerspruchskomplexen jenseits der Systemkonkurrenz an, in denen
zugleich die Problematik von Hegemonialordnungen - hier auf europäi
schemBoden- neu ausgefochten werdenkönnte. Daher liegt es nahe, einen
kurzen Blick auf die Imperialismus-Debatten in der europäischen Arbeiter
bewegung umdasJahr 1914 herum zuwerfen, umdabei ggf. auchdie Frage
zu überprüfen, welche Strukturmerkmale des heutigen Imperialismus das
Denken in historischen Analogieschlüssen als höchstfragwürdig erscheinen
lassen.

3.1. Ausgangspunkt: die „klassischen" Imperialismustheorien.

Die Imperialismus-Debatten seit der Jahrhundertwende beziehen sich auf
eine neue Entwicklungsetappe des internationalenKapitalismus, die - nach
der „langen Depression" der 70er und 80er Jahre des 19. Jahrhunderts -
durch ein relativ beständiges und hohes Wachstumstempo, das Vordringen
neuer Industrien und der damit verbundenen Produktivkraftsprünge (Che
mie- und Elektroindustrie), durch einen kräftigen Schubder Konzentration
und Zentralisation des Kapitals, diewachsende Bedeutungdes Kredits(Ban
ken) unddes Außenhandels, des Kapitalexports sowie der Erschließung und
Aneignung von Kolonien fürdie „Metropolen" des Kapitals in Europacha-
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rakterisiert war. In der gleichen 2^it vollzog sich - oftmals übersehen - der
Aufistleg der USA zur mächtigsten Industriemacht, der sich einerseits über
die Nutzung des riesigen Binnenmarktes der USA, andererseits durch die
nlcht-kolonlallstlscheErschließungvon Kapitalanlagesphären,überwiegend
In Mittel- und Südamerika vollzog.

Daß gerade In der auf den Marxismus bezogenen, sozialistischen Arbei
terbewegungder II. Internationale das Buch des liberalen Engländers John
A. Hobson aufmerksam studiert wurde (vgl. Lenin, 1964, S. 767), hatte vor
allem darin seinen Grund, daß zum einen die Veränderungen In den wirt
schaftlichen Strukturen des Kapitalismus (Akkumulation, Zentrallsation,
Rolle des Kredits und des Staates, Intematlonallslerung) vor dem Hinter
grund der Marx'schen Kritik der politischen Ökonomie zu Interpretleren
waren (Formveränderung oder Strukturveränderung des Kapitalismus; die
Problematik des Monopols und damit des „Monopolkapitalismus"als eines
neuen Stadiums In der historischen Entwicklung des Kapitalismus). Zum
anderen vollzog sich mit dem Übergang zum Imperialismus ein Wandel in
den Bedingungenund Inhalten des Klassenkampfes. Kurz gesagt: der Inter
nationalismus, der seit der Gründung der I. Internationale (1864) als beson
deres Merkmal der revolutionären Arbeiterbewegung galt, wurde auf eine
neue Basis gestellt. Spätestens In der tiefen Krise vom August 1914, In der
mit dem Beginn des Ersten Weltkrieges zugleich die Krise und die darin
angelegte Spaltung der II. Internationale offenkundigwurde, konnte dieser
Wandel als eine tiefgreifende Zäsur von welthistorischer Bedeutung wahrge
nommen werden.

Rosa Luxemburg, die selbst mit Ihrer Schrift „Die Akkumulation des
Kapitals" (1913) - nach Rudolf Hilferdings „Das Finanzkapital" (1910) -
einen wichtigen Beitrag zur theoretischen Bearbeitung der ökonomischen
und politischen Zeltenwende geleistet hatte, faßte in der ,Junlus-Broschüre"
(1916) - jetzt vor dem Hintergrund der Erfahrung des Krieges und der Krise
des Reformismus - wesentliche Bestimmungen des Imperialismus zusam
men: „Die Imperialistische Politik Istnicht das Werk irgendeines oder einiger
Staaten, sie Ist das Produkt eines bestimmten Reifegrades In der Weltent
wicklung des Kapitals, eine von Hause aus internationale Erscheinung, ein
unteilbares Ganzes, das nur In allen seinen Wechselwirkungen erkennbar Ist
und dem sich kein einzelner Staat zu entziehen vermag... Der Kapitalismus
kann sich mit der Kleinstaaterei, mit wirtschaftlicher und politischer Zer
splitterung nicht vertragen, er bedarf zu seiner Entfaltung eines möglichst
großen. Innerlich geschlossenen Gebietes und einer geistigen Kultur, ohne
die weder die Bedürfnisse der Gesellschaft auf das der kapitalistischen Wh-
renproduktion entsprechende Niveau gehoben werden, noch der Mechanis
mus der modernen bürgerlichen Klassenherrschaft funktionleren kann ...
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Seitdem hat der Imperialismus das alte bürgerlich-demokratischeProgramm
vollendszu Grabe getragen, indem er die Expansionüber nationale Grenzen
hinaus und ohne jede Rücksicht auf nationale Zusammenhänge zum Pro
gramm der Bourgeoisie alier Länder erhoben hat Die nationale Phrase
freilich ist geblieben. Ihr realer Inhalt, ihre Fünktion aber ist in ihr Gegenteil
verkehrt, sie fungiert nur noch als notdürftiger Deckmantel imperialistischer
Bestrebungen und als Kampfschrei imperialistischer Rivalitäten, als einziges
und letztes ideologisches Mittel, womit die Volksmassen für ihre Rolle als
Kanonenfutter in den imperialistischen Kriegen eingefangen werden kön
nen" (Luxemburg, 1966,S. 119/120).

Fassen wir die wichtigsten Argumentationsschritte der Imperialismus-
Analysen zusammen:
• Ausgangspunkt aller Ansätze ist zunächst die - wie es Karl Marx nannte -
dem Kapital immanente, „propagandistische" Ibndenz, „den Weltmarkt zu
schaffen" (Marx, 1953, S. 311). Obwohlder Kapitalismussich historisch mit
der Schaffungdes nationalen Ibrritorialstaates (Absolutismus) herausbildet,
so entwickelt er sich doch von Anfang an als ein System der internationalen
Arbeitsteilung, in dem ungleichentwickeltekapitalistischeund nicht-kapita
listische Regionen und Staaten in Verhältnisse des Austauschs und der Kon
kurrenz, aber auch der Abhängigkeit und Beherrschung gesetzt sind. Die
Imperialismustheoretiker sahen jedoch die Spezifikder kapitalistischen Ent
wicklung seit etwa der Jahrhundertwende darin, daß in den entwickelten
kapitalistischen Staaten eine Grenze der Akkumulation des Kapitals im
Rahmen der nationalen Märkte erreicht sei, daß - wie es Lenin formulierte
- „in den fortgeschrittenen Ländern ... ein ungeheurer 'Kapitalüberschuß'"
(Lenin, 1964, S. 815) entstanden sei, der der drohenden Entwertung nur
durch ein Ausweichen auf den Weltmarkt in der Form des Kapitalexportes
entgehen könne. Das Kapital muß, um die Verwertung, damit den Fortgang
der Akkumulation zu sichern (oder umgekehrt: um das Eintreten einer
„Überakkumulationskrise" zuverhindern), international expandieren - sei
es in der Form von Leihkapital und Direktinvestitionen (vor allem bei der
Erschließung von Rohstoffquellen und beim Eisenbahnbau) oder in der
Form der IVansformation nicht-kapitalistischer Räume in Segmente des ka
pitalistischen Weltmarktes. Diesen zuletzt genannten Aspekt hat vor allem
Rosa Luxemburg hervorgehoben: „Wenn der Kapitalismus also von nichtka
pitalistischen Formationen lebt, so lebt er, genau gesprochen, von dem Ruin
dieser Formationen, und wenn er des nichtkapitalistischen Milieus zur Ak
kumulation unbedingt bedarf, so braucht er es als Nährboden, auf dessen
Kosten, durch dessen Au&augung die Akkumulation sich vollzieht" (Luxem
burg, 1913, S. 392).
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Diese Bestimmung des imperialistischen Expansionsdranges nach außen
ging mithin davon aus, daß die Kapitalverwertung an die Schranken der
Entwicklungsfähigkeit der nationalen Märkte gelangt und daher die Fortset
zung der Akkumulation wie der Produktivkraftentwicklung nur unter der
Voraussetzungder Erschließung neuer, äußerer Märkte möglichsei. Nikolai
Bucharin hat die allgemeine Ibndenz so bestimmt: „je entwickelter ein Land
ist,destoniedriger dieProfitrate, desto größer ist die 'Oberproduktion' von
Kapital und desto geringer ist folglichauch die Nachfragenach Kapital, desto
stärker ist der Prozeß des Hinausstoßens dieses Kapitals" (Bucharin, 1969,S.
45). >\ährend Bucharin in seiner Imperialismus-Analyse an die von Karl
Marxim dritten Banddes „Kapital" behandelten „gegenwirkenden" Ibnden-
zen zum Fall der Profitrate anknüpft (vgl. Marx, MEW 25, S. 247 ff.), hat
Lenin seine Schlußfolgerungen eher aus der empirischen Analyseder Form
veränderungen der Kapitalakkumulation wie der Konkurrenz gewonnen:
„Solange der Kapitalismus Kapitalismus bleibt, wird der Kapitalüberschuß
nicht zur Hebung der Lebenshaltung der Massen in dem betreffenden Lande
verwendet - denn das würde eine Verminderung der Profite der Kapitalisten
bedeuten -, sondern zur Steigerung der Profite durch Kapitalexport ins
Ausland, in rückständige Länder ... Die Notwendigkeit der Kapitalausfuhr
wird dadurch geschaffen,daß in einigen Ländern der Kapitalismus 'überreif
geworden ist und dem Kapital (unter der Voraussetzung der Unentwickelt
heit der Landwirtschaft und der Armut der Massen) ein Spielraum für 'ren
table' Betätigung fehlt" (Lenin, 1964, S. 816).
• Der zweite, wesentliche Argumentationsschritt der Imperialismus-Debat
ten betrifft dasVerhältnis vonÖkonomie undPolitik, genauer: vonkapitali
stischem „Weltsystem" (ebd., S. 771) und Nationalstaatlichkeit. Der öcpan-
sionsdrang des Kapitals nach außen wird nicht allein durch die Ibndenz zur
Monopolisierung auf den nationalen Märkten determiniert, sondern bedarf
auch der ständigen und zunehmenden Vermittlung durch den nationalen
Staat, durch den imperialistischen Machtstaat. Die ungleiche Entwicklung
zwischen den Industriestaaten (z. B. zwischen Großbritannien als der „Werk
statt der Welt" im 19. Jahrhundert und dem Deutschen Reich, das sich seit
der Reichsgründung im Jahre 1871 in einem Prozeß der schnellen, nachho
lenden Industrialisierung befand) führt notwendig dazu, daß der Staat als
Instrument zum Schutz der Interessen des nationalen Kapitals operiert. „Seit
Ende der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts ist in allen Ländern mit
modemer Entwicklung eine Abkehr vom Freihandel zu beobachten, die sich
schnell aus der 'Erziehung' der Industrie in einen Schutz der Kartelle verwan
delt und in die moderne Politik der Hochschutzzölle ausmündet" (Bucharin,
1969, S. 81). Rudolf Hilferding hat drei Ziele benannt, die die „Politik des
Finanzkapitals" verfolgt; „erstens Herstellung eines möglichst großen Wirt-
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Schaftsgebietes, das zweitens durch Schutzzollmauern gegen die ausländische
Konkurrenz abgeschlossen und damit drittens zum Exploitationsgebiet der
nationalen monopolistischen Vereinigungen wird" (Hilferding, 1973, S.
443).

^Während die Schutzzollpolitikdie Entwicklungdes nationalen Kapitals
vor der Konkurrenz der produktiveren Kapitale aus dem Ausland schützt,
gewinnt der imperialistische Machtstaat eine zusätzliche Funktion für den
internationalen Machtkampf um die „Neuaufteilung der Welt" (Lenin), d. h.
für territoriale Eroberungen in Gestalt von Kolonien und für die politische,
auch militärische Absicherung von Einflußsphären. „So erfordern die Inter
essen des Finanzkapitals in unserer Epoche vor allem, daß das eigene Staats
gebiet ausgedehnt wird, d. h. sie diktieren eine Eroberungspolitik, einen
unmittelbaren Druck der bewaffneten Macht, 'imperialistische Eroberun
gen'" (Bucharin, 1969,S. SS).So wird - wie Hilferding betonte - das Finanz
kapital „zum Häger der Idee und Stärkung der Staatsmacht mit allen Mit
teln" (Hilferding, 1973,S. 4SI). Der Militarismus - in Form der Aufrüstungs
politik, der aggressivenAußenpolitik sowieder Ideologie des Chauvinismus
und Rassismtis - wird zum wichtigsten Instrumentarium, um die Macht des
imperialistischen Staates zu steigern. Das Kapital der Rüstungsindustrien
geht dabei eine immer engere Verbindung mit den politischen Zielen des
staatlichen Handels sowie mit den Organisationsstrukturen und den Funk
tionsbedingungen der Staatsapparate ein.

Gleichwohl folgt die Außen- und Innenpolitik des imperialistischen Staa
tes nicht ausschließlich den Maximen der äußeren Expansionsziele. Da in
nahezu allen entwickelten Industriestaaten die sozialistische Arbeiterbewe

gung seit den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts den „Durchbruch" zu
Massenorganisationen (Parteien, Gewerkschaften, Genossenschaften) voll
zogen hatte und mit der II. Internationale über eine mächtige internationale
Organisation zur Abstimmung und Koordination ihres Kampfes zu verfugen
schien, wurde der imperialistische Block (Monopolkapital und Staatsappa
rat, in dem politisch - vor allem in Deutschland - die aristokratischen
Großgrundbesitzer dominierten, dazu: die kleinbürgerliche Massenbasis die
ses Blockes) nicht nur durch die Eroberungspläne nach außen, sondern
zugleich durch die Angst vor der „roten Gefahr" im Innern zusammenge
schweißt. Dabei gerät die Leitideologie des frühen Bürgertums, der ökono
mische und politische Liberalismus, notwendig in eine tiefe Krise, die bis
weit in das 20. Jahrhundert hinein andauern sollte. Der Historiker Arthur

Rosenberg hat diesen Gesinnungswandel im Obergang vom frühen Kapita
lismus der freien Konkurrenz zum Monopolkapitalismtis und Imperialismus
aus der gewandelten Interessenlage der Bourgeoisie abgeleitet: „Der moder
ne Großkapitalist (wird) über den Wert der Freiheit und der Verfassungs-
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rechte immerskeptischer. Er verlangtjetzt einen starken Staat, der über die
Massen eine wirkliche Autorität ausübt und der jederzeit fähig ist, eine 'rote'
Rebellion niederzuwerfen. Der moderne Großkapitalist verlangt ferner, daß
der Staat ihm durch Zölle die fremde Konkurrenz fernhält und durch eine

erfolgreiche Außen- und Kolonialpolitik ihm neue Märkte erschließt... Der
neuliberale Unternehmer wollte Frieden, Abbau des Staatsapparates, Siche
rung der bürgerlichen Freiheit und das ungehinderte Spiel der freien Kon
kurrenz. Der moderne Monopolkapitalist will dagegen den starken Macht
staat, mit Autorität nach innen und außen" (Rosenberg, 1962, S. 229; vgl.
auch Hilferding, 1973, S. 457/8).
• Damit ist auch schon die dritte Dimension der Imperialismus-Debatten
angesprochen. Die Theoretiker der Arbeiterbewegung waren keine Akade
miker oder Universitätslehrer, von denen Max Weber einmal sagte: „Der
Staat als Herrschaftsorganisation bestimmter Menschengruppen erwartet
von ihnen Richtlinien für sein wirtschaftliches und politisches Verhalten und
Unterstützung seiner Maßnahmen. Und da die Forscherselbst zur herrschen
den Schicht gehören, ja zum größten Ibil Staatspfründner sind, haftet natur
gemäß ihr Interesse an einer sie privilegierenden Ordnung" (Weber,1989,S.
330). Eher schon waren sie Intellektuelle im Sinne von Pierre Bourdieu:
„Herrschende in beherrschter Stellung, die unter besonderen Konstellatio
nen gegen die Herrschenden Kampf führen, indem sie sich auf die schlecht
hin Beherrschten stützen, d. h. auf die laboratores, und sich zu deren Wort
führer machen" (Bourdieu, 1989, S. 31).

Die Theoretiker der Arbeiterbewegung wurden daher von dem Erkennt
nisinteresse geleitet, über die Analyse der wirtschaftlichen und politischen
Dimensionen des Imperialismus die Bedingungen des Klassenkampfes sowie
seiner Inhalte und Ziele genauer zu bestimmen. Karl Kautsky hatte 1909
richtig vorausgesehen, daß zumindest in Europa in eine lange Periode der
relativen Stabilität der kapitalistischen Entwicklung ihrem Ende entgegen
geht; „Sicher, daß wir in eine Periode allgemeiner Unruhe, steter Machtver
schiebungen eingetreten sind, die, wie immer ihre Formen und ihre Dauer
sein mögen, nicht eher mehr in einen Zustand länger dauernder Ruhe enden
kann, als bis das Proletariat die Kraft erlangt hat, die Kapitalistenklasse
politisch und ökonomisch zu expropriieren und damit eine neue Ära der
Weltgeschichte zu inaugurieren" (Kautsky, 1972, S. 112). Dabei gingen die
vor dem Beginn des Ersten Weltkrieges verfaßten Analysen zunächst einmal
davon aus, daß die imperialistische Politik den Druck auf die materiellen
Existenzbedingungen der Arbeiterklasse verstärkt: „Schutzzoll und Kartelle
bedeuten Verteuerung der Lebensmittel, die Unternehmerorganisationen
stärken die Widerstandskraft des Kapitals gegen den Ansturm der Gewerk
schaften; die Rüstungs- und Kolonialpolitik steigert immer rascher die Steu-
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erlast, die das Proleuriat aufzubringen hat; das notwendigeErgebnis dieser
Politik,der gewaltsame Zusammenstoß der kapitalistischen Staaten, bedeu
tet eine ungeheuere akute Steigerung des Elends" (Hilferding, 1973, S.
501/502; vgl. auch Luxemburg, 1913, S. 445).

Freilich hat insbesondere Lenin darauf hingewiesen, daß diese Ibndenz
zur Verelendungnicht unumschränkt wirkt, sondern durch „entgegenwirken
de Ursachen" modifiziertwird.Soschrieber dem Imperialismusdie Ibndenz
zu, „auch unter den Arbeitern privilegierte Kategorien auszusondern und
diesevon der großen Massedes Proletariats abzuspalten". In diesem Zusam
menhang erwähnt er Strukturveränderungen aufden Arbeitsmärkten und bei
den internationalen Migrationsprozessen - nämlich „die abnehmende Aus
wanderung aus den imperialistischen Ländern und die zunehmende Einwan
derung (Zustrom von Arbeitern und Übersiedlung) in diese Länder aus
rückständigen Ländern mit niedrigen Arbeitslöhnen" (Lenin, 1964,S. 854).

Mit der Internationalisierung der Produktion vollzieht sich - aufder Basis
der ungleichen Entwicklung der imperialistischen Länder und der von ihnen
abhängigen Regionen - eine Differenzierung und Hierarchisierung der Le
bens- und Arbeitsbedingungen der lohnabhängigen Bevölkerung - auf der
einen Seite als eine „Stufenleiter" der Lohneinkommen zwischen den Natio
nen, auf der anderen Seite als eine Segmentierung der Lebensbedingungen
zwischen den hoch qualifizierten, relativ privilegierten Arbeiterschichten
und der Massen der gering Qualifizierten auf den nationalen Arbeitsmärk
ten. Vorallem am Beispiel Englands hatte schon Friedrich Engelsvon einer
„Aristokratie in der Arbeiterklasse" gesprochen und deren Reproduktions
bedingungen auch in Abhängigkeit vom englischen „Industriemonopol" ge
sehen: solange dieses Monopol fortbesteht - so Engels noch im Jahre 1892-,
„hat die englische Arbeiterklasse bis zu einem gewissen Grade teilgenommen
an den Vorteilen dieses Monopols. Diese Vorteile wurden sehr ungleich
unter sie verteilt; die privilegierte Minderheit sackte den größten Ibil ein,
aber selbst die große Masse hatte wenigstens dann und wann vorübergehend
ihren Tfeil" (Engels, 1959,S. 647; vgl. auch Hobsbawm, 1964; Deppe 1981).
Marx und Engels haben diese innere Differenzierung der englischen Arbei
terklasse, die namentlich durch die Immigration irischer Arbeitskräfte ver
stärkt wurde, auch für die Verzögerung in der Entwicklung einer sozialisti
schen Massenpartei in England verantwortlich gemacht. Indem sich Lenin
auf diese Erfahrung bezieht und konstatiert, daß solche Ibndenzen in der
imperialistischen Epoche ein eigenständiges, internationales Gewichtgewin
nen, ahnt er zumindest die Bedeutung von Fhktoren, die auch in der Zukunft
die internationale Solidarität der nationalen Arbeiterklassen unterminieren

und zugleich soziale Bedingungen für das Wirken ständischer und nationali
stischer Ideologien in der Arbeiterklasse selbst reproduzieren.
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• Mit dem Beginndes Ersten Weltkrieges hatte sich diese Problemstellung
freilich ungemein radikalisiert und damit ist der vierte Argumentations
schritt erreicht. Whs die imperialismustheoretischen Arbeiten vor 1914pro
gnostiziert hatten, daß nämlichder Krieg notwendiges Mittel sei, „um das
Mißverhältnis zwischender Entwicklung der Produktivkräfte und der Akku
mulation des Kapitals einerseits und die Verteilung der Kolonien und der
'Einflußsphären' des Finanzkapitals andererseits zu beseitigen" (Lenin,
1964, S. 847),war nunmehr schreckliche Realität geworden.

Damit hatten sich aber auch für die sozialistische Arbeiterbewegung jene
Begriffs- undHandlungsparameter verändert, die siesichin ihrem Konstitu
tionsprozeßwährend des 19. Jahrhunderts angeeignet hatte. Der Reformis
mus hatte sich mehr und mehr auf eine strategische Perspektive der friedli
chen, schrittweisen Uransformationder kapitalistischen Wirtschaftsordnung
und der Demokratisierung des Staates wie der Gesellschaft orientiert. Die
„zivilisatorische Tfendenz" sollte sich gleichsam im Zusammenwirken von
innerkapitalistischen Anpassungsprozessen undvongesellschaftspolitischen
Reformen (als Folge des IMrkens der Sozialdemokratie und der Gewerk
schaften) durchsetzen. Die Gewalt des Krieges mußte diese Konzeption
ebenso desavouieren wie das Umschwenken einer Mehrheit in der Führung
wie an der Basisder Arbeiterbewegung auf nationalistische und militaristi
sche Positionen.

Gleichzeitig wurde aber auch - worauf insbesondere Fritz Sternberg in
seiner Imperialismus-Schrift aufmerksam gemacht hat - die am Marxismus
orientierte Arbeiterbewegung durch den Krieg gezwungen, ihre bisherige
Vorstellung über die ökonomischen und politischen Krisenprozesse zu revi
dieren: „Der Krieg als notwendige Folge des Imperialismus durchbricht das
Maixsche Entwicklungsschema an einer entscheidenden Stelle. Marx konn
ten diesen Krieg nicht kennen, da er nach der Genesis des Kapitalismus, nach
der Phaseder ursprünglichen kapitalistischen Akkumulation, den Kapitalis
mus unter der Voraussetzunganalysiert hat, daß die vorkapitalistischen Wirt
schaftsformen allerorts zerstört sind. Unter dieser Voraussetzung aber kann
es keinen Krieg aktiv-imperialistischer Staaten um die Verteilung der nicht
kapitalistischen Ibrritorien geben. Der Krieg spielt im gesamten marxisti
schen System keine entscheidende Rolle. Die sozialistische Revolution ist
lediglich die Krönung der ökonomischen Veränderung, die sich mit Notwen
digkeit aus dem Prozeß der kapitalistischen Weiterentwicklung ergibt"
(Stemberg, 1971, S. 299). Zur Position der „Revisionisten" bemerkt Stern
berg u. a. : „Sie dachten binnenwirtschaftlich, daher der immerwährende
Hinweis aufdie Abschwächung der ökonomischen Krisen, ohne zu beachten,
daß die heutige Form der Krise der Krieg ist" (ebd., S. 321/322).
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Die Imperialismustheorien stimmtenalsoweitgehend darin überein, daß
der Expansionsdrang des Kapitals auf den Weltmarkt - im globalen Milieu
der ungleichmäßigen Entwicklung der Staaten und Regionen - zunächst den
Ausbau der militärischen Gewaltpotentiale des imperialistischen Machstaa
tes (Militarismus), dann - in der Konfrontation dieser Staaten in der Arena
der Weltpolitik- die gewaltsame Auseinandersetzung um eine Neuordnung
der internationalenMachtverteilung inder Formdes Weltkrieges notwendig
werden läßt. Von dieser Grundposition aus attackierte z. B. Lenin die „Ul-
traimperialismus"-These von Karl Kautsky, der 1915 äußerstvorsichtig die
Frage gestellt hatte, ob nicht doch auch eine neue Phase des Kapitalismus
zumindest denkbar sein, in der an Stelle der gewaltsamen Konfrontation
internationale finanzkapitalistische und politischeBündnisse für eine relati
ve, weltpolitische Stabilität sorgen.Lenin hielt dem entgegen; „ 'Interimpe
rialistische' oder 'ultraimperialistische' Bündnisse sind ... in der kapitalisti
schenWirklichkeit... notwendigerweise nur 'Atempausen'zwischen Kriegen
- gleichviel, in welcher Form diese Bündnisse geschlossenwerden, ob in der
Formeiner imperialistischen Koalitiongegen andere imperialistische Koali
tionen oder in der Form eines allgemeinen Bündnisses aller imperialisti
schen Mächte. Friedliche Bündnisse bereiten Kriege vor und wachsen ihrer
seits aus Kriegen hervor, erzeugen einen Wechselder Formen friedlichen und
nichtfriedlichen Kampfes auf ein und demselben Boden imperialistischer
Zusammenhängeund Wechselbeziehungen der Weltwirtschaft und der Welt
politik" (Lenin, 1964,S. 866).

Schon im August 1915 hatte Lenin einen Artikel „Oberdie Losung der
Vereinigten Staaten von Europa" veröffentlicht undsichdarin heftigmit der
„Illusion" auseinandergesetzt,daß der linke Flügel der sozialistischenBewe
gung zum Häger des Gedankens einer den Frieden bewahrenden, europäi
schen Einigung werden könne (vgl.dazu im Detail, Monteleone, 1975,sowie
Malandrino, 1990): „Natürlich sindzeitweilige Abkommen zwischen Kapita
listen (Leninspricht hier übrigens nochnichtvon „Imperialisten", F. D.) und
zwischen den Mächten möglich. In diesem Sinne sind auch die Vereinigten
Staaten von Europa möglich als Abkommen der europäischen Kapitalisten
... worüber? Lediglich darüber, wie man gemeinsam den Sozialismus in
Europa unterdrücken,gemeinsam die geraubten Koloniengegen Japan und
Amerika verteidigen könnte, die durch die jetzige Aufteilung der Kolonien
im höchsten Grade benachteiligt und die im letzten halben Jahrhundert
unvergleichlich rascher erstarkt sind als das rückständige, monarchistische,
von Altersfäulnis befallene Europa... Auf der heutigen ökonomischen Basis,
d. h. unter kapitalistischen Verhältnissen, würden die Vereinigten Staaten
von Europa die Organisation der Reaktion zur Hemmung der raschen Ent-
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Wicklung Amerikas bedeuten" (Lenin, 1964., S.760; zurKritik derPaneuro-
pa-Pläne nach dem Ersten Weltkrieg, vgL Stemberg, 1926, S. 288 ff.).

3.2. Aktualitätder Imperialismustheorien?

Liegt esalso nicht nahe, angesichts des Endes derSystemkonkurrenz und des
Ost-West-Gegensatzes denThesen derfrühen Imperialismustheorien wieder
größereAufmerksamkeit zuteil werden zulassen? Lenins These vom zeitwei
ligen Charakter zwischenimperialistischer Bündnisse als „Atempausen zwi
schen Kriegen", von der Winfried Wolf behauptet, daß sie „bis heute die
Wirklichkeit und die Geschichte auf ihrer Seite" hat (Wolf, 1989, S. 23),
könnte also in einer Zeit zu ihrem Recht kommen, in der mit der Auflösung
des „realen Sozialismus" der Druck auf die entwickelten kapitalistischen
Industriestaaten entfällt, die Regulierung ihrer ökonomischen Konkurrenz
beziehungen der Stabilisierung ihrer politischen und vor allem sicherheits
politischen Bündnisbeziehungen unterzuordnen. Dazu kommt, daß sich in
der Reorganisation der Weltmarktbeziehungen seit den Krisen der 70er
Jahre ein Konfliktpotential aufgebaut hat, das nicht nurderNord-Süd-Kon-
fliktformation, sondern der West-West-Konfliktformation mit ihrer Tbndenz
zur Herausbildung regionaler Blöcke (die„TViade") mitje besonderen Füh
rungsmächten eine relativ eigenständige Entwicklungsd3niamik verliehen
hat, die in den 80er Jahren oftmalsnur mühsam (oder - wiedie Reagan'sche
Politik in den USA- durch nationale Alleingänge, die jedoch das Konflikt
potential zwischen diesen Blöcken nur noch potenzierte) unter Kontrolle
gehalten werden konnten. Insofern scheint es zunächst alsdurchaus plausi
bel,daß mitder Abwertung der Konfliktachse West-Ost nunmehr- wieesder
amerikanische Soziologe Daniel Bell formulierte - eine Aufwertung der
zwischenkapitalistischen Konkurrenz- und Konfliktverhältnisse erfolgt:
„Heute ist der Kalte Krieg aller Wahrscheinlichkeit nach zu Ende. West
gegen West, insbesondere dieökonomischeRivalität zwischen Japanund den
Vereinigten Staaten, ist dagegen in hohem Maße beherrschend geworden"
(Bell, 1990, S. 966).

Gegen die Thesevonder ungebrochen bzw. wieder aktualisierten Erklä
rungskraft der klassischen Imperialismustheorien für die gegenwärtigen
weltwirtschaftlichen und -politischen Umbrüche lassen sich freilich einige
Einwände formulieren. Diese sind einerseits auf innere Begriffsdeflzite der
Imperialismustheorien selbst, andererseits jedoch auf Vergesellschaftungs
prozesse in der heutigen kapitalistischen Weltzurückzuführen, die mit dem
klassischen Begriffsinstrumentarium nicht mehr adaequat zu erfassen und
schon gar nicht in der für die marxistische TheoriezuBeginndiesesJahrhun-
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derts geradezu selbstverständlichen, fast naturwüchsigen revolutionären Per
spektive der Überwindung des Kapitalismus zu interpretieren sind. Diese
Einwände lassensich folgendermaßen skizzieren:
• Die Imperialismustheoriengingendavonaus, daßder Expansionsdrangdes
Monopolkapitals auf den Weltmarkt seine wesentliche Ursache in den
Schranken seiner Akkumulation aufden nationalen Binnenmärkten hat. Soll

der ,JCapitalflberschuß"profitabel verwertet werden, so stößt er auf absolute
Grenzen. Sowohl die Konsumtionsfähigkeit der Massen, die sich in der
Nachfragekapazität der Lohneinkommen ausdrückt, als auch - wie z. B.
Lenin vermutete - die Rückständigkeit der Landwirtschaft blockieren den
Fortgang der nationalen Akkumulation - und darin wurzelt letztlich das
ökonomische und politische Krisenpotential des Kapitalismus, da das Elend
der Massen durch den Kapitalexport fortgeschrieben wird und zugleich die
Quelle für die soziale und politische Unzufriedenheit der Massen bildet.

Joan Robinson hat im Vorwort zur englischen Ausgabe von Rosa Luxem
burgs „Akkumulation des Kapitals" (1951) auf zwei wesentliche Schwach
punkte ihrer Theorie hingewiesen.Sie vernächlässigt... das Steigen der
Reallöhne, das im Laufe der Entwicklung des Kapitalismus eintritt, und
leugnet den inneren Anreiz zur Investition, der durch den technischen Fort
schritt geschaffenwird, zweiFaktoren, die dazu beitragen, den Kapitalismus
vor den Schwierigkeiten zu bewahren, die er sich selbst schafft" (Robinson,
1962, S. 90/91). Damit ist schon angedeutet, daß die Herausbildung der
„fordistischen Formation" - zunächst in der Zwischenkriegsperiode in den
USA, dann nach 1945 in Westeuropa - auf dem Boden des imperialismus
theoretischen Akkumulationsbegriffs nicht angemessen erklärt werden
kann. Der neue Wachstumsschub resultierte ja gerade aus der „inneren
Landnahme"(Lutz),d. h.ausder Massenproduktion vonKonsumgütern, der
Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft, der Steigerung der Reallöh
ne und dem Ausbau des nationalen Wohlfahrtsstaates . Die Stabilität der

Nachkriegsordnung beruhte auf der IVennung der internationalen Regula
tionsformen von Handel und Geld, die durch die US-Hegemonie bestimmt
wurden, und der relativen Autonomie der Innenpolitik der kapitalistischen
Industriestaaten.

• Die Imperialismustheorien analysierten die Veränderungen des Weltmark
tes zu ihrer Zeit vor allem als einen Bedeutungszuwachs der Achse kapitali
stische Metropolen/Peripherie. Der Kapitalüberschuß wurde exportiert, um
in der Peripherie profitabel angelegt zu werden oder um Rohstoffquellen zu
sichern bzw.zu erschließen, die für die heimische Produktion dringend benö
tigt wurden. Die Veränderungen des Weltmarktes in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderu, die ihrerseits die Grundstrukturen des internationalen
politischen Systems bestimmen, bestehen jedoch gerade darin, daß 1. der
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intraindustrielle Austauscb zu Lasten der substitutiven Handelsbeziehungen
(Rohstoffe gegen Fertigwaren) immer wichtiger geworden istund sich dabei
immer mehraufdiekapitalistischen Industriestaaten selbstkonzentriert Die
Direktinvestitionen inder Formder Expansion der international operieren
den Konzerne sind 2. zur bestimmenden Form der internationalen Kapital
bewegung geworden. Hieraus sind Strukturen der ökonomischen Verflech
tung undInterdependenz entstanden, dieaufdie internationalen Geld- und
Finanzbeziehungen zurückwirken und damit die Fähigkeit der nationalen
Wirtschafts- und Finanzpolitik zurSteuerung dieserProzesse nachMaßgabe
des Wachstums und der Produktivitätsentwicklung, d. h. auch der Konkur
renzfähigkeit der NationalökonomieaufdemWeltmarkt maßgeblich begren
zen. Zumal in der Gegenwart hat der Kampf um die Beherrschung der
Hochtechnologiesektoren diese widersprüchliche Tfendenz zur globalen In
terdependenz aufdereinen und zuerweiterten Anforderungen andieRegu
lationsfunktionender nationalen Regierungspolitik erheblichverstärkt.
• Der Machtbegriff der Imperialismustheoiien ist auf das engste mit der
Politik des imperialistischen Machtstaates verbunden. Militarisierung und
Schutzzollpolitik sind diewichtigsten Instrumente eineraggressiven Außen
politik, diedem „Griffnach derWeltmacht" (Fischer) beidenzuspätgekom
menen, aufsteigenden imperialistischen Staaten dienen. Inder Innenpolitik
hat der starke, autoritäre Staat die Pünktion, die sozialistische Gefahr zu
bändigen. Der imperialistische Krieg war daher die gesetzmäßige Konse
quenz. Die Imerialismustheorien konzendierten zwar die Möglichkeit von
zwischenimperialistischen Bündnissen; gleichwohl erlaubt die- derEntwick
lung in der ersten Hälfe desJahrhunderts durchaus angemessene - Koppe
lungder Machtvon nationalem Monopolkapital undStaatalsdiedominante
Struktur der internationalen ökonomischen und politischen Konkurrenz
keinen Begriffjener Interdependenz- und Verflechtungsstrukturen, die sich
nach dem zweiten Weltkrieg - im 21eichen der US-Hegemonie wie der Sy
stemkonkurrenz - herausgebildet haben und die nunmehr auch durch die
Droh- und Vernichtungspotentiale der atomaren Wiffensysteme übereinen
langen Zeitraum stabilisiert worden sind. Esgehörtjagerade zudenneuzeit
lichen Paradoxien des atomaren Zeitalters, daß die Steigerung der globalen
Vernichtungskapazität insofern Sicherheit erzeugt hat, daß sie die Risiken
eines atomaren Schlagabtausches zwischen den Systemen politischzu mini
mieren suchte.

Selbstverständlich ist dabei die Macht- und Gewaltfunktion der Staaten
(erinnert sei nur an die zahlreichen Kolonialkriege,die nach 1945von Frank
reich, Großbritannien, ja selbst den Niederlanden und Belgien geführt wur
den) nicht aufgehoben oder an internationale Bündnisse - wie z. B. die
NATO - fibertragen worden. Dennoch tritt nunmehr - wie weiter oben
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gezeigt wurde - eine Vermittlungsfunktion der nationalstaatlichen Politik in
den Vordergrund, die nicht mehr mit dem Mittel der Schutzzollpolitik ope
rieren kann und die nicht mehr auf eine gewaltsame-militSrischeKorrektur
der ökonomischen und politischen Kräftekonstellationen zwischen den füh
renden imperialistischen Staaten gerichtet ist Wenn nationales ^chstum,
Produktivitätssteigerung und Innovation sowiedie Steigerung der Reallöhne
nur noch durch die Integration der Nationalökonomie in die Weltwirtschaft
möglich sind, dann ergeben sich daraus Anforderungen an die Wirtschafts
und Außenpolitik der Nationalstaaten, die über „internationale Regime"
und Vereinbarungen eine relative Stabilität dieser Ordnungen zu gewährlei
sten haben. Mit anderen Worten: die Verhinderung eines imperialistischen
Krieges entspringt nicht allein aus der Vemichtungskapazittät der atomaren
Waffenarsenale, aus der hegemonialen Struktur dieser Bündnisbeziehungen
bzw.aus der als Bedrohung wahrgenommenen Entwicklung eines „sozialisti
schen Staatens)istems", sondern auch dem gemeinsamen Interesse der rele
vanten Akteure (Unternehmungen und Regierungen) an der Sicherung von
Rahmenbedingungen der Weltmarktentwicklung, die eine relativ störungs
freie Internationalisierung des Kapitals begünstigen.
• Schließlich bestand für die Imperialismustheorien der sozialistischen Ar
beiterbewegung ein selbstverständlicher Zusammenhang zwischender impe
rialistischen Politik und einer Zuspitzung der objektiven wie subjektiven
Bedingungen des Klassenkampfes. Wenn der Imperialismus gesetzmäßig a)
die Lasten der Militarisierung auf das „Volk" (d. h. vor allem auf die Arbei
terklasse) abwälzt und auf diese Weise Verelendungstendenzen verstärkt,
und b) in den Weltkrieg einmündet, dann radikalisiert sich notwendig die
strategische Perspektive des revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.
Diese deflniert fortan - was sich vor allem in Deutschland zwischen 1918 und

1923 konkretisierte - den Wegzur „proletarischen Revolution" als eine Art
„Zweifrontenkrieg": auf der einen Seite gegen den herrschenden Block, auf
der anderen Seite gegen den sozialdemokratischen Reformismus, der zumin
dest zeitweilig in den herrschenden Block integriert wurde.

Für die entwickelten kapitalistischen Industriestaaten des Westenshinge
gen hat sich seit dem Ende des zweiten Weltkrieges eine solche strategische
Perspektive, die Antonio Gramsci am Beispiel der russischen Oktoberrevo
lution und der revolutionären Bewegungen in Westeuropa am Ende des
Krieges mit der Metapher vom „Bewegungskrieg" charakterisierte (und aus
der westlichen Erfahrung des Scheiterns dieser Bewegungen kritisierte), als
unrealistisch erwiesen. Das fordistische Regulationsmodell zielte ja gerade
darauf, mit der Steigerung der Reallöhne und dem Ausbau des Wohlfahrts
staates die potentiell radikalisierenden Wirkungen des Klassengegensatzes
und der sozialen Ungleichheit abzuschwächen. Dazu hat sich in den moder-
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nen kapitalistischen Gesellschaften der Gegenwart eine Ausdifferenzierung
der Funktionslogiken derökonomischen, politischen wieder kulturellenund
ideologischen Systeme vollzogen, die ihrerseits die Klassenerfahrung frag
mentieren und politische neutralisieren. Dabei hat die Entwicklung der
Kultur- und Freizeitindustrien eine relativ selbständige Bedeutung für die
Auflösung einesradikalen oder garrevolutionären Bewußtseins inderArbei
terklasse gewonnen (vgl. dazu u. a. Deppe/Dörre, 1991).

3.3. Verflechtung und Macht. Funktionswandel des
Nationalstaates.

Dennochist es keineswegs einembornierten Dogmatismus geschuldet, wenn
in Perioden eines krisenhaften weltwirtschaftlichen und -politischen Um
bruchsdie Frageaufgeworfen wird, ob nichtdoch zentraleErkenntnisseder
Imperialismustheorien angesichts desZerfalls bislang stabiler Hegemonial-
ordnungen wieder aktualisiert werden. Immerhin stimmen alle Beobachter
darin überein, daß mit dem Ende des Kalten Krieges und der Systemkonkur
renz zunächst einmal diejenige weltpolitische Klammer zerbrochen ist, die
nach 1945 dasBündnis der kapitalistischen Industriestaaten unter der Füh
rung der USA zusammengehalten hat.

PaulKennedy beziehtsicham Endeseiner über fast500Jahre ausgreifen
den Analyse des \Ahndels hegemonialer Ordnungen in der Weltpolitik aus
drücklich auf Lenin'sImperialismustheorie, derzufolge dieungleiche ökono
mische Entwicklung zwischen den Staaten unvermeidlich die Ibndenz zur
Veränderung des „Kräfteverhältnisses zwischen den imperialistischen Staa
ten" reproduziert und damit auch - wie Kennedy hinzufügt - „früher oder
später zu Verschiebungen der politischen und militärischen Machtverhält
nisse führen (muß). Dies ist mit Gewißheit das Muster gewesen, das in den
vier Jahrhunderten der Großmachtentwicklung vor dem gegenwärtigenJahr
hundert hervortritt. Daraus folgt, daß die ungewöhnlich schnellen Verschie
bungenin den Zentren der Weltproduktion währendder letzten zwei bisdrei
Jahrzehnte zwangsläufig Rückwirkungen habenmüssenauf die großstrategi
sche Zukunft der heute führenden Mächte" (Kennedy, 1989, S. 647).

Auf dem Weg ins 21. Jahrhundert konstatiert er das Fortwirken jener
Dynamikder Veränderung von globalen Machtkonstellationen, die durch die
ungleiche ökonomische Entwicklung und technologische Entwicklungvor
angetrieben werden. Dabei registriert er den relativen Niedergangder USA
und der UdSSR als der Führungsmächte der erodierenden bipolaren Welt
ordnung,den Aufstieg von Japan und China im fernen Osten, der Bundesre-
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pubiikDeutschland(nochvorder Vereinigung) und der EG (fallssie zueiner
politischen Einheit findet) im Westen. Dieser Prozeß,der zunächstvermit
tels des Aufstiegs der „Handelsnationen" Japan und BRD in der Weltwirt
schaft in Erscheinung tritt (vgl. auch Bflscher/Homann, 1990),wird unver
meidlich zu Verschiebungen in den weltpolitischen Machtverhältnissen füh
ren; denn die Regierungen der mächtigsten Staaten müssen stets eine dreifa
che Leistung erbringen: „sie müssen gleichzeitig für militärische Sicherheit
... der nationalen Interessen sorgen und die sozioökonomischen Bedürfnisse
der Bürger befriedigenund ein anhaltendes Wachstum gewährleisten" (Ken
nedy, 1989, S. 659). Daraus folgt, daß die Rivalitäten zwischen ungleich
entwickelten Staaten und deren politisch-militärischen Machtpotentialen
auch in der Zukunft die strukturell, „anarchische ... Natur" der internatio
nalen Politikbestimmen werden (ebd.,S. 790)- und daß diese Staaten auch
in der Zukunft gezwungen seinwerden,„mitder doppelten Herausforderung
zu ringen, der auch ihre Vorgänge gegenüberstanden: zunächst mit den
ungleichmäßigen Mustern wirtschaftlichen Wichstums, welche dazu führen,
daß einige von ihnen reicher (und damit gewöhnlich in Relation zu anderen
stärker) werden; und zweitens mit den Problemen der Konkurrenz oder der
Kriegsgefahr, die sie zwingt, sich zwischen kurzfristiger militärischer Sicher
heit und langfristiger ökonomischer Sicherheit zu entscheiden" (Ebd., S.
794).

Deramerikanische Ökonom C. Fred Bergsten schließt für die Entwick
lung der Weltwirtschaft nach dem Ende des Kalten Krieges, das eine allge
meine Aufwertung der ökonomischen gegenüber den militärischen Strate
gien in der Weltpolitik beinhalte, die Gefahr eines Rückfalls der internatio
nalen Beziehungen zwischen den „BigThree" (USA,Japan, Europa) aufjene
Konfliktformationen nicht aus, die die weltpolitische Instabilität in der er
sten Hälfte des20.Jahrhunderts charakterisierthatten. Weildie Japaner und
die Westeuropäer nicht länger der US-amerikanischen, atomaren Sicher
heitsgarantie bedürfen, wächst die Gefahr von Handelskriegen. „Es gibt
einen engen Zusammenhang zwischen den grundlegenden politischen und
wirtschaftlichen Veränderungen in der Welt von heute: die Beseitigung des
Sicherheits-Schirms erhöht das Risiko von wirtschaftlichen Konflikten, die
die Sicherheitsbindungen weiter auflösen könnten. Das letzte Paradoxon des
20.Jahrhundertsbestündealsodarin,daßdiemarxistische Prophezeiungvon
einem unvermeidlichen Zusammenstoß zwischen den kapitalistischen Natio
nen zu einer Zeit Wirklichkeit würde, in der der von der marxistischen
Ideologie angespornte politische Konflikt verschwindet. Das 'Ende der Ge
schichte' brauchte also überhaupt nicht langweilig zu werden. Das Risiko
ökonomischer Konflikte ist bereits höchst aktuell. Der japanische Politiker
Shintaro Ishihara hat vorausgesagt, daß „das 21. Jahrhundert ein Jahrhun-
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dertvon Wirtschaftskriegen seinwird" (Bergsten, 19SW, S. 98). Stanley Hoff
mann bestätigt diese Gefahr: „Ohne diebeschränkende Kraft, diedurch den
Kalten Krieg sowie durchdasBedürfnis der Westeuropäer undJapanernach
amerikanischem Schutz ausgeübt wurde, könnten Konflikte über die Han
dels- und Industriepolitik akutwerden" (Hoffmann, 1990a, S. 116).

Derentscheidende Mangel vonKenned/s Rekurs aufLenin'sGesetzder
ungleichmäßigen Entwicklung besteht freilich darin, daß seine Analyse der
Veränderung der hegemonialen Strukturen desgegenwärtigen internationa
lenSystems letztlich nurdas Wirken von universellen und unveränderlichen
Gesetzmäßigkeiten illustrieren soll, dieseitder Herausbildung des europäi
schen Staatensystems dieBeziehungen derStaaten untereinander, denAuf
stieg und den Niedergang der großen Mächte regulieren. Die Arena der
internationalen Politik kennt nur größere und kleinere, mächtigere und
schwächere, aufsteigende und absteigende Staaten (und deren militärisch
politische Machtpotentiale) alsAkteure. DieMachtentfaltungeines Staates,
diequasi automatisch Veränderungen und Spannungen im jeweiligen inter
nationalenSystem der Machtverteilung bzw. der Hegemonialordungen kon-
ditioniert bzw. auslöst, beruht stets auf der Verbindung von ökonomischer
und militärischer Macht, deren Entwicklung noch durch demographische
undgeostrategische Faktoren beeinflußt wird. Dievorgebliche Gesetzmäßig
keit des „imperial overstretch" beruht nach Kennedy ja gerade darauf, daß
mit dem Zuwachs an weltpolitischen (militärischen) Aufgaben die nationa
len ökonomischen Ressourcen einer Großmacht überbelastet werden und
damit - in der internationalen Politik - ein Positionsvorteil für diejenigen
ansteigenden Mächteentsteht, bei denen das Verhältnis von militärischem
und ökonomischem Machtpotential noch nicht zugunsten seiner harten,
macht-und außenpolitischenKomponenten verschoben ist.

Kennedy verteidigt nicht nur die Basisprämisse der realistischen Schule
vomPrimatder Außenpolitik, sondernoperiert auch miteinemaußerordent
lichengen Machtbegriff, der ebensowiesein Rekursaufden Mythos von der
ewigen Gleichförmigkeit der Geschichte (das Gesetzvom AuStiegund Nie
dergang der Großmächte) Grundgedanken der politischen Philosophie Ma-
chiavelli's variiert (vgl. Deppe, 1987, S.291ff.). Dabeientgehenihmzentrale
Bestimmungen, die für die gegenwärtigen Veränderungen im System der
internationalen Machtbeziehungen wesentlich sind und die zugleich die Be
ziehungenzwischen der Funktion des Nationalstaatesund der relativen Ei
gendynamikder Verflechtungdes Handels, der Produktion und der monetä
ren Beziehungen aufdemWeltmarkt ins21entrum rücken.Daher ist ihmz. B.
von Stanley Hoffmann entgegengehalten worden, daß sich der Abstieg der
USA nicht als eine Folge der „imperialen Überdehnung", sondern in der
Folge der Erosion von Komponenten der Binnenstruktur der Macht vollzo-
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gen haben; „Dieverschiedenen Fehlschläge der amerikanischen Politik ha
ben ihreWurzeln dort, wo dertatsächliche Grund für den Abstieg derUSA
zulokalisieren ist: nicht bei derimperialen Überdehnung und auch nicht bei
einemkatastrophalen Rückgang deraggregierten ökonomischen Daten,son
dembei den inneren Komponenten derMacht - geringe Sparquoten; unzu
reichende produktive Investitionen, besonders in den führenden Sektoren
dieKonzentration derGeschäftswelt aufkurzfristige Proflte; eingering ent
wickeltes System der technischen Ausbildung; undvorallem, fehlendes Ver
mögen, greifbare und nicht-greifbare Ressourcen zu mobilisieren, was aus
dem schlechten Zustand deramerikanischen Infrastruktur (vor allem in den
Städten) sowie aus dem weitverbreiteten Widerstand gegen Steuererhöhun
genundeinem Mangel an Führungsfähigkeit resultiert" (Hoffmann, 1990a,
S. 118).

Kennedy's Begriff derMacht istdermaßen aufdieaußen- und weltpoliti
sche Machtentfaltungvon Nationalstaaten fixiert,daß er einerseits die relativ
eigenständige Bedeutung von binnenwirtschaftlichen Krisenprozesse unter
schätzt. Andererseits negiert er vollständig die über den Weltmarkt vermit
telten Prozesse der ökonomischen Verflechtung und Interdependenz zwi
schen den kapitalistischen Industriestaaten. DieFrage nachder wachsenden
Bedeutung der „Emanzipation gesellschaftlicher Akteure" (Unternehmen,
Medien, gesellschaftliche Gruppen und Organisationen, vgl. Czempiel,
1990b, S. 20)beschäftigt ihn ebenso wenig wie die Frage, ob die klassischen
Instrumente der Macht- undHegemonialpolitik (i.e., die militärischen und
ideologischen Apparate derGroßmächte) nicht durch dierelative Eigenstän
digkeit der ökonomischen V&chstums- undKooperationsstrategien aufdem
Weltmarkt abgewertet oder umdefiniert werden. Er hält unberirrt an einem
Verständnisder „alten Politik" fest, die sich - nach Robert W. Thcker - „in
letzter Instanz auf gewaltsame Methoden der Durchsetzung der Ziele der
Staatsgewalt beziehen mußte. Wenn aber diese Prämisse nicht länger rele
vant ist..., dann würde auch dieKonzentration aufeineGleichgewichtspoli
tik und das sorgfältige Ausbalancieren der Macht als ebenso irrevelant er
scheinenmüssen" (Thcker, 1990, S.98).

DieFixierung aufdenalten Politik- und Machtbegriffverhindert jedoch,
daß die Spezifik der gegenwärtigen Veränderungen in den weltpolitischen
Machtkonstellationen vor dem Hintergrund der funktionalen Differenzie
rung sowohl der wachsenden Bedeutung nationalstaatlicher Regulations
funktionen, in denen sichdie notwendige Vermittlung von den inneren und
den äußeren, den ökonomischen wie den politischen Reproduktionsbedin
gungen der kapitalistischen Industriestaaten widerspiegelt bzw. verdichtet,
und der Verselbständigung von globalen Funktionslogiken abgeleitet wer
den, die ihrerseits die Machtentfaltung wiedie Handlungsfähigkeit der Na-
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tionalstaaten - als den nach wie vor wichtigsten Akteuren der internationa
len Politik - beeinflussen und so auf die Iiuienpolitik (vor allem auf die
Fbrmierungvon „Machtblöcken"innerhalb der Nationalstaaten) zurOckwir-
ken. Eric Hobsbawm hat diesen Prozeß der Itansnationalisierung als Grund
dafür benannt, daß der Nationalismus am Ende des 20. Jahrhunderts nicht
mehrbruchlosan jene politischeProgrammatikanzuknüpfen vermag, die mit
der Konstitution des bürgerlichen Nationalstaates im 19. Jahrhundert und
der Konfrontation der imperialistischen Machtstaaten in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts verbunden war: „Seit dem Ende des II. Weltkrieges,
aber besonders seit den 60er Jahren, ist die Rolle der 'nationalen Wirtschafts
einheiten' durch größere Hansformationen in der internationalen Arbeits
teilung ausgehöhlt oder gar in Frage gestellt worden, deren Basiseinheiten
transnationale oder multinationale Unternehmen aller Größen sind. Die
gleicheWirkung hatte die entsprechende Entwicklung internationaler Zen
tren und Netzwerke für wirtschaftliche Hansaktionen, die sich aus prakti
schen Gründen außerhalb der Einflußsphäre von Staatsregieningen befin
den" (Hobsbawm, 1990b, S. 61).

Susan Strange hat in ihrer Arbeit „States and Markets"(1988) den Ver
such unternommen, die Wechselbeziehungen von Ökonomie und Politik,
von Weltmarktprozessen und nationalstaatlicher Macht für die Gegenwart
zu bestimmen. Macht ist die entscheidende Dimension internationaler wirt

schaftlicher und politischer Beziehungen. Durch Macht werden Regelndefi
niert und gesichert, nach denen die Märkte letztlich funktionieren. Die
einfache Unterscheidung von wirtschaftlicher und politischer Macht ist je
doch für den Begriff der internationalen politischen Ökonomie wenig hilf
reich;denn „es ist unmöglich, politische Machtzu besitzen,ohne gleichzeitig
über die Macht der Nachfrage, der Verfügungüber die Produktion und über
die Mobilisierung von Kapital zu verfügen. Und es ist auch unmöglich,
ökonomische Macht zu besitzen ohne deren Sanktionierung durch politische
Autorität, ohne die gesetzliche und physische Sicherheit, die alleine von
politischer Autorität zur Verfügung gestellt werden kann" (Strange, 1988, S.
25). Um aber die Bedeutung der spezifischen Kombinationen der Macht in
der Weltwirtschaft und -politik zu erfassen, unterscheidet sie zwischenzwei
Arten der Macht; strukturelle und direkte (relationale) Macht (vgl. dazu
schon Galtung, 1973,S. 34 ff., auf den sich Strange allerdings nicht bezieht).
Das zentrale Argument ihres Buches lautet nun, „daß in den Wettbewerbs
spielen, die derzeit im Weltsystem zwischen Staaten und zwischen Wirt
schaftsunternehmungen ausgetragen werden, die strukturelle Macht im Ver
hältnis zur direkten Macht immer wichtiger geworden ist" (Strange, 1988, S.
24).
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Direkte Macht läßt sich mit Max Weber als die „Chance" definieren,
„innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auchgegen Wider
streben durchzusetzen". In den internationalen Beziehungenhandelt es sich
dabei vor allem um die Macht eines Staates, gegenüber einem oder mehreren
anderen Staaten den eigenenWillen durchzusetzen - und dabei ist zugleich
der archimedische Punkt des Denkens der realistischen bzw. neorealistischen
Schulebenannt.StrukturelleMachtdagegen wirdvonStrangeals die I^hig-
keitbestimmt, jeneRahmenbedingungen - oderauchSpielregeln- zugestal
ten, innerhalb dererStaatenmitStaaten,ihre politischen Institutionen, ihre
\^tschaftsunternehmungen und (nicht zuletzt) ihre Wissenschaftler und
andere Berufsgruppen zu operieren haben (ebd., S. 24/25). Strukturelle
Macht speist sich aus vier Quellen: der Bhigkeit, anderen Sicherheit und
Schutzzu gewähren, der Fähigkeit, die Art und Weise der Güterproduktion
zu bestimmen, der Verfügung über Finanzmittel und Kredit sowie aus der
Verfügung über Wissen sowie über die Kommunikationskanäle, über die das
Wissen fließt. Strukturelle Macht äußert sich mithin als „Kontrolle über
Sicherheit, Kontrolle über die Produktion, Kontrolle über Kredit und Kon
trolle über Wissen, Glauben und Ideen" (ebd.,S. 26).

Diese Strukturfelderder Macht im internationalen System, die sich ge
genseitig - wiedie vier Seitenflächen einer Pyramide - stützen (ebd.S. 27),
beinhalten jeweilseine bestimmte Verbindungvon funktionaler Autonomie
der Akteure (z. B.der Regierungen ebensowieder Wirtschaftssubjekte, der
Banken,der Wissenschaftsinstitutionen, der Medienusw.) mit der Fixierung
von Funktionsregeln, die sowohl durch den Nationalstaat als auch durch
internationale Vereinbarungen zwischen Nationalstaaten festgelegt werden.
Die Festlegungsolcher Regeln ist zum einen von den Machtstrukturen - also
auch von hegemonialen Ordnungen - im internationalen Systemabhängig.
Aufder anderen Seitewirdder Inhalt solcher Regelndadurchbestimmt,daß
in jeder Gesellschaft zugleich Machtentscheidungen getroffen werden, die
die Grundwerte Reichtum, Sicherheit, Frieden und Gerechtigkeit in ihrer
Rangfolgewie in ihrer jeweiligen Kombination definieren (so lassen sich z.
B. die Differenzen zwischen „liberalen" und „sozialistischen" Gemeinwesen
und von deren unterschiedlichen Interessen auf dem Felde der internationa

len Politik typologisieren, vgl. ebd., S. 1 ff.).
Um aber ihre These von der zunehmenden Bedeutung der strukturellen

gegenüber der direkten Macht zu untermauern, ergänzt Susan Strange die
Analyseder primären Machtstrukturfelder um eine der „sekundären Machts
trukturfelder" See- und Lufttransport, Handel, Energieversorgung und glo
bale Wohlfahrts- bzw. Entwicklungshilfepolitik (ebd., S. 135 ff.). Hierbei
handelt es sich also um jene Sektoren, bei denen einerseits die Staaten eine
bedeutende Rolle für die Fixierung von Regeln spielen, andererseits jedoch
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Abhängigkeitsverhaltnisse und Verflechtungsstrukturen entstanden sind, die
- so Strange - den Abschied von der „intellektuellen Obsession..die Macht
mit der Macht von territorialen Staaten zu identifizieren" (ebd., S. 236),
dringend nahelegen. Es gibt also eine Eigenlogik der Markt- bzw.der Welt
marktprozesse, die zwar einen politischen Regelungsbedarf erzeugen (bei
dem stets auch die internationalen Hegemonialordnungen den Inhalt solcher
Regelungen beeinflussen); aber letztlich können diese nicht aus der Politik,
aus dem Handeln von Staaten und internationalen Organisationen erklärt
werden (so wiederholt Strange ihre Kritik am „Regime"-Ansatz, ebd., S.
199/200). DasFunktionieren der nationalen Ökonomien ist in hohem Maße
von der Entwicklung und Sicherung einer globalen Inflastruktur abhängig
geworden, die eine störungsfreie Bewegung von Waren, Kapital und Wissen,
eine kontinuierliche Versorgung mit Energie (hier spielt natürlich nach wie
vor das Erdöl eine entscheidende Rolle) und schließlich auch eine beständige
Optimierung der Kommunikation, für die die modernen Informationstech
nologien (unter Einschluß der Satellitentechnologie) unentbehrlich gewor
den sind, zur Voraussetzung hat.

Gerade auf diesen Feldern zeigt sich jedoch besonders deutlich, daß die
Begriffe Macht und Sicherheit im System der internationalen Politik längst
nicht mehr nach Maßgabe der traditionalen Identifikation von nationaler
ökonomischer und militärischer Macht - wie z. B. bei Paul Kennedy - gefaßt
werden können. Strukturelle Macht bedeutet ja gerade, daß ein Staat im
Maße seiner Einbeziehung in den Weltmarkt zugleich der Macht unterwor
fen ist, die transnational in der Produktion, den Finanzen, den Ideen und
Informationen eben auch von verschiedenen nicht-staatlichen Akteuren aus

geübt wird. Dabei sieht Strange einen besonders engen Zusammenhang
zwischen der Durchsetzung der neuen Ibchnologien (insbesondere der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien) und den globalen Veränderun
gen zugunsten struktureller Machtverhältnisse. „Der Wettbewerb zwischen
Staaten wird zu einem Wettbewerb um die Führungsposition in der Wissens
struktur" (ebd., S. 132). Daraus entstehen „neue Formen der Distribution
von Macht, des sozialen Status und des Einflusses sowohl in den Gesellschaf
ten als auch über die Staatsgrenzen hinaus" (ebd., S. 133). Die Kontrolle
dieser Sektoren wird mehr und mehr von einer „transnationalen Manager-
Klasse" ausgeübt, die an die Stelle der nationalen Kapiialistenklassen tritt
(ebd., S. 134; Strange übernimmt diese Formulierung von Cox, 1987, S.
359 f.).

Der multidimensionale Ansatz der Analyse internationaler Machtver
hältnissse, der namentlich die eigenständige Bedeutung der Marktprozesse
und dabei die Rolle von nicht-staatlichen Akteuren (vor allem aus dem
Management der internationalen Konzerne) bei der allgemeinen Verschie-
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bung zugunsten der strukturellen Machtbeziehungen hervorhebt, verfügt
gegenüber dem harten, neorealistischen Schema der Analyse internationaler
Politik über einen entscheidenden Vorteil: da hier die Macht nicht aus

schließlich mit der „Macht von territorialen Staaten" identifiziert wird, er
scheint die Auflösung der bipolaren Ordnung nicht notwendig als ein Rück
fall auf einen Zustand der Anarchie. John J. Maersheimer (1990) z. B., der
auf extreme Weise den Hobbes'schen Grundgedanken ("Krieg aller gegen
Alle!") aufdie internationale Politik und die Staatenwelt überträgt (vgl. dazu
auch Fukuyama,1990,S. 21),charakterisiert so die TVansformation der durch
die mächtigsten Atommächte (USA; UdSSR) gesicherten bipolaren Struktur
der Weltpolitik nach 1945 (Kalter Krieg) in eine - im besten Falle - multipo
lare Ordnung, in der die Bindekraft des Kalten Krieges (nämlich die Angst
vor der kommunistischen Bedrohung und die „Schiedsrichter"-Rolle der
USA in den westlichen Bündnissen) nicht länger besteht.

Die flauer über den Verlustdieser Ordnungen (tatsächlich wohl eher die
flauer über den Niedergangder USA) sowiedie durch und durch pessimisti
sche Prognose über die zukünftigen Stabilitätsbedingungen (die durch eine
nukleare Ausrüstung des neuen Deutschland vielleicht verbessert werden
könnten, Maersheimer, 1990,S. 54) basiert daher letztlich auf einem Begriff
von internationaler Politik, der nur die ungleich entwickelten Staaten als
Akteure anerkennt, wobei die ungleiche Macht in der Verfügung über mili
tärische, atomare Machtpotentiale gemessen wird. So polemisiert Maers
heimer gegen die liberale Interdependenzschule, die angeblich von der fal
schen Prämisse ausgehe, daß das Handeln der Staaten durch den Zweck der
„Wohlstandsvermehrung" motiviert werde. "Natürlich müssen sich Staaten
auchum Wohlstand kümmern, und deshalb sindwirtschaftliche Überlegun
gen für sie keineswegs trivial. Dennoch operieren die Staaten sowohl in
einem internationalen politischen Umfeld als auch in einem internationalen
wirtschaftlichen Umfeld, und das erstere dominiert stets das letztere, wenn
die beiden Systeme miteinander in Konflikt geraten. Der Grund dafür ist
eindeutig: das internationale politische Systemist anarchisch - und das heißt,
daß jeder Staat immer damit beschäftigt ist, sein eigenes Überleben zu
sichern. Weil aber ein Staat kein höheres Ziel als das des Überlebens haben
kann, werden - wenn der Druck zum Stoß wird - im Bewußtsein derer, die die
Entscheidungen treffen, stetsdie internationalen politischen Überlegungen
an erster Stelle stehen" (ebd., S. 44).

Die Hilflosigkeit dieser Argumentation wird gerade darin deutlich, daß
sie erstens die Bedeutung der Veränderungen des kapitalistischen Weltmark
tes für die Auflösung der alten, hegemonialen Ordnungen (hier die Bipolari-
tät des Kalten Krieges) vollständig negiert. Daher reduziert sie zweitens die
Perspektive von multipolaren Neuordnungen nahezu ausschließlich auf die
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Frage nach der Weiterverbreitung von Atomwaffen und deren Kontrolle.
Demgegenüber vermag die „internationale politische Ökonomie" nicht nur
den inneren Zusammenhang zwischen den Weltmarktprozessen und der Kri
se der „alten Ordnung" zu bestimmen; sie kann auch nachweisen, daß und in
welcher Weise die Marktprozesse Handlungsanforderungen und -Spielräume
für die Politik der Nationalstaaten definieren. Daraus ergibt sich weiterhin,
daß die internationalen Machtverhältnisse der Gegenwart keineswegs nach
dem schlichten Schema: Bipolarität plus atomare Supermächte = Sicherheit
und Stabilität; Multipolarität plus atomare Diffusion = Erhöhung der Span
nungen im internationalen System,zu bestimmen sind. Die komplexe Struk
tur internationaler Machtbeziehungen läßt vielmehr Interessenkombinatio
nen und Handlungsketten verschiedener Akteursgruppen erkennen, die ei
nerseits die Staaten als Hauptakteure beinhalten, andererseits jedoch durch
nicht-staatliche Akteure organisiert werden, deren Interessen und Hand
lungszwecke nicht nur durch die Konkurrenzverhältnisse und die Ungleich
gewichte im Weltmarktzusammenhang, sondern auch durch Sicherheitserwä
gungen bestimmt werden, die nicht durch die militärische Macht von Einzel
staaten, sondern nur durch ein gemeinschaftliches, transnationales Interesse
an der Sicherung von Funktionsbedingungen des Weltmarktes (Freihandel,
>\@hrungsparitäten,ungestörter Fluß von Energie und Kommunikation etc.)
realisiert werden können. „Die wirtschaftliche Leistungskraft gewinnt heute
als Maßstab für die Machtposition und den Einfluß von Staaten einen höhe
ren Stellenwert. Wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit hän
gen jedoch von der festen Einbindung in den rasch expandierenden transna
tionalen Prozeß des freien Flusses und Austausches von Waren und Dienst

leistungen, Investitionen, elektronischer Kommunikation und menschli
chem Wissen ab" (Weston, 1990, S. 28). Mit anderen Worten: in der interna
tionalen Ordnung, die dem Kalten lOieg folgt, wird „die Bedrohung der
Sicherheit in wachsendem Maße in wirtschaftlichen Begriffen definiert wer
den" (Tbcker, 1990, S. 104).

Dennoch vermag auch die Konzeption von Susan Strange den krisenhaf
ten Prozeß der Veränderung der internationalen ökonomischen und politi
schen Machtstrukturen, also die „gegenwärtige Unordnung der weltwirt
schaftlichen Beziehungen" (Strange, 1988, S. 235), nicht zu erklären. Ihre
zentrale These über die Verschiebung von den direkten zu den strukturellen
Machtbeziehungen läßt die Frage offen, warum insbesondere die USA seit
den 70er Jahren die Kontrolle über die Weltwirtschaft verloren haben und

warum seitdem a) der Widerspruch „zwischen zunehmender Integration und
wachsenden Ungleichgewichten ... für Spannungen und Konflikte" sorgt
(Goldberg,1990b, S. 12),sowieb) der IMderspruch zwischen ökonomischer
Globalisierung und - nationaler bzw. regionaler - Segmentierung in der
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Weltwirtschaft sich seitdem noch verstärkt hat Dazu kommt, daß auch die
Analysen von Susan Strange die zunehmendeKonzentration des Welthan
dels auf die entwickeltenRegionender ,3isten Welt",d. h. die Abkoppelung
von weiten Ihilen der „Dritten Welt" von der Weltmarktdynamik der 80er
Jahre ebensowenig beachtet wie die Herausbildung globaler, ökologischer
Risikopotentiale.

So Meibt ihr zum Schluß nur der Hinweis, daß die Fehlentscheidungen der
politischenFührungder USA(zusammen mitden Egoismen der Japaner und
Europäer) für die gegenwärtige Unordnung verantwortlich sind. Die USA
haben ihre Macht in der Weltwirtschaft nicht verloren. Deren Quelle hat sich
nur verschoben: vom „Land und den Menschen zur Kontrolle über die
Strukturen des Weltsystems". Das Problembesteht nun darin, daß die USA
„diese strukturelle Macht im Dienste ihrer eigenen nationalen Interessen
mißbraucht haben". Diese Politik enthält aber langfristig das Risiko, daß
„sowohl das ganze System als auch die strukturelle Hegemonie der USA
geschwächt werden könnten" (Strange, 1988, S. 235). Daraus folgt zuletzt
eine doppelte Hoffnung. Zumeinenwirddaraufgesetzt, daß die Amerikaner
angesichts der Fehlschläge und Risiken ihrer Politik - wie so oft in der
Vergangenheit - erneut beweisen, „daßsie in Zeiten der Krisen eine enorme
innerlich vereinende Kraft entwickeln und Herausforderungen meistern
können"(Fliess,1990, S.26).ZumanderenhofftStrangeaufden Lernprozeß
politischer und wirtschaftlicher Eliten in den USA,in Japan und Westeuro
pa,der schließlich zurEtablierungneuerKooperations- undRegulationsfor
men in der Weltwirtschaft und -politikführen könnte (Strange,1988, S.240).

So deuten auch die Schlußfolgerungenvon Susan Strangedie Möglichkeit
einer Entwicklungsvariante an, die Christoph Scherrer als das neue „hege-
moniale Projekt der transnationalen Konzerne" bzw. als die „Vision der
Hansnationalisten" (zu deren Sprechern z. B. Edzard Reuter(1990) gehört)
charakterisiert. Damit werden auch die Hinweise von Strange auf die Konsti
tution einer transnationalen „Managerklasse" sowie auf die wachsende Be
deutung nicht-staatlicher Akteure für die Regulation der strukturellen
Machtbeziehungen aufgegriffen: „Beialler Konkurrenz untereinander hät
ten die führenden Konzerne der Welt Anknüpfungspunkte für eine gemein
same Politik gefunden: freier grenzüberschreitender Verkehr von Waren,
Kapital, Ibchnologieund Arbeitskräften. DiezentralenSteuerungskapazitä
ten würden dabei vom Nationalstaat zum einen auf supranationale Institu
tionen (allgemeine Rahmenbedingungen desMarktes) undzumanderenauf
die Konzerne selber übergehen. So könnten letztere die Kontrolle über
wichtige infrastrukturelle Einrichtungen (z. B. Iblekommunikationsnetze)
direkt ausüben. Es zeichnet sich dabei auch ein neues Modell der Klassen
herrschaft ab, das nunmehr nicht mehr aufden nationalstaatlich vermittelten

116



(keynesianischen) Kompromiß setzt. Statt dessen wird die Leistungsbereit
schaft der Beschäftigten durch die Drohung der Standortverlagerung er
zwungen; inden WortendesIndustriesoziologen Michael Burawoy durchdie
„rationalelyrannei der Kapitalmobilität"(Scherrer,1990, S.578/9). Ausder
Sicht US-amerikanischer Beobachter, die nach einer neuen Begründung für
die weltpolitische Macht- und Führungsrolle der USA suchen, brauchen
diese daher „wirtschaftliche Instrumente für eine Welt, in der die militäri
schen Instrumente zunehmend unbrauchbar werden könnten" (Kahler, 1990,
S. 151).

3.4. Der Streit der Schulen.

Der heftigeStreit, der zwischen den verschiedenenSchulender internationa
len Politik in den USA entbrannt ist, dreht sich indessen weniger um deren -
wie die Grundsatzartikel eines Glaubensbekenntnisses deduzierten und ver
teidigten - Basisprämissen. Ob der internationale Handel Wohlstand und
Frieden erzeugt (so Rosecrance, 1987, im Anschluß an David Ricardo's
Theoremvonden komparativen Kostenvorteilen, vgl. u.a. Berg,1976, S 44.),
oder ob - im Anschluß an Machiavelli und Hobbes - das Selbsterhaltungsin
teresse des Staates in einer anarchischen Welt immer wieder Konflikte um
Macht und Hegemonie in der Weltpolitik erzeugt - solche letzten Begrün
dungen gewinnen ihre konkrete politische bzw. strategische Relevanz über
haupt erst im Kontext der US-amerikanischen Debatte über die Ziele der
amerikanischen Außenpolitik. Wie soll diese auf die Auflösung der alten
hegemonialen Ordnungen im allgemeinen sowie auf den Niedergang der
amerikanischen Macht im besonderen reagieren? Die „Blöcke", die um die
Beantwortungdieser Fragekonkurrieren, gruppieren keineswegs ausschließ
lich Schulen der Politikwissenschaft, sondern in ihnen konzentrieren sich die
Interessen verschiedener gesellschaftlicher,ökonomischer, militärischer und
politischerGruppen, die um ein neues hegemoniales, d. h. hier zunächstauf
die Innen- und Außenpolitikder USA bezogenes Projekt im Wettstreit ste
hen. Die Pessimisten in den jeweiligen Schulen betonen dabei, daß der
Abstieg der USA bereits als fait accompli eingeleitet und angesichts des
unlösbaren Dilemmas zwischen weltpolitischen Verpflichtungen und den
Anforderungen einer ökonomischen Regeneration im Innern (Kennedy,
1989, S. 783) nicht mehr aufzuhalten sei.

Gleichwohl scheiden sich die Geister an der Frage, ob ein Ausbau der
militärischen Machtpotentiale der USA (die dann eher die Rolle eines
„Weltpolizisten" als die des Bündnishegemons übernehmen würde), oder ob
gerade der drastische Abbau der US-amerikanischen Rüstung und damit die
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politische Reorientierung auf die Regeneration der heimischen Wirtschaft
(die ihrerseits vor allem die Bearbeitung gravierender infrastruktureller und
sozial- wie bildungspolitischer Deflzite implizieren würde) und damit die
Verbesserung ihrer Wettbewerbsposition auf dem Weltmarkt der „Königs-
weg''sei, um den Machtverfall aufruhalten. Dabei setzt sich in dieser Debatte
immer mehr die Erkenntnis durch, daß sowohlder Versuchzur Manipulation
der Weltwährungs-und Finanzmärkte zugunsten der US-Interessen („räube
rischer Hegemon") als auch der „schmutzige Militärkeynsianismus", wie er
in der Ära Reagan betrieben wurde, den Verfall der internationalen Macht
der USA nicht aufgehalten, sondern eher noch beschleunigt hat. „Der Mili
tarismus ist (daher) ein Symptom der Regressionjener globalen Hegemonie,
auf der die internationale ökonomische Ordnung beruht hatte" (Cox, 1987,
S. 289). Zugleichzeichnetsich in dieser Debatte - jenseits der mit einander
wetteifernden Orthodoxien (Globalisten versus Realisten) - eine Zwischen
position ab, die den Zusammenhangvon Interdependenz und Machtstruktu
ren anerkennt und dabei die Führungsrolle der USA in der Weltordnung
nunmehr in einem Systemvon Konsortialführungen (vor allem innerhalb der
lYiade Nordamerika, Japan und Europa: „Leadersin Partnership",vgl. auch
Bühl, 1986) perzipiert (Nye, 1990).

PaulH. Nitze,der Grand Old Mander politischen Klasse der USAin den
Apparaten der Außen- und Sicherheitspolitik, hat diese neue strategische
Orientierung in vier Sätzen programmatisch zusammengefaßt:

„- Das zentrale Thema der Politik der USA sollte die Obereinkunft und
den Schutz der Vielfalt innerhalb eines allgemeinen Rahmens der Weltord
nung bilden.

Unser 21iel sollte es sein, ein Weltklima zu fördern, in dem eine große
Zahl von politischen Gruppen zu existieren vermag - alle mit ihren eigenen
und vielleicht sogar exzentrischen Vorstellungen.

Supranationale Organisationen wie die UNO und ihre Organe, die EG,
die CSEC und die OECD sollten in die Lage versetzt werden, Stabilität und
Vorwärtsbewegung bei wichtigen globalen und regionalen Fragen, die über
nationale und ethnische Grenzen hinausgehen, zu gewährleisten.

Die USA, mit ihrer politischen,wirtschaftlichen, kulturellen und militä
rischen Macht, die keine besonderen territorialen und ideologischen Ambi
tionen haben, können und sollen darin eine einzigartige Rolle spielen, daß
sie ihre Machtpotentiale für die Sicherung von Ordnung und Vielfalt unter
den verschiedenen Gruppen in der Welt einbringen" (Nitze, 1990,S. 11).

Die amerikanische Debatte reflektiert mithin strukturelle Veränderun
gen der Weltordnung, die einerseits seit der Auflösung von zentralen Regu
lationsfunktionen der Weltökonomie durch die Pax Americana seit den 70er
Jahren eine ziemlich lange Vorgeschichte haben, die aber andererseits zu
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Beginn der90er Jahredurch den Zusammenbruch der „realsozialistischen"
Systeme in Mittel- und Osteuropa sowie angesichts der fundamentalen
Schwächung der Sovi^etunion in ein Stadium der Neuordnung eingetreten
sind;denn bis zu diesem Zeitpunktwirkte nach wievor die Ordnungsfunk
tion des bipolar-militärischen Systems, aufdie sich die Etominanzposition
der beiden „Supermächte" in den jeweiligen Bündnissystemen gründete.
A^^hrend in der ersten Phase dieser Debatte noch die Frage nach den Konse
quenzen derweltwirtschaftlichen Strukturveränderungen (Verfall des Bret-
ton-Woods-Systems, Niedergang der USA-Wirtschaft, Aufstieg der BRDund
Japans etc. im Mittelpunkt stand, hat sich mit den Ereignissen der Jahre
1989/90 (Umwälzungen im Osten, deutsche Einigung) notwendig die Per
spektive verschoben. Nunmehr verbindet sich nämlich die Bearbeitung der
weltwirtschaftlichen Konflikt- und Konkurrenzkonstellationen mit einer
weiteren Verschiebung und Öffnung des territorialen Feldes. Aufder einen
Seite geht dieNotwendigkeit zurSchaffung neuer europäischer Sicherheits
strukturennotwendig mitder Abwertung jeneratomaren Schlüsselrolle ein
her, die bislang die USA und die UdSSR eingenommen hatten. Auf der
anderenSeitewird nunmehr mitder Öffnung der Länder Öst- undMitteleu
ropas, deren wirtschaftliche und politische Instabilität auch nach externen
Ordnungsfunktionen verlangen wird, der Kampf um die Neubildung von
Hegemonialordnungen, auf eine neueStufegehoben. Dabei wird vor allem
über die zukünftige Rolle der Großmacht Deutschland in der europäischen
wie in der Welt-Politik entschieden werden.

Daß die amerikanischen Autoren der verschiedenen Schulen in letzter
Instanz über Grundorientierungen und Ziele der Innen- und Außenpolitik
der USA debattieren, vermittelt schon einen ersten Hinweis auf die zentrale
Bedeutung, die sie dem Nationalstaat als dem nach wie vor wichtigsten
Akteur in den internationalen Beziehungen zuschreiben. Selbst Richard
Rosecrance, der die in den Handelswelten wirkenden Kräfte der Interdepen-
denz als Determinanten der Aushöhlung der einzelstaatlichen Souveränität
und der klassischen Machtpolitik in den Mittelpunkt seiner Analyse rückt,
gelangtschließlich zudemErgebnis, daßder moderneStaat diegrundlegende
Einheit der internationalen Politikgebliebensei. „Multinationale Konzerne
können niemals als Basis für ein neues System der internationalen Politik
oder für eine Zusammenarbeit zwischen den Völkern dienen" (Rosecrance,
1987, S. 238/9). Insofern ist auch für den Begriff jener Veränderungen, die
sich in der gegenwärtigen IVansformationsperiode vollziehen, der grundle
gende und klassische Dualismus bestimmend geblieben, der das Verhältnis
von Politik und Ökonomie in der Weltordnung charakterisiert. „Im Unter
schied zur Globalität der ökonomischen Dynamik bleibt die Reichweite von
Funktionen, Medien und Institutionen des politischen Systems national-
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staatlich begrenzt. Ehrend dieraison d' £trederÖkonomie Akkumulation
und daher quantitative Ausdehnung, Überwindung von Grenzen ist, istdie
jenige der Politik die Staatsraison, also der Balancierung von inneren und
äußeren Kräften in einer auch territorial durch das Staatsgebiet begrenzten
Gesellschaft... Dieser "Mderspruch von ökonomischer und politischer rai
son ... bewegtsich in historischen Epochen der Entwicklungdes kapitalisti
schen Weltsystems sehr unterschiedlich... Der kapitalistische Weltmarkt ist
mithin nicht nur der Ort der ökonomischenReproduktion, sondern auch Ort
der politischen Organisation im Sinne der Regulierung der internationalen
Beziehungen" (Altvater, 1987,S. 76/77;vgl.auch Cox,1987,S. 107/108).

Dieser Dualismus und seine Funktionsweise werden freilich durch die

ungleiche Entwicklung der ökonomischen und politischen Machtpotentiale
der kapitalistischen Nationalstaaten strukturiert - und diese Potentiale wer
den nach wie vor - darin ist dem Ansatz der neorealistischen Schule zuzu

stimmen - durch die Verfügung über ökonomische,wissenschaftlich-techni
sche, finanzielle, ideologische und last not least militärische Machtressour
cen bestimmt. Wie immer die Schwerpunktverlagerung von der direkten zur
strukturellen Macht (Strange) zu einer relativen Abwertung der klassischen
Sicherheitsaspekte und zu einer Aufwertung z. B. der Fähigkeit geführt hat,
Kredite zu geben, so wäre es doch gleichwohl absurd, daraus den Schluß zu
ziehen, daß z. B. die Schweiz, als ein bedeutendes Zentrum des internationa
len Finanzkapitals, in die Rolle einer weltpolitischen Großmacht hinein
wachsen könnte. Aus dieser ungleichen Machtverteilung, bei der der Stärke
re dem Schwächeren sein Gesetz au&uerlegen vermag, entstehen die Regel-
und Normsysteme (sowie deren Institutionalisierung), die die Stabilität so
wohl der weltwirtschaftlichen Ordnungen (aus der Interessenlage der ent
wickeisten kapitalistischen Staaten an einer bestimmten Struktur der inter
nationalen Arbeitsteilung) als auch der weltpolitischenBündnis-und Hege-
monialordnungen gewährleisten sollen. In der Geschichte des Kapitalismus
seit dem 19. Jahrhundert fand jeweils ein Wechsel zwischen Perioden mit
stabilen hegemonialen Strukturen (Pax Britannica; Pax Americana) und Pe
rioden mit „nicht-hegemonialen" Strukturen (Zeitalter der imperialisti
schen Rivalität, 1873-1945) statt, in denen der Druck der Weltmarktkonkur
renz zugleich das System der zwischenstaatlichen Beziehungen sowie die
Funktionen des nationalen Machtstaates neu definiert hat (Cox, 1987, S.
108/9).

Diegegenwärtige Periodeist einedesÜbergangs, diedurchdieAuflösung
der hegemonialen Strukturen der Nachkriegsperiode geprägt ist. Welches
aber sind die Bewegungsformendes Dualismus von Weltwirtschaft und Na
tionalstaatlichkeit in dieserPeriode? DieÜberprüfung der historischen Im
perialismustheorien hatte ergeben, daß diese - den Bedingungen ihrer Zeit
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entsprechend - denKampf zwischen dengroßen imperialistischen Mächten
umdieNeuaufteilungderweltwirtschaftlichen und-politischen Einflußsphä
ren wesentlich in der Perspektive eines unvermeidlichen Zusammenstoßes
der Machtstaaten im imperialistischen Krieg betrachteten. Heute gibt es
natürlich in der Entwicklung der zwischenimperialistischen Beziehungen
mannigfache Prozesse, die einenRekurs auf die imperialistischen Debatten
zu Beginndes 20.Jahrhunderts nahelegen. Die Auflösung der alten hegemo-
nialen Ordnung geht in eine Periode zunächst des „hegemonialen Patts",
dann der Auseinandersetzung um neue hegemoniale Ordnungen mit regio
nalen Schwerpunktverlagerungen über. Dieser Prozeß vollzieht sich- wie wir
gesehen haben - in zwei Etappen: dieerste beginnt mitdenWeltwirtschafts
krisen der 70er und der frühen 80er Jahre und konzentriert sich um die
Erosion der „Pax Americana" (bzw. ihrer Bretton-Woods-Dimension), zu
gleich um die Herausbildung von Elementen einer neuen, multipolaren
Machtstruktur des internationalen kapitalistischen Systems. Die zweite
Etappe wurde nunmehr mitdem Zusammenbruch der „realsozialistischen"
Systeme in Ost- und Mitteleuropaeingeleitet. In ihr steht die Reformulie-
rung der Sicherheitsproblematik (mit einer weiteren Abwertung der politi
schen Funktionen der atomar-militärischen Potentiale der USA und der
UdSSR) unddie Neustrukturierung der Hegemonialordnung in Europa (in
der Folge der deutschen Einigung und der politischen und ökonomischen
Öffnung Ost- und Mitteleuropas) imMittelpunkt.

Diese Neuordnung wird wesentlich durch die Dynamik der ungleichen
Entwicklung derökonomischen undpolitischen Machtpotentialeder führen
den imperialistischen Staatenangetrieben, die schon W. I. Leninals innere
Gesetzmäßigkeit der imperialistischen Entwicklung beschrieben hatte. Die
se ungleiche Entwicklung wiederum wirft im internationalen System sowohl
die Frage der Anpassung der einzelnen Nationen als auch die Frage der
„politischen Führung und der internationalen Kooperation" auf, die die
Staaten zwingen,das Verhältnis zwischender inneren Entwicklung und der
Weltwirtschaft und -politik neu zu bestimmen (Gilpin, 1987, S. 116/7).
Gleichwohl besteht die geschichtliche Spezifik dieses konfliktreichen Über
gangs darin, daß er sich in denjenigen Strukturen vollzieht, die sich in der
Nachkriegsepoche des kapitalistischen Weltsystems herausgebildet haben
und die - insbesondere im Vergleich zum frühen 20. Jahrhunderts - heute
vermittels der Integration und Verflechtung der weltwirtschaftlichen Bezie
hungen zwischen den Zentren des Kapitalismus wirken. Daher ist auch
„...die Weltkonkurrenz des Kapitals, von der in den Imperialismustheorien
als einer der Besonderheiten gesprochen wurde,... heute weiter und neuartig
fortgeschritten ... Es geht heute nicht vornehmlich um den 'Kampf um das
Wirtschaftsgebiet', sondern um mehr oder wenigergroße Anteile an Märkten
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für Waren, Ressourcen, Dienstleistungen und Kapital in allen zur Verfügung
stehenden Wirtschaftsgebieten" (Hess, 1990,S. 77/78).

Es ist also diese Globalisierung, d. h. zugleich Entnationalisierung der
„Räume",die die Fragenachdenspezifischen Formenund Mechanismen des
Zusammenwirkens nicht-indentischer ökonomischer (mit dem Weltmarkt
verbundener) und politischer (mit dem Handeln von Nationalstaaten ver
bundener) Funktionslogiken neu gestellt hat Die These vom VerCali der
nationalstaatlichen Souveränität bezieht sich wesentlich auf die Entkoppe-
lung zwischen der Internationalisierung der Finanzmärkte und der Produk
tion (Globalstrategien der internationalen Konzerne und Banken) von der
Reichweite und Effizienz der Politik selbst der großen kapitalistischen Staa
ten. Diese wird in einer zweifachen IMrkungsdimension unterminiert: Auf
der einen Seite wirddie Geld- und Fiskalpolitik der nationalen Regierungen
in wachsendem Maße durch die Bewegungenauf den internationalen Finanz
märkten dominiert (Dollarkurs, Zinsraten, Börsenkurse usw.). Aufder ande
ren Seite wirkt der „Sachzwang Weltmarkt" auf die grundlegenden, strategi
schen Optionen der nationalen Regierungen zurück. Unter den Bedingungen
von sozialökonomischen und politischen Krisenprozessen (Massenarbeitsio-
sigkeit, Inflation, Staatsverschuldung) müssen diese sich zwischendem Aus
balancieren von „Wohlfahrtsansprüchen" (Ausbau der sozialen Leistungen,
Beschäftigungspolitik) und einer weltmarktorientierten Modernisierungs
politik entscheiden. Diese „Kombination von innerem Druck, der von den
inneren sozialen Kräften ausgeht, und äußeren Zwängen, die über die Fi
nanzmärkte und die Institutionen der Weitwirtschaft wirken, setzt den Op
tionen der Regierungen praktische Grenzen" (Cox, 1987, S. 306, der in
diesem Zusammenhang u. a. auf das Scheitern der sozialistischen Regie
rungspolitik in Frankreich nach 1981 verweist).

Welche Optionen letztiich auch immer gewählt werden bzw. sich durch
setzen - dies ist freilich niemals ausschließlich der bloße Nachvollzug von
äußeren Determinanten, sondern stets auch Resultat von inneren sozialen,
politischen und ideologischen Auseinandersetzungen, bei denen sich Blöcke
von Klassenfraktionen sowie von Interessengruppen formieren, die mit den
bürokratisch-politischen sowie mit den ideologischen Staatsapparaten ver
bunden sind. So ist z. B. die Auflösung des für die Nachkriegsperiode domi
nanten „fordistischen Blocks", der durch tripartistische Abkommen zwi
schen Staat, Kapital und Arbeit (Gewerkschaften) zusammengehaiten wur
de, nicht allein ein Resultat der Krise des Keynsianismus in den 70er Jahren
und der Auflösung des sozialstaatlichen „Klassenkompromisses" gewesen
(zur Konzeption der „hegemonialen Blöcke" vgl. Cox, 1987, bes. S. 355 ff.).
Die unterschiedlichen Formen dieser Auflösung sowie die Bedingungen der
Neuformierung des neokonservativen bzw. -liberalen „Blocks an der Macht"
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haben vielmehr auch die Niederlagen der Arbeiterbewegung (vor allem der
Gewerkschaften) in den 70er Jahren zur Voraussetzung (Deppe, 19S5, S.
79ff.).Dazu kommt,daß mit der Strategie der weltmarktorientierten Moder
nisierung nicht nur Bestandteile des Sozialstaates und von Rechtspositionen
der Gewerkschaften durch die neokonservativen Regierungen demontiert
wurden, sondern daß im Zuge der Strukturveränderungen im Produktionssy
stem selbst (weltmarktorientierte Rationalisierungsprozesse) neue Spal
tungslinien in der Arbeiterklasse reproduziert werden (Rationalisierungsge
winner und -Verlierer, neue Armut, Feminisierung und Präkarisiening der
Erwerbsarbeit, Zunahme der tertiären Tätigkeiten, Immigration usw.), die
ihrerseits das traditionelle Modell einer einheitlichen Interessenvertretung
aufbrechen und so die Macht der Gewerkschaften weiter schwächen (vgl. u.
a. Deppe u. a., 1989a).

Stuart Hall hat - am Beispiel des Thatcherismus - die ideologische und
politische Funktion des Neokonservativismus folgendermaßen zusammenge
faßt: Seine erste historische Mission bestand darin, „den sozialdemokrati
schen, korporatistischen Konsens zu bekämpfen und aufzulösen, der die
politische Szene seit Kriegsende bestimmt hatte, sowie das Alltagsbewußt
sein zu desintegrieren und die Selbstverständlichkeit der britischen Nach
kriegsübereinkunft in Frage zu stellen. Seine zweite Mission bestand darin,
die in der britischen Gesellschaft vorherrschenden TVends an allen Fronten

umzukehren. Politisch gesehen hieß das, den Trend zu staatlich subventio
nierter Wohlfahrt aufzuheben, die öffentlichen Ausgaben zu senken, den
staatlichen Sektor zugunsten privater Unternehmen zu beschneiden, die
Gesetze des freien Marktes und die marktwirtschaftlichen Kräfte wieder

herzustellen, die Flut staatlicher Interventionen zurückzudrängen, die Profi-
tabilität zu untermauern, Löhne und Gehälter unter Kontrolle zu halten und
die Macht, die die Arbeiterklasse mittels der Gewerkschaften im ökonomi
schen und politischen Leben gewonnen hatte, zu brechen" (Hall, 1989, S.
178).

Es ist also zunächst einmal richtig, im Kontext der neuen Formen der
Globalisierung der Weltwirtschaftsbeziehungen von einem Fünktionswandel
der nationalstaatlichen Souveränität auszugehen und dabei auch auf die
Defizite aller staatszentrierten Ansätze zur Analyse des internationalen Sy
stems aufmerksam zu machen. „Das Handeln der Staaten in einem stets
komplexeren internationalen System begrenzt deren Autonomie und über
schreitet noch mehr deren Souveränität. Jede Konzeption von Souveränität,
die diese als eine unbegrenzte und unteilbare Form der öffentlichen Macht
interpretiert, wird so unterminiert. Souveränität muß heute schon als geteilt
zwischen mehreren - nationalen, internationalen und transnationalen -
Agenturen konzipiert werden; und sie wird gerade durch das Wesen dieser
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Pluralität begrenzt" (Held, 1989,S. 202). Diese Ausdifferenzierung von Sou
veränität ist auch der wesentliche Grund dafür, daß der Streit zwischen den
Schulen der internationalen Politik (Realisten versus Globalisten) tenden
ziell als Scheingefecht ausgetragen wird, sofern nicht die hanen Interessen
konflikte über die Reformulierung der US-amerikanischen Außenpolitik
benannt werden. Wer sich auf den Streit über die Basisprämissen dieser
Schulenund sich dabei noch auf den Disput über die Frageeinläßt, ob denn
nun eher die Handelsverflechtung oder die militärischen Machtpotentiale
einer bzw. zweier Hegemonialmächte Frieden und Sicherheit in der Welt
gewährleisten, der akzeptiert stillschweigend den normativen Idealismus, der
diesen Prämissen eignet Dieser resultiert letztlich aus einem gemeinsamen
Mangel beider Ansätze, die internationale Macht- und Hegemonialordnun-
gen analysieren, ohne die Beziehungen von Staat und Gesellschaft in ihrer
Bedeutung für die Hegemonieproblematik zu reflektieren (Rupert, 1990).

Geteilte Souveränität bedeutet statt dessen, daß in der gegenwärtigen
Epoche der hegemonialen Neuordnung einerseits das Niveau der internatio
nalen Vergesellschaftung geschichtlich neue Formen der Interdependenz
erzeugt hat, die - im Interesse der Kapitalverwertung und des Fortgangs der
Akkumulation - nicht nur traditionelle Instrumentarien nationalstaatlicher

Regulierung tendenziell entwertet, sondern auch traditionelle (von den klas
sischen Imperialismustheorien hypostasierte) Formen der Austragung der
ökonomischen und politischen Konkurrenz zwischenden entwickelten kapi
talistischen Staaten außer Kraft gesetzt haben. Andererseits folgt daraus
nicht, daß der Nationalstaat zu einer historisch anachronistischen Form
degradiert worden ist Es ist gerade die widersprüchliche Anpassung der
Produktionsverhältnisse als auch des Regulierungstyps der Klassenbeziehun
gen in den kapitalistischen Nationen selbst, die - im Ergebnis von politi
schen, sozialen und ideologischen Auseinandersetzungen - den je konkreten
IVpusder staatlichen Intervention flxiert. Insofern hat sich trotz der tenden
ziellen Abwertung von bestimmten Fünktionen staatlicher Souveränität in
folge der Globalisierungsprozesse nichts an der Vermittlungsfunktion des
Staates zwischen der Nation (als dem territorial begrenzten Raum, in dem
die Produktionsverhältnisse wie das System der Klassenbeziehungen stets
schon politisch reguliert sind) und dem Weltmarkt wie dem Machtsystem der
internationalen Politik verändert.

Wenn wir einige der zentralen Bereiche rekapitulieren, in denen sich seit
der Mitte der 70er Jahre die wichtigsten Veränderungen der weltwirtschaftli
chen und -politischen Strukturen manifestieren, so läßt sich diese These über
die veränderte, gleichwohl nicht aufgehobene Vermittlungsfunktion des Na
tionalstaates empirisch illustrieren:
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• Die Verschuldungskrise - vorallem in Lateinamerika - ist einerseits ein
Ergebnis der Globalisierung der Finanzmärkte sowie - aufSeiten der Ent
wicklungsländer - eines steigenden Kreditbedarfes fflr die Finanzierung der
Strategien derimportsubstituierenden Industrialisierung. Indem Maße frei
lich,wiedieseStrategienscheiterten und dieseLänder mehr und mehr unter
dem - über den IWF exekutierten - Druck des Schuldenmanagements gerie
ten,mußtendie nationalenRegierungen sichder nachgerade hoffnungslosen
Aufgabe widmen, diesen Druck zum einen zu erleichtem (durch Umschul-
dungsmaßnahmen bzw. durch partielle Entschuldung) und zum anderen
durch eine rigorose Austeritätspolitik nach innen die Inflation sowie die
Staatsverschuldung zubremsen bzw. abzubauen unddabei eineweitere Ein
schränkung dersozialpolitischen Regulationsfunktionen desNationalstaates
angesichts von zunehmendem Massenelend, Kriminalität und Marginalisie-
rung in Kauf zu nehmen.
• Vollends offenkundig wirddie herausragende RolledesStaatesin den sog.
„neu industrialisierten Ländern" Ostasiens,die erfolgreich (wiees scheint)
eineStrategie derweltmarktorientierten Industrialisierungverfolgen. Zumal
am Beispiel Südkoreas ließesich zeigen, daß dieautoritäre Diktatur, diesich
aufdieGewaltpotentialevon Armee und Polizei sowieaufdiepolitische und
militärische Abhängigkeit von den USAstützt, mit dem Aufbau moderner
Produktionsstrukturen Hand in Hand gehen. Orthodoxe Neoliberale im
Westen haben daher - im Vergleich zwischen der Bedeutung des europäi
schen Absolutismus für die Entwicklungdes Kapitalismus und dem Sprung
der ostasiatischen „Tiger" - schon als allgemeine ^^hhrheit verkündet, daß
letztlich nur der starke, autoritäre Staat die politischenRahmenbedingungen
fürdiekapitalistische Entwicklung und deren Integration indenWeltmarkt
schaffen könne.

• Für die „realsozialistischen" Systeme gilt natürlich in besonderem Maße,
daß der Staat gleichsam zum Schnittpunkt aller ökonomischen und politi
schen Prozesse, dann auch der Krise und des Verfalls geworden war. Die
These von der Erosion des staatlichen Machtpotentials könnte also gerade
hier eine Bestätigung erfahren. Gleichwohl zeigtdie bisherige Entwicklung
in Ost-undMitteleuropa, daßder Aufbau einesneuenStaates,der miteinem
Aufleben des Nationalismus - als einer Art Befreiungsideologie, die den
Verfall der sowjetischen bzw. der russischen Vorherrschaft feiert-verbunden
ist, zum beherrschenden Thema der kommenden Jahre werden wird. Dabei
geht es nicht allein um das System der demokratischen Institutionen und
deren Fünktionsfähigkeit. Diese wird vielmehr in wachsendem Maße daran
gemessen werden, wieder neue, demokratische Nationalstaat auf die durch
den Übergang zurMarktwirtschaft sowie durch dieÖffnung zum Weltmarkt
zunächst noch verschärften sozialen Probleme reagieren wird.
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• Innerhalbder IViade der entwickelten kapitalistischen Länder ist die Re
aktionaufdieKrisenprozesse der70erundderfrühen 80erJahre keineswegs
nach einem einheitlichen Muster verlaufen. Robert W. Cox unterscheidet
dabei zwei Entwicklungsvarianten (vgl. dazu auch Huffschmid, 1986, und
Jung, 1986), die ihrerseits dieStaatstätigkeit mit den jeweiligen hegemonia-
len Block-Formationen verbinden. „Die eine wird durch die konfrontative
Ihktik des Thatcherismus in Großbritannien und des Reaganismus in den
USA exemplifiziert, die darauf gerichtet ist, die innereren Hindemisse des
ökonomischen Liberalismus zu beseitigen; die andere durch einen eher auf
einem Konsensus basierenden Anpassungsprozeß wie in Japan, West
deutschland und in einigenkleineren europäischen Ländern" (Cox, 1987, S.
285/6). Andere Autoren haben die Veränderungen in der Gesamtposition
konkurrierender imperialistischer Länder in der Weltwirtschaft auf die un
gleiche Entwicklung undBetonung der innerenKomponenten des „imperia
listischenStaates" zurückgeführt. Wihrend in den USAseit den späten 70er
Jahren dessen militärische und ideologische Komponenten ausgebaut wur
den, haben Japan und die BRD dessen „ökonomische Agenturen" gestärkt
(Petras/Morley,1989).

Daraus ergeben sich wiederum unterschiedliche Konstellationen in den
Klassenbeziehungen, lehrend die „hyperliberale" Strategie auf die Zer
schlagung des wohlfahrtsstaatlichen Klassenkompromisses der Nachkriegs
epochezielt, hat die „staatskapitalistische" Strategie (Cox) weiterhinaufder
LinieeinesStaatsinterventionismus operiert,der einerseitsdie innerenöko
nomischen und wissenschaftlich-technischen Voraussetzungen für die Welt
marktexpansion des Kapitals verbessern soll, andererseits Elemente dieses
Klassenkompromisses bewahrt, d. h. vor allem aufeinen staatlichen Frontal
angriff auf die Gewerkschaften verzichtet. So wird auch der neue „Moderni
sierungskompromiß" zwischen Kapital und Arbeit, der sich in den 80er
Jahren in den meisten Mitgliedstaaten der EG (mit AusnahmeGroßbritan
niens) gefestigt hat, durch den Staat als dem Vermittler des „politischen
Ihusches" organisiert Die Gewerkschaften - auch deren linker Flügel -
akzeptieren den „Sachzwang Weltmarkt", demzufolge die nationale bzw.
sektorale Wettbewerbsfähigkeit durch die Einführung neuer Ibchnologien
bei gleichzeitigerFlexibilisierung der Arbeitsorganisation und -zeit verbes
sert werden muß. Zugleich sind sie bereit, auf „übermäßige" Lohnforderun
gen zu verzichten und zur „Zähmung" der Streikaktivität beizutragen. Auf
der anderen Seite erwarten sie von Unternehmern und Staat Gegenleistun
gen - zumindest für die in „Normalarbeitsverhältnissen" Beschäftigten - z.
B. in der Form von Arbeitszeitverkürzungen und/oder staatlichen Reform
maßnahmen aufdemFeldeder Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik, der
Bildungs- und der Steuerpolitik (vgl. Deppe, 1990b, S.42).
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• Schließlich bedeutet die deutsche Einigung im Gefolge des Zusammen
bruchs der DDR einen für die europäische Nachkriegsgeschichte geradezu
beispiellosen Vorgang derstaatlichen Neubildung unddesnationalenMacht
zuwachses,den dieser mit sich bringt. Das geeinte Deutschland hat im Jahre
1990 alle Beschränkungen seiner Souveränität abgeschüttelt, die ihm nach
1945auferlegt wurden. Die Politik des Anschlusses, die die Regierung der
BRD seit Anfang 1990betrieb, mag- im Blickauf die Rolle des Bundeskanz
lers Helmut Kohl - als „staatsmännische Meisterleistung" ä la Bismarck
bewundert oder als eine moderne Variante imperialistischer Annexionspoli
tik kritisiert werden. Auf jeden Fall offenbarte sie einen weiten Handlungs
spielraum der Bonner Regierungspolitik, die Machtentscheidungen auto
nom vollzog und ihren Verbündeten in der EG und in der NATO, vor allem
auchder sowjetischen FührungdenZwangzumNachvolizug dieserEntschei
dungen vorgab. Ralf Dahrendorf hat diese Dimension der Vereinigung tref
fend zusammengefaßt: „Das Deutschland, das 1990 entsteht, ist kein Provi
sorium mehr, sondern ein richtiger Nationalstaat" (Dahrendorf, 1990, S.
824).

Daß die „rasend schnellen Umwälzungender letzten Zeit" in Europa für
die internationalen Machtverhältnisse die Bedeutung der ßihigkeit des Staa
tes, die Ressourcen des kollektiven Handelns für außenpolitische Zwecke
zum rechten Zeitpunkt zu mobilisieren und geschickteinzusetzen, aufgewer
tet haben, illustriert Stanley Hoffmann am Beispielder Politik des deutschen
Bundeskanzlers Helmut Kohls. „Whs bei der Führung Kohls besonders auf
fällt, ist sein Entschluß, aus der deutschen Einheit eine Ftage allein für die
Deutschen zu machen und dementsprechend zu handeln. Alle entscheiden
den Initativen sind von Bonn ausgegangen. Die Europäische Gemeinschaft
(EG) war nicht konsultiert worden, obwohl die Aufnahme der DDR aufden
Eintritt eines 13. Mitglieds in die Gemeinschaft hinausläuft; Brüssel wurde
nicht einmal immer auf dem laufenden gehalten". Kohl hat auch bei seinen
Zugeständnissen an die Sowjetunion und die westlichen Partner in der EG
und der NATO stets „derart... gehandelt, diese Richtungen als eine souve
räne deutsche Entscheidung hinzustellen, nicht als einen von einer Koalition
verschiedener Nationen auferlegten Zwang, nicht einmal als eine kollektive
Option dieser Nationen" (Hoffmann, 1990b, S. 596).

Robert W. Hicker hat aus amerikanischer Sicht die Erweiterung der
Macht und des außenpolitischen Handlungsspielraumes des neuen, deut
schen Staates als den bedeutsamsten Faktor in der Auflösung der Machtba-
lance des Kalten Krieges bezeichnet: „Die Einzigartigkeit der veränderten
Position Deutschlands besteht gerade darin, daß sie nicht allein die Perspek
tive einer erheblich größeren Handlungsfreiheit enthält, sondern zugleich
die Freiheit bedeutet, nunmehr eine expansionistische Außenpolitik im Na-
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men jener grundlegenden Prinzipien der Legitimität zu betreiben, aufdenen
die Nachkriegsordnung begründet war. Dies ist eindeutig gewiß im Fall der
Wiedervereinigung selbst; denn diese bedeutet ja nichts anderes als die Ver
wirklichung der jahrzehntelangen westlichen Verpflichtung aufdas Selbstbe
stimmungsrecht der Deutschen. Dies trifft jedoch ebenso aufeine Politik zu,
die mit großer Wihrscheinlichkeit zu einer ökonomischen Vormachtstellung
Deutschlands über die Staaten Ost- und Mitteleuropas führen wird. Die
Instrumente, mit denen diese Vorherrschaft erreicht werden wird, sind seit
langem als völlig legitim anerkannt Sie würden nämlich angewandt, um
Ziele zu erreichen - ökonomisches Wichstum und Entwicklung -, die von
diesen Staaten gierig angestrebt werden" (Ibcker, 1990, S. 97/98). Die - von
Dahrendorf so genannte - „Schlüsselfrage", ob dieser europäische Prozeß
der Restituierung von nationalstaatlicher Macht und Autonomie in einen
übergreifenden Prozeß a) der Beschleunigung der westeuropäischen,'politi-
schen Union im Rahmen des EG und damit des Souveränitätsverzichtes der

beteiligten Staaten, und b) der Wiedervereinigung Europas eingebunden
werden kann, muß zum Beginn der 90er Jahre als eine „offene Frage" ange
sehen werden (Dahrendorf, 1990, S. 832).

Diegegenwärtige Epoche des Übergangs zeichnet sich also dadurch aus,
daß einerseits Strukturen der internationalen Vergesellschaftung entstanden
sind, die die relevanten Akteure auf dem Felde der internationalen Politik
und Wirtschaft (Staaten, Unternehmen, internationale Organisationen) da
zu zwingen, ihre Interessen nicht nach dem Vorbild der klassischen, imperia
listischen Gewaltpolitik (wohlgemerkt: in bezug auf die Beziehungen zwi
schen den entwickelten Impitalistischen Staaten), sondern eher unter Be
rücksichtigung von transnationalen Interdependenzverhältnissen zu definie
ren. Diese haben ihrerseits gemeinsame „Sicherheitsinteressen" (freier Welt
handel, Sicherheit der monetären Beziehungen und der internationalen Fi
nanzmärkte, Sicherung der Rohstoffquellen, möglichst störungsfreies Funk
tionieren ^obaler Kommunikationsnetze sowie der Hansportsysteme,
TVansfer wissenschaftlicher Erkenntnisse u. a. m.) und damit auch eine Ent
wertung von klassischen Rinktionsbereichen nationalstaatlicher Souveräni
tät hervorgebracht Diese Sicherheitsinteressen, die vor allem von den inter
nationalen Konzemen reklamiert werden, haben sich tendenziell von den
militärischen Sicherungsfunktionen internationaler Machtverhältnisse abge
löst. Gleichwohl haben sie sich im Kontext von Machtstrukturen des interna

tionalen Systems entwickelt, die durch die als „Sicherheitsschirm" wirkenden
atomaren Potentiale der „Supermächte" charakterisiert waren. In diesen
Konstellationen wirkte jene - vor allem in den USA als paradox beklagte -
Logikder ungleichen Entwicklung,die den Abstieg der USAals hegemoniale
Wirtschaftsmacht und den Aufstieg von Japan und Deutschland eingeleitet
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hat „Japan erobert Amerika nicht mit Wißen, sondern mit Geld" (Bü-
scher/Homann, 1990, S. 7).

Auf der anderen Seite versagen alle diejenigen Theorien im Begriff der
Realität, die die neuen Sicherheitsstrukturen in der Perspektive einer Entna
tionalisierungoder garder Ent-Machtungder internationalen Politikdeuten
wollen. Die Rede von den allgemeinen „Menschheitsinteressen", die nun
mehr an die Stelle der antagonistischen Klassen- bzw. Systeminteressen
getreten seien,verhüllt nur dürftigdas Interesseder derzeitigen Führungder
UdSSR an einem innen- und außenpolitischen Systemwandel, der mit dem
Zusammenbruch des sozialistischen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems
im Innern die Sowjetunion nicht länger als den Gegner, sondern als den
Partner der „Ersten Welt" anerkannt wissen will. Dabei läßt gerade die tiefe
Staatskrise in der Sowjetunion erkennen, in welch hohem Maße die außen
politische Handlungsfähigkeit eines Staates verfällt, wenn gleichzeitig die
Verfügung über die inneren Machtressourcen zerbricht. Selbst am Beispiel
der Krise der „realsozialistischen" Systeme läßt sich also die Erkenntnis
gewinnen, daß der Nationalstaat nach wievor der entscheidendeAkteur im
System der internationalenMachtbeziehungen geblieben ist.Zwaristes nach
der Auflösung der relativ klaren Strukturen der Nachkriegsordnung („K^-
nes zu Hause, Adam Smith draußen") schwieriger geworden, die Beziehun
gen zwischen Nationalstaat und Weltmarktpräzisezu bestimmen (Strange,
1988, S. 233).Dennochhat unsereAnalyse ergeben,daßsich die Anpassung
der ökonomischen Strukturen an die Zwänge der Weltmarktkonkurrenz
jeweils überdieStaatstätigkeit vermittelt, die ihrerseits aufdieProduktions
verhältnissesowieauf den jeweiligen Typus der Regulierung der Klassenbe
ziehungen in den Staaten ("hegemoniale Blockbildung") bezogen ist.

Der Nationalstaat übt nicht nur auf dem Gebiet der Sicherheits- und
Militärpolitik, sondern auch im Bereichder Wirtschafts- und Finanzpolitik
- bis hin zur Außenwirtschafts- und ^Währungspolitik - zentrale Fünktionen
aus. Diese haben zwischen der Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit der
Nationalökonomie und dem „Sachzwang" des Weltmarktes zu vermitteln .
Dabei sind gerade im Hinblick auf die Bedeutung der Hochtechnologie-Sek
toren für die internationale Konkurrenzfähigkeit im vergangenen Jahrzehnt
Entscheidungen und Investitionen in den Bereichen der IW^ssenschafts- und
Bildungspolitik, der Infrastnikturpolitik und selbst der Kulturpolitik immer
wichtiger geworden. Schließlich ist der Nationalstaat auch die Arena für den
Abschluß der „Sozialkontrakte" geblieben. In allen kapitalistischen Indu
striestaaten spielt bei Wahlentscheidungen die tatsächliche oder vermeintli
che Verantwortung der jeweiligen Regierungen - bzw. des „Blocks an der
Macht" - für Wirtschaftswachstum, soziale Sicherheit und Wohlstand nach
wie vor eine entscheidende Rolle.
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Daher ist der Nationalstaat nicht nur „einstweilen... Garant der Bärger
rechte" (Dahrendorf, 1990, S. 833), sondern zugleich Arena der gesellschafts
politischen Auseinandersetzungen um die verschiedenen Entwicklungsva
rianten (Deregulierung-Reregulierung), die auch unter den Bedingungen
zunehmender internationaler Verflechtung möglich sind und in denen sich
letztlich gegensätzliche, gesellschaftliche Interessen manifestieren. Zweifel
los geht vom „Sachzwang Weltmarkt" ein Modemisierungsdruck aus, der
sowohl durch die Investitionsstrategien des Kapitals als auch durch die Re
gierungspolitik und das Handeln der relevanten gesellschaftlichen Gruppen
und Organisationen umgesetzt wird. Dennoch wird letztlich im Resultat von
gesellschaftlichen und politischen Kämpfen darüber entschieden, wie die
nationale Politik auf diesen externen Druck reagiert. Welche Maßnahmen
ergriffen werden, um das Lebensniveau der Lohnabhängigen zu sichern und
zu verbessern, um die Massenarbeitslosigkeit und die Armut zu bekämpfen,
um wesentliche Elemente des Sozialstaaies zu bewahren, um die gesellschaft
liche Infrastruktur zu entwickeln und Programme des ökologischen Umbaus
anzugehen; ob demokratische Rechte und Partizpationsformen in Wirtschaft
und Gesellschaft ausgebaut werden; ob die Außen- und Außenwirtschaftspo
litik auf friedliche Kooperation, Abrüstung und Solidarität mit der „Dritten
Welt"gerichtet ist - alle diese Entscheidungensind letztlich nicht allein der
externen Sachgesetzlichkeit des Weltmarktes unterworfen, sondern an die
Auseinandersetzungen zwischen dem neoliberalen bzw. neokonservativen
Block und einem neuen, progressiven „historischen Block" (Cox, 1987, S.
390)gebunden.

Mit dem Hinweis auf die politische Bedeutung der Arena des National
staates im internationalen System wird zwar die Relevanz von Akteuren und
Institutionen thematisiert; gleichwohl vermag eine solche handlungstheore
tisch orientierte Perspektive noch keinen Aufschluß darüber zu vermitteln,
welche Strukturen und Prozesse in ihrem V^ndel die Handlungsbedingungen
und -ziele dieser Akteure determinieren. Für diese Handlungsbezüge ist die
Dynamik der ungleichen Entwicklung entscheidend geblieben. Die Antriebs
kräfte für die Veränderung von Machtstrukturen des internationalen Systems
resultieren zum einen aus der über den Weltmarkt vermittelten ungleichen
Entwicklung der ökonomischen, technischen, wissenschaftlichen Machtpo
tentiale, die ihrerseits den Gesetzmäßigkeiten der Kapitalakkumulation
folgt. Die Dynamik der ungleichen Entwicklung entscheidet letztlich dar
über, wie in weltwirtschaftlichen Krisen- und Stagnationsperioden die An
passungsstrategien des international operierenden Kapitals und die politi
schen Strategien der Nationalstaaten eingesetzt werden, um die „Kosten"
solcher Krisen (Kapitalentwertung, Verlust von Marktanteilen, soziale Pro
bleme im eigenen Lande) möglichst gering zu halten. In weltwirtschaftlichen
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'W^chstumsperioden hingegen bewegt sich die internationale Konkurrenz
(als die Bewegungsform der ungleichen Entwicklung) wesentlich um die
Festigung bzw. den Ausbau von Machtpositionen der „dominanten Ökono
mien". Dabei haben in den 80er Jahren vor allem die Dienstleistungsinvesti
tionen sowie das internationale Geld- und Kreditgeschäft erheblich an Be
deutung gewonnen. Diedominante Ökonomie erobert nicht nur ausländi
sche Märkte, sondern stellt als „Gläubigemation" zugleichKreditgeldfür die
schwächeren Ökonomien zur Verfügung. Diese Strategien sind - wie wir
gesehen haben - allerdings nur unter der Voraussetzung möglich undeffek
tiv, daß sie durch eine nationalstaatliche Politik der weltmarktorientierten
Modernisierung unterstützt werden, die zugleich in dasSystem der Regulie
rung der Klassenbeziehungen in den Staaten selbst eingreift.

Da aber diese Dynamik von Machtveränderungen in den Beziehungen
von dominanten undabhängigen Ökonomien durchdie Gesetze der Profit
produktion abgetrieben wird, ist es unvermeidlich, daß der politische Kon
flikt um diese Machtveränderungen immerwiederin den Zyklusvon Wachs
tums-und Stagnations- bzw. Krisenperioden in der Weltökonomie einbezo
genwird unddaß in letzter Instanz in Krisenperioden - schließlich auchmit
dem Mittel der direkten politischen Gewalt - über den Aufbau bzw. die
Sicherung neuer Hegemonialordnungen entschieden wird. Wenn aber die
Verselbständigung der internationalen Finanzmärkte (und darin einge
schlossen: die Verselbständigung der spekulativen Geldvermehrung als
Wachstumsquelle) alseinwesentliches Merkmal des internationalen Kapita
lismus der ^er Jahre gelten kann („Kasinokapitalismus"), so würden denn
auch die Krisen, die seit der Schuldenkrise der „Dritten Welt" die internatio
nalen Finanzmärkte erfaßt haben, als die „Sturmvögel" der allgemeinen
Weltmarktkrise zu betrachten sein - vor allem dann, wenn der Zusammen
bruch der spekulativen Finanzgeschäfte (Aktienkurse, Immobilienpreise,
Geldgeschäfteusw.) mit einer rezessiven Ibndenz im Zyklusder Weltmarkt
produktion zusammenfiele und dabei die ungleiche Entwicklung dieser Pro
zesse - etwa im Vergleich zwischen den USA und Grobritannien auf der
einen und Japan und Deutschland auf der anderen Seite - zugleich den
Übergangin eine Periodeoffenerhegemonialer Konkurrenzeinleitenwürde.

Die neoliberale, angebotsorientierte Wirtschaftspolitik, die in erster Li
nie auf eine Liberalisierung der Finanzmärkte setze, würde so - wie K. G.
Zinn bemerkt hat - selbst noch als Beförderer dieser Krise gewirkt haben.
„Die Umschichtung von den Sachanlage- in die Finanzanlageinvestitionen
seit den 70er Jahren wurde weltweit kritisch registriert, aber die angebots
orientierte Wirtschaftspolitik hat - mit länderspezißschen Unterschieden -
diesen H-end noch verstärkt; nicht zuletzt gilt dies etwa für Deregulierungs
maßnahmen auf den Finanzmärkten und die daraus resultierenden 'Finan-
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Zinnovationen'. Von den Kritikern wurde diese Expansion des unprodukti
ven 'Kasinokapitalismus' als eine Fblge antikeynesianischer Strömungen in
derWirtschaftspolitik gedeutet; dieVernachlässigung derNachfrageaspekte
schwächte die Anreize für Investitionen in neuesSachkapita], so daß häufig
keine andere Alternative blieb,als Liquidität in Finanzanlagen zu lenken"
(Zinn, 1990,S. 752).

Die Dynamik der ungleichen Entwicklung wirkt freilich keineswegs aus
schließlich in der Veränderung von Machtbeziehungen zwischen den Ent
wicklungszentren der kapitalistischen Weltökonomie. Diese Achse ist im
Blick auf die Entwicklungsperspektiven der Weltpolitik in der Periode des
Zusammenbruchs des „realen Sozialismus" und des Endes des Kalten Krie
ges zweifellos dominant; denn die Bildung neuer hegemonialer Ordnungen
wird nicht zwischen den schwachen, sondern zwischen den starken Akteuren
in der Weltwirtschaft und -politikausgetragen und entschieden.Gleichwohl
wirkt die ungleiche (disporportionale) Entwicklung auch in den sozialöko
nomischen Binnenstrukturen der entwickelten kapitalistischen Staaten
selbst (sektorale und regionale Disproportionen, soziale Ungleichheit, Ar
beitslosigkeit, Marginalisicrung, Spaltung und Segmentierungder Arbeiter
klasse) und reproduziert auf diese Weisestets Voraussetzungen für die Fä
higkeit zur Kontrolle stabiler hegemonialer Ordnungen im internationalen
System. Schließlich manifestiert sich die ungleiche Entwicklung auch in der
Spaltungzwischen kapitalistischen Zentren und Peripherie,zwischen armen
und reichen Nationen sowiein der Erzeugungglobaler,ökologischer Risiko
lagen, deren Bearbeitung und Lösung gleichsam quer zu den traditionellen
Formen und Instrumenten nationaler und internationaler Politik liegen.

Es ist letztlich diese Komplexität von Widerspruchs- und Konfliktforma
tionen, die - eingebettet in den Wirkungszusammenhangdes weltwirtschaft
lichen Konjunkturzyklus - die Auseinandersetzungen um die neuen hegemo-
nialen Ordnungen bestimmen wird. Zugleich wird sie darüber entscheiden,
ob aufgrund der Interdependenzverhältnisse gemeinsame Interessen und
Ziele an der Stabilisierungeiner „multipolaren Ordnung" obsiegen werden,
oder ob aufgrund einer krisenhaften Zuspitzung der internationalen Kon
kurrenzverhältnisse auf die Instrumente der klassischenMachtsicherung, auf
die militärische Gewalt- und Drohpotentiale, zurückgegriffen wird, um der
drohenden „Anarchie" in den internationalen Beziehungen ein Ende zu
bereiten. Bis zum Jahre 1989 wurde noch unterstellt, daß das Fortbestehen
der Systemkonkurrenz eine disziplinierende Wirkung auf die Beziehungen
zwischenden führenden kapitalistischen Mächten ausübte. Diese Bedingung
ist inzwischen entfallen. Die externen Determinanten der ungleichen Ent
wicklung, die mit der Existenz und dem militärischen Machtpotential des
sozialistischen Staatensystems verbunden waren und die das Fundament für
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die militärische Vorherrschaft der USA im westlichen Bündnissystem bilde
ten, haben sich demzufolge aufgelöst; und dieser Prozeß hat zugleich den
inneren IViebkräften der ungleichen Entwicklung für die Zukunft eine höhe
re Wirkungsmacht verliehen.

3.5. Exkurs: Die Dynamik des kapitalistischen Weltsystems und
die Krise des „Realsozialismus".

Die historische und sozialwissenschaftliche Forschung wird sich in den kom
menden Jahren nochgründlich und kontrovers mit den Ursachen des Schei
terns des mit der russischen Oktoberrevolution des Jahres 1917 praktisch
gewordenen sozialistischen Experiments zu beschäftigen haben. Hier soll
nun nicht der Versuch unternommen werden, die verschiedenen ,Anstrcn-
gungen,den vorläufigen Endsiegdes Kapitalismus zu begreifen" (Fülberth,
1991), oder auch die vielfältigen Deutungsmuster für den Zusammenbruch
des Sozialismus des sowjetischen Typs (Habermas, 1990, S. 181 ff.) zu reka
pitulieren. Vielmehr geht es an dieser Stelle in erster Linie darum, einige
Aspekte des inneren Zusammenhangs zwischen der krisenhaften Dynamik
des kapitalistischen Weltsystems und der Stagnation, der Kriseund schließ
lich dem Zusammenbruch der realsozialistischen Systeme zu beleuchten.

Dabei gibt es - oberflächlich betrachtet - in den 7oer Jahren eine durch
aus paradoxeBeziehungskonstellation. Bisetwa Mitte der 70er Jahre hatte
es den Anschein, daß über die Weltmarktkrisen, die tiefe Krise der USA, die
Klassenkämpfe in Europasowiedie Erfolgeder antiimperialistischen Befrei
ungsbewegungen in der Dritten Welt (vgl. Abschnitt 2.3.) die historischen
Grenzen kapitalistischer Herrschafts- und Machtverhältnisse konkret wer
den. Demgegenüber schien das sozialistische Staatensystem in eine Entwick
lungsphase der inneren Konsolidierung und der internationalen Machtex
pansion eingetreten zu sein. Die Sowjetunion war zur international aner
kannten, zweiten Weltmacht aufgestiegen; die Entspannungspolitik signali
sierte, daß diese gesteigerte Macht zum Abbau der Spannungen zwischenden
Supermächten und der Blöcke eingesetzt wurde; der KSZE-Prozeß konkre
tisierte diese Entwicklung (auch im Gefolge der „neuen Ostpolitik" der
Regierung der BRD) für Europa und deutete die zunehmende Bereitschaft
zu inneren politischen und ökonomischen Reformen in den realsozialisti
schen Staaten an. Die wirtschafts- und politikwissenschaftliche Literatur
dieser Jahre hob die wirtschaftlichen Entwicklungserfolge der planwirt
schaftlichen Systeme hervor und prognostizierte - unter dem Einfluß der
Modernisierungs- bzw. Konvergenztheorien - „eine derart tiefgehende An-
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näherung von kapitalistisch und sozialistischorganisierten hoch-industriaii-
sierten Gesellschaften,daß deren Antagonismusmehr und mehr verschwin
det" (von Bredow, 1974,S. 147).

A^hrend aber seit der zweiten Hälfte der 70er Jahre innerhalb der Zen-

tren\ler kapitalistischen Welt eine Reorganisation der Produktionsverhält
nisse,also eine durch die Kriseder Kapitalverwertung und durch den sozia
len und politischen Druck der Klassenauseinandersetzungen erzwungene
„Reinigung" sich vollzog,verdichteten sich innerhalb des realsozialistischen
Systems Erscheinungen der Stagnation, der Krise und der „Machtüberdeh
nung" (vor allem der Sowjetunion). In den Zentren des Kapitalismus wurde
die Bewältigung der informationellen (aufder Mikroelektronik beruhenden)
Produktivkraftrevolution im Kontext des Weltmarktes, aber auch die Krise
der politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung zur entscheiden
den Bedingung (dann auch zum Resultat) der neokonservativen Hegemonie
sowie des \\ächstums:grklus der 8GerJahre. In den RGW-Staaten hingegen
fiel das Wirtschaftswachstum dramatisch ab, die Versorgungsprobleme mit
landwirtschaftlichen und industriellen Erzeugnissen sowie mit Dienstlei
stungen nahmen zu, das Zurückbleiben der Produktivität - vor allem in der
Industrie - deutete zusammen mit dem sinkenden Anteil der Erneuerungs
investitionen auf einen wachsenden Modernisierungsrückstand hin (vgl. Seg-
bers, 1989;Mandel, 1989;Saslawskaja,1989;Höhmann, 1990;Conert, 1990).

Mit dem Beginn der polnischen Krise und der abenteuerlichen Afghani
stan-Intervention der sowjetischen Armee wurden zugleich die Symptome
des politischen Machtverfalls erkennbar. In Polen gelang es auch nicht mehr
durch eine Militärdiktatur, den Sieg der antikommunistischen, katholischen
Solidarnocs-Bewegung und damit die Einleitung des Wandels in anderen
RGW-Staaten zu blockieren; das Afghanistan-Abenteuer schadete nicht nur
dem internationalen Ansehen der Sowjetunion (vor allem in der Dritten
Welt),sondern erzwang auch die für die politische und militärische Führung
der Sowjetunion bittere und teure Erkenntnis, daß der Krieg gegen die vom
Westen, aber auch von den islamischen Fundamentalisten (im Iran und in
Pakistan) unterstützen antikommunistischen Widerstandskämpfer nicht zu
gewinnen war. Ab 1985wurde unter der Führung von Gorbatschow die tiefe
ökonomische, politische und moralische Krise des Sozialismus, die Erschöp
fung des alten sowjetischen Modells und seiner Deformationen, zum zentra
len Gegenstand der innen- und außenpolitischen Reformdiskurse, die zu
nächst weltweit große Hoffnungen auf eine Erneuerung des Sozialismus
auslösten (Haug, 1989; Klein 1988; Huffschmid/Jung 1988).

Seit der Oktoberrevolution des Jahres 1917stand der zum Staat geworde
ne Sozialismus - zunächst in der großen, aber isolierten Sowjetunion - unter
einem doppelten Druck des kapitalistischen Weltsystems. Von den Interven-
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tionskriegen imGefolge der Oktoberrevolution überdiedeutsch-japanische
Aggression imzweiten WeltkriegbiszurUS-amerikanischen RoU-Back-Stra-
tegieseit 1947 bildete die militärisch-politische Bedrohung gleichsam eine
geschichtliche Konstante, die den Primat desmilitärischen Sicherheits- und
Überlebensdenkens in der Sowjetunion (allgemeiner: bei den regierenden,
kommunistischen Führungsgruppen) gestützt hatte. Dazu kam, daß auch in
Ländern der Dritten WeltErfolgevon sozialistischenKräften und Bewegun
gen in der Regel nur nach langen und entbehrungsreichen Kriegen und
Bürgerkriegen errungen wurden, beidenen inderPeriode desKalten Krieges
nicht allein Interventionen der alten Kolonialmächte Europas, später mehr
und mehr der USA, abgewehrt werden mußten, sondern auch militärische
und andere materielle Hilfeleistungen aus der Sowjetunion und anderen
sozialistischen Staaten zur Bedingung für solche Erfolge geworden waren.
Zum anderen bedeutete diese erzwungene Isolation der „belagerten Fe
stung", daß - wiederum zuerst in der Sowjetunion - aus eigener Kraft ein
Industrialisierungsprozeß sowie einAufbau vonInfrastrukturen (Kommuni
kation und Verkehr, Bildungs-und Gesundheitswesen,Kultur) in Gang ge
setzt werden mußte, der einerseits der von der politischen Führung definier
ten Priorität der militärischen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zu fol
gen hatte, andererseitsdemlangfristigen Ziel einer grundlegenden Verbesse
rung der materiellen Lebensbedingungen der Bevölkerung dieser Länder
dienen sollte.

Ob in der sowjetischen Geschichte - namentlich der 20er Jahre - andere
Optionen als die des Weges zumStalinismus möglich waren,oder ob schon
mit dem Versuch des Aufbaus des „Sozialismus in einem Lande", dazu noch
in einem Land der Peripherie des kapitalistischen Weltsystems, ein irrepara
bler „Geburtsfehler" eingetreten ist, der nicht nur folgenreiche Deformatio
nen, sondern auch letztlich die geringe Lebensdauer dieses Geschöpfes
gleichsamvorprogrammiert habe, kann hier nicht extensivüberprüft werden.
Immanuel Wallerstein hat sicher recht, wenn er einen unmittelbaren Zusam
menhangzwischen dem Versuch eines rückständigenLandes,durch Autarki-
sierung aus der kapitalistischen Weltwirtschaft auszusteigen, und dem
„IVend zum Einparteienstaat, zu einer merkantilistischen Politik des 'Sozia
lismus in einem Lande' und zur Umwandlung der Dritten Internationale zu
einem weltweiten Unterstützungssystem für den belagerten 'ersten sozialisti
schen Staat'" behauptet (Wallerstein, 1990,S. 130; vgl. auch Grieger, 1990;
Imbusch, 1990). Santiago Carillo hat - als er noch Generalsekretär der
Kommunistischen Partei Spaniens war und den „eurokommunistischen"
Weg seiner Partei begründete - im Rückblick auf die eigene Biographie
erläutert, warum es für die Kommunisten im Westen - sogar während des
spanischen Bürgerkrieges nach 1936- selbstverständlich war, diese belagerte
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„Festung" zu verteidigen: „In Rußland hatte die erste sozialistische Revolu
tion der Welt stattgefunden. Die wichtigste und für die Revolutionäre der
anderen Länder entscheidende Frage war lange die, daß diese Revolution
nicht zerschlagen wird. Die erste Aufgabe aller Revolutionäre bestand also
darin, die russische Revolution zu verteidigen. Wenn man jetzt sagt: 'Die
Kommunistische Internationale war das Instrument der Sowjetunion', ant
worte ich: 'Was ist daran so erstaunlich? Wär euch nicht klar, daß es unsere
erste Aufgabe war, den ersten Arbeiterstaat zu verteidigen?"(Carillo, 1975,
S. 75).

Nach 1945 - mit der Ausbildung des Systemgegensatzes im Zeichen des
Kalten Krieges - war die Sowjetunion enorm gestärkt. Jetzt etablierte sich
zwischen den Blöcken freilich eine Beziehungskonstellation, die Maiy Kal-
dor als „imaginären Krieg" charakterisiert hat. Es ging dabei nicht allein um
die Bedeutungder Rüstungsapparatefür den Selbstlaufder Abschreckungs
logik, sondern auch um die Durchdringung von Staat, Gesellschaft und
politischer Kultur durch die Regeln und Sanktionsnormen dieses „imaginä
ren Krieges". Beide Seiten führten tagtäglich diesen Krieg: „in militärischen
Obungen, Szenarios, Spionagespielen und einerfeindseligen Rhetorik; beide
Seiten verhielten sich so, als ob der zweite Weltkrieg nie zu Ende gegangen
sei. Und das hatte tiefgreifende Konsequenzen für das Funktionieren eines
jeden Systems... Der imaginäre Krieg erzeugte eine Kriegsatmosphäre, die
dazu benutzt werden konnte, die Ökonomie zu führen und soziale Kohäsion
zu erzeugen" (Kaldor, 1991, S. 19).

Für die sozialistischen Staaten - und insbesondere für die Sowjetunion -
sind die Konsequenzen des Kalten Krieges oftmals beschrieben worden. Paul
Kennedy (1989, S. 758) spricht von einem „grimmigen Dilemma ... Ohne
ihre massive militärische Stärke zählt die UdSSR nicht viel in der Welt, durch
ihre massive militärische Macht verunsichert sie die anderen und schadet

ihren wirtschaftlichen Aussichten". Die Systemkonkurrenz und der „imagi
näre Krieg" bedeuteten:
• Absorbtion eines - im Vergleich mit den kapitalistischen Industriestaaten
- überproportionalen Anteils an der gesellschaftlichen Wertschöpfung für
militärische Zwecke. Dieser geht der Modernisierung der Industrie und
Landwirtschaft verloren und bremst daher langfristig die Anhebung des
Lebensstandards der Bevölkerung. Angesichts der zunehmenden Bedeutung
der Elektronik und der Hochtechnologiesektoren zwang der Rüstungswett
lauf vor allem in den frühen 80er Jahren der Sowjetunion eine weitere
Konzentration von Ressourcen im militärischen Bereich auf, was dessen
Besonderung bzw.Abschottung (politisch und ökonomisch) gegenüber dem
zivilen Bereich noch verstärken mußte. Die innerhalb der Reagan-Admini
stration (vor allem bei den Planungen für das SDI-Projekt) einflußreiche
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These, „daß ein beschleunigtes technologisches Wettrüsten das sowjetische
System bis zum Zusammenbruch belasten würde" (Calleo, 1989, S. 119), also
die Strategie des „Ibtrüstens", war daher keineswegs unrealistisch.
• Primat eines außen- und innenpolitischen Sicherheitsdenkens, das von der
politischen Führung mit der „Bedrohung durch den Imperialismus" begrün
detwurde. Die„Wtchsamkeitskampagnen" derstalinistischen Ärawurden in
der Regel durch diese Beschwörung von Gefahren, die durch äußere und
innere Feinde drohen, legitimiert. Der „imaginäre Krieg" war insofern not
wendige Bedingung für die autoritäre Form des politischen Systems und das
starke Gewicht der Militär- und Sicherheitsapparate in diesem System.

Das Sicherheitssystem fungierte aber vor allem als Bremsmechanismus
für die Entwicklung der individuellen und gesellschaftlichen Produktivkräfte
und wirkte daher als mächtige Schranke gegen die dringend erforderliche
ökonomische und politische Modernisierung. Paul Kennedy hat an einem
Beispiel verdeutlicht, in welchem Ausmaß diese Modernisierung durch die
rigide politische Kontrolle des Informationssektors behindert wurde. „Wenn
heutzutage selbst dienstältesten Wissenschaftlern und Gelehrten in der So
wjetunion verboten wird, persönlich ein Kopiergerät zu benutzen (die Ko
pierabteilungen werden vom KGB besetzt), dann kann man sich kaum vor
stellen, wie sich dieses Land ohne beträchtliche Lockerung der Polizeikon
trolle und Zensur auf den weitverbreiteten Einsatz von Ibxtverarbeitungsge-
räten, vernetzten Computern und elektronischer Informationsübermittlung
zubewegen soll" (Kennedy, 1989, S. 731).

Diese - über die Militär- und Sicherheitsapparate internalisierten und
verfestigten - Zwänge mußten jedoch mehr und mehr mit dem seit
Chruschtschow (Ende der SOer Jahre erhobenen) Anspruch in Widerspruch
geraten, für die breiten Volksmassen das Lebensniveau in den entwickelten
kapitalistischen Staaten einzuholen oder sogar zu überholen. Die - wenn
auch stets unzureichende - Kopie des fordistischen Konsumtionsmodells
geriet nicht nur mitder partiellen Öffnung dersozialistischen Staaten Ost-
und Mitteleuropas im Gefolge der Entspannungspolitik der 70er Jahre, son
dern auch aufgrund der zunehmenden Tlansnationalisierung der Informa
tionsübermittlung und der Medienkulturen in die Defensive. Außerdem
mußte der Konsumismus, der aufgrund der Versorgungslücken sowie der
Devisenkorruption eine beständige Quelle der Unzufriedenheit, des Neides
sowie des persönlichen Bereicherungstriebes (im Rahmen des Mangels) ge
worden war, immer mehr in Widerspruch geraten zu den politisch-morali
schenNormen,mit denen die politischeFührungdie Speziflk einer kommu
nistischen Lebensweise und Moral zu begründen suchte.

Klaus Segbers hat für die sowjetische Gesellschaft der 7Ger Jahre diese
Such-und Fluchtbewegungen folgendermaßen zusammengefaßt:,Alkoholis-
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mus, Rauschgiftkonsum, Jugendbanden und -sekten wurdenalltäglich.Auch
die erwachsene Weltzogsichweiter zurück. Siegab am Arbeitsplatz und in
der Öffentlichkeit dem Staat, was ihm unbedingt zu geben war, suchte aber
diese Sphären zu meiden und dehnte die privaten Räume aus. 'Doppelden
ken' und 'Doppelsprache' wurden zum Massenverhalten. Die Soziologin
Zaslavskaja spricht für diese Zeit von einer 'Entfremdung der Werktätigen
von den gesellschaftlichen Zielen und Werten', was sie auf die ständigen
Abweichungenvom Gerechtigkeitsempfinden der Bevölkerungzurückführt"
(Segbers,1989,S. 184).

So hatte sich bis zur Mitte der 70er Jahre eine Konstellation herausgebil
det, in der zunächst noch - vor dem Hintergrund der Aufbauerfolge nach
1945 - eine gewisse Kohärenz zwischen den außenpolitischen Erfolgen des
Realsozialismus und seiner inneren sozialökonomischen Entwicklung be
stand. DieseKohärenzwurdejedoch aufgebrochen,als dieseSystememit der
Herausforderung konfrontiert wurden, sowohl die Erwartungen der Bevöl
kerungenalsauch die eigenePropaganda übereine qualitativeVerbesserung
der gesamtwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einzulösen. Der Übergang
von der extensiv zur intensiv erweiterten Reproduktion erforderte einen
Produktivitätssprung, der sowohl die Anwendung der neuen Ibchnologien
(also umfassendetechnologischeRationalisieningsmaßnahmen) als auch ei
ne höhere Arbeitsproduktivität und -motivation zur Voraussetzung haben
mußte. DerVersuch, dieses Problem durch dieÖffnung zum kapitalistischen
Weltmarkt zu lösen, verschärfte nur die Krise der realsozialistischen Systeme
(und erzeugte vor allem über das Anwachsen der Verschuldung bei westli
chen Staaten und Banken neue Abhängigkeiten). „Im Gefolge ihrer eigenen
wirtschaftlichen und damit zusammenhängenden politischen Probleme be
treiben die 'sozialistischen' Ökonomien der Sowjetunion und Osteuropas
eine Detente mit dem Westen..., um westliche Ibchnologie zu importieren,
wofür sie mit Exportgütern bezahlen, die sie mit billiger Arbeitskraft produ
zieren ... IVotz alledemwächst dieosteuropäischeundsowjetische Nachfrage
nach westlicher Ibchnologie so schnell, daß das Zahlungsbilanzdefizit und
die Verschuldung gegenüber dem Westen von 8 Milliarden US-Dollar im
Jahre 1972auf über 50Milliarden US-Dollar im Jahre 1978angewachsen ist"
(Frank, 1981, S. 25).

Ernest Mandel hat darauf aufmerksam gemacht, daß durch diesen Aus
tausch die Wirtschaftssysteme Ost- und Mitteleuropas selbst noch massiv in
den Wirkungszusammenhang der weltwirtschaftlichen Krisenprozesse der
70er und der frühen 80er Jahren einbezogen wurden. „Die lange Rezession
in den kapitalistischen Ländern hatte auch starke Rückwirkungen auf die
sowjetische Wirtschaft. Ihre Exportartikel (vor allem Erdöl, Gas, Holz und
Gold) waren heftigen Preisschwankungen unterworfen, so daß es oft an den
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notwendigen Mitteln für den Import von High-lbch-Produkten fehlte. Die
Rezession zwang den Imperialismus zugesteigerter Aufrüstung, was wieder
um den Druck auf die UdSSR verstärkte, viele für die wirtschaftliche Ent
wicklung verfügbaren Mittel bei Militärprojekten einzusetzen. Hier zeigt
sicheine gemeinsame, verschränkteKrisedesKapitalismus unddes bürokra
tischen Machtsystems" (Mandel, 1989, S. 29/30).

Wie immer auch die Geschichte des Realsozialismus seit 1917 - seine
„heroischen" Perioden und gewaltigenAufbauleistungenund sein schließli
cher Niedergang- im Kontextder globalenSystemkonkurrenz, also auch des
direkten und indirekten Drucks von selten der imperialistischen Zentren zu
begreifen ist, so wäre es doch eine schlechte Apologie, die letztlich entschei
denden Determinanten für seinen Zusammenmbruch in solchen exogenen
Wirkungskonstellationen festzumachen. Der Krisenzyklus der „staatssoziali
stischen Gesellschaften" wird in letztlich entscheidender Weise durch die -
wie Michael Brie hervorhebt - „staatszentralistische Monopolisierung der
gesellschaftlichen Produktiv-Kräfte" bestimmt. Vielleicht könnte - in einer
historischen Betrachtung - diese These dahingehend präzisiert werden, daß
die Krise und der schließliche Verfall dieser Systeme darin seine Ursache hat,
daß es in ihnen nicht gelang, die in der Periode der Revolution und der frühen
Aufbauphasen - von vielen anerkannte - notwendige Zentralisierung der
politischen Macht aufzulösen, in die Gesellschaft zurückzunehmen, d. h. in
eine neue Form der sozialistischen Demokratie zu überführen. „Das den
Staatssozialismus buchstäblich zersetzende Potential ihm eigentlich fremder
Verhältnisse, Lebens- und Denkweisen, Bedürfiiisse und Empfindungswei
sen entstand m. E aus der Ihtsache, daß die Versuche der dauerhaften Dyna
misierungdes staatssozialistischenSystems diesesentweder in einer Kme der
Stagnation oder in eine KrisederReformführen. Einerseits macht der Enthu
siasmus der Großen Revolutionen in Rußland und China und zugleich das
aus diesen Revolutionen hervorgegangene System der Konzentration und
Zentralisation aller gesellschaftlichen Ressourcen einen gigantischen Schub
der extensiven Aneignung der Errungenschaften des modernen Industriesy-
sytems,eines entwickelten Bildungssystems,der Urbanisierung usw.möglich.
Im gleichen Maße aber wird der Motor dieser Entwicklung zerstört, sobald
zutage tritt, daß diese Entwicklung eben gerade nicht zur sozialen Entwick
lung der sie tragenden Individuen, Betriebe und Regionen wird. Anstelle der
Entstehung einer entfalteten Struktur interessierter ökonomischer, politi
scher und geistiger Subjekte werden diese durch eben dieses bürokratische
System in 'Schräubchen' der Großen Maschine des sozialistischen Aufbaus
verwandelt. Passivität, Verantwortungslosigkeit, Konformismus, Schlampe
rei, Korruption sind unvermeidlich. Das System fängt an zu faulen und zu
stinken" (Brie, 1991, S. 69).
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Heinz Jung hat diesen grundlegenden >Mdeispruch der Fesselung der
gesellschaftlichen und individuellen Produktivkräfte und Bedürfhisse durch
das politische Systemals die wesentliche Ursache für die immer schwerer zu
lösenden sozialökonomischen Entwicklungsprobleme, aber auch der Legiti
mation der politischen Führungen bezeichnet. „Kommt es zur Übermacht
der politischen Zentrale, wie im Staatssozialismus oder auch in Entwick
lungsländern, dann können auf lange Dauer hohe Akkumulationsraten auf
Kosten der Löhne bzw. des Konsums durchgesetzt werden. Auf die Dauer
wird dadurch jedoch die individuelle Entwicklungsmöglichkeit, die wichtig
ste Produktivkraft, untergraben. Dies verschärft sich dann, wenn die Lohn-
und Konsumquote noch durch die Rüstung, durch Militär- und Sicherheits
apparate zusätzlich eingeschränkt wird... Führt im Staatssozialismus also in
der Konsequenz der starke Staat zur Untergrabung von Eigeninitiative und
Arbeitsmotivation und damit der Arbeitsintensität und -Produktivität wegen
zu niedriger Lohnquoten, dann folgt aus einer Schwächeperiode des Staates
umgekehrt eine Destabilisierung des ökonomischen ^stems, weil den Lohn
forderungen der Arbeiter voll nachgegeben werden muß, was zur rapiden
Reduzierung der Mehrarbeits- und Akkumulationsraten, in der unmittelba
ren Reaktion aber zuerst zu Inflation und leeren Läden führt... Die Erörte

rung dieser Aspekte zeigt eindeutig, daß eine Optimierung der ökonomi
schen Proportionen und Parameter im Sozialismusnicht nur die planerische
Fixierungverlangt, sondern die Verbindung von Zentralplanung und Demo
kratisierung. Gegenüber der bürokratisch-administrativen Vermittlung müß
te die demokratisch-administrative Vermittlung ökonomischer und sozialer
Gesetze zur Geltung kommen" (Jung, 1990,S. 256).
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4. Neue Weltordnungen

4.1. Der kurze IVaum vom „Neuen Denken"

Paul Kennedy gründet seine These Ober die geschichtliche Dynamik des
Au&tiegs und desNiedergangs der großenMächte, damitder Auflösung und
Neubildung vonweltpolitischen Hegemonialordnungen u. a. auf die „Thtsa-
ehe daß Aufstieg und Fall der verschiedenen Reiche und Staaten im
internationalen ^tem durch den Ausgang der bedeutendsten Kriege der
großen Mächtebestätigtwurden, in denen der Siegimmerder Seite mit den
größerenRessourcen zufiel". Das internationaleSystem ist unabhängig von
seiner historisch je spezifischen Machtstruktur bis in die Gegenwart„anar
chisch"geblieben- „dasheißt, es gibt keinegrößere Autorität alsdensouve
ränen, egoistischen Nationalstaat" (Kennedy, 1989, S. 650). Entgegen sol
chen realistisch-pessimistischen Bewertungen internationaler Politik hatte
in den letzten Jahren die Hoffnung auf einen grundlegenden Wandel in den
internationalen Beziehungen zugenommen. So hatte Richard Rosecrance
das Potential dieses Wandelsdarin gesehen, „daß der Nutzen von Handel und
internationaler Zusammenarbeit schon heute den Nutzen militärischer Kon
kurrenz und territorialer Ausdehnung bei weitem übersteigt" (Rosecrance,
1987, S.7). InderIVadition derklassischen Freihandelslehren des18. und19.
Jahrhunderts (A Smith.D. Ricardo,R. Cobdenu. a.,vgl. Bärtschi/Jacobsen,
1976, S. 102ff.) wirdhier - auf die Gegenwart bezogen- die Theseerneuert,
daß durch Freihandel der allgemeine Wohlstand und die ökonomische Ver
flechtung der Staaten soweitvorangetriebenwird,daß schließlich dem Krieg
alsdempolitischen Instrument der zwischenstaatlichen Konfliktbearbeitung
und Konkurrrenz der Boden entzogen werde.

DerSystemwandel,der sich mit der Auflösungdes Ost-West-Gegensatzes
und der Systemkonkurrenz als der bestimmenden Konfliktformation der
Weltpolitiknach 1945 vollzog, schiensolche Hoffnungen zu bestätigen,ja zu
beflügeln. Wie immerauch der Zusammenbruch der kommunistischen Herr
schaftssysteme in Mittel- und Osteuropa durch Massenbewegungen vollen
det wurde, deren Gewalt letztlich die alten Machtordnungen zum Einsturz
brachte, so haben die Umwälzungen der Jahre 1989/1990 doch niemals zu
einer Verschärfungder internationalen Spannungen bis an den Rand militä
rischer, internationaler Konflikte herangeführt. Der wesentliche Grund da
für liegt zum einen darin, daß die herrschenden Apparate in diesen Ländern
(natürlich in unterschiedlichem Ausmaß) entweder aktiv den Abschied vom
Kommunismus betrieben oder den Forderungen der Massenbewegungen
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keinen gewaltsamen Widerstand mehrentgegengesetzt haben. Die„chinesi
sche Karte", d. h. der gewaltsame Einsatz der Sicherheitskräfte gegen die
Demokratiebwegungen,wurde nicht gespielt; denn siehätte inEuropa sofort
auch die Gefahr internationaler militärischer Konflikte heraufbeschworen.

Zum anderen resultiert derrelativ friedliche CharakterderAuflösung der
Systemkonkurrenz in Europa aus dem Konsensus zwischen denmächtigsten
Akteuren in der internationalen Politik. Die beiden Föhrungsmächte der
alten,bipolaren Ordnung, die USA unddie So^'etunion,akzeptierten und
förderten (direkt und indirekt) diesen >^ndel ebenso wie die Staaten der
EG. DerschnelleProzeßder deutschen Einigung imJahre 1990warebenfalls
eininderneueren Geschichte beispielloser Vorgang derterritorialen Expan
sion und der Machterweiterung einer zentraleuropäischen Führungsmacht,
der BRD, der seinerseits die nach dem Endedeszweiten Weltkrieges verfe
stigten Machtverhältnisse zwischen den großen europäischen Staaten
(Frankreich, Großbritannien, BRD und Sowjetunion) nachhaltig verändert.
Auch dieser Vorgang wurde zuerst durch die innere Krise und die daraus
resultierende außenpolitische Schwächedes ehemals sozialistischen Staaten
systems in Europa, danach durch den Konsensus zwischen den mächtigsten
Akteuren ermöglicht, der die deutsche Frage nicht auf dem Wege eines
internationalen Machtkampfes, sondern inder Perspektive der Erweiterung
und Vertiefung der europäischenIntegrationsowiedesAulbauseines neuen,
europäischen Sicherheitssystems (unter Beteiligung der USA und der So
wjetunion) bearbeitet wissen wollte.

Das„neue Denken", das nunmehrdie Hoffnungen aufeine friedliche und
kooperative Bewältigung „globaler Probleme" inspirierte, wurde seit 1985
am entschiedenstenvon der neuen sowjetischen Führung um Michail Gor
batschow propagiert(vgl. Gorbatschow, 1987, S.169ff.; Haug1989, S.49ff.).
Juri Krassin faßte die Grundgedanken dieser radikalenNeuorientierungder
sowjetischen Außen- und Weltpolitik folgendermaßen zusammen: „Die
Menschheit wird nur dann überleben können, wenn sie es schaffen wird, von
einemSicherheitssystem, das in einer unstabilen, sichständigverändernden
und dadurch konfliktreichen Weltauf dem Gleichgewicht der Kräfte aufge
baut ist, zu einem System der allgemeinen Sicherheit überzugehen, das auf
dem Prinzipder Berücksichtigung und der Würdigung der Sicherheitsinter
essen aller Staaten basiert... Das traditionelle System der internationalen
Sicherheit basierte auf dem Prinzip des Anwachsens von militärischer Ge
walt Dies fand seinen Ausdruck in dem bekannten Aphorismus: Wenn du
Frieden willst, bereite dich auf den Kriegvor ... Das neue Denken verändert
dieVorstellungen überdie internationaleSicherheit. FürdieGewährleistung
einer stabilen Friedensgarantie ist es heute nicht mehr ausreichend, sich von
den nationalstaatlichenInteressen nur eines Landesoder einer Gruppe von
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Ländern leiten zu lassen ... Die Festigung der eigenen Sicherheit heute regt
an, aber die Sicherheit des potentiellen Gegners im gleichen Maße wie auch
über die eigene nachzudenken ... Der kategorische Imperativ von Kant:
Behandle andere so, wie Du von ihnen selbst behandelt werden willst, -
gewinnt heute zum ersten Mal im Bereich der internationalen Beziehungen
an realer Bedeutung" (Krassin, 1989, S. 58/59).

„Neues Denken" war ein Programm fDrdie Neugestaltung der internatio
nalen Beziehungen. Diese sollte sich vor allem auf die Lösung der gattungs-
bedrohenden, globalen Risiken (Umweltzerstörung, Hochrüstung, Unter
entwicklung/Armut) konzentrieren. Es zielte darauf, Strukturen der Interde-
pendenz (Sicherheitspartnerschaft) und der ökonomischen Kooperation zu
etablieren, die wechselseitige Sicherheit erzeugen und damit die Konflikt-
und Kriegsrisiken minimieren. Allerdings wurde das Programm des „neuen
Denkens" auch als eine Strategie konzipiert, die auf tiefgreifende ökonomi
sche, politische und gesellschaftliche Reformen in der Sowjetunion (Pere
stroika) - dann auch innerhalb des gesamten sozialistischen Staatensystems
- gerichtet war. „Neues Denken" war insofern eine Antwort auf die neuen
globalen Risikolagen und auf die - von den politischen Führungsgruppen
zunächst erheblich unterschätzte - Existenzkrise des Sozialismus, der im
Gefolge der Oktoberrevolution entstanden war.

Die neue Weltordnung, die mit der Anerkennung der wechselseitigen
Sicherheitsinteressen vorbereitet werden sollte, würde nicht länger aus der
Zuspitzung d^ systematischen Antagonismus, sondern ausdessen bewußter,
kooperativer Überwindung aufdem Felde derinternationalen Politik hervor
gehen (exemplarisch durchgeführt in den Konfliktregionen: Afghanistan/
Pakistan; Mittelamerika/ Nicaragua; Südafrika/Angola/Namibia). Indem sie
die Menschheits- bzw. die Gattungsinteressen als Bezugspunkt desaußenpo
litischen Handelns deHnierte,verabschiedetedie sowjetischePolitiksichvon
der seit Lenin gültigen imperialismustheoretischen Begründung internatio
naler Politik. Diese hatte die Perspektive der Bearbeitung von internationa
len Konflikten und weltpolitischen Veränderungen stets - in letzter Instanz
- auf die vom Imperialismus ausgehenden Ibndenzen der sozialen Polarisie
rung sowie der politisch-militärischen Konfrontation zurückgeführt Den
noch war mit diesem Paradigmenwechsel keineswegs die Vorstellung von
einer Kapitulation sozialistischer Außenpolitik verbunden. Im Gegenteil -
da die kombinierte Reform der Innen- wieder Außenpolitik der Sowjetunion
zu ihrer Stärkung und zu einer erhöhten Attraktivität des Sozialismus in der
Weltführen sollte,würdenin der Konsequenz des„neuenDenkens"zugleich
die „zugespitztesten Fbrmen außerökonomischer Gewalt" im imperialisti
schen System weiter beschränkt und diejenigen politischen Kräfte gestärkt,
„die dem Kapital Korrektive und Schranken der ihm immanenten Ibndenz
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zur Ausbeutung und 2^rstörung an Mensch und Natur setzen können"
(Klein, 1988,8.208).

Solchestrategischen Überlegungen, dieletztlich aufeinneues Modell der
globalen Kooperation der FQhrungsmächtevon kapitalistischen und soziali
stischen Staatensystemen orientiert waren, hatten jedoch keinen Bestand.
Der Verfall der früher so genannten „sozialistischen Staatengemeinschaft"
(A^rschauer Pakt, RGW), die deutsche Einigung und die Kumulation von
inneren Krisen- und Verfallsprozessen in der Sowjetunion selbst haben
schließlichdieses Propjekt einer neuen Weltordnungals illusionär erwiesen
und zum Scheitern verurteilt. Die „Rußlandhilfe",die Anfang1991auf Last
wagen der ehemaligen Nationalen Volksarmee der DDR nach Osten trans
portiert wurde, war insofern auch symbolischer Ausdruck des neuen subal
ternen Status der Sowjetunion,der dann während des Golf-Krieges durch die
Nichtbeachtung des Gorbatschow'schen Friedensplanes durch die US-ame
rikanische Führung noch einmal unterstrichen wurde.

Wie auch immer die innere Krise der Sowjetunion schließlich gelöst
werden wird - ob auf dem Wege des staatlichen Verfalls und der Entmach
tung der nach wie vor herrschenden KPdSU, oder auf dem Wege einer
autoritären und gewaltsamen Restauration dieser Herrschaft (selbst auf ei
nem verkleinerten Ibrritorium), die sich auf die modernen Abteiiungen des
Militärapparates stützen würde; beide Entwicklungsvarianten schließen eine
Rückkehr zur Politik des „neuen Denkens" aus. Im ersten Rill würde das
Gebiet der ehemaligen Sowjetunion überwiegend zur Peripherie des Welt
marktes, aufgrund der inneren sozialen und ethnischen Spannungen zu einer
Konfliktregion der Weltpolitik, deren Stabilität - wenn überhaupt - durch
externe Machtkonstellationen gesichert würde. Im zweiten Rill würde die
damit verbundene machtpolitische und militärische Restauration des Ost-
West-Gegensatzes, die sich in letzter Instanz auf die atomaren Abschrek-
kungspotentiale der sowjetischen (und vielleicht auch der chinesischen) Ar
mee stützen müßte, die Spannungen und Abschließungseffekte im interna
tionalen System dermaßen verstärken, daß eher eine neue Ära des „Kalten
Krieges", denn eine neue Epoche der Weltpolitik eingeleitet würde, in der
die „ ... Begründung der internationalen Politik auf allgemeinmenschlichen
moralischen und ethischen Normen sowie die Humanisierung zwischenstaat
licher Beziehungen zu einer lebenswichtigen Bedingung geworden" ist (Gor
batschow, 1987,S. 179).

Diese strategische Option für eine neue Weltordnung, die noch im Kon
text der überwiegend friedlichen Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa in
den Jahren 1989/90 die Diskurse über internationale Politik dominierte, ist
also schnell wieder ins Reich der idealistischen Illusionen entschwunden.

Daher stellt sich die Frage um so schärfer, welche Hiebkräfte, Interessen-
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und Machtkonstellationen und welche Problemfelder nach der Auflösung
der Bipolarität für eine neue Weltordnung bzw.für neue Weltordnungen von
Bedeutung sind und welche spezifischen Ordnungsmittel zur Verfügungste
hen, um die strategischen Ziele der Hauptakteure im internationalen System
zu verwirklichen. Die Veränderungen innerhalb der ökonomischen und poli
tischen Strukturen des kapitalistischen Weltsystems seit den 70er Jahren
deuten - wie in den vorangehenden Abschnitten gezeigt werden sollte -
allenfalls auf bestimmte Rahmenbedingungen und strukturelle Vorausset
zungen des strategischen Handelns hin. Allerdings determinieren sie keines
wegseindeutige und zwingendeHandlungsoptionen. Es ist gerade die Offen
heit der geschichtlichen Konstellation, die sich in der Debatte über die
verschiedenen Varianten von neuen Weltordnungen reflektiert. Diese er
zeugt zugleichjene Labilität und Unsicherheit,die dann noch durch die reale
Dynamik der gesellschaftlichen und politischen Prozesse der Jahre 1990/91
(Deutsche Einigung, Krise der Sowjetunion,Golf-Krieg)verstärkt wird, ob
wohldie politischen Prozesseselbst zu suggerierenscheinen, als ob nunmehr
wiederum die Stunde der Exekutive und der großen geschichtlichen Persön
lichkeiten geschlagen habe (so z. B. Stanley Hoffmann, 1990b,S. 595/6 über
Helmut Kohl und Michail Gorbatschow), deren entschlossenes Handeln
neue Ordnungen im Chaos der strukturellen Umbrüche erkennbar werden
läßt.

Daß der Glanz der geschichtlichen Stunde und der „großen Männer"
schnell wieder angesichts der zu lösenden Strukturprobleme in der Ökono
mie wie in der Politik des eigenen Landes wie des internationalen Systems
verblassen kann, ist eine alte geschichtliche Erfahrung, die nunmehr auch
Michail Gorbatschow und Helmut Kohl im schnellen Rhythmus der Ereig
nisse und Problemlagen nicht erspart bleibt. Insofern hat auch die Auflösung
der bipolaren Machtstruktur der Weltpolitik überhaupt noch keine Klarheit
darüber vermittelt, was diese Veränderungen für neue, stabile Ordnungs
strukturen bedeuten können. „Die politischen Führer haben bisher noch
keine Erfahrungen in der Bewältigungeines wirklichen multipolaren Kräfte
verhältnisses im Nuklearzeitalter gesammelt. Wie Staatsmänner lernen und
auf neue Situationen reagieren, wird von ihrer Wahrnehmung von Chancen
und Gefahren beeinflußt, einschließlich der Befürchtungen des Nieder
gangs" (Nye, 1990, S. 425).

4.2. Zur Architektur neuer Ordnungen

Daß sich die Konfliktachse Ost-West inzwischen aufgelöst und sich in die
Aufwertung der Konfliktachse Nord-Süd gleichsam gedreht habe, wird seit
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dem Beginn des Golf-Krieges in den Medien unaufhörlich konstatiert. Die
US-amerikanische Politik, die noch die militärischen Interventionen in Gre
nada, Nicaragua und (indirekt) in San Salvador mit der A^^hrung ihrer Si
cherheitsinteressen im mittelamerikanischen „Hinterhof der USA" gegen
über der sowjetisch/kubanischen Bedrohung gerechtfertigt hatte, ging schon
bei der Intervention in Panama Ende 1989dazu über, den Kampf gegen die
Drogen als Abwehr von globalen Zivilisationsgefährdungen zu definieren.
„Anfang 1990, als der >\hi:schauerPakt auseinanderfiel und die sowjetische
Wirtschaft am Boden lag, wurde in den Augen des US-Präsidenten das Auf
kommen gutgerosteter Gegner in der Dritten Welt zur Hauptbedrohung der
amerikanischen Sicherheit" (Klare, 1991, S. 323). Allerdings darf die Kon
zentration des öffentlichen Interesses auf den Golf-Krieg nicht darüber hin
wegtäuschen, daß sich auch in diesem Konflikt jene Widerspruchskonstella
tionen verdichten, die im Resultat der Abschwächung des Ost-West-Gegen
satzes die Konfliktpotentiale der West-West-Beziehungen, also zwischenden
entwickelten kapitalistischen Zentren der Iriade, bestimmen. Mit anderen
Worten- die politische und militärische Führungsrolle, die die USAseit dem
2. August 1990 am Golf übernommen hat, steht in einem unmittelbaren
Zusammenhang mit den Veränderungen in den ökonomischen Kräftekon
stellationen zwischen den entwickelten Zentren des kapitalistischen Weltsy
stems sowie mit der Notwendigkeit zu einer Restrukturierung der militäri
schen und politischen Bündnissysteme, deren Bestand und Führungsstruktur
nicht länger aus dem Systemgegensatz und der Schutzfunktion der atomaren
Waffensystemebegründet werden kann.

Die Konstruktion neuer Weltordnungen wird daher - vor allem nach der
Erklärung des US-Präsidenten Bush vom 29. Januar 1991, in der die unab
dingbare, globale „Führungsrolle Amerikas... in einer sich rasch verändern
den Welt",auch in der Perspektive„aufdas nächste amerikanischeJahrhun
dert" (Bush, 1991)herausgestellt wurde - in einem komplexen Geflecht von
gemeinsamen und divergierenden Interessenzwischen den Zentren deskapi
talistischen Weltmarktes und zwischen den armen und den reichen Nationen
bzw. Regionen dieser Welt ausgetragen werden. Dabei lassen sich die folgen
den Problemebenen unterscheiden:

• Der Weltmarkt bleibt das in letzter Instanz bestimmende Feld, aufdem sich
die Prozesse der Produktion und Distribution des materiellen Reichtums,
damit auch die Entwicklung der Interdependenz- und Abhängigkeitsverhält
nisse und der Machtstrukturen des internationalen Systemsvollziehen. Die
Dynamik der Weltmarktentwicklung, die die Bewegungvon Waren, Geldka
pital, Dienstleistungen und die Migrationsströme der Arbeitskräfte umfaßt,
bestimmt in erster Linie das Wirtschaftswachstum, das seinerseits nicht al
lein die materielle Basis der Reichtumsverteilung (zwischen den Nationen
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und zwischen den gesellschaftlichen Klassen) bildet, sondern zugleich zum
zentralen Bezugspunkt für das Handeln der Staaten sowie der Investitions
strategien des Kapitals und der Distributionsstrategien der Gewerkschaften
geworden ist.

Die zyklische Bewegungder Weltmarktkonkurrenz verändert zugleich die
strategischen Handlungsparameter der relevanten Akteure. Vor allem in
Perioden der internationalen Rezession und Krise treten die Konkurrenzver

hältnisse zwischen den kapitalistischen Staaten, aber auch zwischen den
hochentwickelten Zentren der Weltwirtschaft und der Peripherie der Ent
wicklungsländer in den Vordergrund und verstärken die Ibndenz zu einzel
staatlichen Schutzmaßnahmen (Protektionismus). Zugleich polarisieren sich
in der Folge des Anstiegs der Arbeitslosigkeit und der Inflation, des Drucks
auf die Löhne und die sozialstaatlichen Sicherungssysteme die sozialökono
mischen und politischen Interessen von Kapital und Arbeit. Deren Konflikt
wird nicht nur auf der Ebene der Arbeitsbeziehungen, sondern auch auf der
Ebene des Staates, d. h. im Kampf um die Bildung eines „herrschenden
Blocks" ausgetragen. Die staatliche Politik artikuliert daher nicht allein die
Hegemonie von Klassenfraktionen (in sozialen und politischen Bündnissy
stemen), sondern vermittelt auch zwischen den Anforderungen der Welt
marktkonkurrenz und den inneren, nationalen Reproduktionsbedingungen
der internationalen Konkurrenzfähigkeit.

Der Weltmarkt ist allerdings auch und vor allem die Arena der Konkur
renz, des Kampfes um globale Marktanteile, dessen Subjekte die internatio
nalen Konzerne sind. In dieser Konkurrenz können sich nur diejenigen
Konzerne behaupten, deren Größe, Kapitalmacht und Produktivität ihnen
globale Investitions- und Absatzstrategien erlaubt. Zugleich müssen sie - bei
Strafe des Untergangs - die modernsten Ibchnologien, Fertigungsverfahren
und Forschungspotentiale beherrschen, die zusammen mit der Kontrolle
über die Lohnkosten und den Arbeitsprozeß (systemischeRationalisierung)
über das Produktivitätsniveau entscheiden, und dabei beständig den An
schluß an die „Weltspitze" halten. Diese Konkurrenz vollzieht sich in der
Struktur der ungleichen Entwicklungder Nationen und Räume im kapitali
stischen Weltsystem. Ihre Resultate wirken selbst noch als Hebel für die
Veränderung dieser Struktur und damit auch der Machtbeziehungen im
internationalen System. Daraus ergibt sich, daß die Verlaufsformen der Welt-
marktkonkurrenzstets schon politisch - durch die Intervention der National
staaten - vermittelt sind.

Der Nationalstaatwiederum - auch als Subjektder internationalen Poli
tik- ist nichtalsein abtrakter Machtapparat, sondernalsdie politische Förm
zu begreifen, in der sich die Beziehungen zwischen Ökonomie und Politik,
zwischen Produktionsverhältnissen, Klassenverhältnissen, Klassenkämpfen
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und der Bildung hegemonialer Blöckeartikulieren (Cox,1987,S.6 IT.). Inter
nationale Ordnungen sind daher stets auch begründet in den durch den
Nationalstaat vermittelten Produktionsverhältnissen - vor allem in den he-

gemonialen Staaten.
Die Disparitäten der nationalen Salden der Waren-, Dienstleistungs- und

Kapitalbilanzen (Defizit- / Überschußländer), der Wechselkursstabilität, der
nationalen Zins- und Inflationsraten sowie der öffentlichen wie privaten
Verschuldung konstituieren das Feld, aufdem die wirtschafts- und finanzpo
litischen Interessen der Staaten in Konflikt zueinander treten und der Bedarf

nach Regimen entsteht, die als Ordnungsmittel zur Kontrolle der Instabili
tätspotentiale der Weltwirtschaft fungieren sollen. Die weltwirtschaftliche
Entwicklung der 80er Jahre ist wesentlich dadurch gekennzeichnet, daß bei
Forschreiten der transnationalen Verflechtung von Produktion, Austausch
und Finanzmärkten innerhalb der „H-iade" die Disparitäten zwischen den
beteiligten Nationalstaaten zugenommen haben (Aufsteiger/ Absteiger).
Gleichzeitig werden von den Sprechern der internationalen Konzerne Regi
me eingefordert (Liberalisierung des Handels und des Kapitalverkehrs, Sta
bilisierung der monetären Sphäre, Sicherung von Rohstoffen, Kommunika
tion und Verkehr,vgl.dazu auch Gilpin, 1987,S. 381/2),die den gewandelten
Kräftekonstellationen in der Weltwirtschaft Rechnung tragen und ein effek
tiveres internationales Krisenmanagement gewährleisten sollen. Die Kon
struktion neuer Weltordnungen wird also nicht von jenen Problemlagen
abstrahieren können, die durch die Weltmarktentwicklung produziert und
reproduziert werden.
• Soweit die strategische Reflexion auf neue Weltordnungen von den Verän
derungen der weltwirtschaftlichen Machtstrukturen ausgeht und dabei deren
Reorganisation unter dem Einfluß der Auflösung des Ost-West-Gegensatzes
thematisiert, geht sie von einer neuen Architektur der Weltpolitik aus, in der
nicht allein die Machtposition der beiden Supermächte der Nachkriegsord
nung erheblich geschwächt, sondern auch die Ordnungsfunktion der poli
tisch-militärischen Mittel, mit denen sie ihre Vorherrschaft in der bipolaren
Welt ausübten, abgewertet seinwerden. Robert W. Ibcker hältdenÜbergang
von der bi- zur multipolaren Weltordnung für „eindeutig". „Es ist aber
ebenso eindeutig, daß die entstehende Multipolarität sich deutlich von der
der 70er und 80er Jahre unterscheiden wird. Während die frühere Multipo
larität ihre Bedeutung innerhalb des weiteren Zusammenhangs der fortbe
stehenden Bipolarität gewann, wird die kommende Multipolarität anders
sein. Früher waren Deutschland und Japan Großmächte, wenn sie nach ihrer
ökonomischen Produktivität, ihren Handelsbilanzen und ihren finanziellen
Überschüssenbewertetwurden;sie warenaber keine Großmächte, sofern sie
nach ihrer fortbestehenden Sicherheitsabhängigkeit von den USA beurteilt
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wurden. In der Zukunft werden diese Staaten nicht mehr allein im ökonomi
schen Sinne Großmächte sein. Sie werden vor allem darin Großmächte sein,
daßdiepolitische Bedeutung ihrerökonomischen Macht nicht länger durch
eine Sicherheitsabhängigkeit bestimmt wird, die ihrer außenpolitischen
Handlungsfreiheit substantielle Restriktionen auferlegt" (Tticker, 1990, S.
96/97).

Die Anerkennung einer multipolaren Ordnung, deren Föhrung - nun
mehr als „geteilte Führerschaft" (shared leadership) von den Big Three
(USA, Japan, EG/Deutschland) wahrgenommen werden soll, schließt das
Projekt einerneuen Weltwirtschaftsordnung ein. Wenn dieFührungsmächte
ihre gemeinsame Verantwortung für Stabilität und Wachstum der Weltwirt
schaft anerkennen, sind sie gehalten, zunächst ein neues internationales,
monetäres Regime zu installieren, das an die Stelledes zwischen 1971 und
1973 zusammengebrochenen Bretton-Woods-Systems tritt. Die Steuerungs
funktion dieses Regimes würde vor allem darin bestehen, die Zahlungsbi
lanzungleichgewichte sowie die unterschiedlichen Inflationsraten unter
Kontrolle zu halten. Im Bereich des Welthandels sollten - so C. Fred Berg-
sten- dieBig Three bis zum Jahre2000 vier Reformen implementieren: „1.
DieBeseitigung aller Zölleim gesamten Handel mit Industriegütern; 2.ein
vollständiges Verbot für alle quantitativen Handelsbarrieren einschließlich
der freiwilligen Exportbeschränkungsabkommen; 3. einedeutliche Auswei
tung derUnabhängigkeit und des Mandats, das dem GATT fürdieKontrolle
dieses Systems übertragen wird; 4.dieSchaffung eines dem GATT vergleich
baren Instruments für Investitionsangelegenheiten, um einen stabilen Rah
men für die Tätigkeit der internationalen Konzerne herzustellen (und in
diesem Bereich - vor allem in den USA - protektionistischem Druck zu
begegnen)" (Bergsten, 1990,S. 109/110).

Es liegt auf der Hand, daß die Neuordnung der weltpolitischen und
-wirtschaftlichen Führungsstrukturen zwischen den Big lliree vor allem
durch die Dynamik der politischen Entwicklungen in Europa bestimmt wer
den wird;denn die Auflösung des Ost-West-Gegensatzes hat nicht allein zur
Neubewertung der sicherheitspolitischen Abhängigkeitsverhältnisse ge
führt, sondern gleichzeitig in Europa eine politische Dynamik in Gang ge
setzt, deren Resultate wiederum auf den „Weg zu einer gleichberechtigten
Partnerschaftüber den Atlantik" (Weidenfeld/ Janning,1990, S. 23) zurück
wirken werden. Dazu kommt der weiteren Entwicklung der Europäischen
Gemeinschaft (EG) eine Schlüsselrolle zu. Die Verwirklichung des Binnen
marktprogramms bis Ende 1992 sowie der Beschlüsse über die zweite Stufe
der V^hrungsunion und schließlich die Konkretisierung des Projektes der
„politischen Union" (unter Einschluß der Außen- und Sicherheitspolitik)
wird die Konturen einer künftigen europäischen Ordnung (unter Einschluß
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der EFTA-Staaten, vor allein in Skandinavien, aber auch von ehemals sozia
listischen Staaten Ost- und Mitteleuropas), die Beziehungen zur Sowjet
union (bzw. zu Rußland),die ökonomische und politischeRolle des „Neuen
Deutschland" in Europa und in der Weltpolitikin hohem Maßebeeinflussen.
Die Neuordnung Europas, deren Profil freilich längst nicht entschieden ist,
wird daher innerhalb des Gesamtprozesses der globalen Neuordnung von
Machtbeziehungen eine relativeigenständige Rolle spielen. Die Vision von
der „Zivilmacht Europa", die - so wurde es bereits Anfang der 70er Jahre
formuliert (Galtung,1973; Kohnstamm/Hager, 1973) - die Supermächte zu
neuen Formen der internationalen Kooperation bewegenkönnte (zur Cha
rakterisierung von Deutschland und Japan als „neuen Zivilmächten" vgl.
Maull, 1990), wird angesichts der ungleichen Entwicklung, vor allem aber
angesichts der divergierenden nationalen und regionalen Interessen noch
schweren Belastungsprobenausgesetzt sein.
• Damit ist schon die Frage nach den Macht- und Ordnungsmitteln ange
sprochen, dieden Übergang zu neuen, multipolaren Systemstrukturen sowie
deren schließliche Stabilisierung- nach innenwiein den Außenbeziehungen
- regulieren sollen. Die bipolare Ordnung beruht auf dem überlegenen
ökonomischen und militärischen Potential der beidenSupermächte. Dieses
verlieh ihnen - solangedie Ordnung nochstabil blieb- die Macht, innerhalb
der Bündnisstrukturen „deneigenenWillen auchgegen Widerstreben durch
zusetzen" (Max Weber). Obwohl schon seit der Mitte der 70er Jahre die
Auflösung der US-amerikanischen Hegemonie in den weltwirtschaftlichen
Beziehungen die Ibndenzsowohl zur Verschiebung derökonomischen, tech
nischen undwissenschaftlichen Machtverhältnisse alsauchzueinerRegiona-
lisierung bzw. Multipolarisierung der Weltwirtschaft bekräftigte, bewirkte
das Fortbestehen der Systemkonkurrenz und der Spannungen in den Kon
fliktregionen der III. Welt bis zum Ende der 80er Jahre doch eine Konservie
rung jener bipolaren Machtstruktur,die durch die Verfügung über die mili
tärischen Machtmittel (das sindsowohl dieWaffensystemeselbst, alsauchdie
Kommandostrukturen in den internationalen militärischen Organisationen,
NATOund )^rschauer Pakt) bestimmt war.

Welche neuen Ordnungen sich schließlich durchsetzen, wird daher von
Determinanten internationaler Machtbeziehungen abhängen, deren objekti
ves Gewicht,aber auch deren strategische Bewertungdurch die Trägerdieser
Machtbeziehungen selbst (Regierungen, Management der internationalen
Konzerne, militärische, politische, wissenschaftliche Eliten) zum Gegen
stand heftiger Kontroversen geworden ist, die ihrerseits die allgemeine Un
sicherheit bzw. Unübersichtlichkeit im Hinblick auf die weltwirtschaftliche
und -politischeEntwicklungwiderspiegelt. Anhanddes„Streitsder Schulen"
über die Reformulierungder Machtkategorienfür die internationalen Bezie-
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hungen konnte schon gezeigt werden, daß gerade hier die verschiedenen
Interessen sowie die unterschiedlichen theoretischen Grundpositionen der
Analytikerbesondershart aufeinanderprallen. WervomPrimat der weltwirt
schaftlichen Verflechtungen und der darauf sich gründenden Interdepen-
denzgeflechte ausgeht, der prognostiziert für die Zukunft eine weitere Ab
wertung der militärischen Komponenten internationaler (hegemonialer)
Macht. Die Verfügung überökonomische undfinanzielle Machtin der Welt
wirtschaft, die Kontrolle von Wissenschaft und technologischer Entwick
lung, die Beherrschung von transnationalen Kommunikationskanälen, ja
selbst der Kultur wird so als die für die Organisation einer künftigen, multi
polaren Ordnung entscheidende Komponentedes internationalen Machtsy
stems gedeutet.

Robert W. Tbcker hat die Sichtweiseder Interdependenz-Schule prägnant
zusammengefaßt: „DasSchicksal der Interdependenz in der Welt, die nicht
mehr durchden KaltenKriegund nichtmehrdurcheine hegemoniale Macht
beherrscht wird, bleibt notwendig spekulativ. Weniger ungewiß dagegen er
scheint in dieser Welt der Charakter der Macht. Der Niedergang der militä
rischen Macht - nunmehr ziemlich offenkundig - braucht nicht unbedingt
durch einen entsprechenden Bedeutungszuwachs im Nutzen der ökonomi
schenMacht kompensiert zu werden. Die Machtist keine Konstantein der
Geschichte der Menschheit Es könnte durchaus sein, daß im zukünftigen
internationalen System Machtzunehmend entwertet wird, daßauchdieöko
nomische Macht nicht mehr das erreichen kann, was durch militärische
Macht gesichert werden sollte. Dennoch ist es wahrscheinlich, daß die ver
bleibende Macht in wachsendem Maße ökonomisch bestimmt sein wird und
weitgehend die FormvonHandels- undFinanzüberschüssen annehmenwird.
Wenn die Macht gemessen werden soll,dannwird der wirtschaftliche Reich
tum der Nationen nicht mehr der entscheidende Indikator sein. Statt dessen
wird der Maßstab einer Nation mehr und mehr durch die Verfügung über
Kapitalund Waren auf demWeltmarkt definiertwerden. Nach diesem Maß
stab wirddie MachtvonJapan und Deutschland beträchtlich,die Machtder
USA relativbescheidensein" (Hicker, 1990,S. 106/7). Für die bevorstehende
Neuordnung Europas gehen in diesemSinne die meistenAutoren davonaus,
daß die Prämissen der alten Sicherheits- und Abschreckungspolitik entleert
sind. Da die Abschreckungsfunktion der Atomwaffen abgewertet sei, muß
sich eine neue Sicherheitsstruktur für Europa letztlich auf ökonomische und
ökologische Kooperation nach dem Vorbild der EG stützen (Senghaas,
1990., S. 19 ff.; Weidenfeld/Janning, 1990, S. 23 ff.).

Andere Autoren akzeptieren zwardie Thesevon der Ibndenz zur Multi-
polarisierung sowie zur Aufwertungder ökonomisch/finanziellen Macht für
internationale Ordnungen; gleichwohlgehen sie davon aus, daß die verschie-
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denen Pole bzw. 21entrender Weltpolitik keineswegs allein nach dem Krite-
rium der Interdependenz zu differenzieren sind. Die Macht, über die jene
Zentren verfügen, speist sich aus verschiedenen Quellen: militärischen, de
mographischen, ökonomischen und finanziellen, kulturellen. Die Ausübung
von Macht wird jeweils in der Kombination mehrerer Variablen erfolgen. Für
die Sov^'etunion und China werden die militärischen und demographischen
Faktoren ein größeres Gewicht besitzen; die USAwerden ihre internationale
Machtposition in der Kombination von militärischer und ökonomisch-mo
netärer Macht (über den Dollar vermittelt, vgl. Hfibner, 1990, S. 87) behaup
ten wollen. Für Japan und Deutschland wird die Kontrolle ökonomischer
und finanzieller Machtressourcen im Vordergrund stehen.

Aus dieser ungleichen Gewichtung der „Machtwährungen" entstehen
Konkuirenzr und Konfliktpotentiale, die namentlich in der Auseinanderset
zung um neue hegemoniale Ordnungen zur Geltung kommen werden. Für
StanleyHoffmann hängt daher das „Schicksal der neuen Weltvon der Rihig-
keit der 'Pole' ab, soweit zusammenzuarbeiten, daß sie Konflikte - unter
Einschluß der Regionalkonflikte - verhindern oder abschwächen können,
und daß sie diejenigen Ungleichgewichteder Weltwirtschaft korrigieren, die
- sollten sie fortbestehen - einige Staaten bzw. deren Öffentlichkeit dazu
veranlassen könnten, sich zurückzuziehen oder den Impuls der Interdepen
denzzu unterbrechen" (Hoffmann, 1990, S. 121).

Schließlich haben sich auch die neorealistischen Skeptiker zu Wort ge
meldet. Sie begreifen die Auflösung der stabilen, bipolaren Ordnung der
Nachkriegszeit als einen Rückfall in einen anarchischen Zustand des inter
nationalen Systems, in dem die einzelnenStaaten - nunmehr freigesetzt von
den Restriktionen,die ihnen der Systemgegensatz vor allemaufgrundseiner
militärisch-atomaren Abschreckungslogik auferlegt hatte - zum Kampfum
Machtpositionen und Selbsterhaltungübergehen. „Unter den Bedingungen
der Anarchie streben die Staaten danach, ihre Macht im Verhältnis zu ande
ren Staaten zu maximieren,um die Mittel der Selbstverteidigung zu erhalten.
Die relative Macht - nicht das absolute Niveauder Machtentfaltung- inter
essiert die Staaten am meisten. Daher suchen sie nach Gelegenheiten, ihre
Gegner zu schwächen und ihre relative Machtposition zu verbessern. Gele
gentlich betrachten sie dabei die Aggression als das beste Mittel, um mehr
Macht auf Kosten ihrer Rivalen zu akkumulieren" (Maersheimer, 1990, S.
12).

Da in diesem Machtkampf in letzter Instanz die \Vhffen bzw.deren Ab
schreckungspotential entscheiden, kann die Konstruktion neuer Ordnungen
in einer multipolaren Welt nicht über die Institutionalisierung weltwirt
schaftlicher Regime erfolgen; denn diese haben ja die Anerkennung eines
Regulations- bzw. Souveränitätsverlustes der Nationalstaaten auf dem Felde
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der nationalen und internationalen >\^rtschaftspolitik zur Voraussetzung.
Vorallem im Hinblick auf die Neuordnung Europas (aber natürlich auch im
Blick aufdieKonfliktregionen inder Welt) plädiert diese Position dafür,daß
die USA ihre nach wie vor überlegene militärisch-politische Macht einset
zen, um ein neues Gleichgewicht der nuklearen Abschreckung gegen die
Gefohreines Krieges (auch in Europa) zu etablieren.Mitder Konzentration
auf die militärisch-politischen Ordnungsmittelverbindet sich also nicht al
lein das Interesse, den globalen Führungsanspruch der USA neu zu begrün
den und zu verteidigen („unilaterale Ordnung"), sondern auch der Versuch,
der Abwertung des„Sachbereichs Sicherheit"zugunstender wirtschaftlichen
Wohlfahrt in der internationalen Politik entgegenzuwirken. Darin reflektiert
sich zugleich ein konkretes Interesse der Militärs und Sicherheitsexperten
der westlichen Staaten; denn diese „... suchen, nachdem sich die ^wjet-
union als Gegner verabschiedet hat, geradezu verzweifelt nach Begründun
gen für ihre weitere Existenz. Sie werden unterstützt von den wirtschaftli
chen Rüstungsinteressen,die mit ihrer Werbungfürweitere Waffenmoderni
sierung und Aufrüstungbestätigen,daß es doch so etwaswie einen militä
risch-industriellen Komplex gibt" (Czempiel, 1990a,S. 848).
• Der wesentlicheMangelaller strategischen Reflexionenüber die Architek
tur neuer Ordnungen besteht freilich darin, daß sie mit Modellen der tatsäch
lichen bzw. potentiellen Machtveränderung im internationalen System ope
rieren, die entweder eine abstrakte Urennung von politischer und ökonomi
scher Macht vornehmen und daher die nationalen Machtstaaten - in Anleh

nung an den Hobbes'schen Naturzustand ("Krieg Aller gegen Alle") - als
quasi-vorgesellschaftliche Individualitäten konzipieren (Rupert, 1990, S.
429). Oder sie schreiben dem Weltmarkt eine Eigendynamik zu, die sich -
wenn nur die Friktionen des nationalen Protektionismus einmal durch inter

nationale Regime beseitigt sind - auf eine beständige Mehrung des materiel
len Wohlstandes, der Nivellierung der ungleichen Entwicklung und der Auf
hebung von sozialen, politischen und ideologischen Interessensgegensätzen
zu bewegt, die in der Vergangenheit kriegerische Auseinandersetzungen bzw.
den Aufbau von gewaltigen militärischen Abschreckungspotentialen verur
sachten. Wenn Francis Fukuyama das „Ende der Geschichte" mit dem „kla
ren IViumph des wirtschaftlichen und politischen Liberalismus" über die
großen totalitären Gegener des 20. Jahrhunderts (Faschismus, Kommunis
mus) identifiziert, so unterstellt er für die Binnenverhältnisse der entwickel
ten kapitalistischen Staaten, daß Privateigentum, Markt und Demokratie
„die Klassenfrage im Westen erfolgreich gelöst" und eine im Grunde „egali
täre" Gesellschaft etablien habe (Fukuyama, 1990, S. 12). Für die Außenpo
litik unterstellt er eine „zunehmende 'ökonomische Integration' und die
Verringerung der Wahrscheinlichkeit von großen Konflikten zwischen den
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Staaten". An die Stelle der alten, Ideologischen Großkonflikte treten „In
kommenden Jahrhunderten der Langewelle ... wirtschaftliche Kalkulatio
nen, endlosesLösen technischerund Umweltprobleme,und die Befriedigung
ausgefallener KonsumentenwQnsche" (ebd., S. 24/25).

Solche Slegermentalltät, die den Kapitalismus und die liberale Demokra
tie als das letzte Wort der Geschichte ausgeben möchte, mag als Ideologi
scher Reflexauf den Zusammenbruch des sozialistischen Staatensystems und
die Existenzkrise der Sowjetunionnoch verständlich erscheinen. Ob aller
dings der Stillstand der Geschichte, der nunmehr eintreten soll, den Hiumph
In Langeweile verwandelt, oder ob er bald angesichts der neuen internatio
nalen Problemlagen und Interessenskonflikte als oberflächlicher Genuß ei
nerweltgeschichtlichen Atempause beurteilt werden wird, hängt In entschei
dendem Maße davon ab, ob Kapitalismus, Markt und liberale Demokratie
tatsächlich als globale Ordnungsmittel für die Konstruktion neuer Ordnun
gen zu wirken vermögen. Angesichts des Problemstaus, der sich gerade In den
80er Jahren akkumuliert hat, dürfte allerdings deren Effizienz und Ihugllch-
kelt schnell In Frage gestellt werden. Ein beträchtlicher Ibll dieser Probleme
resultiert ja schon aus der Dynamik des kapitalistischen Weltsystems, die in
den 80er Jahren eine Stärkung der kapitalistischen Wirtschaftszentren und
eine Aufwertung der gewinnwirtschaftlichen Steuerungsmechanismen her
beigeführt hat. Die Bilanz von Gewinnen und Verlusten, die ihrerseits die
äußerst widersprüchlichen Anforderungen an die Konstruktion neuer Ord
nungen definiert und den Inhalt der damit notwendig verbundenen sozialen
und politischen Machtkämpfe(sowohlzwischen den Staaten als auch inner
halb der Staaten) ausmacht, läßt sich folgendermaßen strukturieren:
• Wenn von der neuen, globalen Konfrontation zwischen den reichen und
den armen Regionen der Welt die Rede Ist, so wird dabei meist übersehen,
daß sich auch In den entwickelten kapitalistischen Zentren - als Folge der
Durchsetzung des neuen Akkumulationstyps und der marktradikalen Dere
gulierungsmaßnahmen konservativer Regierungen - innere A\^derspruchs-
und Konfliktfelder ausgeweitet haben, die gerade nicht durch die bloße
Verbesserung der Rahmenbedingungen für eine weltmarktorientierte Mo
dernisierung beseitigt werden können. Sie bilden zugleich das Ibrraln für die
sozialen und politischen Kämpfe, Indenen letztlich die Frage ImMittelpunkt
steht, ob die Deregulierungspolitik fortgesetzt werden soll, oder ob eine neue
Politik der „Re-Regulatlon", d. h. auch der sozialpolitischen Gegensteuerung
gegen die ungehinderte Wirksamkeit der Marktkräfte durchgesetzt werden
soll.

Gewiß bestehen erhebliche Differenzen In der Bedeutung solcher Pro
blemfelder zwischen den USA, Japan und den Mitgliedstaaten der EG.
Gleichwohl drückt allgemein ein erheblicher Bedarf an Infrastrukturellen
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und sozialpolitischen, d. h. auch beschäftigungspoiitischen Interventionen,
um den weit verbreiteten „Notständen" in Bereichen des öffentlichen Ver
kehrs, des Wohnungswesens (vor allem in den großstädtischen Ballungsräu
men), des Gesundheits- und Bildungswesens, der ansteigenden Armut, die
ihrerseits Voraussetzungen für Marginalisierung, Kriminalität, Gewaltkultu
ren und Drogenkonsum bilden, entgegenzuwirken. Dieser innere Rekon
struktionsbedarf wird durch wirtschaftliche Rezessionstendenzen sowie

durch den anwachsenden Strom von Migranten aus den ärmeren Regionen
der Welt noch verstärkt. Die Freisetzung der Marktkräfte, eine angebots
orientierte Wirtschafts- und Finanzpolitik und die Erhöhung der Rüstungs
ausgaben können diese Probleme nicht lösen. Sie begünstigen lediglich die
auf den Weltmarkt orientierten Hochtechnologiesektoren und Tbile des
Dienstleistungssektors. Dabei reproduzieren sie sowohl die alten und neuen
Spaltungslinien zwischen Armen und Reichen, zwischen relativ privilegier
ten Kategorien der Lohnabhängigen und den in prekären Beschäftigungsver
hältnissen lätigen, zwischen einheimischen „Kernbelegschaften" und aus
ländischen „Randsegmenten" des Arbeitsmarktes. Außerdem blockiert der
Rüstungshaushalt die Spielräume für eine Neuorientierung der staatlichen
Ausgabenpolitik.

Schwieriger noch stellt sich die Bearbeitung dieser Problemlagen im
Zusammenhang der jeweiligen Produktivitätsrückstände, der „Schuldenber
ge", die die meisten kapitalistischen Staaten vor sich herschieben und ver
mehren, sowie der Entwertung von spekulativ vermehrtem Finanzkapital
dar, die nunmehr bei einem Rückgang der binnen- und weltwirtschaftlichen
Nachfrage krisenverschärfend wirken müssen. Zumal für die kapitalistischen
Zentren der Triade ist schon zu Beginn der 90er Jahre offenkundig geworden,
daß die Gestaltung neuer Ordnungen im internationalen System nicht von
der Bewältigung dieser Binnenprobleme abstrahieren kann. Zugleich ist
damit das Ibrrain benannt, auf dem in den 90er Jahren die Auseinanderset
zungen um die Ablösung des neokonservativen „Blocks an der Macht" statt-
flnden werden. Die Ergebnisse dieser Kämpfe werden selbst wiederum auf
die hegemoniale Struktur des internationalen Systems einwirken.
• Die tiefe wirtschaftliche und politische Krise der Staaten Mittel-, Ost- und
Südosteuropas ist zunächst eine Folge des Zusammenbruchs der alten Ord
nungen. Schon nach kurzer Zeitwurden jedoch vorschnelle Hoffnungen - bei
den neuen politischen Führungsgruppen wie vor allem bei den Volksmassen
selbst - enttäuscht, die mit der Öffnung zum Weltmarkt, der Privatisierung
undderEtablierung der liberalen Demokratie einebaldige Überwindung des
alten - mit der sozialistischen Staatswirtschaft identifizierten - Mängelsy
stems erwarteten. „Die Länder Osteuropas haben keine ökonomische Dyna
mik entwickeln können. Die Umweltschäden sind erheblich. Ihr Wirtschafts-
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Wachstum und technologisches Niveau blieben weit hinter denen des We
stens zurück. Politisch^dministrative Kraftakte haben diesen Zustand nicht

verbessert, sondern verschlechtert. Die Produktion ist in allen diesen Län
dern im vergangenen Jahr (1990) gesunken - mit Raten zwischen2 % in der
Sowjetunion und 22 % in Polen; die Wirtschaft befindet sich in einem be
schleunigten Zerfall, und die politischen Grundstrukturen der Gesellschaft
lösen sich auf" (Memorandum '91, S. 5).

Die Konstruktion neuer Ordnungen wird zunächst davon abhängen, ob
und in welchen Zeiträumen es gelingt, diese Krise zu überwinden und dabei
die Stabilität demokratischer Institutionen zu gewährleisten. Sofern jedoch
in diesen Räumen keine stabile und wachsende zahlungsfähige Nachfirage
entsteht, die ihrerseits eine beträchtliche Steigerung der gesamtwirtschaftli
chen Produktivität sowie eine aktive staatliche Industrie-, Sozial- und Um
weltpolitik zur Voraussetzung hätte, werden sie zur Peripherie des Welt
marktes degradiert und in den Zusammenhang der internationalen „Schul
denfalle" einbezogen, die das Wirtschaftswachstum ebenso wie die staatli
chen Entwicklungspotentiale letztlich systematisch blockiert. Das Scheitern
der Politik der „importsubstituierenden Industrialisierung", das zahlreiche
Entwicklungsländer z. B. in Lateinamerika in den vergangenen Jahrzehnten
erfahren haben, könnte so die Marginalisierung dieser Räume im Weltmarkt
verstärken.

Wo immer der Markt und die liberale Demokratie sich als unfähig erwie
sen haben, Profitsteigerung und Produktivitätswachstum sowie die Verbesse
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängigen in einer
gewissen Proportionalität auszubalancieren und dabei über die Konkurrenz
zwischenden großen, politischen Machtblöcken (Deregulierung/ Re-Regula-
tion) auch die Legitimation politischer Macht zu reproduzieren, sind Ver
hältnisse der außerökonomischen Gewalt in den Vordergrund getreten. Da
jedoch auf absehbare Zeit für die Länder Ost- und Mitteleuropas (ein
schließlichder Sowjetunion)ein schneller Anschlußan das Produktivitätsni
veau der Zentren des kapitalistischen Weltmarktesnicht zu erwarten ist und
diese Länder - zur Bewältigung von existenzsichemden Maßnahmen (z. B.
Versorgung mit Lebensmitteln) - auf fremde Hilfe angewiesen sind, werden
auf dem Boden der sozialökonomischen Krise, des Zusammenbruchs der
alten politischen, ideologischen und kulturellen Ordnungen und der Margi
nalisierung alsKonsequenz derÖffnung zum Weltmarkt (Privatisierung plus
Konvertibilität der nationalen Währungen) außerökonomische Konflikt-
und Gewaltpotentiale eher noch an Bedeutung gewinnen. Die Nationalitä
tenkonflikte z. B. in der Sowjetunion, in der CSFR und in Jugoslawien, die
schon mehrfach die Grenzen zur offenen, militärischen Gewaltanwendung
überschritten haben, sind insofern nicht allein Ausdruck einer historischen
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Erblast, die von den kommunistischen Regimen offenbar nur unterdrückt
worden war, sondern auch Artikulationsformen sozialer Verhältnisse und
Widersprüche, die auf lange Sicht die Hoffnung auf ein Erblühen einer
kapitalistischen Marktwirtschaft beeinträchtigen, die durch sozialstaatliche
Institutionen gesichert und mit einer stabilen demokratischen Legitimation
ausgestattet sind.„DieAussicht fürdieliberale Demokratie indieserRegion
erscheint eng und ungewiß. Und die Alternativen, ausgehendvon der Un-
wahrscheinlichkeit einer Rückkehr zum Sozialismus, werden ziemlich sicher
militärisch und rechtsorientiert, oder beides zusammen sein" (Hobsbawm,
1991, S. 27).

Für die Konstruktion neuer Ordnungen steht die zukünftige wirtschaftli
cheundpolitische Entwicklung indiesem Raum ineinem engenZusammen
hangmitder Reorganisation des„europäischen Hauses"(dessenArchitektur
freilich längst nicht mehr der Gorbatschow'schen Visionder Jahre 1985/86
entspricht, vgl. Gorbatschow, 1987, S. 252 ff.). Die Rolle Europas in der
Weltwirtschaft undder Weltpolitik desausgehenden Jahrhundertswirdletzt
lich davon abhängen, wie im kommenden Jahrzehnt die doppelte Aufgabe
der Beschleunigungderwirtschaftlichen undpolitischenIntegration Westeu
ropas (also der EG-Staaten unter Einschluß der reicheren EFTA-Länder)
und a) der Verarbeitung der gewachsenen wirtschaftlichen und politischen
Macht des vereinten Deutschland in der Mitte Europas, und b) der schritt
weisen Entwicklung und der stufenweisen Integration ehemals sozialisti
scher Länder im Osten Europas bewältigt werden wird. Dazu kommt die
schwierige Aufgabe, eine neue europäische Sicherheitsordnung zuschaffen.
Diese mußsowohlden machtpolitischen Statusder beidenalten Supermäch
te (der USA und der Sowjetunion) neu definieren als auch der Gefahr
permanenter militärischer Konflikte und Bürgerkriege in Mittel- und Süd
osteuropa begegnen. Je mehr sich allerdings die ungleiche sozialökonomi
sche Entwicklung in Europa zu einer Spaltung zwischen den westlichen
Zentren und einer östlichen Peripherie verschärft,umso mehr wirdauch der
Rekurs auf die militärisch-politischen Ordnungsmittel sowie der damit ver
bundene Kampf um eine hegemoniale Führungsrolle in Europa zwischen
den mächtigsten EG-Staaten (BRD, Frankreich, Großbritannien) in den
Vordergrund treten. Die Architektur des neuen Europa stellt sich mithin als
eine außerordentlich komplexe und schwierige Aufgabe dar, die durch die
blinde Zuversicht aufdie Selbstheilungskräfte des Marktes sowie die ausglei
chende Stabilität der liberalen Demokratie keineswegs zu lösen sein wird.
• Der großen Mehrheit der Entwicklungsländer brachten die 80er Jahre eine
erhebliche Verschlechterung ihrer Position in der Weltwirtschaftsowie ihrer
Entwicklungschancen. Dieter Boris faßt die sozialökonomischen Urends der
Abhängigkeit, der Marginalisierung und der Verelendung zusammen: „Es ist
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unbestritten, daß seit Beginn der 80er Jahre die große Mehrheit der Entwick
lungsländer die schwerste Krise seit der großen Weltwirtschaftskrise zu Be
ginn der 30er Jahre durchgemacht und in vielen Ländern gerade die Schul
denkrise folgendesbedeutet: Rückgangdes BIP-Pro-Kopf-Einkommens, Er
höhung der Säuglingssterblichkeit..., Vertreibungder unmittelbaren Produ
zenten vom Land, Zunahme des Hungers, Anstieg der sog. Marginal-Bevöl-
kerung und der Zahl der Arbeitskräfte im sog. informellen Sektor, Ausver
kaufder nationalen Ressourcen, weitereZerstörung der natürlichenUmwelt
in vielen Ländern der Dritten Welt, kompromißlose Orientierungder Wirt
schaftspolitik auf den Export und die Zahlung des Schuldendienstes ... Re
gional traf diese tiefe Krise besonders Lateinamerika und das sub-saharische
Afrika, auch einigeLänderdesNahenOstensundSüdasiens; vergleichweise
gut aus dieser KrisesindeinigeLänder Ostasienswieauchdie Volksrepublik
China und Indienhervorgegangen" (Boris, 1989, S.90/91).

Es ist immer problematischer geworden, von der Dritten Welt zu spre
chen, zumal mit der Auflösung der „Zweiten Welt" der ehemals sozialisti
schen Staaten ohnehin jenes Unterscheidungskriterium entfällt, das den
Entwicklungsländern einen gemeinsamen Namen gab. Einige ehemalige
Entwicklungsländer in Ostasien haben über einen rasanten Industrialisie-
rungs- und Modemisierungsprozeß Anschluß an den Weltmarkt gefunden;
andere - vor allem in Afrika - sind infolgevon wirtschaftlicher Stagnation,
Verschuldung, Bevölkerungsexplosion undKriegen immer tiefer in den Sog
der Verelendung hineingezogen worden. Andere wiederum - vor allem in
Lateinamerika - erleben die Krise eines wesentlich kreditßnanzierten Indu
strialisierungschubes in den 70er Jahren. Daher kann auch kaum noch von
dengemeinsamen Interessen derEntwicklungsländeralseinerpolitisch wirk
samen Kraft in der Weltwirtschaft und Weltpolitik gesprochen werden. Der
Erdölpreis z. B. konfrontiert die ärmeren ölproduzierenden mit den armen
ölimportierenden Ländern, diehohe Ölpreise meist nur durch einehöhere
Außenverschuldung begleichenkönnen.

Auch politisch ist das Gewicht der Dritten Welt seit den 70er Jahren
geschwunden. Die antiimperialistischen Bewegungen haben an Kraft verlo
ren. Experimente einer eigenständigen - an das sozialistische Staatensystem
und den RGW gekoppelten - Entwicklung sind schon vor 1989 weitgehend
gescheitertbzw. haben diejenigeAusstrahlungskraft eingebüßt,die noch bis
in die 70er Jahre hinein wirkte. Die Bewegungder Blockfreien, die seit den
SOer Jahren die Förderungender nicht-paktgebundenen Entwicklungsländer
nach Unabhängigkeit und ökonomischem Förtschritt artikulierte, ist nicht
erst mit dem Verfall des Staates Jugoslawien (das lange Zeit als einer der
Sprecher der „Blockfreien" agierte) in eine Krise geraten. Die Förderung
nach einer „neuen Weltwirtschaftsordnung", die seit 1974 im Rahmen der
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UNO und ihrer Organisationen erhoben wurde, ist in den 80er Jahren zu
einer politisch einflußlosen Fbrmel erstarrt. ökonomische Rückschlag
in den meisten Ländern, die mit der Schuldenkrise verbundene relative
Ohnmachtssituation, die Rechtsentwicklung in vielen Ländern das ten
denzielle >\^ederaufleben des Kalten Krieges mit entsprechenden externen
Anstachelungen von intern verursachten sog. Regionalkonllikten, die zuneh
mende ökonomische Differenzierung zwischen den Entwicklungsländern -
all dies trug dazu bei, daß auf den internationalen Konferenzen mit Beteili
gungder Entwicklungsländerund im sog.Nord-Süd-Dialogdas Gewichtund
die Stimme der Dritten Welt als Ganzer stark zurückging" (Boris, 1989, S.
93/94).

Die multipolareWeltordnung ist ein Projekt des IVilateralismus, also der
reichen 2^ntren in der nördlichen Hemisphäre (Scherrer, 1990).Seine öko
nomischen Häger sind die transnationalen Konzerneder Hochtechnologie
sektoren und des Dienstleistungskapitals. Jede exklusive Stabilisierung der
weltwirtschaftlichen Beziehungen innerhalb der Hiade muß die Spaltung
zwischen den Zentren und der Peripherie, zwischen den reichen und den
armen Regionen der Weltwirtschaft zementieren. Die Interdependenz- und
Abhängigkeitsverhältnisse, die durch die internationale Verschuldung,durch
die Entwicklung der Ihrms-of-Hade, durchdie l^hrungs- und Finanzpolitik
in den Zentren sowie insgesamt durch die von den Zentren bestimmte Welt
marktkonjunktur reproduziert werden,wirkensomit notwendig als Spreng
satz innerhalb der Weltordnung. Sofern also die Konstruktion neuer Ord
nungen diesen globalenHerausforderungen gegenüber indifferentoder ohn
mächtigbleibt, werdenalle Strategien zur Reorganisationder weltwirtschaft
lichen und -politischen Machtverhältnisse mit einem anwachsenden Kon
flikt- und Gewaltpotential konfrontiert werden, das in diesen Spaltungen
seine wesentliche Ursache hat

Da aber die Dritte Welt nicht als eine geschlossene politische Formation
agiert, werden solche Konflikte eher als regionale Konflikte aufbrechen und
ausgetragen werden. Nachdem die Systemkonkurrenz nicht länger als Be
gründung für gewaltsame Interventionen in der Dritten Welt herangezogen
werden kann, tritt die gewaltsameSicherung der wirtschaftlichen und politi
schen Interessen der reichen, kapitalistischen Länder des Nordens, also der
alten „Ersten Welt", immer deutlicher in den Vordergrund. Die Sicherung
der Rohstoffzufuhr (vor allem öl), die gewaltsame Stabilisierung von Kon
fliktregionen, militärische Interventionen im Drogenkrieg und bei Öko
Konflikten, politisch-administrative Maßnahmen, um den Strom von Ein
wanderern aus der Dritten Welt in die reichen Zentren des Nordens abzu

wehren - das sind jene Ordnungsmittel, die die Kapitulation vor der Schaf
fung einer „gerechten Weltordnung" zur Voraussetzung haben und die letzt-
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lieh als Instrumente des Krieges gegen alle möglichen Bedrohungen der
westlichen Zivilisation eingesetzt werden.

Der Londoner „Sunday Ihlegraph" hat zumBeginn des Golf-Krieges am
20. Januar 1991dieses neue Ordnungsdenken von politischen und militäri
schen Führungsgruppen im Westen (das sich leicht populistisch zu gebärden
vermag) sehr klar ausgedrückt: „Der Interessengegensatz zwischen der Er
sten und der Dritten Weltexistiert und keine die erstgenannte zufriedenstel
lende internationale Ordnung sollte auf der Entscheidung einer Institution
(hier: der UNO) aufbauen, die der Zahl nach von den letzteren dominiert
wird. Früher oder später wird die Dritte Welt andere Herausforderungen
aufwerfen. Aber wenn der Golfkrieg aufhört, wie er begonnen hat, kann es
keinen Zweifeldarüber geben,wer jetzt die Herren sind - jedenfallsfür die
nächste Generation... Nicht nur unsere >\hffenwerden sich in spektakulärer
Weisedurchgesetzt haben, auch unsere Ideen" (zit. n. Frank, 1991,S. 301).

So zeichnen sich die Konturen einer Weltordnung ab, die sich radikal von
den Visionen des „neuen Denkens" abhebt. Dieses hatte das Ende des Ost-
West-Gegensatzes und des Kalten Krieges als eine welthistorische Chance
angesehen, kooperative Strategien für die Bewältigung der „globalen
Menschheitsprobleme" (vorallem:Bevölkerungswachstum und Elend in der
Dritten Welt, ökologische Katastrophenpotentiale) zu entwickeln, die mit
derAbrüstung und der Überwindung der Abschreckungslogik zugleich über
beträchtliche materielle Ressourcen verfügen könnte. Seit Anfang 1991 hat
der Golf-Krieg allerdingsden „Utopien von *89" ein schnellesEnde bereitet
(Rossanda, 1991). Nunmehr zeichnen sich die Konturen einer weltpoliti
schen Architektur ab, die die Regulationvon multipolaren Machtbeziehun
gen innerhalb der Iriade der kapitalistischen Zentren mit einer Kriegserklä
rung an die Dritte Welt verbinden. Die reichen Länder rücken - unter der
politisch-militärischen Führungder USA- zusammen, um ihre Ökonomien,
aber auch das Konsum- und Zivilisationsmodell der westlichen Welt mit

Gewalt gegen alle Gefahren des Nationalismus, Fundamentalismus, Tbrroris-
mus etc. aus der Dritten Welt abzuschotten und zu verteidigen. Es wäre dies
- wie Mary Kaldor betont hat - eine „neofordistische Welt, in der die Priori
täten des fordistischen Zeitalters die Anwendung der neuen Informations
technologien bestimmen werden - eine Welt, in der Militärausgaben und
privater KonsumPriorität besitzen,eine Welt,die energie- und transportin
tensiv ist. Dies wird eine stagnierende Welt sein, in der die Kosten von
militärischen Abenteuern und des privaten Konsums am meisten die Men
schenin der DrittenWelt belasten - überhoheZinsraten, hoheölpreise und
die entgangene Friedensdividende. Und es wird eine exklusive Welt sein, in
der sich die reichen Länder gegen den Druck der Migration und die Bedro
hung durch den Ibrrorismus abschotten werden" (Kaldor, 1991, S. 22).
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Diese Ordnung beruht auf militärischer Gewalt und sie erzeugt notwen
dig neue Gewaltverhältnisse; denn sie sichert ein Gesellschafts- und Herr
schaftsmodell, das letztlich die Ursachen der Armut, der Ressourcenvernich
tung, der Ohnmachterfahrung und der Frustration in den armen Regionen
der Weltgesellschaft konserviert und damit gewaltsame Konflikte unver
meidlichwerden läßt. Claus Ewighat diese Katastrophenlogik, die zum Krieg
treibt, wie folgt zusammengefaßt: „ Im Jahre 2000 werden 6, 2 Milliarden
Menschen auf der Erde leben. Im Jahre 2025 werden es etwa 8,5 Milliarden
sein. Neun Zehntel des Zuwachses entfallen auf die Entwicklungsländer.
Schon jetzt, Anäng der neunziger Jahre, verhungern jährlich 14 Millionen
Kinder. 800 Millionen Menschen vegetieren an der Grenze zum Existenzmi
nimum vor sich hin; 770 Millionen können sich nicht so ernähren, daß es sie
zur Arbeit befähigen würde; 1,3 Milliarden haben keinen Zugang zu saube
rem Wasser. Gleichzeitig werden pro Ihg drei Milliarden Mark für Rüstung
und Kriegsforschung ausgegeben. Ja, glauben wir denn, die betroffenen Men
schen lassen sich das auch dann noch bieten, wenn sie erstmals die Möglich
keit haben, Rache an denen zu üben, die hätten helfen können? Die Endsta
tion des Zuges, in dem wir derzeit noch sitzen und für den es weder einen
Fahrplan noch Weichen, noch Haltesignale zu geben scheint, heißt Krieg"
(zit. n. Mähler/Schmid, 1991, S. 7).

4.3. „Ist es nicht wunderbar, Amerikaner zu sein?"
(George Bush)

Im Sommer des Jahres 1990 war die Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit

ganz auf Europa gerichtet. Die Auflösung der alten Ordnungen und der
Prozeß der Neustrukturierung internationaler Machtverhältnisse schien sich
auf den „alten Kontinent" zu konzentrieren, dem noch Anfang der achtziger
Jahre diesseits und jenseits des Atlantiks eine nicht zu heilende Sklerose, ein
unaufhaltsamer Abstieg bescheinigt worden war. Jetzt aber Michail Gorbat
schow und Helmut Kohl als die „Männer des Jahres", deren kühne Entschei
dungen den strukturellen Determinanten des Geschichtsprozesses konkrete
Wirksamkeit und atemberaubende Geschwindigkeit verliehen hatten. Dazu
- gleichsam als Dritter im Bunde - der dynamische und erfolgreiche Präsi
dent der Brüsseler EG-Kommission, der Franzose Jacques Delors, dessen
Wirken für die Beschleunigung der wirtschaftlichen und politischen EG-In
tegration seit 1985 zugleich als eine beeindruckende Demonstration politi
scher Führungsfähigkeit anerkannt wurde (Hoffmann, 1990b).
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Zwei Themen beherrschten die Diskussion, die ihrerseits im Horizont
europäischer Politik eng miteinander verflochten sind: auf der einen Seite
die künftige Rolle des vereinten Deutschland in der westeuropäischen wie
der gesamteuropäischen Politik; auf der anderen Seitedie allgemeine Unsi
cherheit über das weitere Schicksal derSo\ '̂etunion und ihrer politischen
Führung. Dabei hatte sich weitgehend die Uberzeugung gefestigt, daß die
zukünftige Bearbeitung dieser Neuordnungsprobleme vor allem auf dem
Wege der wirtschaftlichen Kooperationerfolgenwerde: „Ob sich in Europa
aus der gegenwärtigen Obergangsphase eine lebensfähige Ordnung entwik-
keln wird, dürfte überwiegend von tragfähigen wirtschaftlichen Lösungen
abhängen. Eine neue Sicherheitsordnungwird es nur dann geben, wenn das
Managementder Wirtschaftsbeziehungen zwischen Nordamerika,Westeuro
pa und Japan größere Spannungen verhindert, die Integration innerhalb
Europas über T992' hinausgeführt wird,die wirtschaftliche Vereinigung der
Deutschen im Rahmen der EG erfolgreich ist, eine neue Gruppierung refor
mistischerosteuropäischerStaaten mit besonderenBindungen zur Gemein
schaft entsteht und die sowjetischen Hoffnungen auf wirtschaftlichen Aus
gleich für ihren strategischen und politischen Rückzug nicht enttäuscht wer
den" (Neriich, 1990, S. 484).

In Europa selbst schienen die alten, politischen Führungsmächte - Frank
reich und Großbritannien - an den Rand des Geschehens gedrängt und mit
erheblichen Orientierungsproblemen konfrontiert. Die Verlagerung des
wirtschaftlichen und nun auch des politischen Gravitationszentrums in die
„Mitte Europas", also nach Deutschland, aber auch die mit der Wiederher
stellung der vollen deutschen Souveränität vollzogene Aufhebung der Son
derrechte der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges mußte namentlich die
französische Außen- und Sicherheitspolitik verwirren. Diese hatte zwar zu
vor die wirtschaftliche Dominanz der BRD in Europa anerkannt; aber sie
hatte nun doch darauf spekuliert, diesen Preis gegen eine sicherheits- und
außenpolitische Führungsrolle Frankreichs in der EG einzutauschen (Yost,
1990).Die britische Premierministerin Margaret Thatcher mußte gar bis zum
Ende des Jahres 1990 ihre gescheiterte Wirtschafts- und Steuerpolitik (zu
guter Letzt die „Poll-Ihx"), vor allem aber ihren Widerstand gegen eine
verstärkte EG-Integration sowiegegeneine allzuschnelledeutsche Einigung
mit dem Verlust ihres Amtes bezahlen.

Die politische Debatte in den USAstand ganz im Zeichen der Auseinan
dersetzungen um die Decline-Thesen. Daß die USA nun endgültig keine
Supermacht mehr seien, sondern lernen müssen,eine Macht neben anderen
zu sein, wurde selbst von ultrakonservativen Hardlinern wie Jeane Kirkpa-
trick (1990,S. 16) anerkannt. Die künftigen Beziehungen zu Japan, Deutsch
land und Europa wurden im Kontexteiner unvermeidlichen Mulitpolarisie-
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ning bzw. Dezentralisierung der weltwirtschaftlichen und weltpolitischen
Machtverhältnisse anerkannt. Auf diesem - mit zahlreichen Unsicherheiten

und Konfliktpotentialen beladenen - Felde habe sich die amerikanische
Außenpolitik fortan zu bewegen und neu zu orientieren. Dazu kam die
bittere Erkenntnis, daß die Reagan'sche Politik - vor allem aufgrund ihrer
verheerenden Konsequenzen für die Binnenstrukturen des US-amerikani
schen Kapitalismus und daher seiner Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt
markt (Krägman, 1990) - gescheitert war. Die Bush-Administration war mit
Steuerfiragen sowie mit den Problemen des Haushaltsdefizits schon überbe
lastet. Der Beginn der Wirtschaftsrezession, der mit den Börsencrashs des
Jahres 1990 und mit der Krise weiter Ibile des amerikanischen Banken- und

Sparkassensystems zusammenfiel, schien unvermeidlich den weiteren wirt
schaftlichen Abstieg der USA anzukündigen. Kurzum, auf der Bühne der
internationalen Politik der Jahre 1989/1990 spielte George Bush nicht die
Rolle eine Spielmachers, sondern bestenfalls - zu Hause - die eines Krisen
managers, und - in der internationalen Politik - die eines „Unterstützungs
spielers« (Hoffmann, 1990b,S. 597).

Nur ein knappes halbes Jahr später hat sich die Position der Akteure auf
der Bühne der internationalen Politik vollständig verändert. Helmut Kohl
und vor allem Michail Gorbatschow stehen eher im Schatten. Der eine hat

Angst davor, nach Ostdeutschland zu reisen, wo er sich noch bis zur Bundes
tagswahl im Dezember 1990 als Held feiern ließ. Der andere kämpft offen
sichtlich verzweifelt ums Oberleben - sowohl der Sowjetunion als Staatsge
bildeals auchder persönlichen, politischen Macht. InsgrelleRampenlichtist
dagegen George Bush, der Sieger des Krieges gegen Saddam Hussein und den
Irak, getreten. Neben ihm seine führenden Militärs - ebenfalls ins Licht
drängeln sich die subalternen Führer der Anti-Saddam-Koalition, der Brite
John Major, der Franzose Francois Mitterand, der Israeli Izaak Schamir, der
Ägypter Mubarak, derSyrier Assad, Angehörige des saudischen Königshau
ses und einige andere. In gebührendem Abstand Verbündete, die nicht ge
kämpft, sondern nur bezahlt haben (der deutsche und der japanische Finanz
minister sowie Vertreter der arabischen Emirate). Sie präsentieren sich als
die Helden eines Krieges, der den Inhalt der Debatten über die neue Welt
ordnung gleichsam schlagartig reformuliert hat. In seinem Bericht zur Lage
der Nation Ende Januar 1991 hatte George Bush diese neue Perspektive so
zusammengefaßt: „Seit 200 Jahren dient Amerika der Welt als leuchtendes
Beispiel für Freiheit und Demokratie. Seit Generationen übernimmt Ameri
ka die Führungsrolle im Kampf um die Erhaltung und Ausdehnung der
Wohltaten der Freiheit. Und heute, in einer sich rasch verändernden Welt, ist
die FührungsrolleAmerikasunabdingbar. Amerikaweiß,daßeine Führungs
rolle auch Belastungen mit sich bringt und Opfer fordert« (Bush, 1991).
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Den Niedergangspropheten und Pessimisten wird die Vision vom „näch
sten amerikanischen Jahrhundert" entgegengehalten;von multipolarenOrd
nungen, die wesentlich auf einer Neuregulierung der wirtschaftlichen und
wirtschaftspolitischenBeziehungeninnerhalb der Itiade zu beruhen hätten,
ist angesichts der beständigen Betonungder politischen, militärischen und
moralischen FührungsroUe der USA in der Welt keine Rede mehr. Ulrich
Schiller hat in der ,.2^it" vom 1. März 1991die politische Stimmungslage in
den USAnachdemSiegam Golfals eine aufschäumende „Welle der Gefüh
le" charakterisiert: „Ein langvermißtes Erfolgsgefühl beseelt die Amerika
ner, 84 Prozent fühlensich einig mit dem Präsidenten und seinen militäri
schen Führern; das Vietnam-Syndrom wird, so meint man, endlich und end
gültig überwunden; Amerika hat sich weltweitals die Nummer eins bestätigt,
und deshalb wird es die Koordination für die Nachkriegs- oder auch die
Friedensregelung maßgeblich bestimmen. Daran lassen weder die Politiker
noch die Medien in ihrem überwiegenden Ibil einen Zweifel". Man braucht
keinen hohen Einsatz für die Wette, daß die internationale Presse, die die
herrschende Meinung artikuliert und organisiert, George Bush zum „Mann
des Jahres '91" küren wird.

Noch ist es natürlich (im Frühjahr 1991) viel zu früh, die Auswirkungen
des Golf-Kriegesauf die Regionsowieaufdie internationale Politik bilanzie
ren zu wollen. Dennoch ist es durchaus möglich, die innere Dynamik des
Konfliktes - von der Annexion Kuwaits am 2. August 1990 bis zum Beginn
der „Operation Wüstensturm" am 17.1.1991 - sowie die Konstellation der
Interessen, die letztlich die Wahl der Mittel zur Konfliktbearbeitung be
stimmten, genauer zu analysieren. Dabei wird deutlich werden, wie dieser
Regionalkonflikt gleichsam zum Katalysator für die Auseinandersetzung um
die neue Weltordnung aufgewertet wurde. Der erste Großkonflikt inderÄra
nach dem Ende des Kalten Krieges - so der amerikanische Außenminister
James Baker im August1990 - zeichnetesichvonAnfangan (ja selbstschon
über seine Vorgeschichte) durch die spannungsreiche Verdichtung von wi
dersprüchlichen Interessen und Strategien aus, die durch den globalen Um
bruch derweltpolitischen Machtstrukturen inder„posthegemonialen Ära"
überdeterminiert werden. Schlichte Gemüter mögen darüber erleichtert
sein, daß mit dem von den USA geführten, siegreichen Militärschlag der
komplexe Knoten der neuen West-West- und Nord-Süd-Konfliktformatio
nen gleichsam durchhauen wurde und endlich wieder einfache Verhältnisse
obwalten, die dazu noch das Material für populistische Massenbegeisterung
enthalten. Dabei bleiben allerdings die wichtigstenFragen offen - ob nämlich
dieser Schlag eher ein Verzweiflungsschlag einer absteigenden Großmacht
(provoziert durch einen Verzweiflungsangriff des Diktators eines ökono
misch ruinierten Landes) oder Demonstration des wiedererstarkten „Welt-
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Polizisten" war; ob er tatsächlich fflr die kommenden Jahre die politisch-mi
litärischen Rahmenbedingungen und die globale Ffihrungsstruktur der neu
en Weltordnung fixiert hat oder ob er die Chancen für eine stabile Friedens
ordnung im Nahen Osten eher verschlechtert denn verbessert hat; ob dabei
die Debatte Ober die Relevanz von direkter (militärischer) oder struktureller
(ökonomisch-finanzieller-technologischer) Macht für die neuen Weltord
nungen vorerst einmal entschieden ist, ob die Probleme der Weltmarktkon
junktur und der harten Konkurrenz zwischenden Zentren der IViadedamit
vorläufig in den Hintergrund treten oder ob sie in der Folge des Krieges und
seiner Finanzierung zusätzliche Konflikte erzeugen werden. Auf jeden E^ll
wird das Erfolgsgefühl, das derzeit so viele Amerikaner beseelt und das
George Bush unentwegt zur Sprache bringt, noch manchen Ernüchterungen
und Enttäuschungen ausgesetzt sein.

Nach der gewaltsamenAnnexion von Kuweitdurch den Irak am 2. August
1990schien sich zunächst ein Muster der Konfliktbearbeitung abzuzeichnen,
das durchaus den Maximen des „neuen Denkens" in der internationalen
Politik entsprach. Dem Aggressor stellte sich eine breite Front von Staaten
entgegen, die im Rahmen der Vereinten Nationen (UNO) den bedingungslo
sen Rückzug des Irak durchgesetzt wissen wollten. „Ein einmütiger Norden
(USA, Europa, Japan, Sowjetunion) steht auf, um einem Diktator des Sü
dens die Beute aus den Händen zu reißen" (Ziebura, 1991, S. 134) In der
Region selbst reihten sich nicht nur die unmittelbar bedrohten und traditio
nell dem Westen verbündeten Regierungen (Saudi-Arabien, die Emirate am
Golf, Ägypten sowie - militärisch durch die USA gebremst - Israel) in die
Anti-Irak-Front ein. Auch Nachbarn des Irak wie Syrien, der Iran und die
Türkei, für die jeder Erfolg des Irak unvermeidlich eine Beeinträchtigung
ihrer Machtposition bzw. ihrer Machtaspirationen in der Region nach sich
gezogen hätte, schlössen sich der Allianz an bzw. verurteilten die Annexion
(zu den regionalen Aspekten vgl. Tibi, 1990 und ders., 1991). Diese breite
Front, die auch die Sanktionsmaßnahmen der UNO (Embargo) stützte, ließ
die Hoffnung auf eine historische Gelegenheit keimen, „die 'Weltordnung'
der Zukunft auf die Prinzipien des Rechts zu gründen" (Ziebura, 1991, S.
133). Die beiden wichtigsten Veränderungen, die als Erscheinungsformen
einer neuen Politik bewertet wurden, betrafen „1. die in diesem Ausmaß
völlig unerwartete Bereitschaft und Fähigkeit der beiden ehemaligen Kon
trahenten USA und UdSSR, zusammenzuarbeiten, und 2. die lätsache, daß
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen vor allem dank der Kooperations
bereitschaft aller ständiger Mitglieder in dieser Form erstmals in seiner
Geschichte als Instrument kollektiven Krisenmanagements zur Geltung
kam" (Hellmann, 1991,S. 12). Die Entschärfung internationaler Konflikt
zentren nach dem Ende des Kalten Krieges - wie sie zuvor schon in Afghani-
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stan, im südlichen Afrika und in Mittelamerika sich angekündigt hatte -
schien also auch im Hinblick aufden Golf-Konflikt als die angemessene und
erfolgversprechende Methode. Dazu kam die Oberzeugung, daßdasEmbar
go in kurzer Zeit Saddam zum Rückzug veranlassen müsse; denn immerhin
wardamit dem Verkauf irakischen ÖlsalsEinnahmequelle einRiegel vorge
schoben.

VonAnfang an waren freilich politische und ökonomische, regionale und
globale Interessen eng ineinander verwoben. In der Golf-Region hatte sich
schon seit der iranischen Revolution des Jahres 1979 und mit der wachsenden

Bedeutung des islamischen Bindamentalismus eine Auflösung jener Ord-
nungs- und Orientierungsfunktionen bemerkbar gemacht, die die beiden
Supermächte in der Region im Zeichen der Blockkonfrontation ausgeübt
hatten. Schon der Irak-Iran-Krieg seit 1981 hatte einiges auf den Kopf ge
stellt. Der Westen unterstützte den Aggressor Saddam Hussein (den alten
Verbündeten der Sowjetunion und des sozialistischen Lagers) gegen das
Chomeiny-Regime und überschüttete ihn geradezu mit Waffenlieferungen;
denn der Iran wurde seit 1980als die Hauptgefahr für die westlichen Interes
sen in der Region angesehen. Nach dem Ende dieses Krieges ökonomisch
ausgeblutet und hoch verschuldet, mit Legitimationsproblemen im eigenen
Lande konfrontiert, suchte die politische Führung des Irak nach einem
rettenden Ausweg. Die Annexion von Kuweit sollte ihr 1. einen höheren
Anteil an den Öleinnahmenund -reserven der Golfregion, 2. einen besseren
Zugang zum Golf, und 3. einen Prestigegewinn bei den armen Massen der
arabischen Welt verschaffen, die die reichen Feudalregime der Golf-Region
zum Ibufel wünschen. Hier lag wohl - wie Gilbert 2^ebura betont - „der
tiefere Grund dafür, daß die Krise in den Krieg umschlug. Saddam Hussein
brauchte Kuweit,um sein Land nach einem achtjährigen mörderischen Krieg
wieder aufzubauen und damit die Basis für eine regionale Vorherrschaft zu
schaffen, die, in seinem Selbstverständnis, ihrerseits eine neue Etappe auf
dem Wegzur Emanzipation des Raumes vom Westenbilden sollte" (Ziebura,
1991, S. 132).

Worauf aber beruhte die Entschlossenheit der politischen Führung der
USA, mit allen Mitteln - bis zum militärischen Gegenschlag - diese Ziele des
Irak zu vereiteln und die Militärmacht Irak zu vernichten? Die Beschwörung
des Kampfes gegen Hitler und die angeblichen Lektionen aus „München"
(1938) vermochten schon deshalb nicht besonders zu überzeugen, weil der
Irak nun einmal nicht eine Großmacht (wie das damalige Hitlerdeutschland),
sondern eine kleine Regionalmacht ist, „deren Bevölkerung doppelt so groß,
aber dessen Sozialprodukt nur halb so groß ist wie das von Belgien" (Pfaff,
1991, S. 35). Der Militäraufmarsch am Golf, die Aufstockung der US-TVup-
pen bis Ende Oktober auf 500 000 Männer und Frauen, die Festlegung des
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Datums vom 15.Januar 1991 als letztmöglichenIbrmin für einen irakischen
Rückzug durch PräsidentBush, die Manipulation des Kongresses, dasSchei
tern der französischen, später der sowjetischen Vermittlungsversuche, um
den Ausbruch des Krieges zu verhindern bzw. um diesen dann möglichst
schnell zu beenden - alle diese Ereignisse und Maßnahmen ließen immer
deutlicher die Entschlossenheit der USA zutage treten, zu einer militäri
schen Entscheidung zu kommen. Andrd Gunder Frank hat denn auch die
Logik, die zum Krieg trieb, alseinebewußte Strategie von Saddam Hussein
und von George Bush bezeichnet: „Beide Präsidenten fädelten wissentlich
undwillentlich - wiein gegenseitiger Abstimmung - dieSchrittezum Krieg
ein, hinter die es kein Zurück gab.BeidePräsidentenwolltenden Kriegund
setzten ihn gegenüber ihren jeweiligen Anhängern und Völkern, ob diese
nun wollten oder nicht, durch" (Frank, 1991, S. 296).

Der WillezumKriegauf Seitender US-amerikanischen Führunggründe
te sich auf die folgenden Interessen- und Motivstrukturen:
• Ein Erfolg oder auch nur ein Ibilerfolg der irakischen Politik hätte die
politischen Kräftekonstellationen amGolfzuungunsten derengsten Verbün
deten der USA und des Westens verändert Die Drohungen Saddams gegen
Saudi-Arabien und die anderen Golf-Staaten bestätigten nur diese Befürch
tungen. EinErfolgSaddams würde zudem allen antiwestlichen undantiisrae
lischen, islamisch-fundamentalistischen und arabisch-nationalistischen
Kräften einen weiteren Auftrieb vermitteln und in der Folge die ohnehin
labile, innenpolitische Machtkonstellation in anderen Ländern (z. B. in
Ägypten) weiter destabilisieren.
• Die Androhung der „Auslöschung" Israels durch Saddam Hussein sowie
die Ungewissheit über seine biologischen, chemischen und nuklearen Waf
fenpotentiale (sowie über die Reichweite und Ureffsicherheit seiner Rake
ten)erzeugte inder politischen Öffentlichkeit der USA und in Europa eine
eigenständige Legitimation für den Kriegzur Vernichtung des „Hitlers"des
Nahen Ostens, der bei einer allzu „weichen" Embargopolitik von Seiten der
UNO - undauch angesichts deszunehmenden proirakischen Fanatismus bei
den Volksmassen der arabischen Welt - sogar noch die Zeit finden würde,
seine Waffenarsenale auszubauen.

• Die Ölstaaten am Persischen Golf erzeugten 1989 etwa 67 Prozent der
OPEC-Ölproduktion undsind mit35 Prozent an der Weltölproduktion be
teiligt. Für die westlichen Industriestaaten besteht seit dem Schock der
Ölpreiskrisen der 70er Jahre ein vitales Interesse an einer politischen und
ökonomischen Kontrolle desölpreises,diediesen möglichst niedrig hältund
extreme Schwankungen vermeidet. Aufgrund der Fürder- und Preispolitik
der reichen, arabischen Golfstaaten (unter der Führung Saudi Arabiens) war
der Ölpreis in den 80er Jahren stark gefallen. Falls sich in der Folge der
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Golf-Krise der Ölpreis um40Prozent erhöhthätte (also noch nicht einmal
auf das Niveau von 1980 zurflckgekehrt wäre), so hätte dies nach Angaben
des IWF für die westlichen Industrieländer bedeutet: einen Rückgang des
Wachstumsdes Sozialprodukts um 0, S Prozent, einen Anstieg der (langfri
stigen) Zinsen um 0, 4 Prozent sowie der Inflation um 0,8 Prozent, ein
Absinken der durchschnittlichen verfügbaren Einkommen um 1,1 Prozent
(vgl. Altvater, 1991; Massarath, 1990, S. 40 ff,).

Es ist also die Bedeutung des Erdöls in der Region und in der Weltwirt
schaft, die nicht nur historisch die Verwandlung der Golfregion in ein „Pul
verfaß" der Weltpolitik, sondern auch die Reaktion der USA auf die An
nexion Kuwaits erklärt. Charles Krauthammer faßt dieses Interesse knapp
zusammen: „Wenn der Persische Golf kein vitales Interesse (der USA) ist,
dann gibt es überhaupt keines" (Krauthammer, 1991, S. 28). Daraus folgt
natürlich auch die Antwort auf die Frage, warum die USA bei früheren
Anlässen einer völkerrechtswidrigen Annexion (z. B. 1974 bei der Annexion
eines Ibils von Zypern durch den NATO-Partnerlürkei) keine vergleichba
ren Anstrengungen zur Durchsetzung von UNO-Resolutionen unternom
menhaben. „Kuwait ist ein Ölstaat, undesgehtdenAmerikanern und ihren
westlichen Bundesgenossen darum, ihre Ölversorgung zu möglichst billigen
Preisen einigermaßen sicherzustellen und aus diesem Grunde ist der Zugriff
eines einzigen Machthabers auf allzu große Ibile der Welterdölreserven am
Golfzu verhindern. Es ist eine wirtschaftliche und noch mehr eine Machtfra
ge. Ein Saddam Hussein, der unbehindert Kuwait in seine Macht brächte und
daraufhin den schwächeren Staaten am Golf sein Diktat auffingen könnte,
befändesich auf dem Weg, eine politische und wirtschaftlicheGroßmacht zu
formen, die der westlichen Welt möglicherweise ihren >^llen aufwingen
könnte" (Hottinger, 1991,S. 39).
• Der Zusammenbruch des „realsozialistischen" Staatensystems und die
innere Schwäche der Sowjetunion erweiterte den Handlungsspielraum für
die USA und ihre Verbündeten. Zwar hatte die Sowjetunion schon seit den
frühen 80er Jahren die Kontrolle über ihren einstigen Verbündeten Saddam
Hussein verloren. Gleichwohl ging es der politischen Führung der USA mit
der Eskalation des Konfliktes zum Krieg auch um die Demonstration, daß die
Sowjetunion die Macht verloren hatte, den Gang der Ereignisse maßgebend
zu beeinflussen bzw. durch ihre Interventionen den Irak zum Rückzug zu
veranlassen und damit einen Krieg zu verhindern. Allerdings mußte diese
Demonstration amerikanischer Stärke auf die innere Entwicklung in der
Sowjetunion Rücksicht nehmen. Da der Westen nach wie vor ein Interesse
an der Kooperation mit der sowjetischen Führung unter Gorbatschow hat
und deshalb derzeit noch kein Interesse an einer chaotischen Auflösung der
Sowjetunion (oder auch an einem Militärputsch) hat, wurde der Gesichtsver-
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lust der sowjetischen Führung in Grenzen gehalten und der Protest im
Westen gegen die Interventionen der sowjetischen Armee in den baltischen
Staaten blieb gedämpft.
• Auch in den Beziehungen zu ihren Verbündeten in Europa und Ostasien
bot der Golfkonflikt der politischen Führung der USA eine gute Gelegen
heit, ihren weltpolitischen Führungsanspruch zu erneuern und dabei zu
gleich die unterschiedlichen Interessenlagen und Handlungsmöglichkeiten
der EG-Staaten auszunutzen. Daß sich die konservative Regierung Großbri
tanniens - auch nach der Ablösungvon Frau Thatcher-sofort als Juniorpart
ner für einen Whffengang am Golfzur Verfügungstellen würde, konnte nicht
überraschen. Die „Special relationships"sollen- so der SundayIblegraph am
20.1.1991 - für eine „Schlüsselrolle Großbritanniens" in einer Weltordnung
genutzt werden, die „auf der Militärmacht der USA" beruht (zit. n. Frank,
1991,S. 301). Zugleich sollte in der europäischen Politik - vor allem gegen
über dem stärker gewordenen Deutschland - demonstriert werden, daß die
Konstruktion Europas nicht allein auf dem Feld der V^rtschaft und der
Märkte, sondern auf dem Feld der internationalen Machtpolitik erfolgen
wird und daß dabei Großbritannien nach wievor als ein relevanter Mitspieler
anerkannt werden will. Schließlich dient der konservativen Führung Groß
britanniens - seit dem „Falkland-Krieg" - die nationale Kriegsbegeisterung
auch dazu, im Massenbewußtsein den kontinuierlichen Niedergang des Lan
des und die tiefe Krise der Nation zu kompensieren. „Das Kriegsziel Groß
britanniens ist nicht die Befreiung Kuwaits.Sein Ziel ist es, sichselbst wieder
als eine internationale Macht darzustellen und sich darüber überhaupt wie
der als britische Nation ins Spiel zu bringen" (Benton, 1991, S. 41). Ein
politischer Psychologe, der das historisch deformierte Nationalbewußtsein
untersucht, könnte freilich im Falle Großbritanniens auch die Erfahrung
bestätigt finden, daß es den Verbrecher auch im hohen Alter immer wieder
an die Orte seiner Untaten (hier: die Golfregion und die arabische Halbin
sel), die er im reifen Mannesalter begangen hat, zurückzieht.

Die Position der französischen Regierung war hingegen schwerer kalku
lierbar. Immerhin hatte Frankreich seit De Gaulle gerade im arabischen
Raum eine eigenständige Politik verfolgt, die auch immer wieder in Kollisio
nen zu den USA und zu Israel geriet. Außerdem hatte die französische Politik
unter Mitterand die intensivere Zusammenarbeit mit Boim gesucht, um auch
gegen den Widerwillen Großbritanniens den Ausbau der EG-Integration zu
beschleunigen. Regis Debray, der außenpolitische Berater des Präsidenten,
hatte es noch 1985 in seinem Plädoyer für ein neues europäisches Selbstbe
wußtsein alseine „Überlebensfiage" für Frankreich undEuropabezeichnet,
„ob sie sich weiter und unaufhörlich in eine Satellitenposition des amerika
nischen Machtbereiches hineinmanövrieren lassen" (Debray, 1986, S. 17).
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Damit hatte er auch den Bewußtseinswandel eines bedeutenden Ibils der

französischen Intellektuellen artikuliert, die seit den 70er Jahren nach einer
neuen europäischen Identität suchten, die sich von der Vorherrschaft des
sowjetischen wie des amerikanischen Imperialismus zu emanzipieren ver
möchte (Morin, 1988, S. 22).

Nicht erst seit dem 2. August 1990 war die französische Außenpolitik
unter Entscheidungszwang geraten. Die Umwälzungen in Mittel- und Osteu
ropa sowie vor allem die deutsche Einigung hatten alte Basisprämissen der
französischen Außenpolitik erschüttert. Mit dem Ende des Kalten Krieges
und der Ost-West-Spaltung war die Funktion der französischen Atomstreit
macht ("Fbrce de Rappe") fragwürdig geworden; die zunehmende wirt
schaftliche und politische Macht Deutschlands in der Mitte Europas sowie
das Interesse Moskaus, mit Bonn freundschaftliche Beziehungen zu etablie
ren, mußten in Paris als Gefahr einer politischen Marginalisierung Frank
reichs in Europa wahrgenommen werden. „Frankreich verflel in Pessimis
mus, weil es öirchtete, daß es zwischen einem nach Osten orientierten
Deutschland und einem Großbritannien, das entschlossen seine Beziehun
gen zu den USA nutzt, in die Isolation geraten könnte" (Pfaff, 1991,S. 41).

In dieser schwierigen Lage schwankte die Politik von Francois Mitterand
seit dem August 1990zwischen dem - freilich recht halbherzigen - Versuch,
den Übergang zum Krieg amGolf zuverhindern und dabei auch dieeigen
ständige Bedeutung Frankreichs als EG-Macht (auch gegen die subalterne
Rolle Großbritanniens) zur Geltung zu bringen, und der immer stärkeren
Bereitschaft, an der Seite der USA in den Krieg einzutreten, um auf diese
Weise- vor allem auch im Hinblick auf die Gestaltung der „Nachkriegsord
nung" im Nahen Osten - als Siegermachtpräsent zu sein. Der Bruch mit den
Illusionen der arabischen Politik De Gaulies - wie der französische Außen
minister Dumas bekannte - verfolgte daher auch das Ziel, über eine Neube
stimmungder Allianzmitden USAdie RolleFrankreichs für eine gemeinsa
meSicherheits-und Außenpolitik der EG aufzuwerten. DieseChancewollte
Mitterand in der Golf-Krise ergreifen. „Selbst als kleiner Sieger im Golf
krieg, so sein Kalkül, würde er gegenüber dem gefesselten deutschen Riesen
noch an Statur gewinnen" (Die Zeit, 22. März 1991,S. 14).

Welcher Bestand und welche Erfolgsaussichten solchen strategischen
Kalkülen letztlich beschieden sein werden, läßt sich zur Zeit noch nicht
ermessen. Auf jeden Rill aber bot der Golfkrieg der politischen Führung der
USAdie Gelegenheit, die Aufteilungdes weltpolitischenKräftefeldesin eine
Supermacht und in mehrere Mächte zweitens Ranges zu demonstrieren. Die
Stimmungen, die dabei in der Presse der USA und Großbritanniens gegen
„die Deutschen" und „die Japaner" erzeugt wurden, dienten nicht allein
dazu, Druck für die Finanzierung des Krieges u. a. durch Deutschland und
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Japan zu verstärken. Vielmehr sollte auchdie In den USA weitverbreitete
Vorstellungkorrigiert werden, daß die neuen ökonomlsch-technologlsch-fi-
nanzlellen Großmächte Deutschland und Japan, die schon als die späten
„Sieger" des zweiten Weltkrieges apostrophiert wordenwaren (Büscher/Ho-
mann, 1990), auf dem Wege sind, den USAden Rang abzulaufen. Charles
Krauthammer hat geradezu erleichtert die Rehabilitation des Statusquo ante
In den West-West-Beziehungen durch den Oolfkrleg gefeiert: „Noch vor
wenigen Monaten wares eineweitverbreitete Weisheit, daßdie neuenRiva
len, die großen Säulen der neuen multipolaren Weltordnung, Japan und
Deutschland (und/oderEuropa) sein würden. Wieschnell kann ein Mj^hos
zerplatzen. DieVorstellung, daßsichdieökonomische Macht unvermeidlich
In geopolltlschen Einfluß übersetzt, Ist eine materialistische Illusion. Öko
nomische MachtIstgewiß eine notwendige Bedingung füreinen Großmacht
status. Aber sie Ist eben nicht die einzige Bedingung- und gerade dies hat das
Verhalten Deutschlands und Japans (während der Golfkrise) deutlich wer
den lassen. Als die ersten Schüsse In Kuwait fielen, haben sie sich unter dem
Tisch verkrochen" (Krauthammer, 1991, S.24).Die Krise in den EG-Bezie
hungen, die durchdie unterschiedlichen Positionen und Handlungsmöglich
kelten vor allem der BRD, Frankreichs und Großbritanniens ausgelöst wur
de,beruhigte daher denjenigen Ibilderamerikanischen Öffentlichkeit, dem
die Aussicht Unbehagen bereitet, daß „Europa" zu einer handlungsfähigen
politischen Einheit reifen könnte.

Werner Ruf hat das Interesse der USA an einer militärischen Kontrolle
der Region undIhrerÖlvorräte (dienurzueinem äußerst geringen Ibll von
den USA selbst, wohl aber von der EG und Japan In Anspruch genommen
werden) erheblich differenzierter analysiert: „Vor dem Hintergrund einer
hegemonlalen Neuaufteilung der Weltzwischen den ökonomischabsteigen
den USA und den neu aufsteigenden gigantischen Wirtschaftsmächten EG
und Japan erscheint die militärische Kontrolle Jener Ressourcen entschei
dend, auf die die Rivalen für Ihren weiteren wirtschaftlichen Aufstieg ange
wiesen sind. Dies erklärt m. E. auch, weshalb Großbritannien und auch
Frankreich sich letztlich zum Mitschießen entschlossen, aber auch, warum
die Bundesrepublik und Japan sich ellfertig- und In guter Gesellschaft mit
den Scheichenund Emiren - zur großzügigen Zahlung der Kosten entschlos
sen, die letztlich noch einen erklecklichen Nettogewinn in der US-Haushalts
kasse lassen werden. Kann doch am Ende des Krieges nur der mitreden, der
auch beteiligt war und auf der Seite der Gewinner steht" (Ruf, 1991,S. 22).
• Der Aktionismus von George Bush und seiner Administration Ist schließ
lich und nicht zuletzt auch ein Reflex auf die Innenpolitische Lage In den
USA selbst. Der republikanische Präsident Bush war In der zweiten Hälfte
des Jahres 1990 auf dem Tiefstand seiner Popularität angelangt. Bei den
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Novemberwahlen konnten die Demokraten Ihre Mehrheiten in beiden Häu

sern des Kongresses noch ausbauen, obwohl - nun schon wegen der Eskala
tion am Golf- der allgemein erwartete Erdrutsch zugunsten der Demokraten
ausgeblieben war. Die Chancen für eine Wiederwahl des Präsidenten im
Jahre 1992 standen also schlecht. Die tieferen Gründe dafür lagen in dem
Katzenjammer, der sich angesichts der ungelösten sozialen Probleme sowie
der beginnenden Wirtschaftskrise im Lande ausbreitete. Diese Krise hat
inzwischen alle W^tschaftsbereiche erlaßt, den Anstieg der Arbeitslosigkeit
und einen Rückgang der Investitionen auf breiter Front verursacht. Dazu
kommt, daß die Krisenwirkungen durch den Zusammenbruch von Ibilen des
Finanzsektors, durch die seit 1988 nur schwach verbesserte Außenwirt
schaftspositionsowiedurch die Last der öffentlichen und privaten Verschul
dung noch verschärft werden. „Die amerikanische Finanzpolitik ist an dem
Punkt angelangt, wo selbst bei gewaltigerjährlicher Neuverschuldung keine
Wachstumsimpulse mehr erzielt werden" (Umbach, 1991,S. 13).

So zeichnete sich die Möglichkeit eines strukturellen Windeis der US-
amerikanischen Politik ab, bei dem - vor dem Hintergrund der gescheiterten
„Reaganomics" und im Gegensatz zu den >\hhlaussagenvon Bush - nunmehr
die Anstregungen auf eine nationale Sanierung der maroden Binnenstruktu
ren des amerikanischen Kapitalismus gerichtet würden. Immerhin hatten
nicht nur politische Gegner von George Bush, sondern auch führende wis
senschaftliche Politikberater, die Kennedy's These vom „imperial over-
stretch" zurückwiesen, eine solche Neuorientierung gefordert. John Nagle
hat diese Vorkriegskonstellation als eine - inzwischen vertane - Chance für
eine Neubestimmung amerikanischer Politik charakterisiert: „Vor dem mili
tärischen Einmarsch in Kuwait Anfang August 1990 gab es Anlaß zu Hoff
nungen, daß die Bush-Regierung sich ihrer Ideologie zum IVotz gezwungen
sehen würde, den Militärhaushalt zu kürzen, das SDI-Projekt praktisch zu
beenden und viele neue Whffensysteme zumindest auf Eis zu legen, wenn
nicht ganzzustreichen. Damitgabes Spielräumefür politische Auseinander
setzungen um die Friedensdividende, um Verringerung des Haushaltsdefizits
versus soziale Reformen wie Sanierung des Erziehungswesens, Reformen im
Gesundheitswesen, Bekämpfungder Kriminalität oder Rekonstruktion der
öffentlichen Infrastruktur (Straßen, Brücken, Stadtverkehrssysteme, Flughä
fen und Eisenbalm)" (Nagle, 1991,S. 23).

Mit der Entscheidung zum Krieg, mit dem rauschenden Sieg und mit der
Mobilisierung der öffentlichen Zustimmung zum Krieg (mehr als 80 Prozent
der US-Bevölkerung Mitte Januar 1991) sind diese Themen vorerst einmal
von der Ihgesordnung relevanter gesellschaftspolitischer Debatten und Aus
einandersetzungen in den USA abgesetzt. Damit sind zugleich die Chancen
für die Wiederwahl von Präsident Bush gestiegen - und in den Kongreßde-
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bauen schlachten die Republikaner das Zögern bzw. den Widerstand der
Demokraten gegen den Kriegsbeginn weidlich zu ihren Gunsten aus. Das
Funktionieren der modernen Militärtechnik im Golfkrieg verschaffte den
Forderungen derRüstungslobby fürdieModernisierung dieser Systeme und
auch für die Fortfuhrung von SDI freie Bahn.

Damit ist schon die zweiteQuelle des innenpolitischen Drucks auf das
Handeln der politischen Führung benannt. DieFührung der Armee suchte
schon lange nach Gelegenheiten, das„Vietnam-Syndrom" endgültig zubeer
digen undgleichzeitig jene Verunsicherung zuvertreiben, dieangesichts der
veränderten weltpolitischen Machtkonstellationen über die Funktion des
Militärs, der Wiffensysteme undvor allemnatürlich des Krieges als Mittel
der Politik selbst entstanden war. „Das Ende der Bipolarität bedeutete auch
für das Militär der USA ein Verlassen alter Bahnen. Eine neue Rolle für den
riesigen, dieganze Welt umspannenden Militärapparatwarnoch nicht gefun
den, was auch durch die bisher allerdings nur in Expertenkreisen geführte
Diskussion über eine neue 'Grand Strategy'der USA zum Ausdruck kommt
Präsident Bushs 'Krieggegen dieDrogen' konnte dieaufkommenden Zweifel
aneinem Militärpotential indiesem Umfang nurkurzverdecken, wie derRuf
nach einer Friedensdividende 1989/90 deutlich machte. Die Militäraktion
und der militärisch gewonnene Krieg gegen den Irak wird - da im Namen
einerneuenWeltordnung geführt - die Frage nach der Existenzberechtigung
des Militärs in den USA kaum mehr aufkommen lassen" (Nielebock, 1991).
Die neuen NationalheldenNormanSchwarzkopfund ColinPowell habender
Rolle des Militärs für Politik und Gesellschaft neuen Glanz verliehen.

Ein letzter Grund, der die innenpolitischen Dimensionendes Handelns
der politischen Führung erhellt, wurzelt in der tiefen Krise des politischen
Systems der USA. Schon seit N^etnam war der innere Konsensus über die
Außenpolitik zerbrochen und wurde alseine gravierende Schwäche derWelt
macht- gleichsam alsFrühindikator desHegemonieverfalls - registriert. Die
Debatten der letzten Jahre waren ebenfalls von Gegensätzen und Unsicher
heiten geprägt: der „Streit der Schulen", die heftigen Reaktionen auf die
Decline-lliesen von Paul Kennedy und die neueste „Maersheimer-Kontro-
verse" (Maersheimer, 1990; Hoffmann, 1990b, S.600) spiegelten jenegrund-
sätztlichen Meinungsunterschiede wider, diedie vonder ökonomischen und
politischen Realität selbst aufgeworfene Frage nach der künftigen Rolle
Amerikas in einer schnell sich wandelnden Welt provozierte. Mehr noch:
George Bush sahsichbisAnfang Januar mitder Ihtsachekonfrontiert, daß
die „politische Klasse" der USA in ihrer überwiegenden Mehrheit denKrieg
am Golf nicht wollte und öffentlich für eine Verlängerung des Embargos
plädierte. CharlesKrauthammer spricht gar voneiner neuen Welle des Iso-
lationsimus in den USA, bei der die alten „liberalen Internationalisten", die
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schon lange die Weltpolizistenrolle der USA kritisiert hatten, nunmehr
durch konservative Isolationisten Verstärkung erhalten, die - wie z. B. Jeane
J. Kirkpatrick - den USA die Zukunft „eines normalen Landes in normalen
Zeiten" voraussagen (Krauthammer, 1991,S. 29).

Die Erosion des außenpolitischen Konsensus in der politischen Klasse
und ihrer „organischen Intellektuellen" ist freilich - worauf gerade Bernd
Greiner auhnerksam gemacht hat - nur Symptom eines tiefer greifenden
Krisenprozesses, der in den USA seit geraumer Zeit (zumindest unter den
Journalisten) unter dem Stichwort„Krisedes Politischen" wahrgenommen
wird. „Die New York Umes hält den Begriff der Krise mittlerweile für eine
wohlwollende Untertreibung und behauptet statt dessen kurz und bündig:
Das politische System ist zusammengebrochen ... Politik (ist) in Amerika
heute 'trivial,atomisiert,gelähmt'". Insofernspiegeltder Zustand der politi
schen Klasse„das politische Befindender gesamten Nation: Sie ist nicht nur
zerstritten, sondern auch in einer Weise zersplittert, daßsichdie verschiede
nen Fraktionen gegenseitig lähmen" (Greiner, 1991, S.392 und S. 393).

Auf diesem Boden erwächst jene politischeHandlungskonstellation, die
den Zwang zur politischen Entscheidung in der konkret-historischen Situa
tion in die notwendige Verselbständigung der staatlichen Exekutivgewalt
bzw. ihrer personifizierten Führung übersetzt. Es ist die „Stunde Machiavel-
lis", an deren Unvermeidlichkeit das konservative politischeDenken in den
„Schönwetterperioden" der innerenundäußerenStabilitätgemahnt(Deppe,
1987, S. 24 ff.). Diese Stunde verlangt Härte, Wagemut, Entschlossenheit,
Heldentum - sie wird vertan, wenn dem Friedens- und Ruhebedürfhis der
eigenen Nation Priorität eingeräumt und die Legitimität des Handelns der
demokratischen und öffentlichen Kontrolle unterworfen wird. Es ist die
Stunde der Exekutive, auf die das Diktum von Carl Schmitt gemünzt war:
„Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet" (Schmitt,1922,
S. 11). George Bush hat diese Stunde genuut - die Entscheidung wurde
durch die Krise des politischen Systems der USA und seiner Ideologen
erleichtert, vielleicht - aus seiner Optik - geradezu erzwungen.

Die Bedeutung des Golfkrieges besteht also in erster Linie darin, daß sich
in ihm- wie in einem Brennglas - die ganzeKomplexität der divergierenden
Interessen und Strategien bündelt, die auf die Veränderung der globalen
Machtverhältnisse bezogensind.Der WillezumKriegimpliziertdas Interes
se an einer gewaltsamen Reduktion dieser Komplexität, die Unsicherheit
erzeugt. Es müssen endlich wieder klare Verhältnisse geschaffen werden -
nicht nur in der Region, sondern vor allem auch in den Ordnungsstrukturen
des gesamten internationalen Systems. Der Mythos der Politik wird stets
durch diesen machtpolitischen Willen reproduziert, komplexe und unüber
sichtliche Handlungskonstellationen gegebenenfalls - eben im vermeintli-
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chen Ausnahmezustand - durch den Rekurs auf die Gewalt des Krieges zu
lösen.

Die Krise der Politik tritt stets dann ein, wenn dieser Idealismus des
politischen Wllens mit den objektiven, gesellschaftlichen Voraussetzungen
in ^derspruch gerät,die die materielle Basis nichtallein für die Artikula
tion politischer Interessen, sondern auch fürdie normative Kraft des Han
delns politischer FQhrungsgruppen undder politischen Institutionen bilden.
Die Mehrdeutigkeit des deutschen Wortes j*olitik" in der englischen Spra
che(policy, politics, vgl. Böhret u.a., 1979,S. 32)reflektiert selbst noch dieses
dialektische Verhältnis zwischen der Unmittelbarkeit des politischen Han
delns in der konkretgeschichtlichen Situation unddenobjektiven Stniktur-
bedingungen alles politischen Handelns. Deren Krise erzeugt selbst noch
jenegeschichtlichen Konstellationen, in denen der Kampf umdieSchaffung
neuer Strukturen und Ordnungen zugleich die Illusionen über die unbe
grenzteAutonomiedes politischenWillens verstärkt

Der machtpolitische Diskurs, der der amerikanischen Nation die Ent
scheidungzumKriegam Golf undschließlich auch die Siegesfeiern interpre
tiert, kann in diesemSinneauch alsder Versuch zur Reduktionvon Komple
xitätbegriffen werden. Er ist insofern eineAntwort aufdie Verunsicherung,
die - vor allem in den USA selbst - zwei Annahmen über die künftige
Weltordnung begünstigt hatte: daß nämlich erstens die alte, bipolare Welt
sich in eine multipolare Ordnung mit neuenZentren (Japan, Deutschland/
Europa, China und einer geschwächten Sowjetunion) transformiere, und daß
zweitens die Bedeutung von Waffen und Kriegen für die Konstruktion einer
neuen, internationalen Ordnungabgeschwächt wordensei. George Bushhat
in seiner Rede zur Lageder Nationam 29.Januar 1991 solchen Erwägungen
eineklareAbsage erteilt:Amerikas Führungsrolle inder Welt istwiederher
gestellt- allein die USAverfügen über die „moralische Standfestigkeit und
die Mittel", um eine solche Führungsrolle in der heutigen Welt wahrzuneh
men (Bush, 1991). Damit sind aber auch die beiden Annahmen über die
künftige Weltordnung widerlegt; denn - so der Kolumnist Charles Kraut
hammer in der Zeitschrift „Foreign Affairs": „Die Welt nach dem Kalten
Krieg ist nicht multipolar. Sie ist unipolar. Das Zentrum der Weltmacht ist
dieunbestreitbareSupermacht, dieVereinigten StaatenvonAmerika, beglei
tet von ihren westlichen Verbündeten ...Und schließlich wird die Welt durch
die Entstehung einer neuen strategischenKonstellationbestimmt.Diese ist
charakterisiert durch den Aufstieg einer Reihe von kleinen, aggressiven
Staaten, die mit Massenvernichtungswaffen ausgerüstet sind (sie mögen
'Waffenstaaten' genannt werden) ... Daher werden die kommenden Jahr
zehnte nicht durch eine Verminderung, sondern durch den Anstieg der
Kriegsgefahr bestimmt sein" (Krauthammer, 1991,S. 23).
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Nachdem das Konfliktpotential des Ost-West-Gegensatzes nicht mehr
existiert (obwohl die Unsicherheit Ober die zukünftigeEntwicklung in der
Sowjetunionbzw. in Rußland auch die Möglichkeit einer Restauration des
Ost-West-Konfliktes impliziert), dient die Theorie vom „^flenstaat" dazu,
die Führungsrolle der USA in einer unipolaren Welt zu begründen. Sie
bedeutet zugleich eine Kriegserklärung an die Dritte Welt; denn sie enthält
sich jeder programmatischen Aussage über die Lösung der sozialökonomi
schen und ökologischen Probleme der Armutssegmente der Weltgesellschaft
(vgl Ziebura, 1991,S. 135/136). Im Gegenteil - die Armut wird allenfalls als
Bedingung für die Ausbreitung von antiwestlichen - nationalistischen und
fundamentalistischen - Ideologien berücksichtigt, die die „Waffenstaaten"
als geistig-kulturellesDrohpotential instrumentalisieren. Der Irak unter der
Führung Saddam Husseins erscheint so als der Prototyp dieser neuen strate
gischen Herausforderung. Der Krieg, d. h. seine „Entwaffnung", wird als die
exemplarische R)rm der Reaktion auf die neue Bedrohung begriffen, damit
zugleich als eine l\hmung an alle jene Staaten, die schon reale oder auch nur
potentielle „Waffenstaaten" sind (Nordkorea, Lybien, Pakistan, Argentinien,
Iran, Südafrika, vgl.Krauthammer, 1991,S. 31). Nur die USAsind bereit und
in der Lage, dieser Herausforderung der Weltpolitik zu begegnen: durch
Kontrolle, Abschreckung und gegebenenfalls gewaltsame „Abrüstung" bzw.
Entwaffnung. Eine multipolare Ordnung kann dieser Aufgabe niemals ge
recht werden. „Die Alternative zur Unipolarität ist das Chaos" (ebd., S. 32).

Charles Krauthammer ist keineswegsder Erfinder einer neuen US-Stra
tegie. SeineThesen zum „Wiffenstaat" fassen nur die strategischen Überle
gungen zusammen, die seit geraumer Zeit von Planungs- und Forschungs
gruppen im Umkreis des Pentagon als die neue Doktrin der „Konflikte
mittlerer Intensität" (MIC) diskutiert werden (vgl. Klare, 1991). Neu ist
lediglich, daß Krauthammer - gleichsam als Echo auf den Golfkrieg und die
öffentlichen Erklärungen von Präsident Bush- diese neue Strategie mit dem
Anspruch auf die unumschränkte, weltpolitische Führungsrolle der USA
verbindet. Das ist der Kern der These von der Unipolarität, die ja zugleich
als eine innen- und außenpolitische Kampfansagean all jene Kräfle verstan
den werden muß, die den Golfkrieg keineswegs als eine schlagartige Verän
derung oder gar Lösung jener komplizierten Bedingungskonstellationen
außenpolitischen Handelns ansehen wollen, die in der Debatte über die neue,
mulitpolare Weltordnung zumindest mitreflektiert werden.

Auf jeden Fall steht seit dem Januar 1991 diese amerikanische Vision
einer „neuen unipolaren Weltordnung" auf der Ihgesordnung der internatio
nalen Politik - nicht nur als Herausforderung für die Dritte Welt, sondern vor
allem auch für Europa und Japan. Gilbert Ziebura erinnert darin, daß diese
Vision - ebenso wie der Rekurs von George Bush auf das kommende „Ame-
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rican Century" - im Grunde alte IVadltionen des globalen Führung^an-
Spruchs der US-Politik zu restaurieren sucht. „V^e also sieht die 'neue
Weltordnung' aus? An der Spitze stehen - politisch,strategisch, technolo
gisch - die USA,sekundiertvonJapan und Europa (vorallemDeutschland),
die ökonomische, vor allem aber finanzielle Unterstützung zu leisten haben:
eine Art Arbeitsteilung zwischen dem 'Weltpolizisten' und dem TVoß, der,
wie zur Zeit des Kalten Krieges, unter den Fittichen der Führungsmacht
seinen Geschäften nachgehen kann, allerdings mit der Maßgabe, einen er
heblich höheren Werttransfer zur Verfügungzu stellen als früher" (Ziebura,
1991, S. 135).

Gleichwohl sollte der militante Radikalismus eines Charles Krautham
mer im Kontext der US-amerikanischen Öffentlichkeit nicht überschätzt
werden - auch dann nicht, wenn er als konzeptive Untermauerung des -
derzeit so erfolgreichen - präsidialen Populismus erscheinen mag. Immerhin
hat die Redaktion der Zeitschrift „Foreign Afiaiis" seinen Artikel durch zwei
weitere Beiträge eingerahmt, die weniger enthusiastisch und aktionistisch
die i^fgaben der US-amerikanischen Innen- und Außenpolitik- auch im
Hinblick auf den Golfkrieg und die neue Weltordnung-analysieren. Michael
Mandelbaum geht davon aus, daß die internationale Politik nach dem Ende
des Kalten Krieges „...wahrscheinlich nicht durch militärische Konfronta
tion zwischen den großen Nuklearmächten, aber auch nicht durch Krisen wie
die am persischenGolf bestimmt sein wird. Statt dessenwerden ökonomi
sche Fragen vorherrschen - vor allem auch deshalb, weil der einstmals kom
munistische Ibils Europas und Länder anderer Regionen sich auf Institutio
nen und Praktiken marktwirtschaftlicher Systeme zubewegen. Der Führungs
stil von Präsident Bush scheint nur wenig geeignet, diesen Herausforderun
gen angemessen zu begegnen. Ihm fehlen die folgenden Eigenschaften: die
Hhigkeit, eindeutig die auswärtigen Interessen der USA und eine Politik zu
ihrer Realisierung zu definieren; die Beherrschung der komplizierten ökono
mischen Angelegenheiten und schließlich die Bereitschaft, die chronischen
Ungleichgewichte der amerikanischen Wirtschaft endlich zu überwinden.
Solche Fähigkeit mögen jedoch für eine effektive politische Führung in der
Ära nach demKalten Krieg entscheidend sein"(Mandelbaum, 1991, S.6).

In einem weiteren Aulsatz erinnert William Pfaff im Blick auf den Golf

krieg daran, daß die militärische Macht stets auch - soll sie langfristigen
Bestand haben - auf ökonomisch-technologischer Macht sowie auf sozialer
Kohäsion im eigenen Lande beruht (Pfaff, 1991, S. 36). Der militärische
Erfolg am Golf sollte daher nicht die Erfahrung vernebeln, daß die Stärke
und Überlegenheit des Westens in der Systemauseinandersetzung letztlich
auf der „Schaffung von vitalen und tatkräftigen Gesellschaften, auf der Er
weiterung sozialer Gerechtigkeit, dem Versprechen wachsenden Wohlstan-
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des und dabei der I^higkeit zur Einbindung der Eliten und der Jugend der
Nation" beruht habe (ebd., S. 48). Solche Appelle reflektieren schon die
Skepsis innerhalb der politischen Klasse der USA, daß das Projekt eines
militärisch begründeten Unilateralismus nicht nur an den ökonomischen
und politischen Machtkonstellationen innerhalb der Uriade, sondern vor
allem auch an der inneren ökonomischen und gesellschaftlichen Schwäche
der USA scheitern müsse.

Solche Skepsis mag auch der Ahnung geschuldetsein, daß - ähnlich wie
im Falle der Sowjetunion unter Gorbatschow - die innen- und außenpoliti
schen Aspirationen einer niedergehenden Großmacht nur so lange aufrech
terhalten werden können, wie die inneren sozialökonomischen und mora
lisch-kulturellen Krisenprozesse noch nicht zu einem offenen Bruch oder gar
zu offenen politischen und sozialen Kämpfen um die Reorganisation der
Binnenstrukturen von Ökonomie und Gesellschaft sich verdichten. Die Eu
phorie des Sieges könnte daher schnell in einen erneuten Katzenjammer
("hang-over") umschlagen, der die Labilität des Unilateralismus-Projektes
um so eindringlicher illustrieren würde. John Nagle hebt gerade diesen
Widerspruch hervor und benennt dabei zugleich das Kampffeldder progres
siven politischen und sozialen Kräfte in den USA: „Die Smybolik des Sieges
behebt keines der drängenden sozialen Probleme, mit denen sich die US-Po
litik der 90er Jahre befassen muß. Sie bedeutet lediglich einen kleinen Zeit
gewinn,bis die US-Regierung wieder mit Finanz- und Bankenkrise, Elend im
Erziehungswesen, Zusammenbruch des Gesundheitssystems, Überfüllung
der Strafanstalten und Verfall der öffentlichen Infrastruktur konfrontiert

wird. Die ideologische Kampfparole dieser Regierung wird der Abbau des
(schon reichlich angeschlagenen) Sozialstaates sein. Dagegen müssen die
progressiven Kräfte, allen voran die Frauenbewegung, eine alternative So
zialpolitik entwickeln, eine politische Ihgesordnung für den Wiederaufbau.
Hier liegt das Schlachtfeld, auf dem die Konservativen nicht überlegen sind.
Auf diesen Kampf sollen sich alle progressiven Organisationen vorbereiten,
denn hier gibt es die Möglichkeit, Resonanz bei einer breiten Mehrheit zu
finden und den Siegeszug der Rechten zu brechen" (Nagle, 1991, S. 26).

4.4. Die Zukunft Deutschlands in Europa

Auch wenn die Westeuropäer aufdie Golfkrise wie ein „aufgeregter Hühner
stall" reagiert (FAZ vom 6.4.1991) und auf diese Weiseden amerikanischen
IVaum von der neuen, unipolaren Weltordnung bestärkt haben sollten, so
kann doch mit guten Gründen bezweifelt werden, ob der Krieg im Nahen
Osten tatsächlich als ein Ibstfall für die neue Ordnung gelten kann. Der Sieg
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der Alliierten hat dem irakischen Regime eine Niederlage bereitet und zu
nächst die Position der konservativen, dem Westen verbundenen Regime am
Golf gestärkt. Der Diktator Saddam Hussein hat sein Ziel, mit der Erobe
rung von Kuwaitdie ökonomischen und politischen Kräfteverhältnisse in der
Region zu seinen Gunsten zu verändern, nicht erreicht. Gleichzeitigist noch
völligoffen, ob der militärischeSieg tatsächlichdie Voraussetzungen für die
Lösungder strukturellen wieexplosiven Problemeder Regiongeschaffen hat
(Israel und die Palästinenserfrage, der Gegensatz von Armut und Reichtum
in der Region unddie ungleiche Verteilung der Öleinnahmen; die Rolledes
islamischen Fündamentalismus; die Probleme ethnischer Minderheiten wie
der Kurden; und schließlich auch die strukturelle Instabilität der Diktaturen
in fast alien Ländern der Region). „Die jüngste Geschichte hat demonstriert,
daß jede Demütigung der arabischen Welt mit dem Eall von Regimen und
ihrer Ablösung durch die Diktaturen von Nasser, Hafez el Assad, Ghaddafi,
Saddam Hussein geendet hat. Alles deutet in diesem Moment daraufhin, daß
die islamischen Fundamentalisten die Verbitterung der arabischen Völker
und die Diskreditierung ihrer Führungen ausnutzen können" (Sablier, 1991,
S. 95/95).

Schärfer noch bilanziert Marion Grafin Dönhoff in DIE ZEIT (12. 4.
1991) „Wis hat nun der Krieg zur Befreiung Kuwaits bewirkt? Wis ist von der
Moralpolitik des Unternehmens Wüstensturm auf dem Wegzur Realpolitik
übriggebelieben? Antwort: 700 000 Kuwaitis sind befreit worden, aber
700 000 ihrer HilCsvölker - Asiaten, Ägypter, Palästinenser - mußten alle
Habe im Stich lassen und wurden zurück in ihre ferne Heimat getrieben.
100000 Irakis, wahrscheinlich 200000,sind getötet worden. Zwei Millionen,
vielleicht drei Millionen Kurden vegetieren unter unzumutbaren Umständen
im unwegsamen Gebirge zwischen drei islamischen Ländern. Ferner: Der
Irak ist in weiten Ibilen verwüstet, die Umwelt auf lange Zeit zerstört... Die
Situation Israels ist um keinen Gran besser geworden, die heimat- und
rechtlose PLO, die aufdas falsche Pferd gesetzt hat, steht noch schlechter da
als zuvor, und der Verbrecher Saddam, der all dieseKatastrophenundHagö-
dien ausgelöst hat, sitzt weiter auf seinem Stuhl. Das ist keine großartige
Bilanz".

ImGolfkrieghabensich- wieimvorangehenden Abschnittgezeigt wurde
- Interessens- und Handlungskonstellationen verdichtet, die das Ende des
Ost-West-Gegensatzeszur Voraussetzunghaben. Gleichwohl kann weder der
Krieg noch sein militärisches Ergebnis - wie lange dessen psychologische
Wirkung auch immer andauern mag- einen nennenswerten Einfluß auf die
Dynamik jener ökonomischen und politischen Kräfteverschiebungen aus
üben, die in Europa durch den Zusammenbruch der „realsozialistischen"
Systeme und die andauernde Existenzkrise der Sowjetunion sowiedurch die
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Herstellung der deutschen Einheit markiert werden - während sie sich in
Ostasienbzw. impafizischen Raumdurchdie gesteigertewirtschaftliche und
politische Macht von Japan sowieder „neu industrialisierten" Länder (wie
Südkorea, läiwan) manifestieren. Die künftige Gestalt Europas sowie die
Rolle Deutschlands, die künftige ökonomische und politische Machtvertei
lung innerhalb der IViade und schließlich die wachsende Kluft zwischenden
armen und reichen Regionen in der Weltsowiedie globalenRisikopotentiale
der ökologischen Krisen - diese Problemfelder werden zusammen mit den
inneren sozialen Widersprüchen in den entwickelten kapitalistischen Län
dern selbst die Strukturen der Auseinandersetzung um neue Weltordnungen
sowie deren Resultate in letzter Instanz maßgebend bestimmen.

Der Chefredakteur der ZEIT, Theo Sommer, plädiert in diesem Sinne für
eine deutsche Außenpolitik, die sich weder durch die publizistischen Invek-
tiven vor allem in den angelsächsischen Ländern gegen die „deutschen
Angsthasen" noch durch den US-amerikanischen Anspruch auf die Führung
in einer „unipolaren" Welt verwirren läßt. „Der Golfkrieg hat den Blick
vieler Zeitgenossen von diesen Grundtatsachen des ausgehenden zwanzig
sten Jahrhunderts ungebührlich abgelenkt. Doch beginnt sich allmählich die
Erkenntnis durchzusetzen, daß der Krieg gegen den Irak schwerlich der
defining moment für die Epoche nach dem Kalten Krieg gewesen ist; nicht
das Paradigma der Neuen Weltordnung; kein Paradefall künftiger internatio
nalerPolitik. Seine vierMerkmale - Diktatorenehrgeiz, Überrüstung eines
Agressors, Gefährdung der Welt-Erdölversorgung, Verknüpfung mit dem
israelisch-arabischen Konflikt - werden sich in dieser Weise so rasch nicht

wieder bündeln; ebensowenigwird sich die Konstellation im UN-Sicherheits
rat wiederholen. Der Golfkrieg war bedeutsam, doch letztlich sekundär"
(Sommer, 1991).

Theo Sommer, zusammen mit dem ehemaligen SPD-Bundeskanzler Hel
mut Schmidt in der Wochenzeitung DIE ZEIT einer der wichtigsten Inter
preten der außenpolitischen Konzeption der politischen Klasse Deutsch
lands, hatte schon 1987die deutsche Ausgabe von Richard Rosecrance' „Der
neue Handelsstaat" mit einem Vorwort versehen, in dem er dessen Kemthese
von der maßgebenden Bedeutung der ökonomischen Entwicklung für die
Machtbeziehungen zwischenden Staaten unterstützte. Auch nach dem Golf
kriegverteidigt er die Prämissender Interdependenzschule.Diese postuliert
ja das Ende der klassischen Souveränität des nationalen Machtstaates als
dem Fixpunkt internationaler Macht- und Hegemonialordnungen und führt
diesen Wandel in erster Linie auf die neuen Interdependenzgeflechte und
Machtordnungen der Weltwirtschaft zurück. Sommer bekräftigt diese Posi
tion im Hinblick auf die Aufgaben deutscher Außenpolitik in den 90er
Jahren: „Aus der politisch-militärischen-territorialen Welt herkömmlichen
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Zuschnitts sind wir längst hineingewachsen in die kommerziell-flnanziell-
technologische Welt von morgen. Da zählen die Stückzahlen von Panzern,
die Umfängeder Eingreiftruppen,die Detonationswertevon Bomben weni
ger als daswirtschaftlicheGewicht,das ein Staat oder eine Staatengruppe auf
die Wiage bringt. Der Golfkrieg war in dieser Hinsicht nicht typisch. In
Zukunft werden die ökonomischen Fragen dominieren - bei der Sanierung
Osteuropas wie bei der Entwicklung der südlichen Regionen unserer Erde.
Hier ist das deutsche Rhodos - und hier müssen wir auch springen, wenn wir
nicht nur des Duckmäusertums, sondern obendrein auch noch der Knauserei
geziehen werdenwollen"(ebd.).Ex-Kanzler HelmutSchmidtsekundiert mit
Hinweisen auf die ökonomische Schwäche der USA und ein breites Spek
trum von ökonomischen, sozialen und ökologischen Problemen, die in Euro
pa wie in der Weltbearbeitet werden müssen: „Für michbedeutet die 'neue
Weltordnung' nur eine weitere Phrase der Redenschreiber. Johnson sprach
von der 'Great Society', Erhard von der 'formierten Gesellschaft'; Kennedy
war der Größte beim Erfinden solcher Slogans. Ich verstehe nicht, was sie
bedeuten sollen; vielleicht sind es bloße Formeln für Wihlkampagnen; viel
leicht fangen die, die sie gebrauchen, an, selbst daran zu glauben. Ichweiß es
nicht, aber es interessiert mich auch nicht..." (Schmidt, 1991,S. 38).

Das Plädoyer für eine Zivilmacht Deutschland, deren Hauptaufigabe für
die kommende Zeit zunächst einmal in der „Verarbeitung" der deutschen
Einheit im Kontext einer neuen gesamteuropäischen Ordnung besteht, un
terstützt jene außenpolitischeOption der Bundesregierung, die nach ihrem
Außenminister als „Genscherismus" bezeichnet worden ist. Dabei geht es um
eine politische Strategie, die den Nachbarn und den Verbündetendes neuen
Deutschland die Angst vor dessen gewachsener ökonomischer und politi
scher Macht nehmen soll und die zugleich darauf bedacht ist, geschichtliche
Erinnerungen an die Rolle Deutschlands in Europa möglichst im Keime zu
ersticken. Deshalb wird auch jeder Anspruch auf nationale Hegemonie zu
rückgewiesen, um auf diese Weise dem Aulkommen des Nationalismus so
wohl im eigenen Lande als auch bei den Nachbarstaaten (dort, als „antideut
scher" Nationalismus, wie er z. B. bei Ibilen der britischen Konservativen
virulent ist) entgegenzuwirken. In einem SPIEGEL-Gespräch im Herbst
1990 anerkennt Genscher daher zunächst „das Problem, daß wir in ein größe
res, weltpolitisches Gewicht hineinwachsen. Das ist so aufgrund der geogra
phischen Lage, wegen der gewachsenen Zahl unserer Bürger und wegen
unserer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit". Dennoch soll dieses stärkere
Deutschland in seiner Politik der „neuen Weltordnung" Rechnung tragen,
die nicht mehr auf traditioneller Großmachtpolitik, sondern auf „regionalen
Zusammenschlüssen, Abtretungen von Souveränitätsrechten, größerer Au
torität der UNO und zahlreichen souveränitätsbeschränkenden Abkommen"
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beruht. Daraus folgt fflr Genscher: „Dieses größere Gewicht wollen wir nicht
für mehr Macht, sondern für mehr Verantwortung nutzen, ^rwollen dieses
vereinte Deutschland in die Europäische Union einbringen, wir bieten den
anderen Europäern weitere Souveränitäts-Einschränkungen um Europas
Willen an. Das ist auch der Auftrag des Grundgesetzes. AMr wollen den
KSZE-Prozeß stärken" (DER SPIEGEL, 40/1990, S. 32/33).

Dieser Entwurf eignete sich eine gewisse- gleichwohl sehr kurze - Zeit
dafür, um Übereinstimmung mit der Grundkonzeption der Gorbat-
schow'schen Philosophie des „Neuen Denkens" zu demonstrieren: „dringlich
ist eine neue Weltordnung zur Bewältigung aller globalen Herausforderun
gen: Frieden, Abrüstung, Entwicklung,Schuldenkrise, Umweltschutz" (ebd.,
S. 35). Zugleich deßniert er - in seinem strategischen Kern - Elemente einer
Neuordnung Europas und der Rolle des neuen Deutschland in diesem Pro
zeß. Es handelt sich um das Projekt einer Neuordnung Europas, die zunächst
einmal aufgrund des Windeis in Mittel- und Osteuropa notwendig und mög
lich geworden ist. Deren Perspektiven werden aus der geostrategischen Mit
telllage des ökonomisch mächtigsten Staates in Europa abgeleitet. Die - wie
auch immer zeitlich terminierte - Integration Gesamteuropas muß gleich
sam durch eine „Schaltzentrale" gesteuert und vermittelt werden. Kein ande
res Land als die um die ehemalige DDR erweiterte BRD kann diese Aufgabe
übernehmen. „Das aber heißt nichts anderes, als daß Deutschland die neue
Aufgabe einer Scharniermacht zwischen West und Ost übernimmt" (Ziebura,
1991, S. 138).

Genscher hütet sich davor,diese Perspektivein der Hadition der „Mittel-
europa"-Konzeptionen des deutschen National- und Sozialliberalismus, also
z. B. eines Friedrich Naumann (vgl. Opitz, 1977, S. 336 ff.), zu verorten.
Damit würde unvermeidlich die Erinnerung an die militärische und ökono
mische Eroberungspolitik des deutschen Imperialismus in der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts, also auch an die beiden Weltkriege, hervorgerufen.
Gleichwohl vermag seine Unterscheidung zwischen Macht und Verantwor
tung die entscheidende Frage nach dem hegemonialen Zentrum der Neuord-
nungEuropas nicht aufzulösen; dennInder Ökonomie wieinderPolitikwird
nun einmal nur demjenigen gestaltende und maßgebende Verantwortung
übertragen, der auch über die dazu notwendige Macht verfügt. Der „Gen
scherismus" ist also Programm und Strategie der deutschen Hegemonie im
Prozeß der Neuordnung Europas. Allerdings wird diese Hegemonie nicht als
militärisch-politische Führungsmacht des neudeutschen Nationalstaates, al
so nicht als „räuberische", sondern als sanfte und „wohlwollende" Hegemo
nie konzipiert. Diese unterstellt eine fortschreitende Entnationalisierung
der internationalen Beziehungen ("Weltinnenpolitik") und spricht daher
den nicht-militärischen Determinanten internationaler Machtbeziehungen,
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das heißt den ökonomischen, technischen, wissenschaftlichen, finanziellen
und schließlich auch den zivilgesellschafllichen Komponenten von Macht
eine wachsende Bedeutung fttr die Gestaltung neuer Ordnungen zu. Die
Aversionen gegen den „Genscherismus", die zumal in der britischen Presse
während des Golfkrieges sich zu hämischen Invektivengegendas „Duckmäu-
sertum" der Deutschen steigerten (vgl. Dahrendorf, 1991, S. 235), waren
daher auch eine Reaktion auf das hegemoniale Projekt des neuen Deutsch
land.

Im folgenden sollen knapp die Felder und die Problembereiche skizziert
werden,dieden komplexenVorgang der Neuordnung Europas strukturieren.
Dabei muß zwischen realen ökonomischen und politischen Prozessen, die
sich im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft (EG) vollziehen,und Kon
zeptionen und Hypothesen zur zukünftigen Integration Gesamteuropas un
terschieden werden, deren Ausssagekraft freilich in hohem Maße durch die
krisenhafte ökonomische und politische Entwicklungin Mittel- und Osteu
ropa beeinträchtigt wird:
• Die Integrationsprozesse im Rahmen der EG bilden den Ausgangspunkt
fürdie Reorganisation Gesamteuropas. Die neueEG-Dynamikseit der Mitte
der 80er Jahre konzentriert sich auf die Schaffungdes Gemeinsamen Binnen
marktes bis zum 1.1.1993 sowie auf eine Erweiterung der Handlungsfelder
der EG (Umwelt-und Ibchnologiepolitik) und auf eine Institutionalisierung
der politischen Kooperation der EG-Staaten auf dem Gebiet der Außenpo
litik. Der Binnenmarkt soll das Wirtschaftswachstum fördern und gleichzei
tig in den Mitgliedstaaten einen Prozeß der weltmarktorientierten Moderni
sierung, der die Wettbewerbsposition Westeuropas in der Weltwirtschaft -
vorallemgegenüberJapan undden USAverbessert(vgl. Deppe u.a., 1989b).
Der große Wirtschaftsraum ohne Grenzen soll wirtschafts- und währungspo
litisch durch den Ausbau des Europäischen l^hrungssystems (EWS) zu
einer Wirtschafts- und ^hrungsunion (WWU), deren erste Stufe schon
1990 in Kraft trat, stabilisiert werden. Zusammen mit der außen- und sicher
heitspolitischen Kooperation sowie einer - freilich höchst bescheidenen -
Erweiterung der Rechte und damit der Vetomacht des Europäischen Parla
ments (EP) könnte so in den 90er Jahren die Perspektive einer Politischen
Union praktisch werden, auf die sich auch der EG-Gipfel in Rom im Dezem
ber 19^verständigt hat.
• Die Vorstellung, derzufolge die EG das Gravitationszentrum für die Neu
gestaltung einer gesamteuropäischen Ordnung bildet, geht von einem Primat
der ökonomischen Determinanten und Steuerung dieser Prozesse aus (Seng
haas, 1990, S. 26 ff.; Weidenfeld/ Janning, 1990). Gleichsam in konzentri
schen Kreisen wäre so eine Erweiterung der EG denkbar - zunächst um die
entwickelten EITA-Staaten vor allem in Skandinavien, danach - ohne den
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Zeitpunkt schon genau bestimmen zu können - um die ehemals sozialisti
schen, mitteleuropäischen Staaten Polen, CSFR und Ungarn. Die Beziehun
gen zu den anderen ost- und sOdosteuropäischen Staaten könnten vorerst
durch Assoziierungsabkommen sowie durch andere Formen der politischen
Zusammenarbeitmit der EG oder imEuroparat stabilisiertwerden. Schließ
lich würde diese Politik - soll sie tragßihige Strukturen gesamteuropäischer
Kooperationetablieren - vonAnfangan dasZiel verfolgen, den Reformpro
zeß in der Sowjetunion politisch und wirtschaftlichzu unterstützen, um auf
diese Weiseder Gefahr einer chaotischen und gewaltsamen Destabilisierung
in Ost-, Mittel- undschließlich auch Gesamteuropaentgegenzuwirken.
• In diesem Rahmen wäre dann auch eine neue Architektur der Sicherheit in

Europa anzugehen, für die Weidenfeld und Janning die folgenden, abgestuf
ten Maßnahemn zum sicherheitspolitiscben Umbau vorschlagen: „Reduzie
rung der konventionellen Waffen, Verminderung der Truppenkontingente in
Europa, im Rahmen der KSZE-Tbilnehmerstaaten Verhandlungen zur Ver
minderung der Streitkräfte auf das für die Sicherheit erforderliche Mindest
maß; Auflösung des Warschauer Paktes; Umbau der westlichen Sicherheits
strukturen zu einer europäischen Verteidigungsorganisation; dies kann im
Rahmender NATO oder einer anderen Form integrierter Verteidigungsor
ganisationgeschehen; völligerAbzugder verbliebenen sowjetischen Verbän
de aus den Staaten Osteuropas und Rückzug aller amerikanischen TVuppen
bisaufjene Verbände, diezurSicherung desatlantischen Seegebiets undzum
Schutz der Verbindungs- und Verstärkungswege zwischen Westeuropa und
den USA erforderlich sind; Errichtung eines gesamteuropäischen Sicher
heitssystems unter Beteiligung der UdSSR und der USA mit dem Ziel, die
Sicherheit der Staaten und die Einhaltung der vereinbarten Rüstungsgren
zen zu wahren sowie nicht-militärische Konfliktregelungen zu organisieren"
(Weidenfeld/Janning, 1990, S.38/39).

Die EG wirdalso - auch in Würdigung ihrer geschichtlichen Leistungen
nach dem zweiten Weltkrieg - zum Beispiel bzw. zum Vorbild für die erfor
derliche Neugestaltung einer gesamteuropäischen Ordnung.„In ihr hat sich
ein Integrationsraum herausgebildet,der zugemeinsamenInstitutionen und
positiver Interdependenz führte und der einen unreglementierten Austausch
zwischenim wesentlichen vergleichbaren Partnern erlaubt... Ausdem Raum
der EG ist eine Zone stabilen Friedens geworden, in der die Androhung
militärischer Gewalt und schon gar militärische Gewaltanwendung selbst
inzwischen undenkbarsind.Blickt manaufdie leidvolle Geschichte Europas
zurück, ist das eine große Errungenschaft. Gesamteuropa zu einer vergleich
baren Zone stabilen Friedens zu machen, wäre eine den westeuropäischen
Integrationsprozeß ergänzende Leistung" (Senghaas, 1990, S. 50/51).
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Diese Leistung würde zugleich die J^eutsche Frage" im europäischen
Kontext aufheben und entschärfen. Mit anderen Worten: die Gefahr einer

neuen deutschen Großmacht in der Mitte Europas würde durch die transna
tionale Vergemeinschaftung von Souveränität sowie durch den Primat der
ökonomischen Kooperation neutralisiert. Zugleich besitzt die EG in ihrer
derzeitigen Gestalt ein eigenständigen Gewicht; denn wenn der Erfolg des
Binnenmarktprojektes sowie weiterer wirtschafts- und währungspolitischer
Integrationsschritte die entscheidende Voraussetzung für einen neuen Schub
des Wirtschaftswachstums im Westen Europas bilden soll, so wird damit auch
die Voraussetzung benannt, um angesichts des Gefälles der wirtschaftlichen
Leistungskraft sowie der sozialen Existenzbedingungen der Menschen in
West- und Osteuropa den langfristigen Prozeß der Angleichung der sozial
ökonomischen Strukturen nicht allein durch Marktöffhung, sondern auch
durch wirtschaftliche und ßnanzielle Hilfsmaßnahmen zu beeinflussen.

Dieser Entwurf einer europäischen Neuordnung gründet sich wesentlich
auf zwei Prämissen. Erstens sind mit dem Zusammenbruch der „realsoziali
stischen" Systeme ist Ost- und Mitteleuropa die Bedingungen für die syste
mische Spaltung Europas entfallen. Dieser Spaltung muß zweitens auf dem
Wege des nationalstaatlichen Souveränitätsverzichtes (durch eine weitere
Institutionalisierung der ökonomischen und politischen Integration) sowie
der marktwirtschaftlichen Verflechtung und Kooperation überwunden und
schließlich aufgehoben werden. Das heißt: die militärischen Komponenten
der Macht sollen in diesen Prozessen ebensowenig eine dominante Rolle
spielen wie die politisch-territoriale Macht eines einzelnen Staates, der -
etwa vergleichbar der Rolle Preußens oder Piemonts im Prozeß der Nario-
naltstaatsbildung in Deutschland und in Italien in der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts - dabei die Rolle eines Führungs- oder Machtzentrums zu
übernehmen hätte. Jürgen Habermas hat diesen Grundgedanken des „Post-
nationalismus" so formuliert: „Wenn wir uns von den diffusen Vorstellungen
über den Nationalstaat nicht freimachen, wenn wir uns der vorpolitischen
Krücken von Nationalität und Schicksalgemeinschaft nicht entledigen, wer
den wir den längst eingeschlagenen Weg in eine multikulturelle Gesellschaft,
den Weg in einen regional weitaufgefächerten Bundesstaat mit starken föde
rativen Kompetenzen, vor allem den Weg zum Nationalitätenstaat eines
vereinigten Europas nicht unbelastet fortsetzen können" (Habermas, 1990,
S. 217).

Gleichwohl vermag dieser Entwurfnicht davon abzusehen, daß eben nicht
nur in Europa, sondern selbst in der EG die ökonomische und politische
Macht der beteiligten Staaten ungleich entwickelt ist und daß auch in der EG
- als der in Europa fortgeschrittensten Form der Integration - die Souverän-
tität der beteiligten Nationalstaaten keineswegs auf einen „EG-Superstaat"
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tranferiert wurde, sondern komplementär zur Erweiterung der Regelungs
kompetenz der EG-Institutionen nicht nur fortbesteht, sondern sogar eine
Aufwertung erfahren hat Die Formel von der „Europäisierung der deut
schen Frage" mag daher als politisches Programm durchaus glaubwürdig
sein.SieverhülltjedochallzuleichtdenThtbestand der ungleichen Entwick
lungder nationalenMachtkonstellationen inEuropa,derdaraufbasierenden
unterschiedlichen und konfligierenden Interessen sowie die objektive Not
wendigkeit von Führungsstrukturen im Prozeß der europäischen Einigung,
die ihrerseits sich durch die Verfügung und Kontrolle über ökonomische,
finanzielle, politischeund ideologische Ressourcen der Machtauszeichnen.

Daraus folgt, daß die NeuordnungEuropasvon der Realität einesverein
ten Deutschland auszugehen hat, das schon vor der Erweiterung um die
ehemalige DDR die ökonomische Führungsmacht der EG war. Mit der
vollen Wiederherstellung seiner politischen Souveränität hat dieses
Deutschland nun einen neuen weltpolitischen Rang eingenommen. Auf
grundseinergeopolitischen bzw. geostrategischen Lagein der MitteEuropas
erscheint es geradezu prädestiniert, zukünftig als eine Art „Schaltzentrale"
fürdie „Wiedervereinigung Europas"zuwirken. Diewirtschaftliche Position
der Bundesrepublik in Europa ist so starkwienie zuvor. Dasfolgt nichtnur
aus den allgemeinen makroökonomischen Indikatoren (Bevölkerung, Brut
tosozialprodukt, Produktivität, Lebensstandard, Qualifikation des Arbeits
körpers etc., vgl. Lfidemann, 1990), sondern auch aus der herausragenden
außenwirtschaftlichen Position der BRD in Europa. „Seit vielen Jahren
extreme Handelsüberschüsse unterstreichen die Wettbewerbsfähigkeit und
setzensichin einen entsprechenden Kapitalexport um.Ihre in Europadomi
nierende Rolle auf dem finanz- und währungspolitischen Sektor ist unbe
streitbar" (Menzel,1991).

Die DM ist seit der Errichtung des Europäischen ^hrungssystems
(EWS) zur Leitwährung der EG geworden. Auch in den Debatten über die
weiteren Stufen der Wirtschafts- und Wihrungsunion (WWU) spielt die
deutsche Forderung nach einer - auf die DM und eine maßgebendeRolle der
DeutschenBundesbank bezogene - stabilitätsorientierteGeldpolitikin der
EG eineentscheidende Rolle. Fürdenfranzösischen Ökonom Alain Liepitz
wirkt daher der Funktionsmechanismus des EWS so, als ob Deutschland die
Rolleeines „Wirtschaftsministers Gesamteuropas" übernommen habe. „Da
die BRDsowohl eineWirtschaftsankurbelung beisichzu Hausealsaucheine
Abwertung auf Seiten ihrer Partnerländer nicht zulassen will, verurteilt sie
diese dazu, zwischen der Stagnation und einem Defizitzu ihren Gunsten hin-
und herzuschwanken. M. a. W. behält sie sich den Markt ihrer Partnerländer
als ein riesiges Absatzgebiet für ihre eigenen Produkte vor, verurteilt diese
jedoch zugleich dazu, dieselben Märkte nicht weiter auszudehnen, wodurch

186



sie sich selbst mittelfristig eine Rille stellt" (Liepitz, 1989, S. 56; vgl. auch
Grahl/lbague, 1990,S. 105 ff.).

Die zentralen strategischen Orientierungen des deutschen Kapitalismus
liegen also im Westen. Mit anderen Worten: „Deutschland macht sein Geld
auf den westlichen Märkten. Es ist wenig realistisch, sich eine Erhöhung des
Osthandels auf Kosten des Westhandels vorzustellen" (Kaiser, 1991,S. 153).
Der Europäische Binnenmarkt '92 sowie die Schritte zu einer IMrtschafts-
und Wihrungsunion werden diesen Interessenschwerpunkt noch einmal ver
stärken. Dabei ist dieser große, europäische Markt aus der Sicht der europäi
schen, internationalen Konzerne keineswegs als eine protektionistisch ver
riegelte Festung, sondern als ein „Standbein" für die Optimierung ihrer
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt bzw. innerhalb der IViade konzi
piert. Diese Westorientierung des deutschen Kapitalismus mag durch die
krisenhaften Folgen des Zusammenbruchs der ökonomischen Strukturen in
der ehemaligen DDR zeitweilig beeinträchtig werden. Eine grundsätzliche
Reorientierung etwa auf den deutschen Binnenmarkt oder auf die V/^rt-
schaftsräume Ost- und Mitteleuropas kann jedoch überhaupt nicht als eine
ernsthafte Altemativstrategie für das weltmarktorientierte deutsche Kapital
in Frage kommen. Dennoch fällt Deutschland in bezug auf die weitere öko
nomische Entwicklung in Osteuropa unvermeidlicheine besondere Rolle zu,
die aus der ökonomischen Führungsposition des deutschen Kapitalismus in
Gesamteuropa resultiert: „Die (wirtschaftliche) Verflechtung der Bundesre
publik mit Osteuropa und der Sowjetunionist rund dreimal intensiverals die
irgendeines anderen westlichen Landes mit dieser Region" (MaullA^on
nitz, 1990, S. 450).

Der spanische Soziologie Victor Pörez Dfaz hat im Juli 1990 in der
Zeitung EL PAIS, die der Position der PSOE-Regierung unter Fdlipe Gon
zales nahesteht, die Führungsrolle Deutschlands im Prozeß der Neuordnung
Europas als ein Faktum bezeichnet, das keineswegs auf eine - historisch
erneuerte - imperiale Bedrohung, sondern auf eine durch die ökonomische
und politische Realität selbst erzeugte „zurückhaltende Führung" hindeutet.
Er benennt drei Indikatoren: „Erstens, die zunehmende Bedeutung der öko
nomischen Macht Deutschlands. Diese ist mit dem klaren lallen verbunden,
einen bestimmenden Einfluß auf die Gestaltung der gemeinschaftlichen In
stitutionen (der EG) und die l^hrungspolitik auszuüben. Zweitens, das
klare Bewußtsein, daß Deutschland über optimale Bedingungen verfügt, um
die Möglichkeit des Einflusses auf die Entwicklung in Osteuropa zu nutzen.
Und drittens, die klare Entscheidung Deutschlands, seine Prioritäten in die
europäische lägesordnung einzuschreiben, die ökonomischen Probleme der
deutschen Wiedervereinigung vor der monetären Einigung Europas zu lösen
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und dasIbmpo der Debatten überdie Abrüstungund die Wirtschaftshilfe für
die Sowjetunion zu beschleunigen" (Pdrez Diaz, 1990).

Die Anerkennung der deutschen Hegemonie basiert nicht allein aufeiner
Evaluierung der außenwirtschaftlichen und -politischen Machtposition
Deutschlands in Europa. PdrezDfaz leitet vielmehr die äußere Macht und die
damit verbundene transnationale Akzeptanz bzw. Attraktivität des „deut
schen Modells" aus den inneren Komponenten und Organisationsformen
des gesellschaftspolitischen Konsensus sowie der Stabilität der demokrati
schen Institutionen in der BRD selbst ab. In diesem Zusammenhang erwähnt
er nicht nur deren industrielles, technisches und wissenschaftliches Potential,
sondern auch das System der Institutionen, die in der BRD sowohl den
„korporativen Dialog" der gesellschaftlichen Kräfte (vor allem von Kapital
und Arbeit) als auch den Abbau sozialer Ungleichheit durch sozialstaatliche
Institutionen gewährleistet haben: „ ... die Institutionen der gewerkschaftli
chen Interessenvertretung und der gesellschaftlichen Konzertierung, das Sy
stem der beruflichen Bildung,die Sozialpolitikund die Alterssicherung. Der
Erfolg (Deutschlands) ist ein ökonomischer und sozialer gewesen; und dar
auf beruht letztlich der tiefgreifende Einfluß, den es langfristig in den Insti
tutionen und der Politik Europas ausüben konnte" (ebd.).

Das „Modell Deutschland", das - in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre
noch unter sozialdemokratischer Führung - auf eine Verbindung zwischen
weltmarktorientierter Modernisierung und der Konservierung eines - sozial
staatlich gestützten - Klassenkompromisses zielte (vgl u. a. Esser, 1982,S.
68 ff.), wird also vor allem von Vertretern sozialdemokratischer Parteien
sowie der Gewerkschaften in anderen EG-Staaten als Modell einer „wohl
wollenden Hegemonie" akzeptiert. Dieses Modellsei - nach der neokonser
vativen Wende von 1982 - zwar angegriffen worden; gleichwohl habe die
Macht der Gewerkschaften und vor allem ihrer betrieblichen Interessenver

tretungen - im Gegensatz z. B. zur Entwicklung in Großbritannien - dafür
gesorgt, daß die Grundelemente dieses Modells auch in den 80er Jahren
erhalten blieben. Von einem wachsenden Einfluß der deutschen Wirtschaft

und Politik auf die europäischen Angelegenheiten versprechen sie sich nicht
allein einen Modernisierungsdruck im eigenen Lande, sondern zugleich eine
Unterstützung für ihre gesellschaftspolitischen Forderungen, die auf einen
Ausbau sozialstaatlicher Regelungen sowie auf Institutionen der Mitbestim
mung und der gesellschaftlichen Konzertierung gerichtet sind (vgl. Dep-
pe/Weiner, 1991).Es sind also gerade die zivilgesellschaftlichenKomponen
ten des „deutschen Modells", die aus dieser Sicht die hegemoniale Rolle
Deutschlands im Prozeß der Neuordnung Europas zu begründen vermögen.

Die Prämissen dieses Programms sind freilich schon nach kurzer 21eit ins
Wanken geraten. ImÜbergang zum Jahre 1991 hat nichtalleinder Golfkrieg
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das Gefügeder internationalen Machtbeziehungen - vorallem aus der euro
päischen Perspektive-zugunsten despolitischen-militärischen Führungsan
spruches der USAverschoben. Vielmehr habenauch die innerensozialöko
nomischen Probleme sowie die politischen Spannungen in Europa dazu
beigetragen, daß dieStrategie des„Genscherismus" schonin ihreerste, tiefe
Krise geratenist undauchinderdeutschen Innenpolitik eine Identititätskri-
se des Blocks an der Macht ausgelöst hat:
• Die politische Führung des neuen Deutschland wird mit inneren und
äußeren Anforderungenkonfrontiert, die ihre Handlungsmöglichkeiten ten
denziell überfordern. Der wirtschaftliche und politischeAnschlußder DDR
hat zwar - im Ergebnis der Bundestagwahlen vom Dezember 1990 - die
konservativ-liberale Regierung gestärkt. Gleichwohl hat der Zusammen
bruch der ökonomischen - vor allem der industriellen - Strukturen in Ost
deutschland in der Folge der 'Mhrungsunion und der Privatisierungspolitik
einen Anstieg der Massenarbeitslosigkeit sowie die Verelendung und Ent
wurzelung breiter Ibile der ostdeutschen Bevölkerung bewirkt. Die tiefe
soziale Spaltung zwischen West- undOstdeutschland hat nichtnur zueinem
depressiven Stimmungsumschwung und zu Protestwellen geführt, die den
strahlendenSiegder Jahre 1989/90 undseineProtagonisten- allenvoranden
Bundeskanzler Helmut Kohl selbst - überschatten. Sie erfordert zugleich
umfangreiche wirtschaftliche und Gnanzielle Hilfmaßnahmen, die - zusam
men mit den Beiträgender BRD zur Finanzierungdes Golflcrieges - durch
die Erhöhungder Staatsverschuldungsowiedurchdie Erhöhungder Massen
steuern undSozialabgaben, dievorallemdiemittleren undunteren Lohnein
kommen belasten, aufgebracht werden müssen.

Obwohl das - unter dem Druck der sich abschwächenden Weltmarkt-

konkjunktur - nur geringfügig schwächer gewordene Wirtschaftswachstum
in Westdeutschland (das durch den kreditGnanzierten Nachfrageschub aus
dem Osten getragen wird) diese Politik nach wievor abfedert, so gefährdet
diese doch zentrale Stützpfeiler und strategische Optionen, ohne die die
„sanfte Hegemonie" des neuen Deutschland in Europa kaum zu realisieren
sein dürfte. Auf der einen Seite stellt sich die Frage, „inwieweit das 'Modell
Deutschland', auf das Regierende, Unternehmer und Gewerkschaften so
stolzwaren, noch trag- und funktionsfähig ist angesichts der ständigwachsen
den, alle bisherigen Haushaltskategorien sprengenden Finanzierungsver
pflichtungen nach innen und außen" (Ziebura, 1991,S. 138).

Damit eng verbunden ist die Frage, welche Rückwirkungen von einer
potentiellen Destabilisierung der Binnenwirtschaft und der Finanzpolitik in
der BRD, damit auch der DM- als Folge z. B.von Inflationsdruck - auf deren
Rolle in der EG ausgehen werden. Auf jeden Fall sinkt mit dem Anstieg der
Staatsverschuldung in der BRD deren Handlungsspielraum im Hinblick auf
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eine ausgleichende Politik für jene ärmeren EG-Länder (vor allem im Mit-
telmeerraum), die sich vom l^rtgang der Integration auch eine soziale
Kohäsion" erwarten, diez.B.durcheineAufstockung derSozial- undRegio
nalfonds in der EG durchdie reicherenLänder (vorallemdie BRD) beför
dert werdenkönnte. Außerdem hat sichseit Anfang1991 der Widerstand der
Deutschen Bundesbank und ihres Präsidenten Pöhl gegen eine vorschnelle
europäische Währungsunion versteift, die die auf dem EWS beruhende Do
minanz der DM, damit der Finanz- und Geldpolitik der Bundesregierung
sowie der Bundesbank in der gesamten EG, au^veichen oder gar aufheben
würde. So droht sich - auch aufgrund der sozialökonomischen und finanziel
len Folgender deutschen Einheit - jene Konfliktkonstellation zu wiederho
len, die Anfang der 70er Jahre das erste Projekt einer Wirtschafts- und
^hrungsunion in der EG zum Scheitern brachte (vgl. Sanio/Breuer, 1975,
S. 303 ff.; Busch,1978, S. 193ff.).
• In den Jahren 1989 und 1990 feierten viele Menschen in Mittel- und
Osteuropa,weilsie glaubten,daß nun mit dem Sturz der Alten Regime im
InnerneinschnellerWeg inRichtung parlamentarischer Demokratie, Recht
staatlichkeit und Marktwirtschafteingeschlagen werde. Inzwischen hat sich
diese Euphorie dererstenlägevielfach inDepression verwandelt. Osteuropa
befindet sich in einer dramatischen Wirtschaftskrise. Mit dem Zerbrechen
der alten politischen und kommandowirtschaftlichen Strukturen ist die Ar
beitslosigkeit sprunghaft angestiegen. MitdemZerfalldesalten Systems der
allgemeinen Versorgung (Subventioniening der Grundnahrungsmittel, Mie
ten, des Verkehrs-, des Gesundheits- und Bildungswesens sowie anderer
sozialer Einrichtungen) ist die latente Armut früherer Zeiten in eine offene
Massenarmut umgeschlagen. Wenngleich zwischen den einzelnen Staaten
erhebliche Unterschiede bestehen, so sind sie doch ailgemein mit der Schwie
rigkeit konfrontiert, daß ihre Integration in den kapitalistischen Weitmarkt,
der Zusammenbruch des alten Systems der Arbeitsteilungund desIhusches
im RGW (das vor allem bei der Energieversorgung auf die Sowjetunion
gepolt war, die ihrerseits seit dem 1. Januar 1991 ihren Handel mit den
ehemaligen Partnern in „harter Währung" abrechnet), einen tiefen Schock
ausgelöst hat, der seinen Tiefpunkt noch keinewegs erreicht haben dürfte.
Das Baseler Prognos-Institut schätzt, daß sich die ehemalige DDR - auf
grund der Sonderbedingungen des Anschlusses und der Finanzkraft der BRD
- am schnellsten erholen wird. Für die anderen Länder dagegen - vor allem
aber für die Sowjetunion - sind die Prognosen düster. Bis Mitte der 90er
Jahre werden Krisen, Verfall der alten Strukturen und Massenarmut anhal
ten bzw. sich noch verstärken. Danach könnte mit einer marktwirtschaftli

chen Regeneration gerechnet werden (DIE ZEIT,22.2.1991, S. 35). Daraus
folgt, daß auf lange Zeit die sozialökonomische Labilität, die die soziale
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Spaltung innerhalb dieser Länder und zwischen West- und Osteuropa ver
stärkt, die wesentliche Bedingung für eine politische Destabilisierung wer
den könnte. Der Nationalismus und die Armut gehen Hand in Hand - so
kürzlich der polnische Ministerpräsident Bielecki. „Denn die neuen europäi
schen Nationalismen sind keine Nationalismen des Stolzes und des Ober
schwangs;es sind Kompensationsbewegungen, in denen sich Ressentiments,
Unterprivilegierung und Minderwertigkeitsgefühle widerspiegeln - und die
aus diesem Grund besonders konfliktträchtig sind" (Lepenies, 1991,S. 19).

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es natürlich unmöglich, schon ein real
^istierendes Modell der zukünftigen ökonomischen und politischen Inte
gration dieser Länder in eine erweiterte EG bzw. in gesamteuropäische
Assoziierungs- und Kooperationsformen gleichsamals Referenz anzugeben.
Die ehemalige DDR ist eine Ausnahme, weil sie sich als Staat aufgelöst und
in die BRD inkorportiert wurde. Gleichwohl zeichnet sich für einige dieser
Länder (und gewiß für weite Ibile der Sowjetunion bzw.der dann auf ihrem
heutigen Ibrritorium bestehenden Staaten) die Perspektiveeiner Marginali-
sierung bzw.ein Peripheriestatus in der kapitalistischen Weltwirtschaft und
auch im europäischen Markt ab. Der circulus vitiosus, der durch ökonomi
sche Rückständigkeit, Massenarmut und Verschuldung bestimmt ist und der
das Schicksal so vieler Entwicklungsländer in der südlichen Hemisphäre
entscheidet, könnte für die Zukunft auch die Zementierung solcher „Dritte-
Welt-Räume" bzw.„Hinterhöfe" in der europäischen Ortschaft bewirken.

Die Massenarmut ist die Voraussetzung für die geringe Nachfragekapazi
tät dieser Märkte, die sie für l^ren- und Kapitalexporte aus den Zentren als
wenig attraktiv erscheinen läßt. Die Modernisierung der Wirtschaft dieser
Länder ist daher auf westliche Kredite und Finanzhilfen angewiesen. Ange
sichts des bereits hohen Schuldenstandes wird so - nach dem Vorbild der

IWF-Regime in der Dritten Welt - das Schuldenmangement zur vorrangigen
Aufgabe der je nationalen Wirtschaftspolitik. Die Exporte müssen zu Lasten
der Importe (die im Bereich der Investitionsgüter für die Modernisierung
Priorität haben müßten) gesteigert werden. Nach innen muß eine strenge
Austeritätspolitik - vor allem im Bereich der staatlichen Sozialausgaben -
betrieben werden, um die Staatsverschuldung zu begrenzen und inflationä
ren Druck zu mindern. Eine solche Politik führt jedoch unvermeidlich zur
Festschreibung oder gar zur Expansion der Massenarmut. Auf diese Weise
werden die sozialen Konfliktpotentiale, aber auch der Druck zur Migration
aus Ost- nach Westeuropa oder nach Nordamerika verstärkt.

In welchem Ausmaß schon heute die Schuldenlast dieser Länder als

Blockade einer auf Entwicklung und Modernisierung gerichteten Wirt
schaftspolitik fungiert, mag die folgende Rechnung illustrieren. Das Pro
gramm der Osteuropahilfe, das im Kern von den EG-Staaten getragen wird,
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umfaßt für 1991 zehn Milliarden Mark. JDoch selbst zusammen mit einem
Schuldenerlaß von weiteren zehn Milliarden Mark wird die^ Hilfe noch
nicht einmal ausreichen, um den Effekt der höheren Ölrechnung auf die
Zahlungsbilanzen der osteuropäischen Länder auszugleichen^Cebd.).

Der Erfolg von ökonomistÄen und politischen Reformen in Mittel- und
Osteuropa bedarfdaher „einer viel grö^ren und tragfähigeren Verbindlich
keit Westeuropas insgesamt, vergleichbar der, die Westdeutschland gegen
über den ostdeutschen Bundesländern eingegangen ist" (Ash, 1990, S. 13).
Dieser Appell, der gelegentlichauch an die Bedeutungder Hilfe der USAfür
Europa nach dem zweiten Weltkrieg (Marshall-Plan) erinnert, wird wahr
scheinlich keine befriedigende Antwort erhalten. Der Grund dafür liegt
weniger im mangelnden Willen als vielmehr in den begrenzten finanziellen
Handlungsmöglichkeiten der Westeuropäer. Da die Bundesrepublik mit der
Finanzhilfe für Ostdeutschland sowie durch die Finanzierung des Golfkrie
ges und des sowjetischen Ihippenabzuges aus Ostdeutschland schon an die
Grenzen ihrer I^istungsfähigkeit geraten ist, fällt sie als „Lokomotive" für
ein solches Hilfsprogramm weitgehend aus. Auch die USA sind aufgrund
ihrer eigenen Verschuldungslage außerstande, einen neuen Marshall-Plan
für Osteuropa auch nur mitzuHnanzieren. Die Möglichkeiten der anderen
EG-Staaten sind begrenzt. Die weniger entwickelten Randstaaten der EG
(Griechenland, Portugal,Spanien) erwarten selbstvonder EG weitere Gnan-
zielle Hilfen zur Bearbeitung ihrer sozial- und regionalpolitischen Probleme
sowie zur Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit.

Die großen EG-Staaten (Frankreich, Großbritannien, Italien) sind dage
gen mit inneren Problemen konfrontiert, die ihre Fähigkeit, Finanzhilfen
und Kredite an Osteuropa zuvergeben, strukturell beschränken. Nichtallein
die Kosten des Golfkrieges belasten ihr Staatsbudget. Die wirtschaftliche
Rezession, in die sie seit 1990geraten sind, hat das Problem desStaatsdeGzits
noch verschärft. Dazu wird mit einem erneuten Anstieg der Arbeitslosigkeit
das ohnehin vorhandene soziale KonGiktpotential zunehmen und neue so
zialpolitische Interventionen der Regierungen im eigenen Lande erfordern.
Das Ende des Thatcherismus in Großbriunnien wurde daher durch die
Golfkriegseuphorie nur notdürftig verschleiert. Immerhin hat sich bei den
Nachwahlergebnissen dieses Jahres schon ein Stimmungstrend angedeutet,
der die Steuerpolitik, den Kampfgegendie Armut und die Wohnungsmisere,
den Verfall des Bildungswesens und der gesellschaftlichen Infrastruktur als
die zentralen Felder einer neuen Politik bewertet Die Bearbeitung dieser -
durch die Politik des Neokonservatismus erzeugten und verschärften - Pro
bleme wird jedoch den Finanzbedarf des Staates erhöhen und damit seine
Möglichkeiten, Gnanzielle Hilfen für Osteuropa oder für die Dritte Welt zu
leisten, noch weiter beeinträchtigen.
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Die Länder Ost- und Mitteleuropas verffigen nicht über beeindruckende
Machtmittel, um ggf. die Westeuropäer zueiner qualitativen Steigerungihrer
Hilfmaßnahmen zu bewegen oder gar zu zwingen. In der Konsequenz bedeu
tet dies, daß die Wirkungsgesetzedes Marktes und der Profitproduktion den
sozialen Charakter der H-ansformationsperiode viel direkter und brutaler
bestimmen werden. Die Erwartungen neuer politischer Führungen, daß diese
Hansformation durch eine „soziale Marktwirtschaft" (etwa nach bundes
deutschem oder skandinavischem Vorbild) gesteuert werden könnte, bei der
sich die Effektivitäts- und Modemisierungspotentiale des Marktes mit einem
System der sozialstaatlichen Sicherungen gegen die unvermeidlichen sozia
len Risiken und Folgewirkungen verbinden, sind inzwischen weitgehend
desillusionierL Zudem ist deutlich geworden,daß angesichts der Wirtschafts
krise und der sinkenden Realeinkommenden die Investitionsanreize für das

westliche Kapital sinken und daß „der Westen" den Fremdfinanzierungsbe-
darf nur zu einem ganz geringen Ibil befriedigen kann. Daraus ergibt sich -
zumindest mittelfristig - eine Perspektiveder sozialökonomischenSpaltung
West- und Osteuropas sowie in den osteuropäischen Ländern selbst (mit
einer „umgedrehten Zwei-Drittel-Gesellschaft"). Aufdiesem Boden erwach
sen - vor allem bei den veramten Verlierern der IVansformation - jene
nationalistischen und rassistischen Verzweiflungsstimmungen, die nicht nur
den Aufbau einer stabilen, demokratischen Kultur gefährden, sondern auch
dem Gewalthandeln des Staates (und seiner Führer) bei inner- wie bei zwi
schenstaatlichen Konflikten eine populistische Scheinlegitimation verlei
hen.

Auf diesem Boden erwächst aber auch ein verstärkter Druck zur Wande

rung von Arbeitskräften aus Osteuropa in die „Wohlstandsfestung Westeu
ropa", der nach dem Fall des „Eisernen Vorhangs" und der Aufhebung der
Reisebeschränkungen in diesen Ländern zwar nicht ungehindert, aber doch
sehr viel stärker als früher wirken kann. Die rechtlichen, polizeilichen und
materiell-technischen Vorkehrungen, die heute schon an den Grenzen der
EG zur Abwehr dieses erwarteten Ansturms getroffen werden, sind daher
nicht nur symbolische Dementis des Programms für die Freizügigkeit der
Menschen in ganz Europa als Voraussetzung für eine Wiedervereinigung
Europas, die ihren Kern in der EG selbst hätte. „Nun, da die einst wegge
sperrten Menschen die 'Freie Welt' beim Wort nehmen wollen, macht sich
Entsetzen breit im demokratischen Westen. Das Gespenst vom Ansturm der
Armen geht um in Europa. Die Freiheit, so die den reichen Ländern des
Westens allmählich schwanende Erkenntnis, kann nicht grenzenlos
sein"(Kruse/Schwarz, 1991, S. 13).
• Die Unsicherheit, die sowohl von der Krise Osteuropas als auch von den
inneren Problemen des neuen Deutschland ausgeht und die durch den im
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Golfkrieg erneuenen Führungsanspruchder USA noch verstärkt wurde, hat
inzwischen auch aufdas Feld der EG-Politik im engeren Sinne flbergegriffen.
Die Krise der EG, die während des Golfkrieges beschworenwurde, resultier
te vordergründig aus der Unfähigkeit der Gemeinschaft, einen einheitlichen
Standpunkt zu vertreten und damit als eigenständiger internationaler Akteur
- ggf. auch als militärischer Akteur im Bündnis - zu handeln. Daß Großbri
tannien und Frankreich bereitwillig die Rolle des weltpolitischen und militä
rischen Juniorpartners der USA übernahmen, war freilich schon ein Reflex
auf die gewandelten europäischen Kräftekonstellationen; denn durch die
Beteiligung am Sieg der Anti-Irak-Allianz sollte auch gegenüber dem stärker
gewordenen, neuen Deutschland demonstriert werden, daß die Rolle Euro
pas in der Weltpolitik nicht von der ökonomischen Großmacht Deutschland
in der EG, sondern nach wie vor von den beiden außen- und militärpoliti
schen Führungsmächten des alten Westeuropa bestimmt wird.

Relativ unabhängig von den Rückwirkungen dieser Prozesse auf die Ko
härenz der EG macht sich in deren Binnenstrukturen die Asymetrie zwischen
wirtschaftlicher (über den Markt vermittelter) und politisch-institutioneller
Integration geltend und akkumuliert Entscheidungsbedarfwie Konfliktstof
fe. Jacques Delors, der Präsident der EG-Kommission, hatte schon 1989 auf
einen gleichsam aufgestauten Politikbedarf der Gemeinschaft hingewiesen.
Die integrationspolitischen ERfolge der 80er Jahre seinen überwiegend auf
die Marktintegration - mit dem Binnenmarktprogramm als Focus - zurück
zuführen. Die politische Integration sei hingegen zurückgeblieben. Aus der
Sicht des Kommissionspräsidenten handelt es sich dabei nicht allein um jene
Politikfelder, die durch die Einheitliche Europäische Akte (EEA) aufgewer
tet wurden: Ibchnologie- und Umweltpolitik, Außen- und (noch sehr unbe
stimmt) Sicherheitspolitik. Politische Integration erfordert auch eine ge
meinschaftliche Beschäftigungs-, Sozial- und Regionalpolitik. Nur so kön
nen die in der gesamten EG bestehenden sozialen Probleme und Dispropor
tionen (Arbeitslosigkeit, Armut), besonders aber die extrem unterschiedli
chen Lebensverhältnisse in der EG in der Perspektive einer langfristigen
Angleichung, aber auch einessozialpolitische Schutzesgegen die Risiken der
Binnenmarktliberalisierung bearbeitet werden.

Jacques Delors hat sich in den vergangenen Jahren auch deshalb für die
„soziale Dimension" des EG-Projektes engagiert,weil er dessen Realisierung
nur dann für möglich hält, wenn nicht nur das Management der internatio
nalen Konzerne, sondern auch die Gewerkschaften des EGB als IVäger für
die Legitimation dieses Projektes gewonnen werden. Die „Sozialcharta" der
EG sollte diesem Ziel dienen. Sie sollte einen verbindlichen Rahmen für

soziale Mindeststandards für die Rechte der Arbeitnehmer sowie der Ge

werkschaften in der Gemeinschaft etablieren. Daß die Charta im Dezember
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1989vom Europäischen Rat nur als eine „feierliche Erklärung" verkündet,
also nicht rechtverbindlich und einklagbar wurde und daß ihr Inhalt weit
hinter den gewerkschaftlichen Forderungen und Erwartungen zurfickblieb,
war in erster Linie dem Widerstand der Unternehmerverbände in der EG und

den konservativen Regierungen geschuldet. Ob sie trotzdem die Handlungs
und Kooperationsbedingungen der Gewerkschaften in der EG verbessern
kann (vgl. Bobke, 1991), und daher von dieser Seite die Legitimation des
EG-Projektes gesichert wird, ist derzeit eine offene Frage.

Der Entscheidungsbedarf im politischen System der Gemeinschaft wird
die Frage „nach dem adaequaten Führungsinstrumentarium und nach der
adaequaten politischen Führungsphilosophie ... zum Schlüsseithema der
neunziger Jahre werden" lassen (Weidenfeld/ Janning, 1990, S. 11). Die
Chance, Gesamteuropa von seinem westlichen Zentrum her zu einem welt
wirtschaftlichen und -politischen Machtblock zu reorganisieren und dabei
durch eine angemessene Beteiligung Deutschlands an den Führungsstruktu
ren die Spannungen abzubauen, die aus der abrupten Vergrößerung Deutsch
lands entstehen, kann daher nur eingelöst werden, wenn der Schwung, den
die Integrationspolitik in der zweiten Hälfte der 80er Jahre gewonnen hat,
sich mit der Vollendung des Binnenmarktes auf das politische System der
Gemeinschaft überträgt.

Dabei wird es nicht allein um die Wirtschafts- und ^A^hrungspolitik sowie
um erweiterte Kompetenzen des Europäischen Rats gehen. Das Programm
einer forcierten Deregulierung in der EG, kombiniert mit dem Ausbau der
Macht von supranationalen Institutionen (Kommission, Rat), die keiner
demokratischen Kontrolle unterliegen, wird wohl bei der Bevölkerung der
EG keine breite Mehrheit mobilisieren können. Solcher Konsens wäre je
doch Voraussetzung für weitere Schritte in Richtung einer Politischen
Union. Eher noch wäre zu vermuten, daß die politische Zentralisierung (die
stets auch den Einfluß der politisch und ökonomisch mächtigsten Akteure,
also auch der BRD, stärken muß) bei Fortbestehen sozialer Unterschiede
sowie in Perioden wirtschaftlicher Rezession gerade bei den Arbeitslosen
sowiebei Lohnabhängigen,die umihren Arbeitsplatz bzw. um ihren Lebens
standard fürchten, nationalistische oder regionalistische Anti-EG-Ressenti-
ments fördern könnte. Diese stärken nicht nur neonationalistische Kräfte am

rechten Rand des politischen Kräftefeldes, sondern üben zugleich einen
Druck in die Richtung einer eher protektionistischen Politik der nationalen
Regierungen aus.

Die Konferenz des EuropäischenRates in Rom (Dezember1990) wurde
schon als großes historisches Ereignis gefeiert; denn sie beschloß die Einset
zung von zwei Regierungskonferenzen, die sich mit Schritten a) zur WWU
sowie b) zur politischen Union befassen sollen. Das 21iel der WWU ist relativ
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klar deflniert: ein einheitlicher AMrtschaftsraum (Binnenmarkt) mit einer
einheitlichen Mehrung und einer EuropäischenZentralbank.Zumindestauf
der Ebene der Erklärungenbesteht auch einweitgehenderKonsensdarflber,
daß eine stabile europäischeA^Shrung nur bei einer weitgehenden Konver
genz der Wirtschaftspolitik in den Mitgliedstaaten gesichert werden kann.
Auf diesem Gebiet bestehen freilich - als Reflex der ungleichen Entwicklung
- die alten Konflikte zwischen„Ökonomisten" und „Monetaristen" fort, die
die Geschichte der EWG/EG bestimmt haben.

Sehr viel verschwommener sind dagegen die Vorstellungenund die Rea
lisierungschancen einer politischen Union. Sie reichen von einem Bundes
staat mit einheitlicher Regierung bis zu einem Bund souveräner Staaten, also
einer Verbesserung der gegenwärtigen Zusammenarbeit in der EG ohne
politische Formveränderung. Die Positionen der nationalen Regierungen z.
B. über die Erweiterung der Rechte des Europäischen Parlaments oder über
eine gemeinschaftliche Sicherheitspolitikund deren Beziehungzur NATO
(und damit zu den USA) lassen sich überhaupt nicht auf einen Nenner
bringen. Alle Pläne für eine Politische Union (vgl. z. B. Späth, 1989, S.
362 ff.) sind daher bislang„Luftschlösser" geblieben(FAZ,6.4.1991). Hel
mut Schmidt teilt diesen politischen Europessimismus: „Wenn man die Bri
ten und die Franzosen gut kennt, dann scheint die politische Einheit ein
romantischer Haum. Sie erscheint mir bis in die erste oder zweite Dekade des

kommenden Jahrhunderts als sehr unwahrscheinlich" (Schmidt, 1991,S. 34).
Hotz der emphatischen Erklärungen der Regierungskonferenzen befln-

det sich die EG also derzeit nicht in einer „Phase beschleunigten Fortschritts
mit klarer Zielorientierung. Das Nachlassen der wirtschaftlichen Dynamik,
wirtschaftliche Polarisierungen und wirtschaftspolitische Versäumnisse so
wie die jüngsten Veränderungen der gesamteuropäischen Konstellationen,
nichtzuletztdas trotzaller Übergangsprobleme absehbar nochgrößere Ge
wicht Deutschlands in der EG haben vielmehr zu stärker divergierenden
Interessen und einer Verunsicherung darüber geführt, wie es eigentlich wei
tergehensoll" (Huffschmid, 1991, S.29).UweMeinhardthat zuRechtdarauf
hingewiesen, daß die Verklammerung von ökonomischer und politischer
Integration in Form der beiden Regierungskonferenzen gerade für die der
zeitigeWidersprüchlichkeit des politischen Projektessteht. „Denn während
die WWU den Versuch der EG darstellt, nach der europaweiten Durchset
zung von Angebotspolitik die ökonomische Führungsmacht Deutschland
wirtschaftspolitisch einzubinden, deutet sich im deutschen Junktim von
WWU und Politischer Union das Streben an, erst nach erfolgreicher Beendi
gungdes nationalen Projekts Wiedervereinigungin Europa nach den Sternen
zu greifen, d. h. nach der politischen Führung als Preis der VShrungsunion"
(Meinhardt, 1991, S. 288).
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Diese Hinweise auf Entwicklungstendenzen und -widerspräche, die in
Deutschland wie in Europa die Perspektive einer ruhigen- von einem brei
ten transnationalen Konsens getragenen - stufenweisen Integration konter-
karieren, sollten nicht als gesichertePrognosen mißverstanden werden. Sie
umschreibenzunächst einmal für die derzeitige Entwicklungin Deutschland
undin Europa dasIbrrain- vorallem auch dasIbrrain dersozialökonomi
schen Strukturen und widersprüchlichen Bewegungsformen, auf dem die
politischen Akteure handeln. Dabei gibt es keine einfachen, mechanischen
Determinationsverhältnisse, die aus den ökonomischen Grundverhältnissen
heraus aufdas politische Handeln vonStaaten, vonKlassen bzw. von politi
schenOrganisationen (Parteien, Verbände) wirken. Politisches Handelnwird
einerseits von den sozialökonomischen Widersprüchen sowievon den kaum
noch zu kalkulierenden Stimmungslagen in der Bevölkerung angetrieben,
gelegentlich „gehetzt". Die Politikder deutschenBundesregierung seit Ende
1990 vermag diese Beziehung besonders drastisch zu illustrieren. Auf der
anderen Seite vollzieht sich die Formulierung politischer Strategien nicht
allein in der Bewältigung der Spannung zwischen den allgemeinen politi
schen Orientierungen (die innerhalb der politischen Klasse einen hegemo-
nialen Status einnehmen, z. B. der „Genscherismus") und den konkreten
^derständen und Konflikten, die deren Implementierung vorfindet. Sie
vollzieht sichstets - zumal in politischen Konstellationen, in denensichdie
alten Strukturen und Orientierungsmuster auflösen und insoferneine offene
geschichtliche Situationbesteht - in einem Prozeß der Bildung unterschied
licherpolitisch-ideologischer Blöcke, die nicht nur innerhalb der politischen
Klasse (oftmals auchparteienübergreifend), sondern auchbeiden Machteli
ten in Wirtschaft und Militär, bei den Verbänden und schließlich bei den
Intellektuellen, die vor allem über die Medien das öffentliche Bewußtsein
beeinflussen, strategische Optionen konzentrieren, die die Komplexität bzw.
die Unübersichtlichkeit der Handlungskonstellationen in der Perspektive
einer Reduktionvon Komplexität bearbeitensollen. Erst im Ergebnisdieses
hegemonialen Diskurses findet dann in der Regel auch eine Blockbildung
statt, die Zustimmung bzw. Mehrheiten „von unten" mobilisiert

Angesichtsder Widerstände,mitdenen sichdas Projekt einer Europäisie
rung der deutschen Fragekonfrontiert sieht, hat sich inzwischen das Bewußt
sein geschärft, daß in der europäischenPolitikder offene Konfliktzwischen
einer „regressiven" und einer „progressiven" Option, zwischeneiner Rück
kehr zu nationalistischen Politikformen und dem „Streben nach internatio
nalistischen Lösungen" gleichsam zu einer Schicksalsfrage geworden ist.
Sollten sich die Großmächte (USA, Sowjetunion, Frankreich und Großbri
tannien) für die regressive Option entscheiden, dann wird es für Deutschland
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praktisch unmöglich, die progressive Option des „Genscherismus" durchzu
halten.

Uwe Neriich von der Stiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen,
einem der ThinkIhnks deutscherAußenpolitik,verbindetdiese Feststellung
mit einer deutlichen Warnung an die Bündnispartner und Nachbarn des
neuen Deutschland: „Es fällt Deutschland bereits jetzt schwer,

- seine nationale Identität neu zu definieren und eine beschleunigte
Übertragung von Souveräntitätsrechten zubetreiben;

- sein Gravitationszentrum nach Osten zu verlagern und die westliche
Gemeinschaft zu verstärken;

- dieVereinigung durchzuführen... undMotordesAufbaus europäischer
Institutionen zu bleiben;

- Mitglied des Nordatlantischen Bündnisses zu bleiben (in Anbetracht
des innenpolitischen Drucks in eine andere Richtung) und andere wie die
Vereinigten Staatenzu drängen, es nichteinseitigzudemontieren;

- einen möglicherweise im Entstehen begriffenen neuen Nationalismus
einzudämmen undmitwiederauftretendem Nationalismus beianderenfertig
zu werden..." (Neriich, 1990,S. 490/491).

Diese noch vorsichtige Auflistung von Widerspruchsfeldern, auf denen
sich die Innen- und Außenpolitik des neuen Deutschland zu bewegen hat,
wurde noch vor dem Golfkrieg vorgenommen. Seit Anfang 1991 hat sich
freilich währenddes Golfkrieges und der Zuspitzungder Wirtschaftskrise in
Ostdeutschland sowiein Ostmitteleuropa immeroffenerdie Einsicht in den
Vordergrund geschoben, daßdieFundamente deraltenBundesrepublik, d.h.
auchdie noch1990 anerkanntenstrategischen Optionenfür die Bewältigung
des Umbruchs in Europa mehr und mehr ins Wanken geraten. Gilbert Zie-
bura hat daherzutreffend bemerkt,daßdieReformulierung der fundamenta
len strategischen Optionen zum entscheidenden politischen und moralisch
intellektuellen Kampffeld der deutschen Innenpolitik geworden ist. „So
kommt die Bundesrepublik nicht darum herum, eine Auseinandersetzung
über ihr Selbstverständnis nach innen und außen zu führen, die noch weit
über die Kontroversen hinausreicht, wiesie in der Gründungsphase stattge
funden haben. Im Gmndestehen wir mitten in einerzweiten Cründungsphase.
Um 1950 ging es fast ausschließlich um die innere Ausgestaltung des Ge
meinwesens,die 'nationale Frage' eingeschlossen. Heute aber geht es um viel
mehr. Jedes Problem, überdaswirnachdenken, mußam Schnittpunktdreier
Realitäten angesiedeltwerden,die sich aufs engste miteinanderverbinden:
der nationalen, der supranational-europäischen und der globalen. Inzwi
schensind wir Tfeil der Weltgesellschaft, für deren Entwicklung wir mitver
antwortlich sind, in Europa vornehmlich, aber auch anderswo. Erst von hier
aus bekommt der Begriff 'neue Verantwortung' seine Kontur, hier siedeln
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sich die übergeordneten Maßstäbefür alles Denken und Handeln an" (Zie-
bura, 1991, S. 138/139).

In der Innenpolitikdes neuen Deutschlandverdichtensich also die kom-
plfflcen und widersprüchlichen Anforderungen, die sich aus den „dreiReali
täten" ergeben,zu einemstrategischenKonfliktvon weitreichenderBedeu
tung. Der Konsens innerhalb der politischen Klasse und ihrer organischen
Intellektuellen, der noch 1989/90 den „Genscherismus" getragen hatte, be
ginnt sich „von oben" au&ulösen, während er „unten" noch lebendig ist;
denn nach einer Umfrage der Süddeutschen Zeitungvom Jahresanfang sehen
69 Prozent aller Deutschen vor allem zwei Vorbilder für das neue Deutsch
land, beide „Zwerge der Weltpolitik": die Schweiz (40 Prozent) und Schwe
den (29Prozent;vgl. DIE ZEIT,26.4.91, S.12).Daßdie durchden Golfkrieg
aufgeworfene Frage nachder weltpolitischen und militärischen Großmacht
rolle des neuen Deutschland - auch unter dem Druck der öffentlichen Mei
nung imWesten - diesenKonsens aufgebrochen hat, ist nur die halbeWihr-
heit. Entscheidend ist vielmehr, daß die politischen Diskurse mehr und mehr
aufdie krisenhaften VerlauEsformen der Umbrüche in Deutschland, in Euro
pa und in der Weltpolitik (und hier spielt der Golfkrieg natürlich eine
bedeutende Rolle) zu reagieren haben. Dabei nehmendie Attackenauf den
deutschen Außenminister und seine politische Philosophie zu. Der „Gen
scherismus" artikuliert zwar einerseits die Interessen der modernen, welt
marktorientierten deutschen Kapitalfraktionen und fügt sich dabei in die
strategischeOption für eine neue, multipolare (triadefixierte) Weltordnung
ein. Andererseits jedochwird offensichtlich die Auseinandersetzung um die
neuen Weltordnungen von einer Revitalisierung des Nationalismus, des na
tionalstaatlichen Machthandelns und der Aufwertung militärischer Gewalt
anwendungbestimmt. Das neue Denken, dassich auf die Realität von „Welt
innenpolitik" beziehen möchte,erscheint daher - vor allem den Vertretern
des Neorealismus - als durch und durch idealistisch und kraftlos. Diese

Verunsicherung wirkt selbst noch als Ferment einer Ausdifferenzierung und
schließlichen Polarisierung der fundamentalen strategischen Optionen für
die Innen- und Außenpolitik des neuen Deutschland.

Obwohl dieser Prozeß gerade erst begonnen hat, so lassensich doch schon
die Konturen solcher Optionen, vor allem aber die damit verbundenenVer
schiebungen im Block an der Macht erkennen. Die zentrale Frage lautet, wie
die neue Großmacht Deutschland in der Mitte Europas ihrer weltpolitischen
Verantwortung am besten gerecht wird. Neurechte Intellektuelle, die seit der
Historikerdebatte und den Feiern über die deutsche Einheit die Rehabilita

tion des nationalen Selbstbewußtseins der Deutschen - im Kampf gegen die
nach ihrer Vorstellung seit 1968herrschende Hegemonie eines gesellschafts
kritischen und pazifistischen, also linken Denkens - betreiben (vgl. Deppe,
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1990a), haben nunmehr dem „Genscherismus" - der herrschenden Politik
insgesamt - den Kampf erklärt Nationales Selbstbewußtsein heißt zunächst
Befreiung der Deutschen von der Fessel des „nationalsozialistischen Hau-
mas"; die Überwindung des „X^etnam-Syndroms" in den USA durch den
Golfkriegmagdabeidurchausals Vorbild dienen.Daraus folgtallerdingsdie
Forderung, daß in einer Welt der brodelnden Machtpolitik der Krieg als
notwendiges Mittelder Politik-ohne irgendwelchen moralischen Skrupel-
anerkannt werden muß. Die Entscheidung, die - so Karl Heinz Bohrer im
„Merkur" - von der deutschen Regierung im Januar 1991 feigeverabsäumt
wurde: „ein England und Frankreich vergleichbares offensives militärisches
Engagement,ein den in einen Kriegverwickelten Amerikanern, Engländern,
Franzosen Zu-Hilfe-Kommen" (Bohrer, 1991, S. 260).Staatsräsonstatt sen
timentalem Provinzialismus; Abschied von politischer Abstinenz, von
„Schmerz- und Schuldbewußtsein" - und endlichdas Bekenntnis zu jenem
„selbstverständlichen Umgang mitdem Horrorszenario", der es den Angels
achsen „schon 1944erlaubte, Dresden und später Hiroshima fast ohne mo
ralische Skrupelauszulöschen" (ebd.,S.257/258, zurKritikvgl.Glotz,1991).

Die neomachiavellistische Option vom rechten Rand des intellektuellen
Spektrums repräsentiert eineextreme Variante der Reduktion vonKomple
xität. Siedürfteschon deshalb marginal bleiben, weil siesichdurch eine (für
Literaten, die politische Ästhetik auf der Linie Machiavelli-Carl Schmitt
wiederbeleben möchten, durchaus charakteristische) geradezu überwältigen
de Ignoranz gegenüber den sozialökonomischen Dimensionen und Hand
lungsanforderungen der „drei Realitäten" auszeichnet. Gleichwohl zielt die
bellizistische Optioneines„Feuilleton-Nationalismus" (Glotz),diedasneue
Deutschland gernean der Seite der Angelsachsen Krieg in der ganzen Welt
führen sehen möchte, gerade auf die „weiche Flanke" des Genscherismus.
Wenndie These von Paul Kennedy richtig ist, daß jede aufstrebende Groß
machtaufgrund der Machtkämpfe zwischen den Staaten im internationalen
Staatensystem gezwungen wird, ihre ökonomische und ideologische Macht
durch militärische Machtmittel zu komplettieren, dann steht Deutschland
jetzt - aufgrund seiner ökonomischen Macht, der Wiedererlangung seiner
vollen staatlichenSouveränität und aufgrund der offenen Machtkämpfe um
die neuen Ordnungen und ihre Führungsstrukturen - vor einer solchen
Entscheidung. Der Riese in Europa kann es sich nicht länger erlauben, ein
Zwerg bleiben zu wollen, indem er die Augen vor diesen Realitäten ver
schließt.

Es handelt sich dabei um eine „konservativ-rückwärtsgewandte" Option
(Ziebura, 1991, S. 139). Der Bruch mit der Linie des Genscherismus inner
halb des herrschenden Blocks vollzieht sich dabei in einer zweifachen Um-
Orientierung, die freilich enorme politisch-ideologische Konsequenzen zeiti-
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gen wird. Zuerst erfolgt ein Bruch mit der internationalistischen Option des
Genscherismus, der - besonders im Blick auf die europäische Integration -
den objektiven Machtzuwachs des neuen Deutschland durch Souveränitäts-
verzicht im Kontext des Ausbaus der europäischen Institutionen kompensie
ren möchte. Nunmehr tritt die nationale Option in den Vordergrund. Das
neue Deutschland muß zunächst einmal die Einheit „verdauen", d. h. mit den
Problemen seiner nationalen Einheit, Souveränität und Identität fertig wer
den - ökonomisch, sozial, politisch und psychologisch. Daraus folgt, daß eine
Hierarchie von Prioritäten fixiert wird, bei der die Nationwerdung der Deut
schen an der obersten Stelle steht und den anderen Aufgaben ihren davon
abgeleiteten Rang zuweist. Der Bezug zur europäischen Politik würde natür
lich nach wie vor die Wirtschaftsintegration (Binnenmarkt) privilegieren.
Die politische Gestaltung des künftigen Europa könnte im Rekurs auf die
alte Formel des General De Gaulle vom „Europa der Vaterländer" perzipiert
werden.

Die zweite Umorientierung betrifft die Rolle des neuen Deutschland in
der Weltpolitik. Nicht die Orientierung auf die Bearbeitung globaler Schick
salsfragen der Menschheit als zentrale Themen einer neuen - von den alten
Machtgegensätzen des Ost-West-Gegensatzes befreiten - „Weltinnenpoli
tik", sondern eine klare politische Entscheidung zugunsten von politisch-mi
litärischen Führungsstnikturen in der Anarchie der weltpolitischen Konflik
te steht an. Wenn dabei ein Rückfall auf die Ttaditionen der zweimal in

diesem Jahrhundertgescheiterten Übersteigerung der Machtansprüche des
deutschen Imperialismus verhindert werden soll (und darüber besteht inner
halb der politischen Klasse, aber auch bei den wirtschaftlichen und militäri
schen Machteliten in Deutschland ein weitreichender Konsens), dann kann
dieses Ziel nur durch eine Revitalisierung der atlantischen Bündnisbezie
hungen erreicht werden: „enge Bindung an die USA, feste Einbindung in die
NATO als unantastbare Priorität, der auch ein geeintes Europa unterzuord
nen ist" (Ziebura, 1991,S. 139).

Auf diesem Wegewäre zunächst die NATO - unter der Führung der USA,
aber auch mit einer starken militärischen Beteiligung Deutschlands - als
kollektiver Weltpolizist aufgewertet, der nicht nur im Nahen Osten und in
der Dritten Welt,sondern demnächstauch in Osteuropa und auf dem Balkan
für Ordnung zu sorgen hätte. Gleichzeitig würde das neue Deutschland dabei
auch die politische Machthierarchie in West- und Gesamteuropa wieder
zurechtrücken; denn auf diese Weisewürde ja der Vorteil,den sich kurzfristig
Großbritannien und Frankreich durch ihre Beteiligung an der Anti-Saddam-
Koalition verschafft haben, wieder beseitigt. Damit würden aber auch die
Voraussetzungen für eine Weltordnung geschaffen, die durch eine Konsorti-
alführung durch die USA, die BRD und Japan der Multipolarität und den
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neuen Interdependenzen Rechnung tragen könnte. Andererseits wäreso der
genscheristische Ihigschluß korrigiert, demzufolge die wachsende weltwirt
schaftlicheVerflechtung und Interdepedenz die politisch-militärischeMacht
von Staaten erodieren läßt. Nur in dieser Perspektive - so >\hlter L. Bühl
schon 1986 - ist eine „neue hegemoniale Balance zwischen den nationalen,
den europäisch-regionalen und den globalen Bindungen und Verpflichtun
gen möglich" (Bühl, 1986, S. 272, vgl. dort bes. S. 81 ff.).

Die Durchsetzung einer solchen strategischen Option würde zunächst
bedeuten, daß sie auch mit einem beträchtlichen Werttransfer aus Deutsch
land zugunsten der USA verbunden wäre. Zudem binden die notwendig
verstärkten Aufrüstungsanstrengungen des neuen Deutschland in der Kon-
sortialführung zusammen mit den Kosten der deutschen Einheit enorme
materielle Ressourcen, die die Gestaltungsmöglichkeiten der Politik bei der
Bearbeitung der sozialen und ökologischen Probleme - national und trans
national - drastisch einschränken. Die Entwicklung einer solchen Führungs
struktur der Weltpolitik wird allerdings auch in hohem Maße davon abhän
gen, und und wie es den USA gelingt, den Verfall ihrer ökonomischen Macht
und Wettbewerbsfähigkeit aufzuhalten und dabei zu verhindern, daß der
schärfere Widerspruch zwischendem hoch effektiven und sehr kostspieligen
Apparat des ^rfare-State und einer verfaulenden Gesellschaft selbst noch
innere Konflikte und Kämpfe hervortreibt, die ihrerseits einen Prioritäten
wechsel der amerikanischen Innen- und Außenpolitik erzwingen könnten.

Daraus wiederum folgt eine deutliche Umwertung der innenpolitischen
Kampffelder. Fallsder neokonservative Block,der sich in der zweiten Hälfte
der 70er Jahre um das Projekt einer wirtschaftlichenund gesellschaftlichen
Modernisierung (Liberalisierung, Intemationalisierung, Individualisierung)
konstituierte, seine Krise über die Verschiebung der politischen Prioritäten
zugunsten einer „nationalen Normalisierung" und der globalen Konsortial-
führung überwinden will, so werden zumindest der Pazifismus und der - auf
Ausgleich in Europa und mit der Dritten Welt gerichtete - Internationalis
mus als die wichtigsten ideologischen Gegner markiert werden. Dieser
Kampf wird dann nicht nur in und zwischenden Parteiblöcken ausgetragen,
sondern in den Kirchen, in den Gewerkschaften und den sozialen Bewegun
gen, die schon seit den frühen 80er Jahren als Ifüger und Multiplikatoren
eines pazifistischen Internationalismus oder - so Bohrer - eines moralisie
renden Provinzialismus ausgemacht sind. Die Spaltung der linken Intellektu
ellen während des Golfkrieges, die ja nach Auffassungder Neokonservativen
immer noch eine für die politische Kultur in Deutschland verhängnisvolle
Meinungsführerschaft ausüben, könnte so als ein Frühindikator für eine
Umgruppierung zugunsten eines neuen nationalen Diskurses gedeutet wer
den.
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Zugleich wird im Zuge einer solchen Neuorientierung der Inhalt und
Stellenwert der sozialen Auseinandersetzungen in Deutschland neu bewertet
werden. Wenn die strategischen Prioritäten eindeutig zur weltmarktorien
tierten Modernisierung, zur „Verdauung" des Anschlusses der ehemaligen
DDR sowie zu einer weltweiten, politisch-militärischen FOhrungsrolle an
der Seite der USA verschoben werden, dann wird nicht nur der Handlungs
rahmen fUr die Ausgestaltung eines sozialstaatlich regulierten „Modell
Deutschland" eingeengt. Vielmehr verändert sich die Funktion dieses Mo
dells für die deutsche Politik in Europa, wenn die politischen Determinanten
der Hegemonie ein sehrviel größeres Gewicht gewinnen als deren zivilgesell
schaftliche Komponenten. Damit werden aber auch die Forderungen und
Kämpfe der deutschen Gewerkschaften, die auf die Sicherung, den Ausbau
und auch die Verallgemeinerung dieses Modells in der EG gerichtet sind,
unter den Druck der neuen Prioritäten einer nationalen Machtpolitik gera
ten, die die sozialen Fragen auf eine neue Weise politisiert. Wenn aber der
nationale Machtdiskurs zum Instrument der Mobilisierung von >\ähler-
mehrheiten wird, dannwird er auch dieÄngste großer Ibileder lohnabhän
gigen Bevölkerung vor dem Ansturm der Armen aus Osteuropa und aus der
Dritten Welt aufdie deutsche „Wohlstandsfestung" anrufen. Bei der Mitglie
derbasis der Gewerkschaften in den Betrieben kommen solche Anrufungen
durchaus an. Die traditionelle Schwäche eines gewerkschaftlichen Interna
tionalismus (vgl. Deppe, 1990b, S. 45 ff.) „von unten" könnte daher die
Durchsetzung dieser Politik erleichtern.

Schließlich und nicht zuletzt wird die Realisierung dieser Option davon
abhängen, ob die bislang überwiegend kritische Position von Sprechern der
deutschen - international operierenden - Konzerne gegen eine Renationali-
sierung der Politik und die V^ederbelebung des nationalen Machtstaatsge
dankens Bestand haben wird. Die Kritik entspringt vorab der Befürchtung,
daß gerade das exportorientierte, deutsche Kapiul von einer solchen Rena-
tionalisierung der internationalen Politik, die wirtschaftspolitisch stets mit
der Ibndenz zu nationalem bzw. regionalem Protektionismus verbunden ist,
beträchtliche Nachteile zu erwarten hat, die durch die Erschließung neuer
Märkte in Ostdeutschland bzw. in Osteuropa keineswegs ausgeglichen wer
den können. Sollte allerdings die Konsortialführung zwischen den USA,
Japan und Deutschland als politischerRahmen konzipiert werden können,
um endlich Regime für die Stabilisierung der weltwirtschaftlichen Ordnun
gen innerhalb der IViade (Liberalisierung der ^ren- und Finanzmärkte,
Stabilisierung der monetären Beziehungen,Schuldenregime, Kontrolle der
Zahlungsbilanzungleichgewichte und der unterschiedlichen Inflationsraten)
zu etablieren, dann können sich solche Befürchtungenschnell auflösen und
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dem Projekt der „geteilten Führerschaft" in einer multipolaren Welt zu einer
breiten Akzeptanz verhelfen.

Die Alternative zu einer deutschen Politik, die die nationalistische Op
tion mit dem Verweis auf den Anpassungszwangeiner - durch Machtkämpfe
bestimmten - krisenhaften, internationalen Ordnung begründet, wird von
Gilbert 2^ebura so zusammengefaßt: „Deutschland als Motor einer auf Aus
gleich angelegten west- und gesamteuropäischen Entwicklung mit dem Ziel
größerer Selbstbestimmung und Eigenverantwortung" (Ziebura, 1991, S.
139). Für die herrschende Politik wird dabei als Priorität postuliert, am
Projekt der beschleunigten EG-Integration als dem dynamischen Zentrum
der gesamteuropäischen Politik festzuhalten. Der Werttransfer, der bei einer
engen Bindung an die USA vor allem für die Finanzierung der politisch-mi
litärischen Führungsrolle der USA absorbiert würde, soll dieser Konzeption
zufolge in Richtung Osteuropa und Dritte Welt gelenkt werden. Deutsche
Politik wäre so einem Programm der Innen- und Außenpolitik verpflichtet,
das die Lösung der wirtschaftlichen und politischen Integration Europas
(verbunden mit dem Ziel, diese Einheit auch nach Maßstäben der „sozialen
Kohäsion" und des Schutzes bzw. der Regeneration der Natur zu realisieren)
auch als einen Beitrag zurÜberwindung dersozialen Spaltungen in Europa
wie in der Nord-Süd-Dimension begreift

Jürgen Habermas hatte schon 1985von dem „IVaum"einer „ganz anderen
europäischen Identität" gesprochen, die sich nicht nur zum „Erbe des okzi-
dentalen Rationalismus" bekennt, sondern auch die Differenz zum neokon
servativen .American Dream" geltend macht „Zu einer neuen Identität wird
das alte Europa nur dann finden, wenn es diesem Kurzschluß aus Wirtschafts
wachstum, Rüstungswettlauf und 'alten Werten' die Vision eines Ausbruchs
aus den selbstverhängten systemischen Zwängen entgegensetzt, wenn es der
Konfusion ein Ende setzt, als könne der in rationalisierten Lebenswelten
gespeichterte normative Gehalt der Moderne einzig in immer komplexer
werdenen Systemen entbunden werden" (Habermas, 1986,S. 424/25).

Peter Glotz, der nicht nur die Renaissance des Nationalismus in Europa,
sondern auch ein Einschwenken der deutschen Politik auf einen Weg der
nationalen „Normalisierung" fürchtet, plädiert für eine „antitraditionelle
Politik" der Deutschen: „kein Whffenexport, kein Militäreinsatz out of area,
keine Kriegsfinanzierung mehr, keine logistische Hilfe für Kriegsparteien;
aber Verteidigung der eigenen Region, ein wirksames Friedenskorps mit
hohem technischen Bildungssiand und modernstem Gerät, große Investitio
nen zum Wiederaufbau und zur ökologischen Stabilisierung dieser gefährde
ten Welt, eine besondere Aufgeschlossenheit für internationale Organisatio
nen und eine internationale Rechtsordnung". Diese Ordnung „...verlangt
eine stärker koordinierte Außenpolitikder großen europäischen Staaten und
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die Bereitschaft, friedenserhaltende Maßnahmen der Vereinten Nationen
oder der KSZE zu unterstützen, auch mit Blauhelmen" (Glotz, 1991). Da
Glotz schon in seiner eigenen Partei, der SPD,als realitätsferner Utopist und
,4inker Spinner" kritisiert wird (Seebacher-Biandt, 1991), ist zu befürchten,
daß die offene Krise des Genscherismus auch in der SPD selbst ein Ein

schwenken auf die konservative Variante einer nationalen „Normalisierung"
als Fixpunkt für die Neubewertung der außenpolitischen Optionen des neu
en Deutschland beschleunigen könnte.

4.5. Zum Schluß: „Historische Blöcke" und internationale
Politik.

Bei den Debatten um die „neue Weltordnung" handelt es sich keineswegsum
bloße strategische Denkspiele, die von den Think Ihnks der Außen- und
Wirtschaftsbürokratien der Großmächte programmiert werden. Gemeinsa
mer Bezugspunkt solcher strategischerErörterungen ist vielmehr 1.die Er
kenntnis, daß die „alte Weltordnung" der Bipolarität keinen Bestand mehr
hat und sich weiter auflösen wird, und daß 1 die internationale Politik mehr
und mehr von der Auseinandersetzung der Staaten und Regionen um die
Gestaltung neuer Ordnungen und dabei auch um neue, hegemoniale Füh
rungsstrukturen bestimmt wird, die ihrerseits als eine Art Damm gegen den
„wilden und zerstörerischen Strom" der wirtschaftlichen und politischen
Macht- und Konkurrenzkämpfe notwendig sind.

Die idealistische Vision einer „One World", in der die Großmächte (die
USA und die UdSSR) nicht mehr gegeneinander stehen, sondern gemeinsa
me Verantwortung für die Lösung der globalen, menschheitsbedrohenden
Probleme übernehmen, ist schnell verblaßt - u. a. auch deshalb, weil die
innere Krise der Sowjetunion deren Außen- und Weltpolitik weitgehend
entmachtet bzw. auf einen subalternen Status (gegenüber den USA bzw.
gegenüber der BRD) reduziert hat und weil die USA mit dem Golfkrieg den
Anspruch auf ihre Führungsrolle in einer „unilateralen Welt" erneuert ha
ben.

Zahlreiche Szenarios, die zum Ibil einen bedeutenden Einfluß auf die
innenpolitischen Auseinandersetzungen ausübten (wie z. B. die „Decline"-
Debatte in den USA), sind unter dem Druck der Ereignisse der Jahre 1989
bis 1991 schnell entwertet worden. Auch der Haum des George Bush von der
Wiedergeburt einer globalen FUhrungsrolIe der USA wird diesem Schicksal
nicht entgehen; denn Rausch und „hang-over" (Kater) liegen in diesen Zei
ten eng beieinander. Absteigende Großmächte sind auch deshalb so gefähr-
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lieh,weilsie immer weniger auf den Rausch ihrer militärischen Machtexzesse
verzichten können, um sich so gegen die Erkenntnis der inneren Ursachen
des Abstieges zu immunisieren.

Aber auch gegen die - durch den Golikrieg noch verstärkte - These vom
nun bestimmenden Nord-Süd-Konflikt, der als Krieg der Reichen des Nor
dens gegen die Armen des Südens (und umgekehrt) zum Zentralthema der
internationalen Politik der 90er Jahre wird, lassen sich Einwände formulie
ren - auch dann, wenn die Objektivität der Spaltungen zwischen Nord und
Süd und sogar die Ibndenz zur weiteren Marginalisierung der Dritten Welt
anerkannt wird. „Wer aber hieraus ableitet, daß die Nord-Süd-Problematik
Bedeutung in der Weltpolitik gewinnen werde und die Chancen für einen
Neuanfang größer seien als die Gefahren für die Dritte Welt, scheint eine
Überdosis des 'Prinzip Hoffnung' eingenommen zu haben. Die Position der
Dritten Weltinsgesamt wirdsich zunächstverschlechtern, einigeSchwellen
länder (insbesondere in Ostasien) können ihre Position halten oder sogar
verbessern. Die herrschenden Klassen in vielen Entwicklungsländern werden
sich zeitweilig stabilisieren können-, die forcierten Polarisierungstendenzen
(infolgefreier Marktwirtschaft, Strukturanpassungsprogrammen, Entstaatli
chungskonzepten usw.)werden zunehmen und den gesellschaftlichen Desin
tegrationsprozeß vorantreiben" (Boris, 1991,S. 8). Es ist also wesentlichdie
Schwäche der Dritten Welt in der Arena der internationalen Politik, die die
Formulierunggemeinschaftlicher Programme oder gar die Entwicklung von
Kampf-und Machtblöckengegenden Imperialismus immer unwahrscheinli
cher werden läßt.

Die Ergebnisse unserer Untersuchung sprechen eher dafür, daß die Auf
lösungder bipolaren Ordnungden Weg zu einer multipolaren Weltordnung
freimacht, für die die ökonomischen und politischen Machtkonstellationen
innerhalb der Triade mit regionalen Führungsmächten - Nordamerika/USA,
Ostasien/Japan,Europa/Deutschland - bestimmend seinwerden.DiesesPro
jekt des IHlateralismus sieht sich freilich zahlreichen Widerständen und
Unwägbarkeiten konfrontiert,so daß eine gleichsam organischeKonsensbil
dung zwischen den Staaten über a) die geteilte Führerschaft bzw. Konsorti-
alfOhrung (im politisch-militärischen Sinne, d. h. auch der Sicherheitsstruku-
ren), sowie über b) die zur Stabilisierung der Weltwirtschaft erforderlichen
wirtschafis-, flnanz- und geldpolitischen Regime nicht erwartet werden kann.

Die Unsicherheit über die weitere ökonomische und politischeEntwick
lungder Sowjetunion,die immer noch die Option einer gewaltsamen Restau
ration zumindest von Elementen der Macht der alten militärischen und

bürokratischen Eliten in Rußland und damit eine Restauration von W^r-

kungselementen des alten Ost-West-Konfliktes aufdie internationale Politik
offenhält, steht einer solchen Neuordnung ebenso entgegen wie die Unge-
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wißheit äber die weitere Entwicklung der ökonomischen und politischen
Macht der USA und der Reaktionen ihrer politischen Führung. Denkbar ist
einerseits eine neue Form der internationalen Arbeitsteilung, wie sie wäh
rend und nach dem Golfkrieg sich zu konkretisieren scheint: „die USA
(spielen) zwar weiterhin die Rolle der politischen und militärischen Füh
rungsmacht, aber sie können diese nur mittels massiver finanzieller und auch
technologischer Alimentierung von Seiten Japans und der Bundesrepublik
aufirecht erhalten" (Menzel, 1991).

Denkbar ist aber auch, daß sich in den gegenwärtigen weltwirtschaftlichen
und weltpolitischen Umbrüchen eine neue Konfliktformation herausbildet,
die durch einen anhaltenden - und sich durch iimere soziale und politische
Kämpfe noch verstärkenden - Abstieg der USA, durch einen mühsamen
Prozeß der europäischen Einigungmit ständig umstrittener deutscher Hege
monie sowie durch die Herausbildung eines von Japan geführten orientali
schen Wirtschafts- und Kulturraumes charakterisiert ist. Dieser fordert nicht

nur ökonomisch, technisch und finanziell, sondern auch kulturell das Modell
der westlichen, christlichen Zivilisation heraus. Johan Galtung z. B. vertritt
diese Vision einer „Dialektik zwischen Orient und Okzident"; denn es gibt
zwei Modelle, zwei Gebiete in der Welt, die von unterschiedlichen Wertvor
stellungen beherrscht werden: „ein großes jüdisch-christliches Gebiet, basie
rend auf Individualismus und Wettbwerb zwischen Individuen und dann ein

großes buddhistisch-konfuzianisches Gebiet: China, Korea, Japan, die klei
nen Tiger, es könnte auch Vietnam sein. Das sind die beiden Gebiete der
Welt, wo man sehr hart arbeitet, eines ist individualistisch, eines ist kollekti
vistisch" (Galtung, 1991).Daß bei einer Konfrontation zwischenOrient und
Okzident die vom Islam beherrschten Zwischenräume auf der Seite des
Orients und nicht des Okzidents stehen werden, ergibt sich für Galtung aus
deren Feindschaft gegen die historisch von Europa und Amerika ausgegan
gene Unterwerfung und Zerstörung der Welt.

Immerhin wird diese Wahrnehmung der großen, weltpolitischen Verände
rungen und Ordnungssysteme von Shintaro Ishihara unterstützt. Dieser Ver
treter des rechten Flügels der in Japan regierenden liberalen Partei veröf
fentlichte 1989 zusammen mit dem Präsidenten des Sony-Konzerns, Akio
Morita, einen Bestseller mit dem Titel „Ein Japan, das auch Nein sagen
kann", das als eine offene Kampfschrift gegen die USA verstanden wurde
(Ilkd/Nakanashi, 1990,S. 91). In einem Interview mit der spanischen 21eitung
EL PAIS (15.3.1991, S. 8) hat Ishihara die Gründe benannt, die aus seiner
Sicht den Golfkrieg provoziert haben: „Das Ende der westlichen Zivilisation
nähert sich zu einer Zeit, in der andere dabei sind, stärker zu werden, wie es
Oswald Spengler in seinem 'Untergang des Abendlandes' beschrieben hat.
Die Geschichte wandelt sich. Die USA sind der herausragende Repräsentant
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dieser Zivilisation, die sich in der Krise und im Abstieg befindet. Ihre Macht
ist jetzt geschwächt und deshalbgeht der westliche Modemismus zugrunde.
Es werden andere Zivilisationen aufsteigen und eine neue Ordnung etablie
ren, aber vorher wird die Welt eine weitere Periode von Konflikten durch
schreiten". Es versteht sich von selbst, daß Ishihara Japan im Zentrum der
aufsteigenden Orientalen 21ivilisationsieht.

Sollte diese Konfliktformation für die zukünftige Weltordnung bestim
mend werden, so beruht sie nicht aufden kulturellen Werte- und Normsyste
men des ostasiatischen Raumes, sondern auf seiner wirtschaftlichen Lei
stungskraft im Komm des kapitalistischen Weltmarktes. Diese wiederum
resultiert freilichnichtalleinausder Ökonomie,sondernausder Verbindung
von kulturellen Werteorientierungen, staatlichen Regulationsformen und
Kapitalakkumulation im engeren Sinne, die einen „Block" (Einheit von
Basis und Überbauelementen) der Organisation und Regulation gesell
schaftlicher Verhältnisse und Beziehungen und damit auch Unterschiede zur
entsprechenden Blockbildungin Amerika und Europa konstituiert. Die Aus
einandersetzungen um internationale Machtordnungen werden daher stets
durch solche Blockbildungen strukturiert, über die sich letztlich auch der
Zusammenhang zwischen Binnenstrukturen und äußerer Expansion, zwi
schen Innen- und Außenpolitik herstellt. Die Konflikte zwischen den Groß
mächten bzw. den regionalen Zentren im internationalen System haben
jedoch in letzter Instanz ihren Grund in der „Ungleichzeitigkeit des Indu-
strialisierungs- und Modernisierungsprozesses in den heute führenden Indu
strieländern ..., die auch immer wieder mit der Ungleichzeitigkeit der natio
nalen Machtentfaltungeinhergingund immerwiederin katastrophale Welt
kriege einmündete" (Menzel, 1991).

Die neuen Ordnungen entstehen also nicht - wie die Neorealisten be
haupten - aus der Kollision von Staaten, die im internationalen Systemum
ihre Selbstbehauptungund dabei um die Erweiterungihrer militärisch-poli
tischen und ökonomischen Macht kämpfen, sondern aus der Dynamik des
kapitalistischen Weltsystems, die durch die Kapitalakkumulation auf dem
nationalen und dem Weltmarkt angetrieben wird (vgl. Kapitel 2). Sie gibt
letztlichden Staaten - und den politischenAkteuren - die Bedingungenihres
Handelns, aber auch die Reichweite ihrer Macht vor. Die Erosion alter und
der Konflikt um die Konstruktion neuer Ordnungs- und Machistrukturen
innerhalb des kapitalistischen Weltsystems steht daher in einer komplexen
Beziehung zur disproportionalen Entwicklung der Kapitalakkumulation:
• Der jeweilige, historischeAkkumulationstyp verbindet sich im Innern der
kapitalistischen Nationenstets miteinembestimmtenSystem der Regulation
der Klassenbeziehungen wieder Vergesellschaftungsprozesse insgesamt.Für
die Stabilität der hegemonialen Struktur dieses Systemsspielt der National-
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Staat eine entscheidende Rolle; denn er stellt nicht nur Regulationsleistun
gen zur Verfügung und verfügt über die Sanktionsmachtzu ihrer Einhaltung,
sondern er sichert dabei auch die politische Herrschaft des „Blocksan der
Macht", der sich im Ergebnis von sozialen und politischen Kämpfen durch
gesetzt hat. Die Krise eines solchen Akkumulationstyps erscheint daher
nichtallein in den ökonomischen Krisenprozessen (Verringerung der Whchs-
tumsraten, Sinken der Profite, Ansteigen der Staatsverschuldung/Finanzkri
se, Massenarbeitlosigkeit) und im - über die nationale und internationale
Konkurrenz vermittelten - Zwangzur Anpassungan den höchsten Stand der
Produktivkraftentwicklung. Sie artikuliert sich auch im politischen und ge
sellschaftlichen Raum als eine Auseinandersetzung um den Umbau der Ge
sellschaft und um eine Neubestimmung der staatlichen Regulations- und
Ordnungsfunktionen.
• Nach außen erzeugt die Kapitalakkumulation den Weltmarkt. Dieser ist
ein Feld ungleich entwickelter Ökonomien und von transnationalen Herr
schafts- und Ausbeutungsverhältnissen. Der Akkumulationstyp der jeweils
mächtigsten und entwickeltsten kapitalistischen Nation diktiert unter der
Voraussetzungeiner Liberalisierungder internationalen Märkte den weniger
entwickelten Ökonomien die Bedingungen der Akkumulation und insofern
auch die Bedingungen für die Regulation der Klassenbeziehungen, deren
zeitweilige Institutionalisierung jedoch stets ein Ergebnis von national-spe
zifischen Klassenauseinandersetzungen ist. Die zunehmende Internationali-
sierung der Produktion, des Handels und der monetären Sphäre schafft
Strukturen der Arbeitsteilung und Interdependenz, die einerseits die Margi-
nalisierungweiter Ibileder Weltökonomieverfestigen,andererseits die Kon
kurrenz der entwickeltenÖkonomien um die Angleichung an den höchsten
Stand der Produktivität, die Beherrschung der Hochtechnologiesektoren
sowie um eine Verbesserung ihrer Weltmarktposition insgesamt einschließt
Dabei fällt dem Nationalstaat die wichtige Aufgabe zu, zwischen den Fünk-
tionsbedingungen des nationalen, hegemonialen Blocks und den Anforde
rungen der Weltmarktkonkurrenz zu vermitteln.
• Hegemoniale Strukturen im internationalen System haben vorerst die
Herausbildung einer kapitalistischen Großmacht zur Voraussetzung, die
nicht nur über ein überlegenes, ökonomisches Potential verfugt und deshalb
auch Maßstäbe für die Verallgemeinerung des jeweils fortgeschrittensten
Akkumulationstyps zusetzen, sondern zugleich- vor allem über die Kontrol
le der monetären Sphäre - die Regeln des Austausches zu beherrschen
vermag. Dazu kommt, daß hegemoniale Ordnungen niemals ausschließlich
auf ökonomischer Vorherrschaft begründet sind,sondern Oberbaustruktu
ren erfordern, über die sich international die politische und auch moralisch
ideologische Führung einer Hegemonialmacht realisiert. Solche Funktionen
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nehmen vor allem die internationalen Organisationen wahr; auf der Ebene
der moralisch-ideologischen Panzerung vonHegemonie hingegen sindes die
Grundwerte, die mit der Lebensweise, dem Konsummodell und der politi
schen Kultur einer Führungsmacht verknüpft sind. In der heutigen Zeit
werden diese nicht allein durch die ideologischen Staatsapparate im engeren
Sinne, sondern auch durch die medialen Apparate (die ja über die Medien-
konzeme in den Prozeß der kapitalistischen Internationalisierung einbezo
gen sind) transportiert.
• Die Krise von hegemonialen Strukturen im internationalen System be
ginnt mit der Krise des jeweiligen Akkumulationstyps und des ihm zugehö
renden Modells der gesellschaftlichen Regulation. Der Umbau der Gesell
schaft, der den Prozeß der Durchsetzung eines neuen Akkumulationstyps
begleitet, wird unter den Bedingungen einer entwickelten Stufe der IVansna-
tionalisierung derÖkonomie sowie unterdem Druck der Weltmarktkonkur
renz unmittelbar in den Widerspruchzwischen der Binnenautonomie/Staats-
tätigkeit und den internationalen Normen einbezogen. Perioden der Hege
moniekrise im internationalen System zeichnen sich daher durch Konflikte
um den Umbau der Gesellschaft im Innern und durch Kämpfe und Kriege um
die Neuverteilung der ökonomischen und politischenMacht in den globalen
Dimensionen aus. Nunmehr werden die Forderungen der bislang subalternen
Aufsteigernationen gegenüber der absteigenden Hegemonialmacht nach ei
ner solchen Neuverteilung für die Beziehungen zwischen den entwickelten
kapitalistischen Nationen bestimmend. Dabei kommtdem Nationalstaat ei
ne entscheidende Vermittlungsfunktion zu - auch dann, wenn infolge der
trattsnationalen ökonomischen und monetären Verflechtungsstrukturen
klassische Bestandteile seiner wirtschaftspolitischen Steuerungsfunktionen
entwertet worden sind.

In einem Artikel über die neue Weltordnung für die britische Zeitschrift
„Marxism Ibday" hat Susan Strange gerade die Bedeutung der Weltmarkt
entwicklung für die großen Erschütterungen im internationalen politischen
System der Gegenwart hervorgehoben. Für diese Veränderungen ist weniger
das Ende des Kalten Kriegesund der Hegemonieverlust der USAverantwort
lich; vielmehr reflektiert sich in ihnen ein verändertes Verhalten der Staaten
als Reaktion auf die Veränderung in der Weltwirtschaft. Die Staaten selbst
müssen in dem - heißer gewordenen - Kampf um Weltmarktanteile interve
nieren - und deshalb haben sie Angst vor „friedlicher Zusammenarbeit,
Verhandlungen undgegenseitigem Verständnis". Soergibtsichdie scheinbar
paradoxe Schlußfolgerung, daß sowohl Karl Kautsky's Theorem vom „Ul
traimperialismus", das die Möglichkeit einer über die Weltmarktverflech
tung erzeugten Annäherung der Interessen der führenden imperialistischen
Staaten unterstellte, als auch W. I Lenins These von der Unvermeidlichkeit
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der Zuspitzung der zwischenimperialistischen \^dersprQche beide - vor dem
Hintergrund der gegenwärtigen Umbrüche - richtig und falsch zugleich sind.

Zur Begründung ihrer Position rekurriert Susan Strange aufzwei- für das
heutige internationale System - Grundsachverhalte, die sie schon in früheren
Arbeiten erläutert hatte. Erstens werden heute Macht und Wohlstand vor

allem durch den Wert jener Güter und Dienstleistungen begründet, die auf
dem Weltmarkt verkauft werden. Zweitens ist die Kapitalakkumulation heu
te über den nationalen Rahmen in globale Dimensionen hineingewachsen.
Dabei nennt sie drei Bedingungen, die notwendig erfüllt werden müssen,
„damit dieses globale Spiel stattfinden kann und auch neue Spieler daran
teilnehmen können. Hindernisse für die Kapitalbewegung mußten beseitigt
werden, damit die Investitionen nicht durch bloß lokale Ersparnisse begrenzt
werden. Die Ibchnologie mußte mobil sein, damit auch der neueste Stand des
Know-How - oftmals durch Allianzen mit ausländischen Konzernen - für

alle zugänglich wurde. Und schließlich mußten die nationalen Märkte zu
einem globalen Markt verbunden werden - durch billigen IVansport und
durch einen schnelleren und billigeren Austausch sowohl von Informationen
als auch von Ideen" (Strange, 1991, S. 31).

Diese Dialektik von Konflikt und Kooperation kann - so Strange - nur
im Ergebnis eines politischen Lernprozesses gebändigt werden, um die Zu
spitzung der Konflikte zu einer katastrophalen Konfrontation zu verhindern.
Angesichts des im Gefolge des Golfkrieges in den USA erstarkten „primiti
ven Unilateralismus" hofft sie darauf, daß die Japaner und die Europäer ihr
gegenseitiges Mißtrauen überwinden (z. B. im Hinblick auf den „F^tungs-
charakter" des europäischen Binnenmarktes) und „ihre Kräfte kombinieren,
um die Amerikaner weiter in die Richtung eines multilateralen Manage
ments der Weltwirtschaft und der Aufrechterhaltung der Weltordnung zu
drängen" (ebd., S. 33). Diese Position abstrahiert allerdings in ihrer Fixie
rung aufdie politischen und wirtschaftlichen Eliten von jenen )A^derspruchs-
komplexen, die in der heutigen internationalen Ordnung die Handlungsfel
der nicht nur für die Regierungen in der IViade sowie für das Management
der internationalen Konzerne, sondern auch von Regierungen außerhalb der
lliade sowie von nichtstaatlichen Akteuren in den Metropolen des Kapitals
strukturieren. Für Susan Strange existiert allein der Konflikt zwischen ver
schärfter Weltmarktkonkurrenz und einem höheren Niveau der globalen
Verflechtung und Interdependenz. Wenn die Krise der alten Ordnungen aber
zugleich die Krise eines historisch bestimmten lyps der hegemonialen Orga
nisation der Herrschaftsverhältnisse in den Metropolen und im internationa
len System bedeutet, dann ergibt sich daraus notwendig die Aufhebung jener
Absonderung der internationalen Politik von der Innenpolitik und vor allem
von den politischen und sozialen Kämpfen, die ein altes Defizit der wissen-
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schafUichenDisziplin von den „interaationalen Beziehungen", aber auch der
„internationalen politischen Ökonomie" ausmacht.

Wie die Dialektikvon Konflikt und Kooperation im gegenwärtigen kapi
talistischen Weltsystem bearbeitet wird, hängt nicht zuletzt davon ab, welche
Handlungskonstellationen sich objektiv aus den für dieses System heute
charakteristischen Verbindungen zwischen der widersprüchlichen Dynamik
der Kapitalakkumulation und den Zwängen der transnationalen Verflech
tungen ergeben und wie solche Konstellationen von den politischen Akteu
ren strategisch reflektiert und praktisch umgesetztwerden. Bei den program
matischen Debatten über die neuen Weltordnungen - ob sie nun einem
idealistischen Globalismus, einer neuen Multipolaritätbzw. demProjekt des
IVilateralismus oder einem aggressiven Unilateralismus ä la Krauthammer
verpflichtet sind- werden inder Regeldie folgendenWiderspruchskomplexe
ignoriert:
• Die ^klische Bewegung der Weltmarktkonjunktur setzt die Rahmenbedin
gungen nicht allein für die Stabilität des Wachstums(und damit für Beschäf
tigung, Lebensstandard, Staatsflnanzen, aber auch für einen bestimmten
Wachstumstyp), sondern auch für die wirtschaftspolitischen Beziehungen
zwischenden Staaten. Ob es z. B.- im Sinne der Hoffnung von Susan Strange
- zu einem Konsens über die notwendigen,multilateralen Regime zwischen
den USA,Japan und Europa kommt,wird daher in hohem Maße vom weite
ren Verlauf der Weltmarktkonjunktur bestimmt sein. Krisen wie in den
Jahren 1974/75 und 1980/82 werden notwendig die Tbndenz zur zwischen
staatlichen Konkurrenz und Abschottung (Protektionismus) verstärken,
aber auch die sozialen Spaltungen in den Metropolen des Kapitals,zwischen
Ost- und Westeuropa sowie die Abkoppelung von weiten Ibilen der Dritten
Welt forcieren. Die Konflikte und Kämpfe, die daraus erwachsen, werden
nicht unmittelbar das Akkumulationsmodell des transnationalen Kapitalis
mus in Frage stellen. Aber sie werden auf die Formierung des je nationalen
Blockes an der Macht und seine Bindungen zu den relevanten gesellschaftli
chen Akteursgruppen einwirken und dabei auch strategische Grundfragen in
Bezugauf die internationale Arbeitsteilung und Machtstruktur berühren.
• Schon in der günstigenWachstumsperiode des kapitalistischenWeltmark
tes zwischen 1982und 1989hat sich in den Metropolen des Kapitals - wenn
auch mit beträchtlichen Unterschieden innerhalb der IViade - der Wider

spruch zwischen der weltmarktorientierten Modernisierung, die durch eine
neokonservative Deregulierungspolitik gestützt wird, und der Konzentration
von inneren sozialen Problemen (chronische Unterbeschäftigung, neue Ar
mut, Verfall der Infrastruktur, Frauen in ungeschützten Beschäftigungsver
hältnissen usw.)verfestigt. Die Bearbeitung und Lösung dieser inneren Pro
bleme wird jedoch unvermeidlich zum zentralen Gegenstand der nationalen
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Politik weil der neokonservative Block an der Macht zerfällt und innenpo
litisch das Programmeiner sozialorientierten Re-Regulationan Attraktivi
tät (für die '^hlbevölkerung) gewotmen hat. Außerdem erkennen - vor
allem in den USA - die wirtschaftlichen FQhrungsgruppen selbst immer
deutlicher den Zusammenhang zwischen den inneren sozialökonomischen
Verfallsprozessen (und der absinkenden Produktivität der nationalen Öko
nomie) und der geringeren Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Re
Regulation bedeutet jedoch nicht einfach ein Umschalten der herrschenden
Politik von Monetarismus auf Keynesianismusbzw. eine Reformulierung der
Prioritäten bei den Staatsausgaben. Der Konflikt zwischen Produktivitäts
steigerung (im Sinne der Angebotsorientierung) und einer notwendigen Sa
nierungder gesellschaftlichen Infrastrukturenwirdmehr und mehrzu einem
zentralengesellschaftspolitischen Konflikt, da die gewaltigen Mittel für eine
solcheSanierungimZeichender gestiegenen öffentlichen wieprivaten Ver
schuldungletztlichnur durch einen Prioritätenwechsel der Politik insgesamt
(z.B.über eine drastischeVerringerung der Rüstungsausgaben, die natürlich
mit einer grundlegenden Veränderung der sicherheitspolitischen Strategien
nach außen verbunden sein muß) aufzubringen sein werden.
• Schließlich tendiert die Entwicklung des transnationalen Kapitalismus
mehr und mehr zu einer Extemalisierung von globalen Risikolagen. Die
zunehmende Spaltung der Weltgesellschaft in arme und reiche Regionen
sowie die globalen Wirkungsdimensionen der ökologischen Katastrophen
potentiale erzeugen zunächst einmal Handlungsbedarf für neue internatio
nale Regime, die aus der Angst in den Metropolen des Kapitals vor dem
Ansturm der Armen auf die „Wohlstandsfestungen" sowie vor irreversiblen
Schädigungen der natürlichen Grundlagen menschlichen Daseinsentsprin
gen.Sieerzeugenaber auch Kampf- und Konfliktfelder, in denen nichtallein
spontane katastrophische und gewaltsame Formendieser Widerspruchskom
plexe aufbrechen (Massenmigration, Öko-Kriege, Katastrophenschutz
usw.), sondern letztlich auch grundlegende Fragen der gesellschaftlichen
Entwicklung, der Organisation der Produktions- und Lebensweise und der
globalen Reichtumsverteilung bzw. -Umverteilung in den Vordergrund treten
werden. Diese stellen ihrerseits den geschichtlichen Horizont der Organisa
tionsformdes kapitalistischen \Mrtschaftssystems innerhalb der IViade - als
globales Ordnungsmodell - in Frage. „Es ist mittlerweile beinahe schon eine
Binsenweisheit, daß die Grundlinien einer Selbstentwicklung der gesell
schaftlichen Gesamtarbeit eine rasche Beendigung des Hungers, der Arten
vernichtung undder Überrüstung aufder Erde,eine möglichst weitgehende
Reduktion der unlinearen Ihmsformation von Energie und von Stoffen in
Güter und Abstoffe und eine schrittweise Umstellung der Energieversorgung
auf regenerative Energieträger sowie der Stoffverarbeitung auf rezirkulative
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Produkte und Abprodukte enthalten müssen. Dabei kommt einer radikal
energie- und stofi^rtschaftlichen Konversion wohl eine Schlüsselrolle zu"
(Tjaden, 1990,8.204).

Es kann hier nicht darum gehen, diese Konflikt- und Handlungsfelder im
einzelnen zu beschreiben, oder gar die Strategien der Veränderung von
Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen und deren politische und soziale
Subjekte in der Perspektive eines großen Wurfes der antikapitalistischen
Systemveränderung abzuleiten. Zweck dieser Untersuchung ist es vielmehr
(auch angesichts der durch den Zusasmmenbruch des Realsozialismus ver
stärkten Ihtsache, daß ein solchesProjekt nicht kurzfristig aufder Ihgesord-
nung der Geschichte anstehen wird), Antworten auf die Frage zu diskutieren,
welches - nach dem Ende der S^temkonkurrenz - die IHebkräfte und
Ibndenzen sein werden, die zunächst einmal die Möglichkeit der Herausbil
dung neuer Ordnungen bestimmen. Die Dynamik des kapitalistischen Welt
systemsstrukturiert solche Möglichkeiten nicht allein vermittels der interna
tionalen bzw. globalen Arbeitsteilung und Interdependenz (Kooperations
aspekt), sondern vor allem auch vermittels des antagonistischen Charakters
der transnationalen Vergesellschaftungsprozesse (Konfliktaspekt). Dieser
stellt zugleich den Zusammenhang zwischen den inneren (im Rahmen der
Nationalstaaten wirksamen) und den transnationalen Widerspruchskomple
xen und Konfliktfeldern her und setzt dabei die Machtstrukturen im interna

tionalen System- als Machtblöcke in den Staaten und als Machtbeziehungen
zwischen den Staaten - mit den Vergesellschaftungsprozessenselbst in Bezie
hung.Nur so ist zu begreifen,daß der Kampfum neue Ordnungen keineswegs
ausschließlich aus den Machtkonflikten zwischen den mächtigsten Staaten
sowie aus den Verwertungsinteressen und Akkumulationsstrategien der in
ternationalen Konzerne (also den zwischenimperialistischen Konkurrenz
verhältnissen im engeren Sinne) hervorgeht,sondern daß auf der materiellen
Basisder antagonistischenVergesellschaftungsprozesse (unter Einschlußder
Mensch-Natur-Beziehung) zugleich Interessengegensätze über die Gestal
tung der sozialökonomischen und ökologischen, der politischen und kultu
rellen Ordnungen reproduziert werden, die ihrerseits - als geschichtliche
Möglichkeit - den Horizont der Eindimensionalität des kapitalistischen
Weltsystems überschreiten.

Der Mythos der internationalen Politik als eines gegenüber den gesell
schaftlichen Verhältnisse sowie den Binnenstrukturen von staatlicher Macht
verselbständigten Machtspiels zwischenden Großmächten erzeugt stets von
neuem die Vorstellung von der strukturellen Ohnmacht der sozialen und
politischen Akteure auf der Ebene der lokalen, regionalen und nationalen
Politik. Die scheinbare Autonomie der internationalen Politik ist so einer
seits Bedingung jener Ideologie, die den starken Machtstaat (mit den ent-
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sprechenden militärischen Instrumenten ausgerüstet) als unverzichtbares
politisches Instrument der nationalen Selbstbehauptung ausgibt. Auf der
anderen Seite gibt es zumal in der IVadition der sozialistischen Arbeiterbe
wegungdie lange Hadition eines moralisierenden Internationalismus, der an
die internationale Solidarität der Ausgebeuteten und Unterdrückten in der
ganzenWeltappelliert Er wurdejedoch immerwieder- nicht nur imAugust
1914 - von Wellen eines aufschäumenden Nationalismus überrollt. Darin

bewiessich - wie Carl Schmitt 1923triumphierend von rechts konstatierte
„daß die Energie des Nationalen größer ist als die des (internationalisti
schen) Klassenkampfmythus" (Schmitt, 1985, S. 88). Der „alte Internationa
lismus" blieb letztlich doch eingebunden in eine >\hhrnehmungsstruktur
internationaler Politik, bei der der Bezug zu den internationalen und globa
len Formationen des Klassenkampfes durch die je spezifischen nationalen
Ausprägungen des Kräfteverhältnisses der Klassen, also durch eine auf den
Nationalstaat bezogene Politik bestimmend geblieben war.

Robert W.Cox hat schon 1983 in einem Essay über „Gramsci, Hegemonie
und internationale Beziehungen" den Versuch unternommen, den Beitrag
des italienischen Kommunisten für eine Theorie der transnationalen Macht

beziehungen fruchtbar zu machen. Obwohl dieser - in den „Gefängnishef
ten" - nur äußerst selten Probleme der internationalen Politik behandelt, so
gibt er doch einige Hinweise, diemethodisch für den Begriff von Ökonomie
und Politik, aber auch der Beziehungen von Innen- und Außenpolitik von
Bedeutung sind. Auf die Frage, ob „die internationalen Beziehungen den
grundlegendengesellschaftlichen Verhältnissenvorausgehenoder aus diesen
(logisch) abzuleiten sind", antwortet Gramsci: „Es gibt keinen Zweifel,daß
sie aus diesen abgeleitet sind. Jede organische Erneuerung der gesellschaft
lichen Strukturen modifiziert organisch - über ihre technisch-militärischen
Ausdrucksformen - auch die absoluten und relativen Beziehungen in der
internationalen Politik" (Gramsci, 1975,S. 1562). Gramsci will damit sagen
- so Cox, „daß grundlegende Veränderungen in den internationalen Macht
beziehungen oder in der Weltordnung, die als Veränderungen im militärisch
strategischen und geopolitischen Gleichgewicht zu beobachten sind, auf
grundlegende Veränderungen in den gesellschaftlichen Verhältnissen zu
rückgeführt werden können" (Cox, 1983, S. 169).

Hegemonie bedeutet für Gramsci nicht allein die Vorherrschaft einer
gesellschaftlichen Klasse, die über die Produktionsmittel verfügt und den
Staat als Instrument ihrer politischen Herrschaft über die Gesellschaft be
nutzt. Im geschichtlichen Prozeß realisiert sich Hegemonie als gesellschaftli
che Herrschaft und politische Führung einer Klasse, die nicht nur Gewalt
ausübt, sondern zugleich einen Konsensus zwischen Herrschenden und Be
herrschten erzeugt. Die Politik umfaßt daher nicht allein die theoretischen
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und praktischen Aktivitäten, mit denen die herrschende Klasse ihre Herr
schaft rechtfertigt und aufrechterhält, sondern vor allem auch jene Aktivitä
ten, mit denen sie einen aktiven Konsens von Seiten der Beherrschten er
reicht (vgl. Gramsci, 1975, S. 1765).

Der Machtbegriff wird so von den Restriktionen einer ökonomistischen
und instrumentalistischen Denkweise befreit; denn Macht kann eine Klasse
nur dann erfolgreich ausüben, wennsie nicht nur den ökonomischen Repro
duktionsprozeß, sondern auch das Systemder ideologischenApparate, allge
meiner: das weitverzweigte Netz der Institutionen der „Zivilgesellschaft"
und der Volks- und Alltagskulturen beherrscht. Dabei kommt den Intellek
tuellen eine entscheidende Bedeutung zu. Basis und Überbautenschließen
sich - im konkreten geschichtlichen Prozeß - jeweils zu einem „historischen
Block" zusammen, dessen materielle Basis freilich stets die Gesamtheit der
gesellschaftlichen Beziehungen in der Produktion und Reproduktion des
gesellschaftlichen Lebens bildet Politik ist daher nicht der bloße Reflex
dieser Basisstrukturen, sondern vollzieht sich vor allem in den „oberen
Stockwerken" der bürgerlichen Gesellschaft: als ein Kampfum die „geistige
und moralische" Führung in der Zivilgesellschaft, der in einer organischen
BeziehungzumKampfumdie Veränderungder politischen Machtverhältnis
se im Staat steht. Gramsci hat diese Bestimmung von Hegemonie auch in
bezug auf die internationalen Beziehungen erweitert: .Jede hegemoniale
Beziehung ist notwendig eine erzieherische Beziehung und diese besteht
nicht nur in einer Nation, zwischen den verschiedenen Kräften, aus denen
sich die Nation zusammensetzt, sondern auch auf dem internationalen und
dem weltweiten Feld,zwischen Komplexen von nationalen und kontinenta
len Zivilisationen" (Gramsci, 1971, S. 350).

Aus diesen Vorüberlegungen von Gramsci leitet Cox ein Konzept der
Hegemonie ab, das die Produktionsverhältnisse, die Kräftekonstellationen
der Klassen und die jeweiligen „historischen Blöcke" mit der Entwicklung
der globalen Machtstrukturen verbindet. „Auf der internationalen Ebene
bedeutet Hegemonie nicht bloß eine Ordnung zwischen Staaten (dies der
wesentliche Kritikpunkt an den Neorealisten, vgl. dazu auch - im Anschluß
an Cox, Rupert, 1990,S. 428ff.).Sie bedeutet vielmehr eine Ordnung in der
Weltwirtschaft mit einer dominanten Produktionsweise, die alle Länder
durchdringt und diese mit untergeordneten Produktionsweisen verknüpft.
Sie bedeutet zugleicheinen Komplex der internationalen gesellschaftlichen
Beziehungen, der die gesellschaftlichen Klassen verschiedener Länder mit
einander verbindet. Welt-Hegemonie ist als eine gesellschaftliche Struktur,
eine ökonomische Struktur und als eine politische Struktur zu beschreiben;
sie kann nicht nur eines dieser Elemente, sie muß alle drei umfassen. Außer
dem artikuliert sich Welt-Hegemonie in universellen Normen, Institutionen
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und Mechanismen, die allgemeine Verhaltensregeln fflr Staaten und für
diejenigen Kräfte der 21ivilgesellschaft festlegen, die Ober die nationalen
Grenzen hinaus agieren - Regeln, die die dominante Produktionsweise un
terstützen" (Cox, 1983, S. 171/2).

An anderer Stelle hat Cox seinen Hegemoniebegriff konkretisiert - jetzt
in einer historischen Betrachtung der Fax Britannica in der Mitte des 19. und
der Fax Americana in der Mitte des 20. Jahrhunderts. Dabei greift er auch
Gramsci's Hinweis auf den „erzieherischen" Charakter hegemonialer Bezie
hungen auf. Die Hegemonie einer Weltmacht bedeutet „eine spezifische
Herrschaftsform, bei der der dominierende Staat eine Ordnung herstellt, die
ideologisch auf einem breiten Konsens begründet ist. Diese funktioniert
nach allgemeinen Prinzipien, die tatsächlich den Fortbestand eines oder
mehrerer führender Staaten sowie von führenden Klassen sichern, die aber
gleichzeitig den weniger Mächtigen die Aussicht auf eine Befriedigung ihrer
Ansprüche bieten. In einer solchen Ordnung wird die Produktion eines jeden
Landes durch den Mechanismus der Weltwirtschaft zu einem globalen Sy
stem der Produktion verbunden. Die gesellschaftlichen Klassen des dominie
renden Landes finden Verbündete bei den Klassen anderer Länder. Die

historischen Blöcke, die die jeweiligen Staaten stützen, werden durch ge
meinsame Interessen und die ideologischen Perspektiven der Klassen in den
verschiedenen Ländern verbunden, sodaß sich globale Klassenformationen
ausbilden" (Cöx, 1987, S. 7).

In seinen Geßngnisnotizen zum „Amerikanismus und Fbrdismus"
(Gramsci, 1975,S. 2137ff.)hat Gramsci freilich - über bloß methodologische
Reflexionen hinaus - das zentrale Thema der transnationalen, hegemonialen
Ordnung nach 1945,also der US-Hegemonie im kapitalistischen Weltsystem,
angesprochen. Diese Notizen aus dem Jahre 1934befassen sich mit der Frage,
ob sich im amerikanischen Kapitalismus der 20er Jahre - durch Massenpro
duktion, Rationalisierung derArbeit (Ihylorismus) und durch einen „Über
gang vom alten, wirtschaftlichen Individualismus zur programmierten Wirt
schaft" (ebd., S. 2139) - nicht die Konturen einer kapitalistischen Moderni
sierung erkennen lassen, die sich - anders als in Europa - von den Spuren
und vom Einfluß vorkapitalistischer gesellschaftlicher Verhältnisse und kul
tureller Formen emanzipiert haben (auf diese Spezifik des europäischen
Industriekapitalismus hat neuerdings wieder Ulrich Beck, 1986, aufmerksam
gemacht). Die USA nehmen daher für Gramsci den gleichen Platz ein, den
Großbritannien im 19. Jahrhundert für Marx - bei der Niederschrift des

„Kapital" (de te fabula narratur, MEW, 23, S. 12) - hatte: sie repräsentieren
das „verallgemeinerbare Modell der kapitalistischen Entwicklung" (Baratta,
1989, S. 29).
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Der Fordismus ist demnach - in der Ihrminologie von Gramsci - das
„grundlegende gesellschaftliche Verhältnis", das der US-amerikanischen He
gemonienach 1945 im kapitalistischenWeltsystem zugrunde liegt unddessen
Krise seit den 70er Jahren - von innen her - die Krise und den Verfall dieser

hegemonialen Stabilität in letzter Instanz verursacht hat. Die „Doppelkrise"
des internationalen Systems der Nachkriegszeit, die in den 80er Jahren offen
kundig geworden ist, ist so als Krise a) der Bipolarität (die primär durch den
Zusammenbruch des „Realsozialismus" verursacht wurde) und b) als Krise
der auf dem fordistischen Modell der Regulation nationaler und internatio
naler gesellschaftlicher Beziehungen beruhenden US-amerikanischen Hege
monie innerhalb des kapitalistischen Weltsystems zu begreifen.

Der Rekurs auf Gramsci sowieauf dessen Rezeption durch Robert W. Cox
am Ende dieser Untersuchung soll zunächst noch einmal das Konzept erhel
len, das gleich einem roten Riden die Analyse des 21erfalls der alten Ord
nungssysteme und die Auseinandersetzungen um neue Ordnungen im inter
nationalen System leitet: daß nämlich die widersprüchliche Entwicklungsdy
namik des kapitalistischen Weltsystems als der wesentliche Bezugspunkt
nicht nur für die theoretische Analyse dieser Veränderungen, sondern auch
für die Evaluation der möglichen, praktisch-politischen Handlungskonstel
lationen anerkannt werden muß. Ebenso wie die Auflösung der alten Hege-
monialordnungen die Krise der fordistischen Regulation der gesellschaftli
chen Verhältnisse zur Voraussetzung hat, so wird auch der Kampf um neue
Ordnungen durch eine antagonistische Interessenstruktur bestimmt werden,
in der auf der einen Seite das Projekt einer - von den internationalen
Konzernen getragenen - Neuordnung der wirtschaftlichen Beziehungen in
nerhalb der IViade (als Alternative zur imperialistichen Renationalisierung)
und die Möglichkeit der Bildung von gegen-hegemonialen Blöcken auf der
nationalen wie der internationalen Ebene im Mittelpunkt stehen werden.

Die Ideale des globalistischen Internationalismus (Abrüstung und fried
licheZusammenarbeit derStaaten, Überwindung der nationalen Souveräni
tät, Aufhebung der sozialen Spaltungen in der Weltgesellschaft, Schutz der
Menschheit vor ökologischen Katastrophen, ökologischer Umbau der Indu
striegesellschaften, Gleichberechtigung der Geschlechter) können dabei
durchaus als Leitideen akzeptiert werden - ebenso wie lOint's Idee vom
„ewigen Frieden" als humanistisches Ideal stets erstrebenswert bleibt.
Gleichwohl werden solche Ideale nur dann zu realisieren sein, wenn die
Frage der Organisation der gesellschaftlichen Verhältnisse - und damit die
Kritik der Organisations- und Bewegungsprinzipiender kapitalistischen Ge
sellschaftsformation selbst - nicht als historisch überholte Fragestellung
begriffen wird. Karl Hermann Tjaden hat daher mit Recht darauf hingewie
sen, „daß das Demokratie-Postulat ohne eine materiell-praktische Strategie
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der Entwicklung einer Gesellschaft, für deren Erarbeitung und Durchset
zung Demokratie ihrerseits wesentliche Voraussetzung ist, ins Leere läuft...
Wenn wir unter Demokratie in einem aktuellen und progressiven Sinn die
Beherrschung der Beziehungen, die die Menschen untereinander und zur
Natur verwirklichen, durch die Menschen selbst verstehen, dann schließt sie
vor allem eine vernünftige Gestaltung der gesellschaftlichen Gesamtarbeit
ein" (Traden, 1990, S. 207 und S. 209/10).
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Das neue Buch des Marburger Politikwissenschaftlers befaßt sich
mit dem Umbruch der weltpolitischen und weltwirtschaftlichen
Ordnungen seit dem Ende der 80er Jahre. Es beginnt mit einer
Würdigung der „welthistorischen Zäsur 1989/90". Das Ende der
Systemkonkurrenz bzw. des „Kalten Krieges" bedeutet nicht allein
den Zusammenbruch des „realsozialistischen Staatensystems"
sondern schließt tiefgreifende Veränderungen in den Machtbezie
hungen zwischen den entwickelten kapitalistischen Zentren (USA
Japan, Westeuropa), aber auch eine Neubewertung der Nord-Süd
Beziehungen, ein. Der Niedergang der USA wird ebenso ausfuhr
lieh diskutiert wie der Versuch, deren politisch>militärische Füh
rungsfähigkeit wiederherzustellen. In den theoretischen Abschnit
ten wird die Erklärungskraft der klassischen, marxistischen Impe
rialismustheorien sowie der Streit zwischen der „neorealistischen'
und der„Interdependenz-$chule" überprüft

In einem abschließenden Kapitel geht das Buch auf die Debatten
über „neue Weltordnungen" ein. Der kurze Haum vom „neuen
Denken" und einer globalen Friedensordnung wird dabei ebenso
behandelt wie der neue Anspruch auf eine „unilaterale" Weltord
nung unter der Führung der USA, der jetzt durch den Golfkrieg
bekräftigt wurde. Die Diskussion von Chancen einer alternativen
Ordnung, die sich in der europäischen Politik sowie in den natio
nalen Auseinandersetzungen um den gesellschaftlichen Entwick
lungstyp (Zivilgesellschaft) rekonstruieren lassen, bilden den Ab
schluß des Buches.
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